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Allgemeine Vorbemerkungen zum Inhalt der Strafverfol-
gungsstatistik:  

Es besteht eine lange Tradition reichseinheitlicher und dann bundeseinheitlicher Erfassung 

strafgerichtlicher Entscheidungen. Sie startet mit der sog. Reichskriminalstatistik als Reihe 

in der „Statistik des Deutschen Reiches“. Der erste Band stellte die Befunde für das Jahr 

1882, der letzte Band die Befunde für das Jahr 1942 dar (zu weiterführenden Quellen s. 

Hinweis am Ende dieses Dokuments). 

Bei der aktuellen Strafverfolgungsstatistik3 handelt es sich um eine Sekundärerhebung auf 

der Basis von Verwaltungsdaten der Strafvollstreckungsbehörden (d.h. der Staatsanwalt-

schaften und Jugendgerichte).  

Diese Strafverfolgungsstatistik weist endgültig gewordene gerichtliche Entscheidungen 

deutscher Gerichte gegen Abgeurteilte in Verfahren wegen Vergehen oder Verbrechen 

nach. Nicht erfasst sind deshalb von vornherein alle gerichtlichen Entscheidungen vor Er-

öffnung des Hauptverfahrens.  

Bei den „endgültigen“ gerichtlichen Entscheidungen in Strafsachen wird eine Auswahl ge-

troffen. Berücksichtigt werden bislang allein die sozusagen primären Entscheidungen. Da-

mit zusammenhängende nachträgliche gerichtliche Entscheidungen werden also nicht 

mehr dokumentiert, namentlich der Widerruf einer Strafaussetzung von Freiheitsstrafe 

(§ 56f StGB) oder Jugendstrafe (§ 26 JGG) zur Bewährung, die Verhängung einer zunächst 

nur vorbehaltenen Sicherungsverwahrung (§ 66a Abs. 3 StGB) und die nachträgliche Ver-

hängung von Sicherungsverwahrung (§ 66b StGB).  

Entscheidungen auf der Basis des „Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG)“, die im 

Allgemeinen von den Verwaltungsbehörden betrieben werden, bleiben generell unberück-

sichtigt, mithin auch dann, wenn bzw. sobald Ordnungswidrigkeiten-Verfahren in den Zu-

ständigkeitsbereich der Strafjustiz gelangen (s. dazu insbesondere §§ 40–49, 63, 64 und 

67-86 OWiG). Pauschale Informationen über Verfahren in OWI-Sachen bzw. deren Erledi-

gung vermitteln die Geschäftsstatistiken der Staatsanwaltschaften (auch Amtsanwaltschaf-

ten) und der Strafgerichte. 

Im Unterschied zur Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS), in der nur inländische Straftaten 

erfasst und nachgewiesen werden, werden hier auch Straftaten im Ausland berücksichtigt, 

sofern die Zuständigkeit der deutschen Gerichte begründet ist.  

Ebenfalls im Unterschied zur PKS finden sich nur hier, von summarischen Nachweisen in 

den Geschäftsstatistiken der Staatsanwaltschaften (StAStat) und der Strafgerichte (StGS-

tat) abgesehen, Detailangaben über Staatsschutzdelikte und über Vergehen im Straßen-

verkehr.  

                                                           
3  „Strafverfolgung – Fachserie 10, Reihe 3“. Bearbeitet und herausgegeben vom Statistischen 

Bundesamt (Destatis) Wiesbaden. Die derzeit letzte amtliche Ausgabe betrifft den Jahrgang 
2019, Wiesbaden 2020: https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/_inhalt.html#s 

prg235918. Dem Text dieser Interpretationshilfe liegt weiterhin der Jhg. 2018, Wiesbaden 2019, 
zugrunde, zumal keine bedeutsamen Änderungen eingetreten sind. https://www.statistische 

bibliothek.de/mir/servlets/MCRFileNodeServlet/DEHeft_derivate_00058751/FS10_R3_2018_Shop.pdf 

 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/_inhalt.html#sprg235918
https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/_inhalt.html#sprg235918
https://www.statistischebibliothek.de/mir/servlets/MCRFileNodeServlet/DEHeft_derivate_00058751/FS10_R3_2018_Shop.pdf
https://www.statistischebibliothek.de/mir/servlets/MCRFileNodeServlet/DEHeft_derivate_00058751/FS10_R3_2018_Shop.pdf
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Die PKS zählt im Übrigen Fälle und die diesen zugeordneten Tatverdächtigen seit vielen 

Jahren als Individuen (sog. Echttäterzählung). Die StVerfStat erfasst demgegenüber genau 

betrachtet „Aburteilungen“ von Personen jedes Mal, sobald eine gegen diese getroffene 

Entscheidung endgültig geworden ist. Ein Individuum zählt demnach bei mehreren im sel-

ben Berichtsjahr rechtskräftig oder bestandskräftig gewordenen Entscheidungen von Ge-

richten auch mehrmals als „Abgeurteilte(r“) für die Erfassung in den Dateien und für den 

statistischen Nachweis.  

Die PKS weist Tatverdächtige auch dann aus, wenn die Voraussetzungen der Strafbarkeit 

nicht gegeben sind. Das betrifft vor allem Kinder im Alter zur Tatzeit unter 14 Jahren, und 

Schuldunfähige generell. Bei der StVerfStat werden Kinder durchweg und folgerichtig nicht 

erfasst, weil sie rechtlich nicht als „Beschuldigte“ in einem Strafverfahren behandelt werden 

dürfen. Schuldunfähige werden in der StVerfStat nur dann erfasst sowie nachgewiesen, 

wenn endgültige gerichtliche Entscheidungen getroffen worden sind. 

Zu Opfern von Straftaten verhält sich die StVerfStat bislang recht zurückhaltend; in geson-

derten Tabellen finden sich einschlägige Informationen über Kinder als Opfer sowie über 

Weisungen zum Täter-Opfer-Ausgleich. 

Der Begriff „Strafverfolgung“ ist auf der einen Seite zutreffend, insofern die Strafgerichte 

(einschließlich der Jugendgerichte) einen integrierten Teil des Systems der staatlichen Er-

mittlung und Behandlung sowie ggf. Sanktionierung von strafbaren Handlungen und (po-

tentiellen) Straftätern bilden und zudem verfassungsrechtlich besonders hervorgehoben 

werden (Artikel 92-104 GG). Sie sind von daher gesehen  „Strafverfolgungsbehörden“ 

Auf der anderen Seite werden jedoch Gerichte/Richter nur im praktisch extrem seltenen 

Fall von „richterlichen Nothandlungen“ (§ 165 StPO) unmittelbar auf eigene Initiative hin 

strafverfolgend tätig. 

Generell gilt bei Ermittlungshandlungen, insbesondere solchen, die mit Grundrechtseingrif-

fen verbunden sind, dass ein „Antrag“ seitens anderer Strafverfolgungsbehörden vorliegen 

muss. 

Als Fazit drängt sich für die zukünftige Gestaltung und Bezeichnung der Rechtspflegesta-

tistiken zum Strafrecht und zum Strafverfahren eine Umbenennung der StVerfStat auf. Da 

„Strafverfolgungsvorgänge“ der verschiedensten Art, separat für „Eingänge“ sowie für „Er-

ledigungen“, auch in den jährlichen Geschäftsstatistiken der Staatsanwaltschaften (mit 

Amtsanwaltschaften) und der Strafgerichte (mit Jugendgerichten) erfasst und nachgewie-

sen werden, könnte es hier dann „Statistik der strafgerichtlichen Aburteilungen“ oder „Straf-

gerichtliche Aburteilungsstatistik“ oder noch einfacher „Aburteilungsstatistik“ heißen.  
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Begriffe in der Strafverfolgungsstatistik4, 
auch mit Bezug zu anderen Strafrechtspflegestatistiken und zu 
Rechtsquellen, in alphabetischer Reihenfolge5 

Abgeurteilte sind Angeklagte, deren Strafsache nach förmlicher Eröffnung eines 

Hauptverfahrens durch ein Strafgericht (auch Jugendgericht) mit einer solchen gerichtli-

chen Entscheidung abgeschlossen worden ist, die nicht mehr mithilfe eines der drei zuläs-

sigen förmlichen Rechtsmittel (Beschwerde, Berufung, Revision) angefochten werden 

kann.  

Es geht dabei um Urteile, um Strafbefehle, die einem Urteil gleichstehen, und um Be-

schlüsse zur Einstellung des Verfahrens (Näheres, auch mit Blick auf unterschiedliche Mög-

lichkeiten zur etwaigen nachträglichen Wiederaufnahme des Verfahrens, s. unter  

Rechtskraft, unter Bestandskraft von gerichtlichen Entscheidungen sowie unter  Wie-

deraufnahme des Verfahrens). 

Die Eröffnung eines Hauptverfahrens durch ein Gericht setzt die „Erhebung einer Klage“ 

voraus (§ 151 StPO). Dies kann entweder eine öffentliche Klage seitens der Staatsanwalt-

schaft sein (§ 152 StPO) oder eine Privatklage seitens einer Privatperson, die als „Verletzte“ 

eines Privatklagedeliktes (bzw. aufgrund ergänzender Berechtigung) die Strafverfolgung 

gegen eine(n) Beschuldigte(n) ohne vorgängige Anrufung der Staatsanwaltschaft direkt vor 

Gericht betreiben kann (§§ 374 ff. StPO).  

Die Formen der öffentlichen Klage in allgemeinen Strafsachen sind in der Strafprozessord-

nung (StPO) geregelt. Es handelt sich um: 

 a) die förmliche Anklage der Staatsanwaltschaft an das Gericht, verbunden mit dem 

Antrag auf Eröffnung eines Hauptverfahrens (§§ 170 Abs. 1, 199 Abs. 2, 200 StPO), 

mit dem Ziel einer späteren Hauptverhandlung;  

 (b) den Antrag auf Erlass eines Strafbefehls (§ 407 StPO), der regelmäßig im Wege 

eines schriftlichen Verfahren verhängt wird; 

 (c) den Antrag auf Entscheidung im beschleunigten Verfahren (§ 417 StPO);  

 (d) den Antrag auf Durchführung eines Sicherungsverfahrens (§ 413 StPO), und  

 (e) den Antrag auf ein selbständiges Einziehungsverfahren (§ 430 StPO). 

 

Zuständige Strafgerichte sind gemäß dem Gerichtsverfassungsgesetz der Einzelrichter 

beim Amtsgericht (§ 22 GVG), das Schöffengericht bzw. das erweiterte Schöffengericht 

beim Amtsgericht (§§ 28, 29 GVG) und die Strafkammer beim Landgericht (§§ 60, 74 Abs. 

1 GVG)  

 

 

                                                           
4  Das Statistische Bundesamt bietet, von Überblickstabellen zur raschen Information abgesehen, 

detaillierte Befunde in einer PDF-Version und als XLS-Tabellenband an. Destatis: 
https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/_inhalt.html#sprg235918  

5  Diese Interpretationshilfe orientiert sich im Grundansatz an den in der amtlichen StVerfStat vor-
findlichen „Begriffsbestimmungen“, soweit dort besonders relevante Begriffe in einem Glossar 
umschrieben werden. Sie geht jedoch durch die Einfügung weiterer Begriffe weit darüber hinaus, 
fügt Ergänzungen oder zusätzliche Präzisierungen hinzu, und benennt vermehrt bzw. erläutert 
Verweise auf die gesetzlichen Grundlagen einzelner Begriffe / Entscheidungen, namentlich im 
Strafgesetzbuch (StGB), in der Strafprozessordnung (StPO), im Jugendgerichtsgesetz (JGG) 
und im Gerichtsverfassungsgesetz GVG).  

https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/_inhalt.html#sprg235918
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Die Formen der öffentlichen Klage in Jugendstrafsachen sind im Jugendgerichtsgesetz 

(JGG) geregelt. Die allgemeinen Vorschriften (d. h. insoweit der StPO und im GVG) gelten 

dabei ergänzend nur, aber insoweit auch immer, „soweit in diesem Gesetz nichts anderes 

bestimmt ist“ (§ 2 Abs. 2 JGG). Es handelt sich um  

 (a) die förmliche Anklage der Jugendstaatsanwaltschaft (§ 36 JGG) vor einem Ju-

gendgericht, d.h. entweder vor dem Strafrichter beim Amtsgericht als Jugendrichter, 

bzw. vor dem Schöffengericht beim Amtsgericht als Jugendschöffengericht bzw. vor 

der Strafkammer beim Landgericht als Jugendkammer (§ 33 Abs. 2 JGG); 

 (b) den Antrag auf Durchführung des vereinfachten Jugendverfahrens vor dem Ju-

gendrichter als Einzelrichter am Amtsgericht (§ 76 JGG).6 

Urteile können lauten auf Verurteilung (s.  Verurteilte), auf  Freispruch oder auf  Ein-

stellung des Verfahrens7. 

Bei der Aburteilung von Angeklagten, die in  Tateinheit oder in  Tatmehrheit mehrere 

Strafvorschriften verletzt haben, wird nur derjenige Straftatbestand in den Jahresbänden 

und sonstigen einschlägigen Veröffentlichungen nachgewiesen, der nach dem Gesetz mit 

der schwersten Strafe bedroht ist8. Dies kann von Fall zu Fall entweder übereinstimmen 

oder aber leicht bis erheblich abweichen von derjenigen Einzeltat (mit zugehörigem Straf-

tatbestand), die das Gericht als konkret schwerste Tat an erster Stelle (sog. „Einsatztatbe-

stand“) bei der Bildung einer Gesamtstrafe (§ 54 StGB) verwendet hat. 

Aufgrund dessen kommt es beispielsweise vor, dass in der StVerfStat das nachgewiesene 

Strafmaß höher liegt als dies die Strafbestimmungen für die statistisch erfasste schwerste 

Straftat vorsehen. 

Ein anderes Beispiel bilden solche Maßregeln der Besserung und Sicherung, welche das 

Gesetz gerade für den statistisch ausgewiesenen Straftatbestand nicht vorsieht (s. a. bei 

 „Tateinheit“ und bei „Tatmehrheit“ sowie bei „Einstellung des Verfahrens“). 

Werden mehrere Straftaten derselben Person in mehreren eigenständigen gerichtlichen 

Verfahren rechtskräftig abgeurteilt, so wird diese Person für jedes Strafverfahren gesondert 

gezählt. Deshalb werden – genau genommen und wie bereits gesagt – nicht „Abgeurteilte“, 

sondern „Aburteilungen“ erfasst. Nachweise finden sich in den Tabellen 1.1. bis 1.3., 2.1 

und 2.2, 5, 9. 

                                                           
6  Beim Landgericht gibt es besondere Zuständigkeiten spezialisierter Kammern für Schwurge-

richtssachen (d.h. für 30 näher bezeichnete Verbrechen gemäß § 74 Abs. 2 GVG), für Staat-
schutzstrafsachen (§ 74a GVG) und für Wirtschaftsstrafsachen (§ 74c GVG). Zu sog. Jugend-
schutzsachen vor dem Amtsgericht oder dem Landgericht s. Jugendschutzgerichte. 

7  Das folgend genannte Werk wurde primär als „Lernbuch für die Praxisausbildung“ verfasst. Es 
bietet jedoch auch für andere Interessenten klare und mit anschaulichen Beispielen versehene 
Darlegungen, anhand derer ein grundlegendes Verständnis der Begriffe der StVerfStat im Hin-
blick auf Urteilsfindung, Urteilsverkündung und Urteilsbegründung in Strafsachen gewonnen 
werden kann: Theo Ziegler, Das Strafurteil. 8. Auflage, München 2019. Zur Abfassung von Be-
schlüssen zusätzlich hilfreich ist Teil 2 des Werks von Lutz Meyer-Goßner / Eckehart Appl: Die 
Urteile in Strafsachen. 30. Auflage, München 2021. 

8  Für den elektronischen Datensatz gilt, dass die zuständigen Geschäftsstellen bis zu 20 weitere, 
vom Gericht in die Aburteilung einbezogene, Straftatbestände mit zu erfassen haben, allerdings 
lediglich mit der zugehörigen Schlüsselzahl. Neueste empirische Einsichten zur Erfassung der 
„schwersten Tat“ in Bezug auf das Zentralregister / Erziehungsregister, mit Konzentration auf 
Heranwachsende, vermittelt Palmowski 2019. 
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Ergänzender Hinweis: Bis Ende der 1960er Jahre wurden in allen Kriminal- und Strafrechtspflege-

statistiken nicht „Individuen“ als solche gezählt. Vielmehr ging es stets um „Personen“, gegen die 

während eines Geschäftsjahres/Veröffentlichungsjahres der zuständigen Behörden entweder ein-

malig oder aber auch, strukturell gesprochen, beliebig oft im Verlauf dieses Jahres ein Verfahren 

betrieben und beendet worden war. Im letzteren Fall wurden sie bei der „Erledigung“ jedes Verfah-

rens „wie“ ein unterschiedliches Individuum gezählt. Die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) wurde 

im Jahr 1983 auf die sog. „Echttäter-Zählung“ umgestellt. Seither konnte für den Bereich der Lan-

deskriminalämter bzw. Landeskriminalpolizeiämter, und seit 2009 auch für den Bereich des Bundes, 

auf der Ebene „Tatverdächtige insgesamt“ die auf Individuen bezogene Gesamtzahl von polizeilich 

ermittelten Beschuldigten ausgewiesen werden. 

Bei der Analyse von Angaben zu Tatverdächtigen, die auch auf den unteren Ebenen ausgewiesen 

werden, also betreffend spezifische Einzeldelikte und dann auf der nächsten Aggregatstufe auch 

Deliktsgruppen, wird jede Person zu jedem realkonkurrierenden Falltypus gesondert ausgewiesen. 

Auch dort handelt es sich um eine Echttäter-Zählung. 

Aber bei einfacher Addition von Angaben zu den unteren Ebenen erhält man (auch bei an sich prä-

zise durchgeführten Berechnungen) sozusagen „auf dem Weg nach oben“ stets höhere Aggregat-

zahlen als die PKS selbst es dort ausweist. Erläuterungen dazu geben die „Richtlinien zur Führung 

der Polizeilichen Kriminalstatistik“ (Quellenhinweise finden sich auf der letzten Seite dieses Doku-

ments). 

[Zusätzlicher Vermerk: Alle Statistiken zu Straftaten und Strafverfolgung, einschließlich der PKS, 

verwenden faktisch einen Einheitstäter-Begriff, insofern die nach materiellem deutschen Strafrecht 

wesentlichen Unterschiede sowohl bei Täterschaft als auch bei Teilnahme für die Zählung „eingeeb-

net“ werden (s. weiteres bei  „Täterschaft und Teilnahme“). Im äußerst umfangreichen und vielge-

staltigen Ordnungswidrigkeitenrecht hingegen gilt eine solche Einheitstäter-Regelung schon von Ge-

setzes wegen; zu sonstigen Einzelheiten des Ordnungswidrigkeitenrechts siehe bei  Ordnungs-

widrigkeiten  

Absehen von der (weiteren) Verfolgung: Der Jugendrichter kann auf Antrag 

des Jugendstaatsanwalts schon während des Vorverfahrens gegenüber einem beschuldig-

ten Jugendlichen oder einem nach Jugendstrafrecht behandelten Heranwachsenden, der 

geständig ist, nach dem Jugendgerichtsgesetz alternativ oder kumulativ eine Ermahnung 

aussprechen oder ausgewählte Weisungen oder Auflagen erteilen.  

Solche Maßnahmen gemäß § 45 Abs. 3 JGG sind in der Zahl der Abgeurteilten nicht ent-

halten. Sie sind, als richterliche Entscheidungen ohne den Rechtscharakter einer Verurtei-

lung, jedoch in der entsprechenden Tabelle separat ausgewiesen, auch wenn das endgül-

tige Absehen von der Verfolgung danach der Staatsanwaltschaft obliegt. Nachweise finden 

sich in der Tabelle 2.2.  

[Ergänzender Hinweis: Zur Erfassung von gerichtlichen Einstellungsbeschlüssen gemäß § 47 JGG 

siehe Hinweise unten bei  „Einstellung des Verfahrens“. Siehe dort auch zu den in dieser Statistik 

nicht erfassten Opportunitätsentscheidungen des Gerichts nach der StPO].  

[Weiterer Hinweis: In der Strafverfolgungsstatistik nicht erfasst werden gerichtliche Handlungen in 

Strafsachen gegen Personen, bei denen die Staatsanwaltschaft von Gesetzes wegen die förmliche 

Zustimmung des Gerichts benötigt, wenn sie nach einer Opportunitätsregel der Strafprozessordung 

ein „Absehen von der Verfolgung“ erwägt (§§ 153 bis 153b StPO). Nachweise hierzu sind in der 

Staatsanwaltschafts-Statistik sowie in der Justizgeschäftsstatistik für die Strafgerichte erfasst.]. Aus 

dem Nebenstrafrecht ist besonders die Absehens-Vorschrift aus dem Betäubungsmittelgesetz her-

vorzuheben (§ 31a BtMG). 
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Absehen von Strafe9: 

I) „Mussvorschriften“ des Absehens von Strafe: 

1) Die einzige Vorschrift im Strafgesetzbuch, die eine ausdrückliche Pflicht 
des Gerichts zum Absehen von Strafe bei grundsätzlich allen Straftatbestän-
den nach Feststellung besonderer Umstände statuiert, ist § 60 StGB.  

a) Grundlagen: Nach dieser mit einem auslegungsbedürftigen sog. unbestimmten Rechts-

begriff gekoppelten „Mussvorschrift“ gilt: „Das Gericht sieht von Strafe ab, wenn die Folgen 

der Tat, die den Täter getroffen haben, so schwer sind, dass die Verhängung einer Strafe 

offensichtlich verfehlt wäre. Dies gilt nicht, wenn der Täter für die Tat eine Freiheitsstrafe 

von mehr als einem Jahr verwirkt hat“. Diese Regelung gilt für zur Tatzeit Erwachsene so-

wie für solche zur Tatzeit Heranwachsende, auf die allgemeines Strafrecht anzuwenden ist.  

Mithin ist ein Strafgericht gesetzlich verpflichtet, sich grundsätzlich bei allen Arten von 

Straftaten im Urteil auf den Schuldspruch zu beschränken, wenn der Angeklagte – plas-

tisch vereinfacht formuliert – durch seine Tat bzw. deren Folgen bereits eine „Schicksals-

strafe“ erlitten hat, die ihn für das Gericht im konkreten Fall überzeugend erkennbar für 

lange Zeit oder im Extremfall auf Lebenszeit psychisch/physisch und ggf. auch finanziell 

belasten wird.  

Nach dem Jugendgerichtsgesetz gilt diese Regelung analog und grundsätzlich für alle 

Straftaten bei zur Tatzeit Jugendlichen und solchen  Heranwachsenden, die nach 

Jugendstrafrecht zu behandeln sind (§§ 1, 2 Abs. 2, 3, 4, 5, 18 Abs. 2, 105 Abs. 1 JGG) 

Bei der Anwendung von Jugendstrafrecht wird darüber hinaus eine besondere Form 

des verpflichtenden Absehens von Strafe in § 5 Abs. 3 JGG angeordnet. Danach gilt: 

„Von Zuchtmitteln und Jugendstrafe wird abgesehen, wenn die Unterbringung in einem 

psychiatrischen Krankenhaus oder einer Entziehungsanstalt die Ahndung durch den Rich-

ter entbehrlich macht“ [Hervorhebungen hier zugefügt].  

b) Konsequenzen für das Bundeszentralregister: Eine Verurteilung mit Schuldspruch 

unter Absehen von Strafe nach § 60 StGB wird nicht in das Zentralregister eingetragen (arg. 

§ 3 Nr. 1 mit §§ 4-8 BZRG). Dies gilt nach der herrschenden Meinung in Rechtsprechung 

und Literatur entsprechend, wenn ein Jugendlicher oder ein nach Jugendstrafrecht behan-

delter Heranwachsender zu einer Jugendstrafe bis zu einem Jahr verurteilt wird (arg. § 2 

Abs. 2 i.V.m. § 17 Abs. 2 Var. 2 und § 105 Abs. 1 JGG). Ein Absehen von Strafe gemäß 

§ 5 Abs. 3 JGG bleibt insoweit registermäßig unerheblich, als eine Unterbringung gemäß 

§ 63 oder § 64 StGB registerpflichtig ist (§ 4 Nr. 2 BZRG). 

                                                           
9  Eine detaillierte Aufstellung der betroffenen Strafvorschriften findet sich im Anhang VI, S. 113-

119. 
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c) Konsequenzen für die Strafverfolgungsstatistik: Im Glossar zur StVerfStat wird zum 

Begriff des Absehens von Strafe exemplarisch auf eben diesen § 60 StGB hingewiesen. Im 

Erfassungsprogramm zur StVerfStat (früher „Zählkarten“ genannt) wird im Formular E/H 

(= Erwachsene und nach Allgemeinem Strafrecht behandelte Heranwachsende) vorge-

schrieben, dass „alle“ im Urteilstext genannten Strafvorschriften zu notieren sind.  

Dies scheint sich auf den Besonderen Teil des StGB und die weiter berücksichtigen Ne-

benstrafgesetze zu beziehen. Denn es heißt im Text weiter, dass „im Falle ihrer Anwen-

dung“ auch andere Paragraphen zu notieren sind. In den Rubriken 5.1. „Bezeichnung der 

Straftat“ und 5.2 „Sonderfälle“ finden sich nur solche des Allgemeinen Teils des StGB. Es 

werden explizit aufgeführt: §§ 20, 21, 22, 23, 25 Nr. 2, 26, 27, 44, 52, 53, 56, 69, 69a und 

69b StGB; §§ 21 und 57 JGG. 

Der an dieser Stelle nicht aufgeführte § 60 StGB verbirgt sich mit einiger Sicherheit bei einer 

anderen Rubrik des Erfassungsbogens, nämlich 6.8 „Strafaussetzung / Sonstige Entschei-

dungen“. Unter Codiernummer 33 heißt es dort „Von Strafe abgesehen“.  

Wenn man aus dieser Anordnung folgern möchte, dass außer Entscheidungen nach § 60 

StGB auch jegliche Variante in einem Gesetz, die das Gericht dazu gebracht hat, von 

Strafe abzusehen, an dieser Stelle zu notieren ist, taucht ein zumindest auf den ersten 

Blick kritisches Problem auf:  

d) Die StVerfStat weist für ganz Deutschland nur wenige Fälle aus, in denen im Urteil 

von Strafe abgesehen wurde. Die hier relevante zentrale Tabelle mit Übersicht über rechts-

kräftig gewordenen Entscheidungen (Jahrgang 2018, Tab. 2.2) verzeichnet 773.441 „Ab-

geurteilte“, darunter 653.060 Verurteilte, sowie 120.000 Personen „mit anderen Entschei-

dungen“. Unter diesen anderen Entscheidungen werden für die Kategorie „Von Strafe ab-

gesehen“ genau 138 Fälle verzeichnet. Das wäre, veranschaulichend formuliert, je 1 Fall 

auf 870 andere Entscheidungen oder je 1 Fall auf 5.605 Aburteilungen. 

e) Nun könnte man sich damit beruhigen, dass § 60 StGB eben schon in sich restriktiv 

formuliert ist. Aber es gibt eine weitere, und in sich ganz anders herausfordernde, Beson-

derheit: Gesetzliche Regelungen, die es in das gebundene Ermessen des Gerichts stellen, 

im Einzelfall von Strafe abzusehen, wenn der Angeklagte bestimmte Voraussetzungen er-

füllt. Dazu Genaueres gleich unter II.  

II) „Kannvorschriften“ des Absehens von Strafe:  

1. Allgemeiner Teil des Strafgesetzbuchs: Im AT StGB wird dem Gericht an nur wenigen 

Stellen die Möglichkeit eingeräumt, sich auf den Schuldspruch gegen den Täter zu be-

schränken und dann jeweils unter den bei den einzelnen Vorschriften genauer bestimmten 

Umständen von Strafe abzusehen. Dies trifft zu für § 23 Abs. 3 StGB (Untauglicher Ver-

such); für § 46a StGB (Täter-Opfer-Ausgleich, Schadenswiedergutmachung); schließlich 

für im juristischen Sprachgebrauch sog. „Kronzeugenregelung“ des § 46b Abs. 1 Satz 4 mit 

Abs. 3 StGB (Hilfe zur Aufklärung oder Verhinderung von schweren Straftaten). Eine ähnli-

che und im juristischen Sprachgebrauch sog. „Kleine Kronzeugenregelung“ findet sich in 

§ 31 BtMG (Hilfe zur Aufklärung von schweren Straftaten).  
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2. Besonderer Teil des Strafgesetzbuchs und Regelungen im Nebenstrafrecht:  

a) In vielen Paragraphen des StGB wird angeordnet, dass das Gericht von einer Be-

strafung „nach dieser Vorschrift“ absehen kann. Dies setzt voraus, dass der Täter die 

weitere Tatausführung unter endgültigem Verzicht auf die Tat aufgibt, also den Tatversuch 

abbricht. Dies bedeutet: Trotz des Absehens von Strafe „in dieser Hinsicht“ bleibt der Täter 

gegebenenfalls wegen anderer im Tatgeschehen zugleich mit verwirklichter Taten weiterhin 

strafbar. Beispiel: Rücktritt vom Mordversuch, aber bereits vollendete vorsätzliche gefährli-

che Körperverletzung: §§ 211, 24 Abs. 1, 223a Abs. 1 Nr. 2 StGB. Weiteres Beispiel: Bei 

tätiger Reue durch Löschen eines fahrlässig in Brand gesetzten Moores (nach § 306 Abs. 

1 Nr. 5 mit § 306d StGB) kann das Gericht insoweit von Strafe absehen; es verbleibt jedoch 

(geringere) Strafbarkeit wegen fahrlässiger Herbeiführung einer Brandgefahr (§ 306 Abs.1 

Nr. 3 mit Abs. 3 StGB). In allen derartigen Konstellationen auch bei anderen Paragraphen 

bzw. Fallkonstellationen taucht das vom Gericht entschiedene Absehen von Strafe schon 

deswegen nicht notwendig in der StVerfStat auf, weil im Urteilsspruch dominant die Verur-

teilung wegen der vollendeten Tat explizit auftaucht, während das Absehen je nachdem nur 

generell im Rubrum erwähnt wird („im Übrigen wird von Strafe abgesehen“) oder erst einen 

Teilgegenstand der Urteilsgründe ausmacht.  

b) Sodann wird regelmäßig „Tätige Reue“ vorausgesetzt, im Detail je nach Straftatbe-

stand unterschiedlich dahingehend, dass der Täter sein Vorhaben freiwillig aufgibt oder in 

Fällen, bei denen die Gefahr ohne Zutun des Täters bereits anderweitig abgewendet, bzw. 

auch wesentlich gemindert worden bzw. sich freiwillig und ernsthaft bemüht, eine solche 

Gefahr bzw. einen solchen Schaden abzuwenden, wenn die Vollendung eines Delik-

tes/Schadens bereits anderweitig verhindert worden ist. 

c) In der Substanz vergleichbar mit dem Absehen von Strafe erscheint die „Straffrei-

heit“, mit dem Spezialfall des § 199 StGB, wonach das Gericht bei wechselseitiger Belei-

digung entweder nur einen der Beleidiger oder aber auch beide für straffrei erklären kann. 

(Siehe Weiteres bei dem Stichwort  Straflosigkeit bzw. Straffreiheit und im  Anhang V.  

d) Bei detaillierter Nachschau im StGB und im Nebenstrafrecht haben sich knapp 90 

Regelungen zum Absehen von Strafe gefunden (s. Details im Anhang VI). Dies weckt 

die Frage, ob angesichts dessen die in der StVerfStat ausgewiesenen gerichtlichen Ent-

scheidungen wirklich die Realität abbilden.  

Vor einer eventuell möglichen internen Klärung beim Statistischen Bundesamt bzw. den 

Statistischen Landesämtern anhand der Datenbanken sind rein rechtlich gesehen Gründe 

für das „Nicht-Auftauchen“ von einschlägigen Entscheidungen vorhanden, die mit Lösun-

gen schon „vor der StVerfStat“ zusammenhängen.  

e) Bereits die Staatsanwaltschaft kann unter Einbeziehung des Gerichts im Vorverfahren 

handeln. Gemäß § 153b Abs. 1 StPO gilt: „Liegen die Voraussetzungen vor, unter denen 

das Gericht von Strafe absehen könnte, so kann die Staatsanwaltschaft mit Zustimmung 

des Gerichts, das für die Hauptverhandlung zuständig wäre, von der Erhebung der öffentli-

chen Klage absehen“. Die Staatsanwaltschaftsstatistik meldet Entscheidungen nach 

§ 153b Abs. 1 StPO leider nur zusammen mit Entscheidungen nach § 29 Abs. 5 BtMG. 
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Im elektronischen Datensatz dürften die Fallgestaltungen getrennt codiert sein. Unabhängig 

davon ist die ausgewiesene Gesamtzahl für Entscheidungen nach StGB und BtMG be-

scheiden. Für den Jahrgang 2018 (veröffentlicht 2019) werden in der Tabelle 2.2.1.1 bei 

Nr. 33 für ganz Deutschland lediglich 1.844 Entscheidungen ausgewiesen. 

f) Ab Erhebung der Klage (§§ 170 Abs. 1, 199 Abs. 2, 200 StPO) kann das Gericht dann im 

Zwischenverfahren (§§ 153b Abs. 2, 201 ff. StPO) mit Zustimmung der Staatsanwaltschaft 

und des Angeschuldigten das Verfahren einstellen. Die Strafgerichts-Statistik meldet Ent-

scheidungen nach § 153b StPO leider nur zusammen mit Entscheidungen gemäß (je nach 

Instanz) 5 oder 6 weiteren Paragraphen. Indes ist schon die Gesamtzahl bescheiden: Für 

AG, LG 1. Instanz, LG 2. Instanz, OLG 1. Instanz und OLG 2. Instanz in ganz Deutsch-

land werden nach der Statistik 2018 (veröffentlicht 2019) zusammengenommen rund 

590 Personen ausgewiesen. (Ab dem Beginn der Hauptverhandlung ist diese Lösung aus-

geschlossen; das Gericht kann dann im Urteilsspruch von Strafe absehen, § 267 Abs. 3 

Satz 4 StPO).  

g) Die Vermutung liegt nicht sehr fern, dass sowohl die Staatsanwaltschaften als auch die 

Strafgerichte in Fallgestaltungen, bei denen ein mögliches Absehen von Strafe nur einen 

Aspekt von mehreren anderen darstellt, um Anklagen und Urteile zu vermeiden, der leich-

teren Begründbarkeit halber nach § 153 oder § 153a StPO vorgehen, sofern eben deren 

Voraussetzungen (auch) gegeben sind.  

h) Insgesamt erweist sich das Absehen von Strafe als ein in juristischer, kriminologischer 

und rechtspolitscher bzw. kriminalpolitischer Hinsicht noch ziemlich unerschlossenes Feld. 

Allgemeines Strafrecht: Das allgemeine Strafrecht wird bei  Erwachsenen im 

Regelfall angewendet. Bei  Heranwachsenden kommt es darauf an, wie weit sie zur Tat-

zeit in ihrer Persönlichkeit entwickelt waren bzw. welchen Charakter die ihnen vorgeworfe-

nen Taten hatten. Bei  Jugendlichen wird das allgemeine Strafrecht im Regelfall nicht 

angewendet. Nachweise finden sich in den Tabellen 1.2., 2.1., 2.4., 7.1 und 10. Ausnahmen 

in beiden „Richtungen“ kommen bei jeder dieser Altersstufen dann zwingend in Betracht, 

wenn das Gericht bei ein und derselben Aburteilung mehrere gleichartige oder verschie-

dene Straftaten in verschiedenen Altersstufen bzw. Reifestufen zu berücksichtigen hat (§§ 

32 und ggf. 105 Abs. 1 JGG) Näheres dazu s bei  Schwergewichtslösung. 

Andere Entscheidungen im Sinne der StVerfStat, zu denen sich Erläuterungen bei 

den jeweiligen Begriffen im weiteren Text finden lassen, sind der Freispruch, die Einstellung 

des Strafverfahrens, das Absehen von Strafe, die neben Freispruch bzw. Einstellung erfol-

gende oder auch selbständige Anordnung von Maßregeln der Besserung und Sicherung, 

die Aussetzung der Verhängung der Jugendstrafe sowie die Überweisung an das Familien-

gericht. Ergänzend ist auf die zum Bereich der Geldstrafe gehörende  „Verwarnung mit 

Strafvorbehalt“ hinzuweisen. 

Anstiftung: s. bei Täterschaft und Teilnahme.  

Antragsdelikte: s. bei  Strafanzeige und Strafantrag. 

Anzeige von möglichen Straftaten s. bei  Strafanzeige und Strafantrag; s. a. 

bei Nichtanzeige von Straftaten. 
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Arbeitsleistungen: Das Jugendgericht kann die Verpflichtung, „Arbeitsleistungen zu 

erbringen“, sowohl Jugendlichen als auch nach Jugendstrafrecht behandelten Heranwach-

senden in zweifacher Hinsicht auferlegen: Entweder als erzieherisch gedachte Weisung 

(§ 10 Abs. 1 S. 3 Nr. 4 JGG, § 105 Abs. 1 JGG) oder in Form einer Auflage, die der „Ahn-

dung“ dienen soll (§ 15 Abs. 1 Nr. 3 JGG, § 105 Abs. 1 JGG). Nachweise dazu finden sich in 

der Tabelle 4.3. (Siehe auch bei  „Zuchtmittel“). 

Auflagen und Weisungen bei Strafen kann das Gericht alternativ oder kumu-

lativ nach allgemeinem Strafrecht dann erteilen, wenn es die Vollstreckung einer Freiheits-

strafe bis zur Höhe von maximal zwei Jahren zur Bewährung aussetzt (§§ 56b bis 56e 

StGB; s. auch unten bei  Strafaussetzung zur Bewährung) bzw. eine Verwarnung aus-

spricht, die mit Bewährung verbunden ist (§ 59a StGB, s. bei Verwarnung mit Strafvorbe-

halt).  

Auflagen und/oder Weisungen nach Jugendstrafrecht kommen in Betracht, wenn das Ge-

richt die Vollstreckung einer  Jugendstrafe, ebenfalls bis zur Höhe von zwei Jahren, zur 

Bewährung aussetzt (§ 21 mit §§ 23, 24 JGG) bzw. wenn es die Entscheidung zur  Aus-

setzung der Verhängung einer Jugendstrafe trifft (§ 29 mit § 27 JGG), ggf. auch im Falle 

eines Vorbehaltes der Entscheidung über die Aussetzung der Verhängung der Jugend-

strafe (§§ 61, 62 JGG). Nachweise zu Auflagen und Weisungen nach Strafaussetzung im allge-

meinen Strafrecht finden sich in der Tabelle 2.3. Entsprechende Entscheidungen nach Verhängung 

einer Jugendstrafe werden für StVerfStat nicht erfasst und schon deswegen in den Jahresbänden 

nicht nachgewiesen. 

Auflagen bzw. Weisungen als Sanktionen ohne Strafcharakter im 
Jugendstrafrecht: Näheres siehe bei  „Erziehungsmaßregeln“ und bei  „Zucht-

mittel“. 

Ausländer im Sinne der StVerfStat sind alle Personen, die nicht die deutsche Staats-

angehörigkeit besitzen oder als Staatenlose eingestuft sind. Verurteilte, die neben der deut-

schen eine/mehrere weitere Staatsangehörigkeit(en) besitzen, sind stets als Deutsche aus-

gewiesen.  

Nicht-Deutsche, d.h. solche Personen, die allein ausländische Staatsangehörige sind, wer-

den gemäß einem Schlüsselkatalog detailliert erfasst, später in den Jahrgangsbänden der 

StVerfStat nach ausgewählten Staatsangehörigkeiten sowie nach Straftatengruppen dar-

gestellt. Angehörige der  Stationierungsstreitkräfte sind nur dann in diese Statistik einbe-

zogen, wenn sie von deutschen Gerichten abgeurteilt worden sind. Nachweise finden sich in 

den Tabellen 1.1. und 1.2 sowie 8.1 bis 8.5. 

Auslieferung und Einlieferung: Auslieferungen aus Deutschland in andere Län-

der zur Strafverfolgung oder Strafvollstreckung richten sich nach dem „Gesetz über die in-

ternationale Rechtshilfe in Strafsachen“ (IRG) und die entsprechenden Verfahrensrichtli-

nien (RiVASt). Deutsche Staatsbürger dürfen im Regelfall nicht an das Ausland ausgeliefert 

werden (Art. 16 Abs. 2 S. 1 GG), auch nicht im Falle allerschwerster Straftaten. Das Grund-

gesetz erlaubt aber abweichende Regelungen für Auslieferungen an einen Mitgliedstaat der 

Europäischen Union oder an einen internationalen Gerichtshof, soweit rechtsstaatliche 

Grundsätze gewahrt sind (Art. 16 Abs. 2 S. 2 GG i.V.m. dem IRG). Als Einlieferungen ge-

kennzeichnet werden Auslieferungen aus anderen Ländern nach Deutschland zur hiesigen 

Strafverfolgung oder Strafvollstreckung. Sie richten sich für die deutschen Behörden eben-

falls nach dem IRG und den RiVASt. 
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Hinweis: Die StVerfStat erfasst zwei Fallkonstellationen von „Ersuchen“. Nachweise zu Ausliefe-

rungsersuchen finden sich in der Tabelle 8.6.1. Nachweise zu Einlieferungsersuchen finden sich in 

der Tabelle 8.6.2.  

Aussetzung der Verhängung der Jugendstrafe: Bei Jugendlichen und bei 

nach Jugendstrafrecht behandelten Heranwachsenden kann das Gericht sich unter gesetz-

lich näher umschriebenen Voraussetzungen auf die Feststellung der Schuld des Angeklag-

ten beschränken, die Entscheidung über die Verhängung der Jugendstrafe dann aber für 

eine von ihm bestimmte Bewährungszeit aussetzen (§§ 27 und 105 Abs. 1 JGG).  

Nachweise zu Entscheidungen gem. § 27 JGG (implizit auch zu § 105 JGG) sind in der Zahl der 

Abgeurteilten nicht enthalten: Angaben finden sich jedoch in der Tabelle 2.2. Nachweise zur nach-

träglichen Verhängung der Jugendstrafe gem. § 30 Abs. 1 JGG bei Feststellung von „schädlichen 

Neigungen“, vor allem wegen „schlechter Führung“, finden sich in Tabelle 4.1. 

[Ergänzende Hinweise: (1) Der Nachweis von Aussetzungs-Entscheidungen nach § 27 JGG in der 

StVerfStat (außerhalb der Abgeurteilten) ist schlüssig, und zwar insofern, als die gesetzlich mit „Be-

währungszeit“ bezeichnete Probezeit erst mit Eintritt der Rechtskraft des Schuldspruchs beginnt (§ 

28 Abs. 2 JGG). Steht der Proband diese Zeit unbeanstandet durch, wird der Schuldspruch getilgt 

(§ 30 Abs. 2 JGG), und wird sodann auch aus dem Zentralregister (ehemals als „Strafregister“ be-

kannt) entfernt (Näheres in den §§ 4 Nr. 4, 7 Abs. 3., 13 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 BZRG).  

(2) Das Gleiche gilt für den Fall, dass der Schuldspruch nach § 31 Abs. 2 JGG oder nach § 66 JGG 

in eine spätere Entscheidung einbezogen wird, die ihrerseits nicht in das Zentralregister, sondern 

nur in das Erziehungsregister einzutragen ist (13 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 BZRG).  

(3) Bereits der Schuldspruch als solcher nach § 27 JGG wird nicht in ein Führungszeugnis aufge-

nommen (§ 32 Abs. 2 Nr. 2 BZRG), so dass sich auch Betroffene selbst von Rechts wegen bei 

Anfragen, etwa vonseiten eines Arbeitgebers, als unbestraft bezeichnen dürfen (§ 53 BZRG)]. 

[Zusätzlicher Vermerk: Zu dem “Vorbehalt der Entscheidung über die Aussetzung der Verhängung 

einer Jugendstrafe zur Bewährung“ als Sonderfall im Jugendstrafrecht s. unten bei  „Vorbewäh-

rung“]. 

Bedingte Strafen: s. bei  Bewährungshilfe sowie bei  Strafaussetzung zur Be-

währung. 

Beihilfe: s. bei  „Täterschaft und Teilnahme“.  

Berufsverbot: Das Berufsverbot ist eine ambulante Maßregel der Besserung und Si-

cherung für Erwachsene und nach allgemeinem Strafrecht behandelte Heranwachsende 

(§§ 61 Nr. 6, 70-70b StGB, § 106 JGG). Das Gericht ordnet ein solches Berufsverbot an, 

wenn jemand eine rechtswidrige Tat unter Missbrauch seines Berufs oder Gewerbes oder 

unter grober Verletzung der mit ihnen verbundenen Pflichten begangen hat und wenn zu-

dem bei Gesamtwürdigung des Täters und der Tat eine Gefahr erkennbar wird, dass er bei 

weiterer Ausübung erhebliche rechtswidrige Taten begehen wird (Details in § 70 Abs. 1–3 

StGB).  

Die Anordnung erfolgt bei in § 70 näher bestimmten Voraussetzungen zeitig für die Dauer 

von bis zu fünf Jahren, ist aber auch für immer möglich, wenn zur Abwehr der von dem 

Täter drohenden Gefahren die reguläre Höchstfrist nicht ausreicht. Bei Verurteilungen nach 
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Jugendstrafrecht ist ein Berufsverbot nicht vorgesehen (§§ 7 und 105 Abs. 1 JGG). Nach-

weise finden sich in Tabellen 5.5 und 5.6. 

Bestandskraft von gerichtlichen Entscheidungen: Der Begriff „Bestands-

kraft“ wird im juristischen Sprachgebrauch alternativ zu dem Begriff der „beschränkten 

Rechtskraft“ verwendet, um den Unterschied zur vollen Rechtskraft anderer Entscheidun-

gen deutlich zu machen (s. Details bei  „Rechtskraft“).  

Die Bestandskraft ist zunächst für abschließende gerichtliche Entscheidungen bedeutsam, 

die im weitestgehend schriftlichen Strafbefehlsverfahren (§§ 407–416 StPO) ergangen 

sind.  

Sodann ist der Begriff für Entscheidungen bedeutsam, die im Wege eines gerichtlichen Ein-

stellungsbeschlusses ergangen sind, insbesondere eines solchen, der mit der Auferlegung 

von Sanktionen verbunden war. (Vielfältige Regelungen dazu finden sich in der StPO und 

im GVG sowie im JGG). 

Das Gericht kann Einstellungsbeschlüsse ab der „Erhebung der Klage“ durch die Staatsan-

waltschaft treffen (§§ 152 mit §§ 151, 199 und 200 StPO). Die Möglichkeit bleibt danach „in 

jeder Lage des Verfahrens“ weiter bestehen, also (a) im sog. Zwischenverfahren mit der 

Beratung und Entscheidung über die Eröffnung des Hauptverfahrens (§§ 199 ff. StPO), (b) 

im erstinstanzlichen Verfahren vor dem Amtsgericht, vor dem Landgericht und in besonde-

ren Fällen auch vor dem Oberlandesgericht, sodann (c) im Berufungsverfahren vor dem 

Landgericht sowie schließlich (d) in Revisionsverfahren vor dem Oberlandesgericht (als 

Ausnahmefall der sog. Sprungrevision in Amtsgerichtssachen nach Berufungsentschei-

dung des Landgerichts) oder in Revisionsverfahren vor dem Bundesgerichtshof (immer ge-

gen erstinstanzliche Entscheidungen des Landgerichts). Während eines laufenden Haupt-

verfahrens ist ein solcher Beschluss zudem durch die Berufsrichter außerhalb der im Ver-

handlungssaal stattfindenden Sitzungen möglich. Das Gericht braucht dafür jedoch die „Zu-

stimmung“ der Staatsanwaltschaft und des Angeschuldigten (§ 153 Abs. 2, § 153a Abs. 2 

sowie § 153b Abs. 2 StPO). 

(1) Zur Bestandskraft von Strafbefehlen: Gemäß der Formulierung des § 410 Abs. 3 

StPO steht ein Strafbefehl, soweit gegen ihn nicht rechtzeitig Einspruch erhoben worden, 

einem rechtskräftigen förmlichen Urteil gleich, d. h. einem solchen, das jedenfalls erstin-

stanzlich aufgrund einer mündlichen Verhandlung in einem Hauptverfahren verkündet wor-

den ist.  

 

Für den Angeklagten ist diese Gleichstellung gerade bei einer Verurteilung zu einer Geld-

strafe oder zu einer Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr mit Strafaussetzung zur Bewährung 

wichtig, falls später neue Tatsachen auftauchen, die ein Wiederaufnahmeverfahren zuläs-

sig machen (§§ 409, 410 StPO i.V.m. §§ 359 ff. StPO).  

 

Anders als der Wortlaut § 410 Abs. 3 StPO vermuten lässt, wird an späterer gesetzlicher 

Stelle nach zwei Varianten unterschieden: Nur in Fällen „von Wiederaufnahme zugunsten 

des Verurteilten“ (§ 373a Abs. 2 StPO) gelten genau dieselben Voraussetzungen wie bei 

einem förmlichen Urteil.  
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In Fällen von „Wiederaufnahme zuungunsten des Angeklagten“ (§ 373a Abs. 1 StPO) wird 

jedoch den in § 362 StGB geregelten fünf Varianten noch eine sechste, quasi erweiternde, 

Variante hinzugefügt, dass nämlich im Falle einer vorigen Verurteilung (nur) wegen eines 

Vergehens neue Tatsachen oder Beweismittel beigebracht sind, die allein oder in Verbin-

dung mit früheren Beweisen geeignet sind, nunmehr die Verurteilung wegen eines Verbre-

chens zu begründen.  

 

(2) Zur Bestandkraft von sanktionierenden gerichtlichen Beschlüssen zur Ein-
stellung des Verfahrens: Spezifisch im Zusammenhang mit dem Nachweis von Ent-

scheidungen in der Strafverfolgungsstatistik spielt die Bestandskraft eine wichtige Rolle bei 

solchen Einstellungsbeschlüssen, die mit Sanktionen verbunden sind.  

 

(2a) Sanktionierende Einstellungsbeschlüsse nach allgemeinem Strafrecht 
beruhen auf dem § 153a Abs. 2 StPO. Sie sind im Falle von Vergehen ab Einreichung der 

Anklage (§§ 170 Abs. 1, 199, 200 StPO) und dann bis zum Ende des erstinstanzlichen 

Verfahrens sowie, allerdings nur in Berufungssachen, auch bis zum Ende des zweitinstanz-

lichen Verfahrens jederzeit zulässig, und zwar mit denselben Inhalten, die während des 

Vorverfahrens der Staatsanwaltschaft gemäß § 153a Abs. 1 StPO zur Verfügung stehen.  

 

Es handelt sich inhaltlich um Auflagen bzw. Weisungen, die das Gericht dem Angeschul-

digten auferlegen kann, „wenn diese geeignet sind, das öffentliche Interesse an der Straf-

verfolgung zu beseitigen, und die Schwere der Schuld nicht entgegen steht“ (§ 153a Abs. 

2 S. 1 StPO). Der dazu in Satz 2 aufgeführte Katalog ist nicht abschließend. Er hebt aber 

sechs besonders wesentliche und miteinander kombinierbare Maßnahmen explizit hervor, 

nämlich (1) Leistungen zur Wiedergutmachung des durch die Tat verursachten Schadens, 

(2) Zahlung eines Geldbetrags zugunsten einer gemeinnützigen Einrichtung oder zuguns-

ten der Staatskasse, (3) Erbringen sonstiger gemeinnütziger Leistungen, (4) Erfüllung von 

Unterhaltspflichten in einer bestimmten Höhe, (5) Ernsthaftes Bemühen, einen Ausgleich 

mit dem Verletzten zu erreichen [Täter-Opfer-Ausgleich] und dabei Wiedergutmachung der 

Tat ganz oder zum überwiegenden Teil, oder zumindest ernsthaftes Erstreben einer sol-

chen Wiedergutmachung, (6) Teilnahme an einem (näher bestimmten) Aufbauseminar 

nach dem Straßenverkehrsgesetz. Entsprechende Beschlüsse sind nicht anfechtbar, wer-

den mithin formell bestandskräftig. 

 

[Hinweise zur Erfassung von sanktionierenden Entscheidungen für die Strafverfolgungsstatistik nach 

allgemeinen Strafrecht: Unter „Abschnitt 6.8 Sonstige Entscheidungen Nr. 3“ wird u.a. lediglich er-

fasst, ob überhaupt irgendeine der etlichen nach der StPO möglichen Einstellungsentscheidungen 

oder solche nach einer Amnestie getroffen wurden. Die sanktionierenden Einstellungen werden mit-

hin nicht separat erfasst, und können daher zwangsläufig auch bei dem Nachweis in Tabelle 2.2 (für 

das Jahr 2017 zu 74.034 Abgeurteilten) nicht separat ausgewiesen werden. 

Die Geschäftsstatistik der Strafgerichte, die aus verschiedenen Gründen nicht direkt mit der Straf-

verfolgungsstatistik verglichen werden kann, bringt demgegenüber spezielle Nachweise zu § 153a 

Abs. 2 StPO. Insoweit weist sie für das Berichtsjahr 2017 genau 52.998 auf diese Art „erledigte 

Verfahren“ aus, was impliziert, dass es dann noch mehr Abgeurteilte gegeben haben muss. Eine 

zusammenfassende Auflistung der Informationen in den Tabellen 2.3, 4.3, 5.3 und 8.3 zu den auf 

Personen bezogenen Nachweisen für die „Tatsachengerichte“ erster und zweiter Instanz (AG, LG-

1.I, LG 2.I, OLG 2. I) erbringt insgesamt 58.066 Betroffene zu § 153a Abs. 2 StPO].  

(2b) Sanktionierende Einstellungsbeschlüsse nach Jugendstrafrecht. Hier geht 

es um zunächst um sanktionierende Entscheidungen des Jugendrichters nach § 45 Abs. 3 
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JGG (i.V.m. einer Ermahnung oder i.V.m. Maßnahmen nach §§ 10 und 15 JGG sowie i.V.m. 

§ 153 Abs. 2 StPO, bei Heranwachsenden zusätzlich in Verbindung mit § 109 Abs. 2 JGG).  

Wenn die jungen Sanktionierten die ihnen durch den Jugendrichter auferlegten Weisungen 

oder/und Auflagen erfüllt haben, sieht der Jugendstaatsanwalt von der weiteren Verfolgung 

ab. Die Entscheidung ist nicht anfechtbar, wird also formell bestandskräftig.  

Wegen des Umstands, dass es hier im Kern um einen richterlichen Beschluss geht und 

zugleich überwiegend solche Sanktionen angeordnet werden, die identisch sind mit Sank-

tionen durch ein förmliches Urteil, ist der separate Nachweis in Tabelle 2.2 der StVerfStat 

folgerichtig (vgl.  Absehen von der Verfolgung). Eine Wiederaufnahme des abgeschlos-

senen Verfahrens durch den Jugendstaatsanwalt mit neuer Anklage ist wegen „derselben 

Tat“ nur (aber immerhin) aufgrund neuer Tatsachen oder Beweismittel zulässig (§ 45 Abs. 3 

S. 4 i.V.m. § 47 Abs. 3 JGG). 

Sodann geht es um sanktionierende Entscheidungen des Jugendrichters nach Einreichung 

der Anklage durch den Jugendstaatsanwalt und mit dessen Zustimmung, hier speziell um 

solche nach § 47 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 JGG. Sie sind in der formellen und materiellen Sub-

stanz identisch mit den Entscheidungen nach § 45 Abs. 3 JGG.  

Sobald die jungen Sanktionierten die ihnen auferlegten Weisungen und/oder Auflagen er-

füllt haben, stellt der Jugendrichter das Verfahren durch nicht anfechtbaren und damit for-

mell bestandskräftig werdenden Beschluss ein (§ 47 Abs. 2 S. 3 JGG). Ein solcher Einstel-

lungsbeschluss kann sogar während eines laufenden Verfahrens (d. h. eines Hauptverfah-

rens bzw. eines vereinfachten Jugendverfahrens) in der Hauptverhandlung ergehen (§ 47 

Abs. 2 S. 2 JGG). Auch bei dieser Konstellation ist eine Wiederaufnahme des abgeschlos-

senen Verfahrens durch den Jugendstaatsanwalt mit neuer Anklage wegen „derselben Tat“ 

nur (aber immerhin) aufgrund neuer Tatsachen oder Beweismittel zulässig (§ 47 Abs. 3 

JGG). 

[Hinweise zur Erfassung von sanktionierenden Entscheidungen für die Strafverfolgungsstatistik ge-

mäß Jugendstrafrecht: Sanktionierende Einstellungsbeschlüsse nach § 45 Abs. 3 JGG werden in 

Tabelle 2.2 nachgewiesen. Sanktionierende Einstellungsbeschlüsse nach § 47 Abs. 1 Nr. 3 JGG 

finden sich in Tabelle 2.2 jedoch nicht. Vielmehr gibt es nur einen sozusagen summarischen Nach-

weis aller gemäß den verschiedenen gesetzlichen Varianten getroffenen Entscheidungen zur Ein-

stellung des Verfahrens nach § 47 Abs. 1 JGG (Insgesamt 32.572 im Jahr 2017). Dies ist die zwin-

gende Folge des Umstandes, dass schon die Erfassungsregeln keine Differenzierung vorsehen. 

Die Geschäftsstatistik der Strafgerichte, die aus verschiedenen Gründen auch in diesem Bereich 

nicht direkt mit der Strafverfolgungsstatistik verglichen werden kann, bringt demgegenüber spezielle 

Nachweise zu § 47 Abs. 1 Nr. 3 JGG in Verbindung mit § 45 Abs. 3 JGG. Für das Berichtsjahr 2017 

sind genau 35.153 auf diese Art „erledigte Verfahren“ ausgewiesen, was impliziert, dass es dann 

noch mehr Abgeurteilte gegeben haben muss. Eine zusammenfassende Auflistung zu den auf Per-

sonen bezogenen Nachweisen für die „Tatsachengerichte“ erster und zweiter Instanz (AG, LG-1.I, 

LG 2.I, OLG 2. I) (Tabellen 2.3, 4.3, 5.3 und 8.3) erbringt insgesamt 40.644 Betroffene zu § 47 Abs. 

1 Nr. 3 JGG)]. 
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(3) Einstellungsbeschlüsse, die nicht mit Sanktionen verbunden sind: In beiden 

Bereichen, also bei der Anwendung von allgemeinem Strafrecht sowie von Jugendstraf-

recht, gibt es verschiedene Varianten von Gerichtsentscheidungen ohne Sanktionen mit 

dem Ziel der vorzeitigen Beendigung des Verfahrens.  

(3a) Dazu gehört der Beschluss des Gerichts, den mit der Anklage der Staatsanwaltschaft 

(§ 170 Abs. 1 StPO) verbundenen Antrag auf Eröffnung des Hauptverfahrens aus tatsäch-

lichen oder aus Rechtsgründen abzulehnen (§ 204 Abs. 1 StPO). Sobald ein solcher Be-

schluss nicht mehr anfechtbar ist, „kann die Klage nur auf Grund neuer Tatsachen oder 

Beweismittel wieder aufgenommen werden“ (§ 211 mit § 210 StPO). Das Gleiche gilt, nach 

Eröffnung des Hauptverfahrens durch das Gericht (§ 203 StPO), für den Einstellungsbe-

schluss wegen Vorliegens eines Verfahrenshindernisses (§ 206a StPO) bzw. wegen einer 

Gesetzesänderung, die zur Folge hat, dass eine bislang strafbare Tat des Angeklagten 

nicht mehr strafbar ist (§ 206 b StPO). [Ergänzender Hinweis: Wenn sich ein Verfahrenshin-

dernis, etwa eine Verjährung der Tat, erst verbindlich zum Ende der Hauptverhandlung 

feststellen lässt, stellt das Gericht das Verfahren förmlich durch Urteil ein (sog. Prozessurteil 

gemäß § 260 Abs. 3 StPO)]. 

(3b) Ab Erhebung der Anklage kann das Gericht ein Verfahren „in jeder Lage“ mit Zustim-

mung der Staatsanwaltschaft und (im Allgemeinen auch) des Angeklagten einstellen, „wenn 

die Schuld des Täters als gering anzusehen wäre und kein öffentliches Interesse an der 

Verfolgung besteht“ (§ 153 Abs. 2 StPO). Dieser Beschluss ist nicht anfechtbar. 

(3c) Ab der Erhebung der Anklage und bis zum Beginn der Hauptverhandlung kann das 

Gericht mit Zustimmung der Staatsanwaltschaft und (durchweg) auch des Angeklagten ein 

Verfahren auch dann einstellen, wenn es feststellt, dass die Voraussetzungen vorliegen, 

unter denen später nach einem Schuldspruch von Strafe abgesehen werden könnte (§ 153b 

Abs. 2 StPO). Zur Frage der Anfechtbarkeit verhält sich das Gesetz nicht ausdrücklich, 

jedoch ist nach dem Sinn eines solchen Beschlusses keine „Beschwer“ gegeben, weswe-

gen Bestandskraft eintritt. [Weitere Möglichkeiten der Einstellung des Verfahrens durch Be-

schluss des Gerichts, auf die hier nicht einzugehen ist, finden sich in den §§ 153c–f, 154, 

154a–f StPO]. 

(3d) Im Jugendstrafrecht kann der Richter ein Verfahren gegen einen Jugendlichen oder 

einen nach Jugendstrafrecht behandelten Heranwachsenden durch Beschluss einstellen, 

wenn die Voraussetzungen des § 153 StPO vorliegen (§ 47 Abs. 1 Nr. 1 JGG) oder wenn 

eine erzieherische Maßnahme im Sinne des § 45 Abs. 2, die eine Entscheidung durch Urteil 

entbehrlich macht, bereits durchgeführt oder eingeleitet ist. Einer erzieherischen Maß-

nahme steht das Bemühen des Jugendlichen/Heranwachsenden gleich, „einen Ausgleich 

mit dem Verletzten zu erreichen“ (§ 47 Abs. 1 Nr. 2 JGG; s. a. bei  „Täter-Opfer-Aus-

gleich“). Wegen derselben Tat kann nur aufgrund neuer Tatsachen oder neuer Beweismittel 

von neuem Anklage erhoben werden (§ 47 Abs. 3 JGG). 

[Ergänzender Hinweis: Einstellungen des Verfahrens wegen einzelner von mehreren angeklagten 

Straftaten durch Urteilsspruch werden in mehreren Konstellationen nicht ausgewiesen. Ein Beispiel 

wäre ein Angeklagter mit mehreren Erledigungstatbeständen, von denen ein Teil zur Verurteilung, 

ein anderer Teil zu einer Einstellung führt (sog. Teileinstellung). Ein anderes Beispiel wäre ein ju-

gendstrafrechtlich Angeklagter mit mehreren Erledigungstatbeständen, von denen ein Teil zur Ver-

urteilung mit ambulanten Sanktionen des JGG, ein anderer Teil zu einer Einstellung nach § 47 JGG 

führt]. 
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Bewährungshilfe in allgemeinen Strafsachen: Das Gericht kann nach Verurtei-

lung einer Person zu einer Freiheitsstrafe bis zu maximal 2 Jahren diese zur Bewährung 

aussetzen (Näheres s. bei  Strafaussetzung zur Bewährung). Es kann sich bei einer sog. 

positiven Legalprognose auf diese Aussetzung als solche für eine bestimmte Bewährungs-

zeit beschränken, wenn mithin „zu erwarten ist, dass der Verurteilte sich schon die Verur-

teilung zur Warnung dienen lassen und künftig auch ohne die Einwirkung des Strafvollzugs 

keine Straften mehr begehen wird (§ 56 mit § 56a StGB). Nun ist eine solche Erwartung in 

vielen Fällen nicht von Anfang an begründet. Dann kann das Gericht, auch neben Auflagen 

zur Genugtuung für das begangene Unrecht (§ 56b StGB), Einzelweisungen erteilen, auch 

miteinander kombiniert, wenn der Verurteilte dieser Hilfe bedarf, um keine Straftaten mehr 

zu begehen (§ 56c StGB). Wenn das Gericht aber den verbindlichen Eindruck hat, es sei 

noch mehr an Hilfe und zugleich Kontrolle angezeigt, um die verurteilte Person von Straf-

taten abzuhalten, unterstellt es sie für die Dauer oder einen Teil der Bewährungszeit „der 

Aufsicht und Leitung einer Bewährungshelferin oder eines Bewährungshelfers (§ 56d 

StGB). Auf die Details kann hier nicht eingegangen werden.  

[Ergänzender Hinweis: Für die Datenbank E/H zur StVerfStat wird lediglich, aber immerhin, pauscha-

liert erfasst, ob überhaupt Auflagen nach § 56b StGB bzw. Weisungen nach § 56c Abs. 2 und 3 StGB 

erteilt worden sind. Nachweise dazu finden sich in den Tabellen 2.3.] 

Bewährungshilfe in Jugendstrafsachen: Die Aussetzung von Jugendstrafen zur 

Bewährung bei Jugendlichen ist in der Grundstruktur entsprechend den Vorschriften des 

allgemeinen Strafrechts ausgestaltet (Details in §§ 21–26a JGG. Auch dazu s. noch bei  

Strafaussetzung zur Bewährung). Jedoch ist die basale Prognoseformel deutlich in Rich-

tung auf das Erziehungsziel des Jugendstrafrechts (§ 2 Abs. 1 JGG) und das gesamte So-

zialverhalten ausgerichtet: „Das Gericht setzt die Vollstreckung der Strafe zur Bewährung 

aus, zu erwarten ist, dass der Jugendliche sich schon die Verurteilung zur Warnung dienen 

lassen und auch ohne die Einwirkung des Strafvollzugs unter der erzieherischen Einwirkung 

in der Bewährungszeit künftig einen rechtschaffenen Lebenswandel führen wird“ (§ 21 

Abs. 1 JGG). Für nach Jugendstrafrecht behandelte Heranwachsende gelten dieselben Re-

geln (§ 105 Abs. 1 JGG). 

Das Gesetz fasst hier sodann die zur Verbesserung einer nur bedingt positiven Legalprog-

nose/Sozialprognose für das Gericht möglichen Auflagen bzw. Weisungen in einer einzigen 

Vorschrift zusammen, unter entsprechendem Verweis auf die Regeln/Kataloge, die dem 

Gericht ansonsten bei primär auferlegten jugendgerichtlichen Maßnahmen zur Verfügung 

stehen. Danach „soll der Richter für die Dauer der Bewährungszeit die Lebensführung des 

Jugendlichen durch Weisungen erzieherisch beeinflussen. „Er kann dem Jugendlichen 

auch Auflagen erteilen“. (§ 22 Abs. 1 mit §§ 10, 11 Abs. 3 und § 15 Abs. 1, 2, 3 S. 2 JGG). 

Die Unterstellung unter Bewährungshilfe ist in Jugendsachen obligatorisch (§ 24 Abs. 1 

JGG), jedoch mit flexiblen Variationsmöglichkeiten während des Bewährungsverlaufs (§ 24 

Abs. 2 JGG), auch aufgrund der helfenden und betreuenden Tätigkeit einer hauptamtlichen 

oder ehrenamtlichen Bewährungshelferin bzw. eines Bewährungshelfers (§ 25 mit § 24 

Abs. 2 JGG).  

[Ergänzender Hinweis: Für die Datenbank J/H zur StVerfStat wird anders als bei Entscheidungen in 

allgemeinen Strafsachen bislang noch nicht separat erfasst, ob überhaupt Weisungen oder Auflagen 

nach § 56c Abs. 2 und 3 StGB erteilt worden sind. Nachweise ansonsten zu Strafaussetzung von 

Jugendstrafen finden sich in den Tabellen 4.1 und 4.2.] 
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Bußgeld, auch Bußgeldkatalog: s. bei  Geldbuße. 

Dauerarrest ist die schärfste Form des  Jugendarrests (s. a. bei  „Zuchtmittel“). Er 

wird bei Jugendlichen und bei nach Jugendstrafrecht behandelten Heranwachsenden für 

mindestens eine Woche und höchstens für vier Wochen verhängt sowie nach vollen Tagen 

oder Wochen bemessen (§ 16 Abs. 4 und § 105 Abs. 1 JGG). Nachweise finden sich in Tabelle 

4.3. 

Deutsche: Personen mit (auch) deutscher Staatsangehörigkeit werden als Deutsche 

separat für diese Statistik im Fall einer Verurteilung und im Fall von Auslieferungsersuchen 

bzw. Einlieferungsersuchen erfasst (s. dazu oben unter Auslieferung und Einlieferung; s. 

ergänzend bei Ausländer). Nachweise finden sich in den Tabellen 1.1 bis 1.3 sowie in den 

Tabellen 8.1. bis 8.3.  

Diversion: Dieser Begriff stammt zentral aus dem amerikanischen Verfahrensrecht und 

der Verfahrenspraxis im Umgang mit Kinder- und Jugenddelinquenz. Wörtlich einge-

deutscht könnte man von „Ableitung von“ bzw. „Umleitung um“ eines betroffenen jungen 

Verdächtigen bezüglich eines förmlichen gerichtlichen Verfahren (mit mündlicher Verhand-

lung) sprechen.  

In der rechtlichen Substanz geht es für Deutschland um alle Reaktionen von Staatsanwalt-

schaft bzw. Gericht, die in einem als informell bezeichneten Verfahren nach Jugendstraf-

recht oder nach allgemeinem Strafprozessrecht getroffen werden (Näheres dazu s. unter 

dem Stichwort  Bestandskraft gerichtlicher Entscheidungen).  

In den meisten Bundesländern gibt es für Jugendsachen amtliche, aber nicht durchweg 

ohne weiteres auch öffentlich zugängliche, Verordnungen oder gemeinsame Erlasse von 

Ministerien (etwa Justizministerium mit Innenministerium und Sozialministerium) zur Anlei-

tung des Vorgehens der Praktikerinnen/Praktiker im jeweiligen Zuständigkeitsbereich, fast 

regelmäßig unter dem Titel „Diversionsrichtlinien“. 

Einheitsjugendstrafe: s. bei  „Tateinheit oder Tatmehrheit bei der Anwendung 

von Jugendstrafrecht“. 

Einstellung des Verfahrens durch das Gericht: s. bei  „Bestandskraft 

von gerichtlichen Entscheidungen“.  

Einziehung: siehe bei  Maßnahmen nach allgemeinem Strafrecht. 

Entschuldigung: Die Verpflichtung eines Jugendlichen bzw. eines nach Jugendstraf-

recht behandelten Heranwachsenden durch Urteil, „sich persönlich bei dem Verletzten zu 

entschuldigen“ (§ 15 Abs. 1 Nr. 2 JGG), gehört zu den als „Ahndung“ gedachten Auflagen. 

Damit teilt sie dogmatisch gesehen die Zielsetzung von Auflagen überhaupt dahingehend, 

dass „dem Jugendlichen eindringlich zum Bewusstsein gebracht werden muss, dass er für 

das von ihm begangene Unrecht einzustehen hat“ (§ 13 Abs. 1 JGG (s. auch bei  „Zucht-

mittel“). Nachweise finden sich in Tabelle 4.3. 

[Ergänzender Hinweis: Die Entschuldigung spielt bereits im Vorverfahren gegen Jugendliche und 

gegen nach Jugendstrafrecht behandelte Heranwachsende eine Rolle, im Rahmen des  Absehens 

von der Verfolgung durch die Staatsanwaltschaft, bzw. im Rahmen der Einstellung des Verfahrens 

durch den Jugendrichter (§§ 45 Abs. 3, 47 Abs. 1 Nr.2, 109 Abs. 2 JGG); s. a. bei  Bestandskraft. 
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In der Praxis bestehen vielfach enge Verknüpfungen mit dem Bestreben, junge Beschuldigte zu einer 

 Schadenswiedergutmachung zu bewegen. Besonders nahe liegt es indes, Entschuldigungen bzw. 

Wiedergutmachungsleistungen in einen  Täter-Opfer-Ausgleich einzubetten]. 

Entziehung der Fahrerlaubnis: Die Entziehung der Fahrerlaubnis ist eine ambu-

lante Maßregel der Besserung und Sicherung (§§ 61 Nr.5, 69-69b StGB) nach allgemeinem 

Strafrecht für Erwachsene und entsprechend behandelte Heranwachsende (arg. § 106 

JGG). Sie ist auch bei Jugendlichen und bei nach Jugendstrafrecht behandelten Heran-

wachsenden möglich (§§ 7 Abs.1, 105 Abs. 1 JGG). Das Gericht ordnet die Entziehung an, 

wenn jemand eine rechtswidrige Tat bei oder im Zusammenhang mit dem Führen eines 

Kraftfahrzeugs oder unter Verletzung der Pflichten eines Kraftfahrzeugführers begangen 

hat, und sich daraus ergibt, dass er zur Führung von Kraftfahrzeugen ungeeignet ist.  

Die Fahrerlaubnis erlischt mit der Rechtskraft des Urteils, mit der Folge der Einziehung des 

Führerscheins und des Eintritts einer sog. Sperre für die Erteilung einer neuen Fahrerlaub-

nis (Details in § 69 Abs. 1-3 und in § 69a StGB). Nachweise finden sich in den Tabellen 5.1, 

5.4 und 5.5.  

[Ergänzende Hinweise: (1). Von dieser Maßregel ist die Nebenstrafe des  Fahrverbots (s. a bei  

„Nebenstrafen und Nebenfolgen“) strikt zu unterscheiden. (2) Zur Entziehung der Fahrerlaubnis ist 

im Übrigen gemäß § 3 StVG auch die „Fahrerlaubnisbehörde“ unabhängig von einem Strafverfahren 

befugt, wenn sich „jemand als ungeeignet oder nicht befähigt zum Führen von Kraftfahrzeugen er-

weist“].  

Entziehungsanstalt: Die Unterbringung einer Person in einer Entziehungsanstalt ist 

eine stationäre Maßregel der Besserung und Sicherung (§ 61 Nr. 2 StGB). Die Anordnung 

zur Unterbringung eines nach allgemeinem Strafrecht Verurteilten, aber auch einer Person, 

die nicht verurteilt wird, weil deren Schuldunfähigkeit erwiesen oder nicht auszuschließen 

ist, „soll“ das Gericht unter zwei Voraussetzungen treffen (§ 64 StGB): erstens muss die 

betreffende Person einen „Hang“ haben, alkoholische Getränke oder andere berauschende 

Mittel im Übermaß zu sich zu nehmen, und sie muss zweitens mindestens eine Straftat 

bzw. rechtswidrige Tat im Rauschzustand begangen haben (s. a. bei „Vollrausch)“ oder 

alternativ eine Tat, die auf ihren Hang zurückgeht.  

Eine solche Anordnung ist auch nach Jugendstrafrecht möglich, und zwar für Jugendliche 

sowie nach Jugendstrafrecht behandelte Heranwachsende (§ 7 Abs. 1, § 105 Abs. 1 JGG). 

Nachweise finden sich in Tabellen 5.1 sowie 5.5 bis 5.7.  

Ermahnung ist die mildeste und nicht an bestimmte Formen gebundene Sanktion des 

Jugendstrafrechts. Regelungen dazu finden sich einerseits in § 45 Abs. 3 JGG, und ande-

rerseits in § 47 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 JGG. Der Richter soll damit den jungen Delinquenten 

eindringlich das Unrecht der Tat und ggf. die dadurch hervorgerufenen Tatfolgen vor Augen 

führen und auf mögliche Rechtsfolgen im Falle weiterer Straftaten hinweisen. Separate 

Nachweise zu solchen Ermahnungen werden in der StVerfStat nicht geführt.  

Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft: s. bei  Strafverfolgungs-

behörden.
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Ermittlungsrichter: Sammelbezeichnung für Richter(innen) und ausnahmsweise 

strafgerichtliche Spruchkörper, die bei Grundrechtseingriffen in Ermittlungsverfahren/Vor-

verfahren für die notwendigen Entscheidungen zuständig sind. Mit Bezug zur StVerfStat 

sind dies namentlich Entscheidungen zur Verhängung von Untersuchungshaft nach 

§§ 112 ff. StPO. Solche Ermittlungsrichter (in diesen Fällen als Haftrichter bezeichnet) gibt 

es bei den Amtsgerichten, dort überwiegend im Wechsel- oder Bereitschaftsdienst, stärker 

konzentriert bzw. spezialisiert bei den Oberlandesgerichten und bei dem Bundesgerichtshof 

(§§ 162 und 169 StPO, mit §§ 114 bis 124 i. V. m. §§ 125 Abs. 1 und 126 Abs. 1 StPO). 

Nach Erhebung der öffentlichen Klage sind die mit der jeweiligen Sache befassten Gerichte 

zuständig (§ 125 Abs. 2 und § 126 Abs. 2 StPO). 

Erwachsene im Sinne des (Jugend-)Strafrechts sind Personen, die zur Zeit der Tat 21 

Jahre alt oder älter waren. Sie werden regelmäßig nach allgemeinem Strafrecht abgeurteilt. 

Sofern ausnahmsweise solche Taten mit früheren Taten in der Altersstufe als Jugendliche 

oder/und als Heranwachsende durch das Gericht in einem einzigen Verfahren zusammen-

geführt und zudem gleichzeitig abgeurteilt werden, ist zu entscheiden, ob Jugendstrafrecht 

oder allgemeines Strafrecht angewendet wird; s. dazu Näheres bei  Schwergewichtslö-

sung. Solche Fälle werden in der Statistik nicht getrennt ausgewiesen. Nachweise ansonsten 

zu Erwachsenen finden sich in den Tabellen 1.1 bis 1.3, 2.1 und 2.2., 3.2 und in etlichen späteren 

Tabellen.  

Erwachsene vor Jugendgerichten: Siehe Näheres bei  „Jugendschutzge-

richte“ sowie bei  „Verbindung mehrerer Strafsachen“.  

Erziehungsmaßregeln kann das Gericht bei Jugendlichen und, allerdings nur im 

Falle von Weisungen, auch bei nach Jugendstrafrecht abgeurteilten Heranwachsenden auf-

erlegen (§§ 9 Nr. 1, 105 Abs. 1 JGG), entweder „insbesondere“ solche, die im Beispielska-

talog (§ 10 Abs. 1 Nrn. 1–9) ausdrücklich aufgeführt sind, oder andere nicht ausdrücklich 

benannte, wenn diese im konkreten Fall dem Ziel des Gesetzes besser gerecht werden. 

Alle Weisungen nach § 10 Abs. 1 JGG sind Gebote oder Verbote, welche die Lebensfüh-

rung des Jugendlichen oder entsprechend auch des Heranwachsenden fördern und sichern 

sollen.  

Nur bei Jugendlichen kann der Richter, wenn besondere Umstände vorliegen, dem Be-

troffenen nach Anhörung des Jugendamtes auch anstelle des Familiengerichtes auferle-

gen, ausgewählte Hilfen zur Erziehung nach dem Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG = 

SGB VIII) in Anspruch zu nehmen (§§ 12, 34 JGG); dies sind die „Erziehungsbeistand-

schaft“ (§ 30 SGB VIII) bzw. der Aufenthalt in einer „Einrichtung über Tag und Nacht“ (Hei-

merziehung) „oder in einer sonst betreuten Wohnform“ (§ 34 SGB VIII).  

Eine Heilerzieherische Behandlung durch einen Sachverständigen oder eine Entziehungs-

kur als länger dauernde sog. Gesamtweisungen nach § 10 Abs. 2 JGG bedürfen bei Her-

anwachsenden (wegen Volljährigkeit) allein deren Zustimmung, bei Jugendlichen der Zu-

stimmung der Erziehungsberechtigten bzw. gesetzlichen Vertreter. Pauschalierte Nachweise 

finden sich in den Tabellen 2.3, 4.3 und 10.  

Fahrlässigkeitstaten: Wenn eine Tat im StGB oder in einem Nebenstrafgesetz für 

strafbar erklärt ist, ohne dass der sog. subjektive Tatbestand explizit dargelegt wird, sind 

nur vorsätzliche Handlungen pönalisiert. Dies ist im Kern eine gesetzgeberische Vereinfa-

chungsregelung, wozu § 15 StGB, sozusagen vor die Klammer gezogen, mit Gültigkeit für 
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alle Strafgesetze folgende Formulierung getroffen hat: „Strafbar ist nur vorsätzliches Han-

deln, wenn nicht das Gesetz fahrlässiges Handeln ausdrücklich mit Strafe bedroht“.  

Aufgrund gesetzlicher Regelungen haben Rechtsprechung und Lehre (Wissenschaft) 

rechtsdogmatisch drei für das Strafmaß bedeutsame Varianten herausgearbeitet, die hier 

nicht näher darzustellen sind. In schweremäßig aufsteigender Folge sind dies 

 die „unbewusste Fahrlässigkeit“,  

 die „bewusste Fahrlässigkeit“ und  

 die in einzelnen Paragraphen mit hoher Strafdrohung versehene „Leichtfertigkeit“. Ein 

Beispiel für Letzteres ist der „Raub mit Todesfolge“ gemäß § 251 StGB, der mit lebenslan-

ger Freiheitsstrafe oder mit Freiheitsstrafe nicht unter zehn (d. h. bis zu fünfzehn Jahren) 

bedroht ist. Die gerichtliche Feststellung von solcher Leichtfertigkeit setzt voraus, dass eine 

Person die gebotene Sorgfalt in einem besonders hohen Maße verletzt hat. Es handelt sich 

also um einen erhöhten Grad von Fahrlässigkeit, die nahe an den Vorsatz grenzt, allerdings 

nach herrschender Meinung nicht nur bei bewusster, sondern auch bei unbewusster Fahr-

lässigkeit vorliegen kann.  

Auf Fahrlässigkeit konzentrierte Straftatbestände sind nummerisch gesehen die Aus-

nahme, gemessen an der Zahl der Tatbestände im StGB und im weiten Bereich der Ne-

benstrafgesetze. Traditionell pönalisierte Fahrlässigkeitstaten sind beispielsweise die 

„Fahrlässige Tötung“ (§ 222 StGB), die „Fahrlässige Körperverletzung“ (§ 229 StGB) und 

die „Fahrlässige Brandstiftung“ (§ 306d StGB). Gerichtliche Entscheidungen zu derartig ei-

genständigen Fahrlässigkeitstaten werden in der StVerfStat regelmäßig und vollständig 

nachgewiesen. 

Davon zu unterscheiden sind Straftatbestände, in denen sowohl vorsätzliche als auch fahr-

lässige Verwirklichungsformen (mit unterschiedlichen Rechtsfolgen bzw. Strafrahmen) 

pönalisiert sind. Sie machen in der Strafverfolgungspraxis von der Menge der Verfahren 

her einen ganz wesentlichen Anteil aller Verfahren und Entscheidungen aus.  

Besonders hervorzuheben sind insoweit die Verkehrsdelikte mit Schwerpunkt auf den  

Straftaten im Straßenverkehr, in einer hier nicht näher darzulegenden Mischung aus tradi-

tionell überkommenen und auf moderne Entwicklungen reagierenden Varianten. Als Bei-

spiel sei die „Gefährdung des Straßenverkehrs“ (§ 315c StGB) als sog. konkretes Gefähr-

dungsdelikt genannt. Dort wird neben etlichen weiteren Handlungsweisen mit Freiheits-

strafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bedroht, wer im Straßenverkehr (scil. vorsätz-

lich) ein Fahrzeug führt, obwohl er infolge des Genusses alkoholischer Getränke oder an-

derer berauschender Mittel nicht in der Lage ist, das Fahrzeug sicher zu führen, und 

dadurch Leib oder Leben eines anderen Menschen oder fremde Sachen von bedeutendem 

Wert gefährdet (§ 315c Abs. Nr. 1a StGB). Nur mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren macht 

sich ein Fahrzeugführer alternativ strafbar, wenn er in diesem Fall und in anderen Fällen 

von Abs. 1 entweder „die Gefahr fahrlässig verursacht“ (§ 315c Abs. 3 Nr.1 StGB) oder aber 

„fahrlässig handelt und die Gefahr fahrlässig verursacht“ (§315c Abs. 3 Nr. 2 StGB). Erstere 

Regelungen des Abs. 3 Nr. 1 entsprechen auch in anderen Strafvorschriften werden als 

„Vorsatz-Fahrlässigkeits-Kombinationen“ bezeichnet. 
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Von den erst in jüngerer Zeit im Kernstrafrecht pönalisierten Deliktsbereichen lassen sich 

beispielsweise die im Gesetz mit einem eigenen „Abschnitt“ bedachten „Straftaten gegen 

die Umwelt“ (§§ 324–330d StGB) herausheben, zu den es teilweise Vorgängerregelungen 

in Nebenstrafgesetzen gegeben hatte.  

Für die StVerfStat gilt folgendes für Entscheidungen zu Fahrlässigkeitstaten bei Straftatbe-

ständen, in denen sowohl vorsätzliche aus auch fahrlässige Varianten, teils auch in kombi-

nierter Form mit Strafe bedroht werden: Jede gerichtliche Entscheidung wird gemäß den 

Erfassungsregeln zu jeder Variante separat erfasst, jedoch werden in den Tabellen der 

Jahresberichte nur die auf den jeweiligen Paragraphen bezogenen Entscheidungen insge-

samt nachgewiesen.  

Fahrverbot: Wird jemand nach allgemeinem Strafrecht wegen einer Straftat zu einer 

Freiheitsstrafe oder zu einer Geldstrafe verurteilt, so kann ihm das Gericht für die Dauer 

von einem Monat bis zu sechs Monaten verbieten, im Straßenverkehr Kraftfahrzeuge jeder 

oder einer bestimmten Art zu führen (§ 44 StGB).  

Anders als bei einer  Entziehung der Fahrerlaubnis ist diese Entscheidung keine Maßre-

gel der Besserung und Sicherung, sondern eine „Nebenstrafe“. Sie führt dazu, dass der 

Führerschein während der Verbotsdauer amtlich verwahrt und danach dem Inhaber wieder 

ausgehändigt wird. Mithin hängt die rechtmäßige Teilnahme am Straßenverkehr im Unter-

schied zur Entziehung der Fahrerlaubnis nicht davon ab, ob/dass es dem Verurteilten ver-

einfachend gesagt gelingt, einen „neuen Führerschein zu machen“. Diese Nebenstrafe 

kann auch gegen Jugendliche und nach Jugendstrafrecht verurteilte Heranwachsende ver-

hängt werden (§ 8 Abs. 3 JGG i.V.m. §§ 2 Abs. 2, 105 Abs. 1 JGG). Nachweise finden sich 

in Tabellen 5.1 und 5.3.  

[Ergänzender Hinweis: Hinter der Formel „wegen einer Straftat“ verbirgt sich eine jedenfalls rechtlich 

sehr erhebliche Änderung durch ein Gesetz vom 17. August 2017, das sich für die StVerfStat ab 

2018 auswirkt. Bis dahin konnte diese Nebenstrafe nur bei Straftaten mit Bezug zum Straßenverkehr 

verhängt werden, genauer gesagt bei Straftaten, die jemand „bei oder im Zusammenhang mit dem 

Führen eines Kraftfahrzeugs oder unter Verletzung der Pflichten eines Kraftfahrzeugführers“ began-

gen hatte. Nunmehr gilt gemäß § 44 Abs. 1 S. 2 StGB: „Auch wenn die Straftat nicht bei oder im 

Zusammenhang mit dem Führen eines Kraftfahrzeugs oder unter Verletzung der Pflichten eines 

Kraftfahrzeugführers begangen wurde, kommt die Anordnung eines Fahrverbots namentlich in Be-

tracht, wenn sie zur Einwirkung auf den Täter oder zur Verteidigung der Rechtsordnung erforderlich 

erscheint oder hierdurch die Verhängung einer Freiheitsstrafe oder deren Vollstreckung vermieden 

werden kann“].  

[Zusätzlicher Vermerk: Ein Fahrverbot kann auch durch die zuständige Verkehrsbehörde bei be-

stimmten verkehrsbezogenen Ordnungswidrigkeiten verhängt werden (§ 25 mit §§ 24, 26a StVG)] 

Freiheitsstrafe ist nach § 38 Abs. 1 StGB „zeitig“, wenn das Gesetz nicht lebenslange 

Freiheitsstrafe androht. Das Höchstmaß der zeitigen Freiheitsstrafe ist fünfzehn Jahre, ihr 

Mindestmaß ein Monat (§ 38 Abs. 2 StGB). Das Höchstmaß von 15 Jahren gilt auch stets 

dann, wenn ein Angeklagter für mehrere oder sogar sehr viele selbständige Taten zu einer 

sog. Gesamtstrafe verurteilt wird (s. § 54 Abs. 2 StGB; s. a. bei Tatmehrheit). Nachweise 

finden sich in den Tabellen 2.3, 2.4, 3.1, 8.4 und 10.). Wegen möglicher vorzeitiger Entlassung aus 

dem Vollzug einer Freiheitsstrafe s. bei  Strafrestaussetzung zur Bewährung. 
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Freispruch: Das Gericht spricht den Angeklagten am Ende der Hauptverhandlung nach 

Abschluss der Beweisaufnahme, der Beweiswürdigung und der sonstigen Beratungen so-

wie Abstimmungen frei, wenn es davon überzeugt ist, dass sich der Angeklagte der ihm 

vorgeworfenen Tat(en) nicht schuldig gemacht hat, aber auch dann, wenn es sich nicht 

zweifelsfrei von der Schuld überzeugen konnte. Im Urteilsspruch als solchem wird diese 

Unterscheidung nach „Freispruch wegen erwiesener Unschuld“ sowie „Freispruch aus 

Mangel an Beweisen“ nicht explizit verkündet, sie kann aber in den Urteilsgründen behan-

delt werden (§ 260 Abs. 1 mit § 261 und § 267 Abs. 5 StPO). Nachweise finden sich in der 

Tabelle 2.2.  

[Ergänzender Hinweis: Freisprüche wegen einzelner Straftaten werden in der StVerfStat dann nicht 

ausgewiesen, wenn gleichzeitig eine Verurteilung wegen anderer Straftaten stattgefunden hat; es 

handelt sich dabei um Fälle des sog. Teilfreispruchs].  

Freispruch im Verbund mit der Anordnung von Maßregeln der Bes-
serung und Sicherung: Stellt das Gericht (meist auf der Grundlage von Sachver-

ständigengutachten) während der Hauptverhandlung fest, dass der Angeklagte wegen sog. 

seelischer Störungen (§ 20 StGB) schuldunfähig war oder kann es die Schuldunfähigkeit 

nicht zweifelsfrei ausschließen, und beendet dann die Verhandlung mit einem Urteil, muss 

dieses Urteil auf Freispruch lauten (§ 20 StGB mit §§ 260, 261, 267 Abs. 5 und 6 StPO).  

Hat sich aber im Verfahren zwingend ergeben, dass der Angeklagte seine immerhin ein-

deutig rechtswidrigen Taten (11 Abs. 1 Nr. 5 StGB) in einem Zustand begangen hat, der 

künftig ähnliche oder sonst eine erhebliche „Gefahr“ begründete Straftaten „erwarten“ lässt 

(§§ 61, 62 StGB), ordnet das Gericht nach bzw. „neben“ dem Freispruch eine spezifische 

auf die Gefahr bezogene sog.  Maßregel der Besserung und Sicherung an (§§ 61, 63 bis 

70b StGB). Nachweise zur Anordnung von Maßregeln bei Freispruch finden sich in Tabelle 2.2., 

jedoch nur für die nach allgemeinem Strafrecht Abgeurteilten. (Zu Maßregeln bei „Undurchführbar-

keit eines Strafverfahrens“ s. bei  „Selbständige Anordnung von Maßregeln“).  

Freizeitarrest ist die mildeste Form des  Jugendarrests (s. a. bei  „Zuchtmitteln“). 

Er wird für die wöchentliche Freizeit eines Jugendlichen bzw. auch eines nach Jugendstraf-

recht behandelten Heranwachsenden verhängt (bspw. an Wochenenden oder in der Feri-

enzeit), und wird auf eine oder zwei Freizeiten bemessen (§ 16 Abs. 2, § 105 Abs. 1 JGG). 
Nachweise finden sich in Tabelle 4.3. 

Frühere Verurteilungen: Die Strafverfolgungsstatistik enthält für die Verurteilten 

nach Art und Anzahl differenzierende Angaben zu früheren rechtskräftigen bzw. bestands-

kräftigen Verurteilungen. Als früher Verurteilte gelten Personen, die in einem früheren Ver-

fahren wegen eines Verbrechens oder eines Vergehens rechtskräftig zu Freiheitsstrafe, 

Strafarrest, Geldstrafe oder Jugendstrafe verurteilt wurden. Falls wegen einer früher verüb-

ten Straftat Maßnahmen nach dem JGG angeordnet wurden, werden diese in der Statistik 

wie Verurteilungen zu Kriminalstrafen gezählt, obgleich sie keine Vorstrafen im rechtlichen 

Sinne darstellen. Für die Interpretation der Zahlen ist der vorsorgliche Hinweis wichtig, dass 

Eintragungen über eine Verurteilung zum Zeitpunkt ihrer Erfassung für die StVerfStat be-

reits gemäß §§ 45 ff. des Bundeszentralregistergesetzes getilgt sein und deswegen nicht 

mehr berücksichtigt werden können.  



Führungsaufsicht 23 

 

Der Grund der früheren Verurteilung wird in der Strafverfolgungsstatistik nicht erfasst; in 

Tabelle 7 ausgewiesene Personen mit früherer Verurteilung waren somit nicht notwendi-

gerweise einschlägig vorbestraft. Nachweise zu früheren Strafen oder Maßnahmen nach allge-

meinem Strafrecht finden sich in der Tabelle 7.1. Nachweise zu früheren Strafen oder Maßnahmen, 

auch zu Erziehungsmaßregeln oder/und Zuchtmitteln, nach Jugendstrafrecht finden sich in Tabelle 

7.2.  

Führungsaufsicht (§ 61 Nr. 4 mit §§ 68-68g StGB) ist eine ambulante  Maßregel 

der Besserung und Sicherung. Sie kann bei Erwachsenen und bei nach allgemeinem Straf-

recht behandelten Heranwachsenden neben einer Strafe unter bestimmten Umständen an-

geordnet werden, wenn die Gefahr besteht, dass die betroffene Person weitere Straftaten 

begehen wird. Die Anordnung von Führungsaufsicht ist auch bei Jugendlichen (§ 7 Abs. 1 

JGG) sowie bei nach Jugendstrafrecht behandelten Heranwachsenden (§ 105 Abs. 1 JGG) 

möglich. Bei der Durchführung der Führungsaufsicht werden die Staatsanwaltschaft als 

Vollstreckungsbehörde und die Strafvollstreckungsgerichte durch die „Führungsaufsichts-

stellen“ unterstützt (§ 463a StPO mit Artikel 295 EGStGB; zu Kontakten während einer Un-

tersuchungshaft s. § 148 Abs. 1 i.V.m. § 119 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 StPO). Nachweise zur Anord-

nung von Führungsaufsicht finden sich in den Tabellen 5.5 und 5.6.  

[Ergänzender Hinweis: Nicht für die StVerfStat erfasst werden solche Fälle, in denen die Führungs-

aufsicht automatisch eintritt. Dazu gehören etwa Täter, die eine Freiheitstrafe von wenigsten 1 Jahr 

im Fall von Sexualdelikten oder eine Freiheitsstrafe von wenigstens 2 Jahren bei anderen Delikten 

voll verbüßt haben (sog. „Vollverbüßer“ gemäß § 68f Abs. 1 i.V.m. § 181b und §§ 174 bis 174c, 176 

bis 180, 181a StGB); andere Beispiele finden sich bei Aussetzung der Vollstreckung von Maßregeln 

gemäß § 67b StGB oder gemäß § 68 Abs. 2 StGB].  

Geldbetrag: Die Zahlung eines Geldbetrages kann während des Vorverfahrens im Rah-

men des Absehens von der Verfolgung durch die Staatsanwaltschaft (§ 153a Abs. 1 Satz 

2 Nr 2 StPO) auferlegt werden. Im Zwischenverfahren, d. h. nach Erhebung der Klage sei-

tens der Staatsanwaltschaft, dann das das Gericht analog das Verfahren durch Beschluss 

einstellen (§ 153a Abs. 2 StPO). Rechtlich möglich bleibt solches im Fall von aufeinander 

folgenden Verhandlungen bis zum Ende derjenigen Hauptverhandlung, in der die tatsäch-

lichen Feststellungen letztmals geprüft werden können) Solche Auflagen werden in der Pra-

xis (und vor allem in den Medien) verbreitet ebenfalls als „Geldbußen“, gelegentlich auch 

als „Bußgelder“ bezeichnet. (Zur förmlichen gerichtlichen Sanktion im Jugendstrafrecht 

siehe bei  „Zahlung eines Geldbetrags“, als Auflage im Rahmen der  Zuchtmittel nach 

§ 15 JGG ). 

Geldbuße: Die förmliche Geldbuße ist eine Sanktion nach dem Ordnungswidrigkeiten-

recht. Die Grundregelung findet sich im Ordnungswidrigkeitengesetz (§§ 1–21 OWiG). Die 

Tatbestände der einzelnen Ordnungswidrigkeiten (OWi), anhand derer eine Geldbuße je 

konkret verhängt werden kann, finden sich zunächst im OWiG selbst im „Dritten Teil“ unter 

dem Titel „Einzelne Ordnungswidrigkeiten“ (§§ 111–131 OWiG), sodann in den zahlreichen 

Gesetzen des  Nebenstrafrechts, die im Regelfall neben Straftatbeständen auch mehrere 

und ggf. sogar häufigere OWi-Tatbestände enthalten.  

Hervorzuheben ist wegen seiner sozusagen fast alltäglichen Bedeutung für große Teile der 

Bevölkerung das Straßenverkehrsrecht, und dort primär das Straßenverkehrsgesetz 

(StVG). Neben Strafvorschriften regelt das StVG in den §§ 23–26 materielle und formelle 

Fragen von Ordnungswidrigkeiten im Straßenverkehr. Zudem wird in § 26a mit dem Titel 

„Bußgeldkatalog“ das Bundesministerium für Verkehr ermächtigt, mit Zustimmung des 
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Bundesrates Vorschriften zu erlassen [unter anderem] über Regelsätze für Geldbußen we-

gen Ordnungswidrigkeiten nach den §§ 24 (Verkehrsordnungswidrigkeiten); § 24a (0,5 Pro-

mille-Grenze) und § 24c (Alkoholverbot für Fahranfänger und Fahranfängerinnen). Spezifi-

ziert werden Verkehrsordnungswidrigkeiten gemäß dem StVG durch § 49 der Straßenver-

kehrsordnung (StVO) in 55 Varianten. Die jeweils aktuelle Fassung des Bußgeldkatalogs 

kann bei dem Kraftfahrzeug-Bundesamt abgerufen werden unter: https://www.kba.de/DE/Fahr-

eignungs_Bewertungssystem/Punktekatalog/punktekatalog_node.html 

Nicht für die StVerfStat, aber wohl für die StA-Stat, ist dies rechtlich bedeutsam und auch 

praktisch relevant. Denn zum einen ist die Staatsanwaltschaft bereits gemäß § 40 OWiG 

im laufenden Strafverfahren für die Verfolgung der Tat auch unter dem Gesichtspunkt einer 

Ordnungswidrigkeit zuständig, soweit ein Gesetz nichts anderes bestimmt. Sie erhält von 

der ansonsten primär zuständigen „Verwaltungsbehörde“ eine Sache im Wege der „Ab-

gabe“ (§ 41 Abs. 1 OWiG), wenn Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die Tat eine Straftat 

ist. Umgekehrt kann die Staatsanwaltschaft die Sache an die Verwaltungsbehörde zurück-

geben, wenn sie davon absieht, ein Strafverfahren einzuleiten (§ 41 Abs. 2 OWiG; s. a. § 43 

OWiG). Schließlich kann die Staatsanwaltschaft die Verfolgung einer Ordnungswidrigkeit 

bis zum Erlass eines „Bußgeldbescheides“, mit dem die Geldbuße festgelegt wird, dann 

übernehmen, wenn sie eine Straftat verfolgt, die mit der Ordnungswidrigkeit „zusammen-

hängt“ (§ 42 Abs. 1–3 OWiG). Nach den Angaben in Tabelle 1 Nr. 7 der StA-Stat 2018 

(veröffentlicht 2019), waren die Staatsanwaltschaften (und die Amtsanwaltschaften) beim 

Landgericht in Deutschland insgesamt mit 388.011 Verfahrenseingängen nach dem OWiG 

befasst.  

OWi-Sachen sind darüber hinaus für den Geschäftsanfall bei den allgemeinen Strafgerich-

ten und bei den Jugendgerichten bedeutsam, insofern die Verfahren nach Einlegung ei-

nes Einspruchs gegen einen Bußgeldbescheid einer Verwaltungsbehörde entweder vor 

den Einzelrichter beim Amtsgericht oder vor den Jugendrichter als Einzelrichter kommen 

(§§ 67, 86 OWiG). Auf weitere Details kommt es an dieser Stelle nicht an. Nach den Anga-

ben in Tabelle 1 Nr. 22 der StG-Statistik 2018 (veröffentlicht 2019) hatten die Amtsgerichte 

380.649 Neuzugänge zu verzeichnen.  

Geldstrafe kann nur bei Verurteilung nach allgemeinem Strafrecht verhängt werden. Sie 

wird im Unterschied zur früher geläufigen sog. Summengeldstrafe in Tagessätzen verhängt, 

und beträgt mindestens fünf und höchstens 360 volle Tagessätze (§ 40 Abs. 1 StGB), kann 

jedoch bei der Verhängung einer Gesamtstrafe bis auf 720 Tagessätze erhöht werden (§ 54 

Abs. 2 StGB). Ein Tagessatz wird auf mindestens einen Euro und höchstens dreißigtausend 

Euro festgesetzt. Bei der Festsetzung der Höhe der Tagessätze sind die persönlichen und 

finanziellen Verhältnisse des Täters zu berücksichtigen. Um die enorme „Spannweite“ der 

(auch) diesen Vorgaben entsprechenden Geldstrafenverhängung schon beim Regelstraf-

rahmen deutlicher werden zu lassen als dies allein durch die Rahmenbedingungen möglich 

ist, sei hier Adam Riese bemüht: 5 TS mal 1 € ergeben 5 €, aber 5 TS mal 30.000 € ergeben 

schon 150.000 Euro. 150 TS mal 1 € ergeben 150 €; aber 150 TS mal 30.000 € ergeben 

4,5 Millionen €. Nachweise finden sich in den Tabellen 2.3, 3.3, 8.4 und 10. 

[Ergänzender Hinweis: Zu Fällen, in denen sich das Gericht in der Entscheidung eine Geldstrafe 

vorbehalten kann, s. bei  „Verwarnung mit Strafvorbehalt“].  

https://www.kba.de/DE/Fahreignungs_Bewertungssystem/Punktekatalog/punktekatalog_node.html
https://www.kba.de/DE/Fahreignungs_Bewertungssystem/Punktekatalog/punktekatalog_node.html
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Geldstrafe neben Freiheitsstrafe: Eine solche Kombination von Strafen nach 

allgemeinem Strafrecht zielt auf Täter, die sich „durch“ ihre Tat(en) bereichert haben (§ 41 

StGB) oder alternativ lediglich strafbar versucht haben, sich zu bereichern (§ 41 mit §§ 22, 

23 StGB). Das Gericht „kann“ ein entsprechendes Urteil in zwei Varianten aussprechen:  

Auf der einen Seite, wenn in einem Straftatbestand die Geldstrafe „wahlweise“ vorgesehen 

ist, wie bei der Mehrzahl von Vergehen (Beispiel: [Einfacher] Diebstahl gemäß § 242 StGB 

mit einer Strafandrohung von „Freiheitsstrafe [scil. von 1 Monat, § 38 Abs. 2 StGB] bis zu 

fünf Jahren oder Geldstrafe).  

Auf der anderen Seite, wenn der Text eines Straftatbestandes einzig und allein eine Frei-

heitsstrafe vorsieht. Ein Beispiel für eine „sonst nicht angedrohte Geldstrafe“ liefert § 330 

StGB „Besonders schwerer Fall einer Umweltstraftat“, wo es u. a. um die Verunreinigung 

eines Gewässers, von Boden oder eines Schutzgebietes dergestalt geht, dass die Beein-

trächtigung gar nicht bzw. nur mit außerordentlichem Aufwand oder erst nach längerer Zeit 

beseitigt werden kann (§ 330 Abs. 1 Nr. 1 StGB); hier sind auch relativ leicht Verbindungen 

mit „bereichernden Geschäften“ in der Weiße-Kragen-Kriminalität bzw. Wirtschaftskrimina-

lität denkbar. Besonders schwere Fälle im Sinne des § 330 StGB können sowohl Vergehen 

(Abs. 1) als auch Verbrechen (Abs. 2) sein. Der Strafrahmen für Vergehen reicht von sechs 

Monaten bis zu 10 Jahren, sieht aber auch schon bei der Untergrenze keine alternative 

Geldstrafe vor. Nachweise zur Verhängung einer Geldstrafe neben einer Freiheitsstrafe finden sich 

in Tabelle 2.3.  

Geldwäsche: Nach der Überschrift des § 261 StGB geht es bei der „Geldwäsche“ auch 

um die „Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte“. In kriminologischer Sicht 

kann man den § 261 als eine Art von Meta-Tatbestand einordnen, insofern die in Abs. 1 

Satz 1 umschriebenen „rechtswidrigen Taten“ angebunden sind an die Verwirklichung an-

derer Straftatbestände. Auf der einen Seite sind dies ausnahmslos alle Verbrechenstatbe-

stände im StGB und in Nebenstrafgesetzen (§ 261 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1), auf der anderen 

Seite sind dies zahlreiche Vergehenstatbestände (§ 261 Abs. 1 Abs. 1 Satz 2 Nummern 2 

bis 5, Abs. 2 und 3). Sie sind im Anhang VI einzeln aufgelistet. Wichtige Grundlage für 

Verfahren in Geldwäschesachen ist das „Gesetz über das Aufspüren von Gewinnen aus 

schweren Straftaten (Geldwäschegesetz – GWG) von 2017, zuletzt geändert durch Artikel 

269 der Verordnung vom 18. Juni 2020 (BGBl. I, S. 1328). Dieses Gesetz bildet sozusagen 

meist die „Anfangsstation“ einer Verfahrenskette. Es verpflichtet viele verschiedene In-

stitutionen auch der Privatwirtschaft, sog. „Verdachtsmeldungen“ bei der „Zentralstelle für 

Verdachtsmeldungen“ am Bundeskriminalamt einzureichen. In dem bei einer Recherche 

vorgefundenen (wahrscheinlich letzten) veröffentlichten Bericht dieser Stelle, unter europä-

ischer Perspektive auch „Financial Intelligence Unit (FIU) Deutschland genannt, für das 

letzte verfügbare Berichtsjahr 2016 findet sich die Angabe (auf S. 8 und 11), dass insgesamt 

(zusammen mit Meldungen nach der AO) 40.690 Meldungen eingereicht worden waren, 

darunter 35.038 vonseiten der Kreditinstitute.  

Die Nachweise in der StVerfStat beleuchten sozusagen die strafrechtliche „Endsta-

tion“ einer Verfahrenskette. Da es lange dauern kann, bis ein Strafverfahren vor Gericht 

rechtskräftig abgeschlossen ist, ist ein Abstellen auf denselben Jahrgang etwas wagemutig; 

zur Milderung des methodischen Problems, und weil es hier im Kern nur auf die Größen-

ordnungen ankommt, wird daher auf den Jahresbericht 2018 der StVerfStat zurückgegrif-

fen. Danach gab es in diesem Jahr für ganz Deutschland nach § 261 Abs. 1, 2, 4 und 5 

StGB zusammengerechnet 940 Abgeurteilte und 887 Verurteilte.  
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Bei der Analyse und Bewertung solcher Zahlen kann exemplarisch auf das an anderer 

Stelle im allgemeinen Zusammenhang näher behandelte Strafrahmen-Problem hingewie-

sen werden: gemäß § 261 Abs. 1 und 2 StGB beträgt der Normalstrafrahmen einer Geld-

wäschetat als solcher eine Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren. Dies ent-

spricht der Schwere-Gruppe „l“ des Statistischen Bundesamtes gemäß der Schematischen 

Hilfe 1 für die abstrakte Einstufung der Unterschiede zwischen Straftatbeständen/Strafdro-

hungen. Das bedeutet den 11. Rangplatz von insgesamt 16 Gruppen, womit eine Aburtei-

lung bzw. Verurteilung immer dann aus der veröffentlichen StVerfStat „verschwindet“, wenn 

in einem Strafurteil auch noch nur ein einziger weiterer Straftatbestand der Ränge 10 bis 1 

genannt ist.  

Für „besonders schwere Fälle“ als Regelfälle sieht § 261 Abs. 4 StGB eine Freiheitsstrafe 

von sechs Monaten bis zu zehn Jahren vor; dies entspricht der Schweregruppe „g“ oder, 

anders gewendet, immerhin dem 7. Rangplatz von insgesamt 16 Gruppen.  

Auf dem Weg über die Jahresbände der StVerfStat lässt nicht berechnen und nicht einmal 

belastbar abschätzen, wie oft gerichtliche Geldwäsche-Aburteilungen (und dann Verurtei-

lungen) zum einen hinter 6 und zum anderen hinter 10 mit abgeurteilten anderen Straftaten 

wegen Idealkonkurrenz bzw. Tateinheit oder wegen Realkonkurrenz  Tatmehrheit zu-

rücktreten und damit optisch völlig verschwinden.  

Es wäre in mehrerer Hinsicht reizvoll und auch rechtspolitisch bedeutsam, der offenen 

Frage nach der „Wirklichkeit“ von Aburteilungen/Verurteilungen durch eine Auswertung der 

Datenbank-Inhalte zur StVerfStat näher nachzugehen. Für Dritte (insbesondere aus der 

Wissenschaft) bieten sich insoweit 2 Quellen zur eigenständigen Bearbeitung an: Zum ei-

nen die von den Forschungsdatenzentren des Bundes und der Länder vorgehaltenen (hier 

nicht beachtlich eingeschränkten) Forschungs-Datensätze zur StVerfStat; denn dort wer-

den für jeden einschlägigen Fall neben dem für die Jahresberichte ausschlaggebenden 

Hauptdelikt von den ansonsten mit abgeurteilten Delikten bis zu 20 zusätzlich mit ausge-

wiesen. Zum anderen der Forschungsdatensatz zur bundesweiten Rückfallstatistik, der von 

einer kriminologischen Forschungsgruppe (Göttingen, Freiburg) erarbeitet und seit kurzem 

in Göttingen für Interessenten freigeschaltet worden ist. 

Am 18.3.2021 ist eine Neufassung des § 261 StGB in Kraft getreten (BGBl. Teil I, Nr. 10 

vom 17.3.2021); dies erfolgte, um einer bindenden Richtlinie der EU nachzukommen. In 

dieser Neufassung, die voraussichtlich für die StVerfStat zum Berichtsjahrgang 2021 voll 

umgesetzt werden kann, ist der hier wichtigste Umstand der folgende: Es sind alle Verweise 

auf „Verbrechen“ allgemein sowie auf einzelne detailliert aufgeführte „Vergehen“ getilgt 

worden. Damit geraten neben allen Verbrechen jedenfalls grundsätzlich auch alle Straftat-

bestände des StGB und der Nebenstrafgesetze in die „Konkurrenz“, bei gleichzeitiger Ab-

urteilung mit dem neuen § 261 StGB entweder diesen Paragraphen für die Veröffentlichung 

zu verdrängen oder von ihm verdrängt zu werden. Zusätzlich werden Straftaten mit Aus-

landsbezug durch mehrere EU-Vorschriften mit hereingenommen. 

Die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) unterscheidet sich von der StVerfStat im vorlie-

genden Zusammenhang vor allem dadurch, dass bekanntgewordene Straftaten, die mit an-

deren bekanntgeworden Straftaten in Tateinheit verwirklicht worden sind, separat ausge-

wiesen werden. Das Gleiche gilt für den Nachweise der zu den Taten ermittelten Tatver-

dächtigen. Für den Berichtsjahrgang 2018 weist die PKS unter der Nummer 633000 in der 

Grundtabelle 10.015 bekanntgewordene Fälle von § 261 StGB aus (alle Varianten zusam-

mengefasst). Im selben Berichtsjahr wurden 9.403 Fälle als aufgeklärt registriert, 
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was einer Aufklärungsquote (A.Q.) von 93,9 % entspricht. Zu den aufklärten Fällen wurden 

9.914 Tatverdächtige ermittelt. Der Unterschied zu den 40.690 Verdachtsmeldungen an 

die Financial Intelligence Unit einerseits, und zu den 940 Abgeurteilten ist zumindest auf 

den ersten Blick sehr beachtlich. Zur weiteren Vertiefung sei hingewiesen auf die Begriffe 

 Tateinheit und  Tatmehrheit, sowie auf die Anhänge I, II u. V. 

Gerichtshilfe: Organisationsrechtlich gesehen ist die Gerichtshilfe ein Teil der sog. So-

zialen Dienste der Justiz in den Ländern (Artikel 294 EGStGB), funktional ist sie der Staats-

anwaltschaft zugeordnet (§ 160 Abs. 3 StPO, Nr. 15 Abs. 1-3 RiStBV). Insofern ist die Her-

vorhebung des „Gerichts“ im Namen missverständlich, stimmt aber sonst immerhin deswe-

gen, weil die Gerichtshilfeberichte auch für alle Entscheidungen von Gerichten im Vorver-

fahren, Zwischenverfahren, Hauptverfahren und Vollstreckungsverfahren (§ 160 Abs. 3 und 

§ 463 d StPO) von Bedeutung werden können, namentlich auch in Gnadensachen der ver-

schiedensten Art.  

Kernaufgabe der Gerichtshilfe ist es, neutral die personale und soziale sowie finanzielle 

Situation von Beschuldigten und, sofern angezeigt, auch das familiäre und sonstige Umfeld 

genau und differenziert zu erfassen, und abschließend über die Befunde der Staatsanwalt-

schaft Bericht zu erstatten.  

Die Staatsanwaltschaft beauftragt die Gerichtshilfe mit der Ermittlung von Umständen, die 

bereits im Vorverfahren zu einer sachgerechten abschließenden Entscheidung, ggf. sogar 

zu einer Beschleunigung des Verfahrens, beitragen können. Namentlich geht es in Fällen 

mit geringem Unrechtsgehalt der Tat darum zu klären, ob sie nach Opportunitätsgründen 

von der weiteren Verfolgung wegen Geringfügigkeit sogleich absieht (§ 153 StPO), oder ob 

sie zunächst nur vorläufig unter Auflagen und Weisungen von der weiteren Verfolgung ab-

sieht (§ 153 a StPO).  

In schwereren Fällen mit Vollstreckung von Untersuchungshaft, auch solcher nach einem 

Urteil, gegen das ein Rechtsmittel eingelegt worden ist (sog. Rechtsmittelhaft), kann ein 

Gerichtshilfebericht wesentlich zur Entscheidung des Haftrichters beitragen, ob Haftver-

schonung gewährt werden kann (§§ 116, 116a StPO), auch in Fällen der Haftprüfung ei-

nerseits (§ 117 ff. StPO) bzw. einer sog. Haftbeschwerde andererseits (§§ 114b Abs. 8, 

115, 115a Abs. 3, 117 Abs. 2 S.2, 296, 304 ff. StPO).  

Die Vertreterinnen und Vertreter der Gerichtshilfe können einen Untersuchungsgefangenen 

im Rahmen ihrer dienstlichen Tätigkeit im gleichen Umfang wie ein Verteidiger in der Anstalt 

aufsuchen, auch schriftlich mit ihm/ihr kommunizieren (§ 148 Abs. 1 StPO in Verbindung 

mit § 119 Abs. 4 S. 2 Nr. 3 StPO). 

Für den sich schon früh abzeichnenden Fall der Erhebung einer Anklage können durch die 

Erhebungen der Gerichtshilfe zusätzlich besondere Umstände ermittelt werden, die über 

das Vorverfahren hinaus Bedeutung behalten bzw. bekommen können, bspw. für die Straf-

zumessungsentscheidung des Gerichts im Urteil; spezifisch zu nennen sind die Auswahl 

und Ausgestaltung der Strafen, Maßregeln oder Maßnahmen bzw. von Auflagen oder Wei-

sungen bei einer Strafaussetzung zur Bewährung, einschließlich freiwilliger Angebote des 

Angeklagten zu Leistungen, welche ein vorläufiges Absehen von Auflagen ermöglichen 

(z.B. §§ 40, 42, 46, 46a, 56 Abs. 2, 56–56d StGB, §§ 155a, 265a StPO). 
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Zudem ist die die Staatsanwaltschaft gehalten, die Gerichtshilfe mit Ermittlungen über die 

Person, das Umfeld und die Umwelt im Lebensbereich von Straftatopfern zu beauftragen, 

wenn dadurch für das Verfahren bzw. das Urteil bzw. die Sanktionierung des Angeklagten 

bedeutsame Befunde erarbeitet werden könnten (BGH- Beschluss vom 26.9.20027 = 1 StR 

276/07).  

[Ergänzender Hinweis: Bislang wird die Einbeziehung von Gerichtshilfeberichten bzw. Gerichtshel-

fern bei Aburteilungen für die StVerfStat nicht erfasst, so dass separate Auswertungen generell und 

speziell auch bei verschiedenen Delikten nicht möglich sind]. [s. auch bei  Jugendgerichtshilfe]. 

Gesamtstrafe: s. bei  „Tatmehrheit“. 

Haftrichter: s. bei  „Ermittlungsrichter“. 

Heranwachsende sind Personen, die zur Zeit der Tat 18 bis unter 21 Jahre alt waren 

(§ 1 Abs. 2 JGG). Sie werden entweder nach allgemeinem Strafrecht oder nach Jugend-

strafrecht abgeurteilt, letzteres dann, wenn sie zur Tatzeit nach ihrer Persönlichkeitsent-

wicklung noch einem Jugendlichen gleichstanden oder wenn es sich bei ihrer Tat nach der 

Art, den Umständen oder den Beweggründen um eine „Jugendverfehlung“ handelte (§ 105 

Abs. 1 JGG). Für ihre Aburteilung sind regelmäßig die Jugendgerichte zuständig (§§ 33, 

107, 108 JGG). 

Sofern ausnahmsweise solche Taten mit früheren Taten in der Altersstufe als Jugendliche 

oder mit späteren Taten in der Altersstufe als Erwachsene durch das Gericht in einem ein-

zigen Verfahren zusammengeführt und abgeurteilt werden, ist zu entscheiden, ob insge-

samt Jugendstrafrecht oder allgemeines Strafrecht angewendet wird; s. dazu Näheres bei 

 „Schwergewichtslösung“. Nachweise ansonsten zu Heranwachsenden finden sich in den Ta-

bellen 1.1 bis 1.3, 2.1, 3.2, 4.2 und 4.4 sowie in etlichen weiteren Tabellen. 

Heranwachsende vor Erwachsenengerichten bzw., gesetzlich präziser 

ausgedrückt, „vor Gerichten, die für allgemeine Strafsachen zuständig sind“ (Überschrift vor 

§§ 102 ff. und vor § 112 JGG). Siehe dazu Näheres bei  „Verbindung mehrerer Strafsa-

chen“. 

Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft: Rechtlich nicht mehr gültige, freilich in 

älteren Texten und Entscheidungen noch vorfindliche, Bezeichnung für die „Ermittlungsper-

sonen der Staatsanwaltschaft“ gemäß § 152 GVG; s. bei Strafverfolgungsbehörden.  

Jahr der Entscheidung: Die Strafverfolgungsstatistik vermerkt für die Verurteilten, 

ob die Tat, welche der Verurteilung zugrunde lag, im Verurteilungsjahr, im vorhergehenden 

Jahr oder früher begangen wurde. Nachweise finden sich, auch getrennt für Verurteilte nach 

allgemeinem Strafrecht und nach Jugendstrafrecht, in der Tabelle 2.4.  

[Ergänzender Hinweis: Mit Hilfe dieser Angaben kann man zumindest größenordnungsmäßig be-

stimmen, wie lange es von der Tatzeit bis zum rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens bei einzel-

nen Deliktsgruppen oder auch bei Einzeldelikten dauerte. 

Das aktuelle Verurteilungsjahr, also im vorliegenden Textzusammenhang das Jahr 2017, stimmt der 

klaren Grundtendenz nach desto weniger mit dem Jahr des Ersturteils durch das erstinstanzliche 

Gericht überein, je schwerer beispielsweise das Delikt bei reinen Einzeltaten war.



Jugendarrest gemäß § 16 JGG 29 

 

Andere Beispielsfälle sind namentlich der konkret unterschiedliche Umfang von Beweiserhebungen 

in Bezug auf die Zahl der selbständigen Taten; die je unterschiedliche Anzahl von Tätern bei Mehr-

fachdelikten; damit zusammenhängend ferner, ob ein schriftliches Strafbefehlsverfahren rechtlich 

möglich war und auch durchgeführt wurde; schließlich, ob, und wenn ja, eines oder mehrere Rechts-

mittel ggf. mehrfach hintereinander zu „Folgeprozessen“ führten.  

Mithilfe der absoluten Zahlen der StVerfStat 2017 kann man das Gesagte exemplarisch anhand von 

(hier selbst berechneten) Prozentwerten für den Anteil von „früher“ begangenen an allen erfassten 

Taten verdeutlichen: Mord = 53,7 %, Vergewaltigung = 46,8 %, Schwerer Raub = 34,5 %, Einfacher 

Diebstahl = 8,0 %, und schließlich Beleidigung = 6,3 %.] 

[Verdeutlichung des Problems an einem verfahrensbezogen bewusst ´heftig´ gestalteten Beispiels-

fall des vollendeten Mordes (§ 211 Abs. 1 StGB), für den es indes tatsächliche Parallelen in der 

Praxiswelt der Strafjustiz für die letzten Jahrzehnte gibt. Der Verlauf wird lediglich skizzenhaft dar-

gestellt, weil es auf juristische Details hier nicht ankommt: Tat begangen zu Anfang Januar 1990  

polizeilich bekanntgeworden 2010 im Zusammenhang mit anderen Ermittlungen  polizeilich auf-

geklärt 2011  Beschuldigter durch die Staatsanwaltschaft angeklagt 2012  erstes Schwurge-

richtsurteil Mitte 2014 erfolgreiche Revision dagegen vonseiten des Angeklagten zum BGH mit 

Aufhebung des Urteils Anfang 2015, und  Zurückverweisung an ein anderes Schwurgericht; 

neues Schwurgerichtsurteil zu Mitte 2016  erfolgreiche Revision gegen dieses Urteil durch die 

Staatsanwaltschaft zum BGH mit Aufhebung Anfang 2017 und  Zurückverweisung an wiederum 

ein anderes Schwurgericht  letztes und durch allseitigen Rechtsmittelverzicht endgültiges Urteil 

dieses Schwurgerichts zu Ende Dezember 2017, damit auch Eintritt der Rechtkraft im Dezember 

2017. Das heißt, dass ein solcher Mord auch im Realitätsfall, für den der Täter völlig korrekt erst im 

Berichtsjahrgang 2017 als Verurteilter erfasst und ausgewiesen worden wäre, sich tatsächlich schon 

27 Jahre vorher ereignet hätte, mit einer Verfahrensdauer gegen den Beschuldigten / Angeschuldig-

ten / Angeklagten (§ 157 StPO) „über alles“ von 7 Jahren]. 

Jugendarrest gemäß § 16 JGG ist die strengste Art der sog. Zuchtmittel. (Einzel-

heiten siehe bei  „Dauerarrest“,  „Freizeitarrest“,  „Kurzarrest“ und  „Zuchtmittel“).  

Für die Vollstreckung von Jugendarresten ist der Jugendrichter als „Vollstreckungsleiter“ 

zuständig (§§ 82-85 JGG bei Jugendlichen und § 110 JGG bei Heranwachsenden, auf die 

Jugendstrafrecht gemäß § 105 Abs. 1 JGG angewendet wurde). Er ersetzt insoweit die 

Staatsanwaltschaft als „Vollstreckungsbehörde“ in allgemeinen Strafsachen (§ 451 StPO).  

Der Jugendrichter ist sodann auch als „Vollzugsleiter“ (§ 90 Abs. 2 S. 2 JGG) zuständig für 

die Überwachung und ggf. Anleitung des Vollzugs von Jugendarrest vor Ort, entweder in 

einer „Jugendarrestvollzugsanstalt“ oder, bei entsprechendem Angebot und Vorzugswür-

digkeit im konkreten Fall, alternativ auch in „Freizeitarresträumen der Landesjustizverwal-

tungen“ (§ 90 Abs. 1 JGG).  

Details werden in der Jugendarrestvollzugsordnung von 1976 mit Änderungen bis 2011 

(JAVollzO) geregelt, soweit und solange die Länder noch nicht von der eigenen primären 

Gesetzgebungszuständigkeit Gebrauch gemacht haben, die ihnen seit 2006 im Rahmen 

der sog. Föderalismusreform zugewachsen ist, und dementsprechend auch noch keine ei-

genen Jugendarrestvollzugsgesetze erlassen haben. 

[Hinweis: Jugendarrest kann auch in Bußgeldsachen verhängt werden. Näheres ist in § 98 Abs. 2–

4 OWiG geregelt]. 
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Jugendarrest gemäß § 16a JGG: s. bei  „Warnschussarrest“; s. a. bei „Zucht-

mittel“.  

Jugendarrest als „Beugearrest“ bzw. als „Ungehorsamsarrest“: Es 

handelt sich hier um Fälle, bei denen der Jugendrichter Weisungen verhängt hat, aber die 

betroffenen Jugendlichen oder nach Jugendstrafrecht behandelten Heranwachsenden die-

sen schuldhaft nicht nachkommen. Wenn der Richter eine entsprechende Belehrung über 

die Folgen einer schuldhaften Zuwiderhandlung erteilt hatte, kann er (bei entsprechendem 

Anlass bzw. Bedarf auch mehrfach) Jugendarrest von insgesamt bis zu vier Wochen im 

Wege eines Beschlusses verhängen (deshalb in der Praxis verbreitet auch „Beschlussar-

rest“ genannt). Wenn der „Delinquent“ nach der Verhängung eines solchen Arrests der ur-

sprünglichen Weisung nachkommt, muss der Richter von dessen Vollstreckung absehen 

(§ 13 Abs. 3 mit § 105 Abs. 1 JGG).  

Ein im Kern gleichartiges Vorgehen ist auch im Falle des Zuwiderhandelns gegen jugend-

richterliche Auflagen möglich (§ 15 Abs. 3 S 2 u. 3 mit § 105 Abs. 1 JGG). Solche Entschei-

dungen werden für die StVerfStat nicht erfasst. 

Jugendgerichtshilfe: Die Jugendgerichtshilfe (JGH) gehört, anders als die  „Ge-

richtshilfe“, nicht zu den sog. Sozialen Diensten der Justiz selbst. Vielmehr wird sie von den 

Jugendämtern im Zusammenwirken mit den Vereinigungen für Jugendhilfe ausgeübt (§ 38 

Abs.1 JGG i.V.m. § 52 KJHG = SGB VIII).  

Die Benennung als „Gerichtshilfe“ in Jugendsachen ist insofern, und noch mehr als bei der 

Gerichtshilfe in allgemeinen Strafsachen, missverständlich, als ihr Einsatz im gesamten 

Verfahren und zwar „so früh als möglich“ (§ 38 Abs. 6 S. 1 u 2 JGG) zu erfolgen hat, also 

spätestens beginnend mit der Anberaumung einer Vernehmung des Beschuldigten vonsei-

ten der Polizei (§§ 70 Abs. 2, 70 a, 70b, 70c Abs. 2 S. 1 sowie S. 2 i. V. m. § 163a Abs. 4 

S. 2 StPO, dieser wiederum i. V. mit § 136 und § 136a StPO), ansonsten mit den Ermittlun-

gen der Jugendstaatsanwaltschaft, über die verschiedenen Stadien des gerichtlichen Ver-

fahrens hinweg, bis zur Vollstreckung von Sanktionen, einschließlich möglicher Mitwirkung 

in der Bewährungshilfe bei Aussetzung der Jugendstrafe, im Vollzug einer unbedingten Ju-

gendstrafe, und bei der Wiedereingliederung nach der Entlassung aus dem Strafvollzug 

(vgl. §§ 38 Abs. 2, 43, 50,70,71,72, 72a und 87 JGG, § 52 KJHG).  

Mithin hat die JGH im Unterschied zur Gerichtshilfe neben ihrem Ermittlungsauftrag auch 

einen umfangreichen Betreuungs- bzw. Behandlungsauftrag.  

Als durchgehende substantielle Kernaufgabe gilt (§ 38 Abs. 2, 3, 6 S. 1 i. V. m. § 52 Abs. 3 

SGB VIII = KJHG, sowie entsprechend bei Heranwachsenden auch i. V. m. § 107 JGG), 

 dass die Vertreterinnen bzw. Vertreter der JGH die erzieherischen, sozialen und 

sonstigen im Hinblick auf die Ziele und Aufgaben der Jugendgerichtshilfe bedeutsa-

men Gesichtspunkte zur Geltung bringen, und  

 dass sie zu diesem Zweck die beteiligten Behörden durch Erforschung der Persön-

lichkeit, der Entwicklung und des familiären, sozialen und wirtschaftlichen Hintergrun-

des unterstützen, und 

 dass sie sich zu einer möglichen Schutzbedürftigkeit sowie zu den Maßnahmen äu-

ßern, die zu ergreifen sind. 
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Gemäß § 52 Abs. 2 SBG VIII hat das Jugendamt frühzeitig zu prüfen, ob für betroffene 

Jugendliche oder Heranwachsende (hier „junge Volljährige“ genannt) Leistungen der Ju-

gendhilfe in Betracht kommen. Im bejahenden Fall oder auch, wenn eine Maßnahme bereits 

eingeleitet ist bzw. gewährt wird, hat das Jugendamt den Staatsanwalt oder den Richter 

umgehend zu unterrichten, damit geprüft werden kann, ob aufgrund dieser Leistung ein 

Absehen von der Verfolgung gemäß § 45 JGG (StA) oder eine Einstellung des Verfahrens 

gemäß § 47 JGG (Jugendrichter) möglich ist, auch bei nach Jugendstrafrecht behandelten 

Heranwachsenden (§ 109 Abs. 2 JGG). Zu ergänzenden Aufgaben s. auch noch bei  

„Untersuchungshaft gegen Jugendliche“ sowie  „Untersuchungshaft gegen Heranwach-

sende“. 

[Ergänzender Hinweis: Bislang wird der Einsatz einer Jugendgerichtshelferin bzw. eines Jugendge-

richtshelfers bei der Aburteilung von Jugendlichen oder Heranwachsenden nicht zur StVerfStat er-

fasst. Dies erscheint im ersten Ansatz schlüssig, insofern die herrschende Meinung im Jugendstraf-

recht davon ausgeht, dass die Mitwirkung der JGH in der Hauptverhandlung (§ 50 Abs. 3 JG) und 

ggf. auch in der Verhandlung zum vereinfachten Jugendverfahren (§ 78 Abs. 3 JGG) als Standard 

zu gelten hat.  

Jedoch wird dies aus jugendhilferechtlicher Sicht zum Teil anders gesehen, ohne dass hier auf Ein-

zelheiten eingegangen werden kann.(Siehe a. Stellungnahme der DVJJ unter 

https://www.dvjj.de/wp-content/uploads/2019/05/bag_juhis_grundsaetze_2017.pdf) 

Im Ergebnis führt dies dazu, dass keine separaten Auswertungen des Datenbestandes zur StVerfS-

tat etwa dahin gehend möglich sind, ob in der Praxis tatsächlich merkliche bis erhebliche Unter-

schiede gemacht werden, bspw. nach Art und Schwere der zur Verhandlung anstehenden Delikte, 

bzw. nach Jugendlichen einerseits und Heranwachsenden andererseits].  

[Weiterer Hinweis: Mit einem die EU-Richtlinie 2016/800 vom 11. Mai 2016 umsetzenden Gesetz 

sind die Aufgaben und Befugnisse der JGH, sowie Fragen ihres Zusammenwirkens mit anderen 

Verfahrensbeteiligten bzw. Betroffenen, merklich erweitert bzw. präzisiert worden. Es handelt sich 

um das größtenteils am 17. 12.2019 in Kraft getretene „Gesetz zur Stärkung der Verfahrensrechte 

von Beschuldigten im Jugendstrafverfahren“ vom 9. Dezember 2019 (BGBl I, Nr. 47 vom 16.12.2019, 

S. 2146–2152). Die vorstehenden Erläuterungen sind bereits an den neuen Regelungen orientiert]. 

[Zum aktuellen Stand der fachlichen Diskussion über die neue Rechtslage siehe den Beitrag von 

Höynck/Ernst 2020 (Details unten im LitVerz]. 

Jugendliche sind Personen, die zur Zeit der Tat 14 bis unter 18 Jahre alt waren (§ 1 

Abs. 2 JGG). Ihre Aburteilung erfolgt regelmäßig allein nach materiellem Jugendstrafrecht 

(§ 5 JGG), und für das Verfahren sind regelmäßig die Jugendgerichte zuständig. Dies sind 

der Jugendrichter als Einzelrichter am Amtsgericht (§§ 33 Abs. 2, 39 JGG), das Jugend-

schöffengericht beim Amtsgericht (§§ 33 Abs. 2, 33a, 40 JGG), und die Jugendkammer 

beim Landgericht (§§ 33 Abs. 2, 33b, 41 JGG). Sofern ausnahmsweise solche Taten mit 

späteren Taten in der Altersstufe als Heranwachsende oder in der Altersstufe als Erwach-

sene durch das Gericht in einem einzigen Verfahren zusammengeführt und abgeurteilt wer-

den, ist einheitlich zu entscheiden, ob Jugendstrafrecht oder allgemeines Strafrecht ange-

wendet wird; s. dazu Näheres bei  „Schwergewichtslösung“. Zudem kann es Verschie-

bungen in der gerichtlichen Verfahrenszuständigkeit geben. Siehe gleich nachstehend bei 

 „Jugendliche vor Erwachsenengerichten“. Nachweise ansonsten zu Jugendlichen finden sich 

in den Tabellen 1.1 bis 1.3, 2.1,4.2 und 4.4 sowie in etlichen weiteren Tabellen.  

 

https://www.dvjj.de/wp-content/uploads/2019/05/bag_juhis_grundsaetze_2017.pdf
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Jugendliche als Opfer: s. Näheres bei  „Jugendschutzgerichte“. 

Jugendliche vor Erwachsenengerichten bzw., gesetzlich präziser ausge-

drückt, „vor Gerichten, die für allgemeine Strafsachen zuständig sind“ (= Überschrift vor 

§§ 102 ff. und vor § 112 JGG). Siehe Näheres bei  „Verbindung mehrerer Strafsachen“. 

Jugendschutzgerichte bei Straftaten von Erwachsenen an Minderjährigen: Meh-

rere Abteilungen bzw. Spruchkörper der Strafjustiz treten bei besonderem Bedarf in „Ju-

gendschutzsachen“ als funktional von ihren sonstigen Zuständigkeiten oder Aufgaben ge-

trennte Gerichte auf, eben als Jugendschutzgerichte. Neben den für allgemeine Strafsa-

chen zuständigen Gerichten sind auch die Jugendgerichte zuständig (Details finden sich in 

§ 26 Abs. 1 GVG mit §§ 24, 25 GVG, § 74b mit § 74e GVG, § 209a StPO, §§ 33 Abs. 1 u. 

2, 39-41 JGG). 

(a) Jugendschutzgerichte werden zunächst bei solchen Straftaten von Erwachsenen aus 

dem Kernstrafrecht tätig, durch welche Kinder oder Jugendliche verletzt oder unmittelbar 

gefährdet werden. Dazu gehören namentlich: der sexuelle Missbrauch von Schutzbefohle-

nen (§ 174 StGB), der sexuelle Missbrauch von Kindern (§ 176 StGB, aber auch schwere 

Fälle nach § 176a StGB), die Förderung sexueller Handlungen Minderjähriger (§ 180 StGB), 

die Ausbeutung von Prostituierten im Alter von unter 18 Jahren (§ 180a Abs. 2 Nr. 1 JGG), 

der sexuelle Missbrauch von Jugendlichen (§ 182 StGB), das Zugänglichmachen porno-

graphischer Schriften an Personen unter 18 Jahren (§ 184 StGB), und die Veranstaltung 

kinder- und jugendpornographischer Darbietungen (§ 184e StGB). 

(b) Jugendschutzgerichte werden außerdem tätig bei Verstößen von Erwachsenen gegen 

Vorschriften, welche dem Jugendschutz oder der Jugenderziehung dienen. Dazu gehören 

aus dem Nebenstrafrecht namentlich das Jugendschutzgesetz von 2002 (JSchG) und das 

Jugendarbeitsschutzgesetz von 1976 (JArbSchG). 

Die Staatsanwaltschaft soll in solchen Fällen die Anklage bei den Jugendgerichten erhe-

ben, wenn damit die schutzwürdigen Interessen von Kindern oder Jugendlichen, die im 

Verfahren als Zeugen benötigt werden, besser gewahrt werden können (§ 26 Abs. 2 S. 1 

GVG). Im Übrigen soll die Staatsanwaltschaft Anklage bei den Jugendgerichten nur erhe-

ben, wenn aus sonstigen Gründen eine Verhandlung vor dem Jugendgericht zweckmäßig 

erscheint.  

[Ergänzender Hinweis: Für die elektronischen Datenbanken der StVerfStat J/H und E/H wird nicht 
extra als Kategorie erfasst, ob ein Gericht als Jugendschutzgericht oder als sozusagen normales 
Jugendgericht oder allgemeines Strafgericht verhandelt und entschieden hat. Freilich ließe sich dies 
für die Statistischen Ämter im besonderen Bedarfsfall, etwa vonseiten der Rechtspolitik, mit etwas 
Zusatzaufwand mittelbar eindeutig erschließen. Denn im Kopfteil des von den zuständigen Ge-
schäftsstellen anzuliefernden personenbezogenen Datensätze findet sich das einschlägig-spezielle 
Aktenzeichen der Staatsanwaltschaft „JuJs“ direkt angehängt an das Aktenzeichen des Gerichts]. 

[Weiterer Hinweis: Aus den jährlichen Berichtsbänden der StVerfStat kann nur ein geringer Teil der 

entsprechenden Verfahren erschlossen werden, und zwar durch eine vergleichende Betrachtung der 

Aburteilungen von Erwachsenen zu den genannten Straftaten des StGB und des JArbSchG sowie 

des JSchG, bspw. schon in Tabelle 2.1. Die Tabelle 9 weist nur StGB-Tatbestände aus, und von den 

oben Genannten nur die §§ 176 und 176a, umgekehrt aber viele Tatbestände, die nicht als Jugend-

schutzsachen gelten. Dies ist kein Mangel in sich, hängt vielmehr schlüssig mit dem anderen mate-

rialen Ansatz zum Nachweis von (eben nur) geschädigten Kindern bis 14 Jahre zusammen].
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Jugendstrafe (§ 17 Abs. 1 JGG) ist die schwerste Sanktion des JGG und führt als 

Kriminalstrafe zu einem Eintrag ins Zentralregister (ehemals „Strafregister“). Sie kann we-

gen sog. Schädlicher Neigungen oder wegen Schwere der Schuld verhängt werden (§ 17 

Abs. 2 JGG). Die in den allgemeinen Gesetzen angedrohten Strafrahmen für die Verhän-

gung einer Freiheitsstrafe gelten ausnahmslos nicht (§ 18 Abs. 1 S. 3 JGG). Das Mindest-

maß der Jugendstrafe beträgt sechs Monate (§ 18 Abs. 1 JGG). In Fällen der Tatmehrheit 

gelten die Regeln zur Bildung einer Gesamtstrafe gemäß §§ 53, 54 StGB nicht. Siehe auch 

bei  Tateinheit oder Tatmehrheit bei der Anwendung von Jugendstrafrecht. 

Bei Jugendlichen beträgt das Höchstmaß der Jugendstrafe regelmäßig 5 Jahre, jedoch 

ausnahmsweise 10 Jahre bei einem Verbrechen, für das nach dem allgemeinen Strafrecht 

eine Höchststrafe von mehr als zehn Jahren Freiheitsstrafe angedroht ist (§ 18 Abs. 1 JGG).  

Bei Heranwachsenden beträgt das Höchstmaß der Jugendstrafe für Taten, die bis ein-

schließlich Ende August 2012 begangen worden sind, ausnahmslos 10 Jahre (§ 105 Abs. 

3 JGG a.F.). Für Taten ab September 2012 gilt dieses Höchstmaß als Grundregelung wei-

terhin (§ 105 Abs. 3 S. 1 JGG n.F.). Bei solchen Mordfällen von Heranwachsenden jedoch, 

bei denen nach den Feststellungen des Gerichts das reguläre Höchstmaß „wegen der be-

sonderen Schwere der Schuld“ nicht ausreicht, ist die Obergrenze des Strafrahmens auf 15 

Jahre erhöht worden (§ 105 Abs. 3 S. 2 JGG n.F.). 

Gemäß § 5 Abs. 3 JGG kann der Jugendrichter von Jugendstrafe oder von Zuchtmitteln 

absehen, wenn er stattdessen die Unterbringung des Jugendlichen in einer Psychiatrischen 

Klinik oder in einer Entziehungsanstalt anordnet. Nachweise zur Jugendstrafe finden sich 

in den Tabellen 2.3, 4.5, 8.4 und 10.  

Wegen möglicher vorzeitiger Entlassung aus dem Vollzug einer Jugendstrafe s. bei  

Strafrestaussetzung zur Bewährung. 

[Ergänzender Hinweis: Im Erfassungsschema (früher „Zählkarte“) für Personen, die nach Jugend-

strafrecht abgeurteilt wurden, ist das „Absehen von Strafe“ (§ 60 StGB) nicht vorgegeben. Nach 

überwiegender Auffassung in Rechtsprechung und Literatur ist eine solche Entscheidung wie ein 

Absehen von Strafe nach allgemeinem Strafrecht jedoch möglich, unter Umständen sogar dringend 

angesagt, und rechtlich auf dem Weg über § 2 Abs. 2 JGG zu verwirklichen].  

[Zusätzlicher Vermerk für vergleichende Analysen zu bis 1989 erfassten Jugendstrafen: Die in älte-

ren Jahrgängen der Strafverfolgungsstatistik nachgewiesene Verhängung einer Jugendstrafe von 

unbestimmter Dauer (§ 19 JGG a.F.) ist seit der am 1.12.1990 in Kraft getretenen Änderung des 

Jugendgerichtsgesetzes ausnahmslos nicht mehr vorgesehen].  

Jugendstrafrecht: Bei mit Strafe bedrohten „Verfehlungen“ von Jugendlichen, die 

den Tatbestand eines Vergehens oder eines Verbrechens nach allgemeinem Strafrecht 

(§ 12 StGB) verwirklichen, werden die Vorschriften des Jugendgerichtsgesetzes angewen-

det (§ 1 Abs. 1 und § 5 JGG i.V.m. § 10 StGB). Dasselbe gilt für solche Heranwachsende, 

die gemäß § 105 Abs. 1 JGG wie Jugendliche behandelt werden. Bei Erwachsenen und bei 

nach allgemeinem Strafrecht abgeurteilten Heranwachsenden kommt Jugendstrafrecht im 

Regelfall nicht in Betracht. Ausnahmen können bei jeder dieser Altersstufen dann vorkom-

men, wenn Straftaten in verschiedenen Altersstufen oder/und in verschiedenen Reifestufen 

bei einer Verurteilung gleichzeitig zu berücksichtigen sind; Näheres s. bei  „Schwerge-

wichtslösung“. Nachweise zu Fällen der Anwendung von Jugendstrafrecht finden sich ansonsten 

in den Tabellen 1.2, 2.1 bis 2.3, 4.5, 7.2, 8.4 und 10.  
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Kinder und deren potentielle Verantwortlichkeit für Handlungen, 
die Rechtsgüter von anderen beeinträchtigen: Kinder im Sinne des Straf-

rechts sind Personen, die im Zeitpunkt der Begehung ihrer Tat noch nicht 14 Jahre alt wa-

ren. Sie gelten gemäß § 19 StGB als schuldunfähig, werden folgerichtig in dieser Statistik 

nicht erfasst.  

Für die Polizeiliche Kriminalstatistik werden Kinder jedoch wie Tatverdächtige erfasst und 

nach Jahrgangsgruppen sowie als Gesamtgruppe ausgewiesen. Für das Berichtsjahr 2018 

werden als tatverdächtige „Kinder (0 bis unter 14 Jahre)“ gemäß der Echttäterzählung“ ins-

gesamt 70.603 Individuen ausgewiesen. In der Gruppe der Tatverdächtigen wegen Straf-

taten „ohne ausländerrechtliche Verstöße“ werden noch 63.303 individuelle Kinder bis unter 

14 Jahren nachgewiesen.  

Bei einer eigenen Differenzberechnung verschiedener Tabellen zeigt sich folgendes: Die 

Zahl der Kinder ohne ihnen zugerechnete ausländerrechtliche Verstöße entwickelt sich dy-

namisch von Teilgruppe zu Teilgruppe (TG) nach oben (jeweils 1. Nennung in der folgenden 

Auflistung); die Zahl der Kinder, denen ausländerrechtliche Verstöße zugerechnet werden, 

ist bei den ganz jungen Menschen am höchsten bei den bis zu 5jährigen, und nimmt dann 

von Teilgruppe zu Teilgruppe dynamisch ab, spielt bei der letzten Teilgruppe praktisch 

keine Rolle mehr (jeweils 2. Nennung in der folgenden Auflistung): TG 1 = 0 bis 5 Jahre 

(719 / 3.577); TG 2 = 6+7 Jahre (2.534 / 1.041); TG 3 = 8+9 Jahre (6.969 / 1.006); TG 4 = 

10+11 Jahre (15.444 7 / 815); TG 5 = 12+13 Jahre (37.637 / 771); gesamte Kindergruppe 

= 0 bis 13 Jahre (63.303 / 7.300).10  

Materiell-strafrechtlich betrachtet können Kinder immerhin „rechtswidrige“ Taten begehen 

(§ 11 Abs. 1 Nr. 5 StGB), gegen welche bspw. Notwehr (§ 32 StGB) zulässig sein kann. 

Auch kann es sich seitens des Jugendamtes, auf Antrag des Jugendamts ggf. auch seitens 

des Familiengerichts (mit Blick auf §§ 1666, 1666a BGB und das Verfahren nach dem Fa-

mFG), alternativ als erforderlich erweisen, sog. Hilfen zur Erziehung nach §§ 27-35 des 

Kinder- und Jugendhilfegesetzes (SGB VIII) in die Wege zu leiten. [s. a. bei „Schuldun-

fähigkeit und verminderte Schuldfähigkeit“]. Im Hinblick auf solche und noch weitere Um-

stände bzw. Notwendigkeiten genaueren Hinsehens haben die am meisten involvierten Mi-

nisterien der meisten Bundesländer sog. „Zusammenarbeitsrichtlinien“ bzw. „Diversions-

richtlinien“ erlassen. In Baden-Württemberg beispielsweise ist dies in Form einer gemein-

samen Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums, des Justizministeriums und des Mi-

nisteriums für Soziales und Integration geschehen. Die Ämter sollen danach möglichst früh-

zeitig und individualisiert reagieren. Als besonders entscheidend wird dabei die Kooperation 

zwischen Polizei und Jugendhilfe eingeschätzt.  

Die Polizei ist gehalten, unter Beachtung der entsprechenden Polizeidienstvorschrift (PDV 

382) namentlich Angaben zur Tat, zur Person und zum sozialen Umfeld des „straffälligen 

Kindes“ zu erheben, sich auch im Fall von geeigneten Erkenntnissen zum Stand der sittli-

chen und geistigen Reife des Kindes äußern, und dann umgehend gemäß den Vorgaben 

in Abschnitt vier der Diversionsrichtlinien mit dem Jugendamt mündlich Kontakt aufzuneh-

men und zudem schriftlich zu berichten. Die Jugendhilfe beim Jugendamt ist gehalten, sich 

frühzeitig und persönlich mit mehrfach delinquenten Kindern zu befassen, im Regelfall ab 

der zweiten strafrechtlichen Auffälligkeit, aber schon bei der ersten Auffälligkeit 

                                                           
10  Quelle mit den Ausgangszahlen. Polizeiliche Kriminalstatistik. Bundesrepublik Deutschland. 

Jahrbuch 2018. Band 3, Tatverdächtige. BKA Wiesbaden 2020, Tab. 3-2.1.1-T01, S. 12; Tab. 3-
2.3.1-T01, S. 27; Tab. 3-2.3.1-T03, S. 29. 
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eines Kindes dann, wenn nach Einschätzung der Polizei kein kindstypisches, entwicklungs-

bedingtes Delikt vorliegt und mit der Begehung weiterer Taten zu rechnen ist.  

Am Rande kann auf eine in der Praxis selten angewandte Strafvorschrift hingewiesen wer-

den. Nach § 171 StGB ist die Verletzung der Fürsorgepflicht oder der Erziehungspflicht 

durch Eltern und andere gegenüber einer Person unter sechzehn Jahren zuständige Per-

sonen mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bedroht. Es geht dabei unter 

anderem darum, und hier einschlägig, dass ein schutzbefohlenes Kind in die Gefahr ge-

bracht wird, „einen kriminellen Lebenswandel zu führen“.  

Schließlich wird verbreitet in der (hin und wieder auch rechtspolitischen) Diskussion nach 

dem Bekanntwerden von erheblichen rechtswidrigen Taten von Kindern übersehen, dass 

einem Kind grundsätzlich stets, im konkreten Fall auch ganz erhebliche, zivilrechtliche Fol-

gen bei rechtswidrigen Taten drohen können, wenn es ein zivilrechtliches Delikt begeht, 

d.h. genauer eine gemäß dem Bürgerlichen Gesetzbuch „unerlaubte Handlung“.   

Denn nach § 823 Abs. 1 BGB gilt: „Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper, 

die Gesundheit, die Freiheit, das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen wider-

rechtlich verletzt, ist dem anderen zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens ver-

pflichtet“. § 823 Abs. 2 BGB statuiert die gleiche Verpflichtung bei Verstößen gegen ein sog. 

Schutzgesetz. „Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein den Schutz 

eines anderen bezweckendes Gesetz verstößt“.  

Gänzlich ausgenommen sind von der Schadensersatzverpflichtung nur Kinder im Alter un-

ter 7 Jahren. Sie gelten von Gesetzes wegen als noch „nicht deliktsmündig“ (s. § 828 Abs. 

1 BGB). Ab dem Alter von 7 Jahren tritt mithin grundsätzlich deliktische Haftung eines Kin-

des ein, es sei denn, es greifen dagegen Ausnahmen gemäß den Absätzen 2 oder 3 des 

§ 828 BGB.  

Gemäß § 828 Abs. 2 BGB sind Kinder ab 7 und bis unter 10 Jahren bei einem Unfallscha-

den, den sie jemand anderen zugefügt haben, nur eingeschränkt deliktsmündig, d. h. sie 

haften nur bei vorsätzlicher Herbeiführung einer Verletzung; einbezogen sind Unfälle mit 

einem Kraftfahrzeug, mit einer Schienenbahn und einer Schwebebahn.  

Gemäß § 828 Abs. 3 BGB sind Kinder ab 7 bis unter 18 Jahren, deren Haftung nicht bereits 

nach § 828 Abs. 2 BGB oder wegen (auch für Jungerwachsene ab 18 und für Erwachsene 

ab 21 Jahren geltender) fehlender Verantwortlichkeit aus anderen Gründen gemäß § 827 

BGB ausgeschlossen ist, für den einem anderen zugefügten Schaden dann nicht verant-

wortlich, wenn sie „bei der Begehung der schädigenden Handlung nicht die zur Erkenntnis 

der Verantwortlichkeit erforderliche Einsicht“ hatten. [Dies gleicht nur in der Grundrichtung 

der fehlenden Strafmündigkeit oder Strafreife gemäß § 3 JGG bei strafrechtlich relevanten 

Taten von Jugendlichen]. 

In allen anderen sozusagen normalen Fällen greift die Schadensersatzpflicht voll. Sie kann 

im Extremfall den Betroffenen ein Leben lang bis an das Existenzminimum belasten, gerade 

wenn keine Versicherung den Schaden begleicht oder der Versicherungsschutz wie üblich 

bei sog. grober Fahrlässigkeit nicht eingreift.  

Doch das ist noch nicht alles an möglichen Schadensersatzfolgen. Kinder aller Altersstufen 

können dann, wenn ihnen (ggf. verwaltet von Erwachsenen) bspw. beachtliche Vermögen 
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aus einem Erbfall zugewachsen sind, für einen von ihnen verursachten Schaden (also bei-

spielsweise für einen Verkehrsunfall mit schweren Personenschäden oder/und erheblichen 

Sachschäden) aus „Billigkeitsgründen“ zum Schadensersatz verpflichtet sein. 

Diese Pflicht ist gemäß § 829 BGB nur insoweit begrenzt, als die Billigkeit nach den Um-

ständen, insbesondere nach den Verhältnissen der Beteiligten, eine Schadloshaltung erfor-

dert und ihnen nicht die Mittel entzogen werden, deren sie zum angemessenen Unterhalt 

sowie zur Erfüllung ihrer eigenen gesetzlichen Unterhaltspflichten bedürfen.  

Kinder als Opfer: Für die Strafverfolgungsstatistik wird die Anzahl betroffener Minder-

jähriger bis zu 14 Jahren separat erfasst und nachgewiesen. Dies gilt für solche Fälle, in 

denen Abgeurteilte bzw. Verurteilte wegen Straftaten an Kindern mit Freiheitsstrafe oder 

Geldstrafe oder Jugendstrafe bestraft oder mit anderen Sanktionen nach allgemeinem 

Strafrecht oder Jugendstrafrecht sanktioniert wurden.  

Allerdings werden lediglich „Opferfälle“ nach ausgewählten Strafvorschriften erfasst:  

(a) Von den Straftaten gegen den Personenstand, die Ehe und die Familie nur solche nach 

§ 171 StGB;  

(b) von den Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung nur solche nach den §§ 176, 

176a, 176b, 177 und 178 StGB;  

(c) von den Straftaten gegen das Leben nur solche nach den §§ 211, 212, 213, 221 und 

222 StGB, außerdem ohne solche im Straßenverkehr;  

(d) von den Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit solche nach den §§ 223, 224, 

225, 226 und 227 StGB; und  

(e) von den Straftaten gegen die persönliche Freiheit nur solche nach den §§ 235, 239a 

und 239b StGB.  

Nachweise dazu finden sich in der Tabelle 9.  

[Ergänzender Hinweis: Unter bestimmten Umständen sind für die Strafverfolgung von Erwachsenen, 

die Kinder geschädigt haben, besondere Gerichte zuständig. Näheres dazu s. bei  „Jugendschutz-

gerichte“]. 

Kurzarrest ist die zweitschwerste Form des  Jugendarrests). Er wird bei Jugendlichen 

und bei nach Jugendstrafrecht behandelten Heranwachsenden anstelle eines  Freizeit-

arrests dann verhängt, „wenn der zusammenhängende Vollzug aus Gründen der Erziehung 

zweckmäßig erscheint und weder die Ausbildung noch die Arbeit des [Betroffenen] beein-

trächtigt werden. Dabei stehen zwei Tage Kurzarrest einer Freizeit gleich“ (§ 16 Abs. 3 und 

§ 105 Abs. 1 JGG); und die Gesamtdauer darf maximal 4 Tage betragen. (s. a. bei  Ju-

gendarrest). Nachweise finden sich in Tabelle 4.3. 
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Lebenslange Freiheitsstrafe ist die schwerste Strafe, die nach dem Allgemeinen 

Strafrecht gegen zur Tatzeit erwachsene Abgeurteilte verhängt werden kann (§ 38 Abs.1 

StGB). Sie ist auch gegen zur Tatzeit heranwachsende und nach Allgemeinem Strafrecht 

Abgeurteilte zulässig, jedoch kann das Gericht an deren Stelle auch eine zeitige Freiheits-

trafe von zehn bis zu fünfzehn Jahren verhängen (§ 106 Abs. 1 JGG). Zur Möglichkeit der 

Aussetzung des Strafrestes bei lebenslanger Freiheitsstrafe s. bei  Strafrestaussetzung 

zur Bewährung. 

In Jugendstrafsachen, d. h. bei der Bestrafung von Jugendlichen und solchen Heranwach-

senden, die nach Jugendstrafrecht abgeurteilt werden, kommt allenfalls eine Jugendstrafe 

in Betracht, bei Jugendlichen ausnahmsweise mit dem Höchstmaß von zehn Jahren (§ 18 

Abs. 1 S. 2 JGG). Bei Heranwachsenden beträgt bereits der Regelstrafrahmen (gerade 

auch) im Fall der Verurteilung wegen eines Verbrechens zehn Jahre (§ 105 Abs. 3 S. 1 

JGG). Seit einigen Jahren gilt bei diesen jedoch für eine Verurteilung wegen Mordes (§ 211 

StGB) ein Strafrahmen von mehr als zehn bis zu fünfzehn Jahren, nämlich dann, wenn das 

reguläre Höchstmaß nach Ansicht des Gerichts „wegen der besonderen Schwere der 

Schuld nicht ausreicht“ (§ 105 Abs. 3 S. 2 JGG). Zur Möglichkeit der Aussetzung des Straf-

restes bei Jugendstrafen s. ebenfalls bei  Strafrestaussetzung zur Bewährung. Nachweise 

zur lebenslangen Freiheitsstrafe finden sich in den Tabellen 3.1 und 3.2.1. 

Maßnahmen nach allgemeinem Strafrecht sind gemäß der Legaldefinition 

(in § 11 Abs. 1 Nr. 8 StGB) jede Maßregel der Besserung und Sicherung, die Einziehung 

und die Unbrauchbarmachung von Gegenständen und Schriften, die durch die Tat hervor-

gebracht oder zu ihrer Begehung oder Vorbereitung gebraucht worden oder bestimmt ge-

wesen sind (§§ 73 ff. StGB). Nachweise zur Einziehung oder Unbrauchbarmachung finden 

sich in den Tabellen 5.1 und 5.2, bei 5.2 auch aufgeschlüsselt nach Jugendlichen, Heran-

wachsenden und Erwachsenen. 

Zu Maßnahmen bei Jugendlichen und bei solchen Heranwachsenden, die Jugendlichen gleichste-

hen, s. bei  „ Sanktionierung nach Jugendstrafrecht“. Siehe auch bei  „Maßregeln der Besserung 

und Sicherung“ und bei  „Nebenstrafen und Nebenfolgen“.  

[Ergänzender Hinweis: Infolge der grundlegenden Neuordnung der §§ 73 ff. StGB im Jahr 2017 (im 

AT des StGB, Siebter Titel, Einziehung) ist die Maßnahme des Verfalls aufgehoben (s.a. Artikel 15 

EGStGB); daher entfallen ab dem Berichtsjahr 2018 entsprechende Nachweise in der StVerfS-

tat].[Zur der in mehreren Punkten strittigen Frage, wie die strafrechtliche Vermögensabschöpfung 

nach aktuell geltendem Recht ´(StGB, StPO und JGG ) gehandhabt werden darf oder soll, sowie 

zum Reformbedarf sei zum derzeit aktuellsten Stand auf den Beitrag von Eckel in der ZJJ 2020 

hingewiesen (s. im Lit-Verz. unten)]. 

Maßnahmen nach Jugendstrafrecht. Siehe bei  „Erziehungsmaßregeln“ und 

bei  „Zuchtmittel“. Zur Einziehung und Unbrauchbarmachung im Jugendstrafrecht s. die 

vorstehenden Erläuterungen zum allgemeinen Strafrecht. 

Maßregeln der Besserung und Sicherung sind gemäß § 61 StGB, hier ledig-

lich aufgezählt, aber unter dem jeweiligen Begriff näher erläutert: das  Berufsverbot, die 

 Entziehung der Fahrerlaubnis, die  Führungsaufsicht, die Unterbringung in einer  

Entziehungsanstalt, die Unterbringung in einem  psychiatrischen Krankenhaus, und die 

Unterbringung in der  Sicherungsverwahrung. Nachweise finden sich in den Tabellen 2.2, 2.3, 

5.1 und 5.4 bis 5.7.  
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Mittelbare Täterschaft: s. bei  „Täterschaft und Teilnahme“.  

Mittäterschaft: s. ebenfalls bei  „Täterschaft und Teilnahme“.  

Nationalität: s. bei  Ausländer und bei Deutsche. 

Nebenstrafrecht bzw. Nebenstrafgesetze: In der StVerfStat werden Strafta-

ten des Nebenstrafrechts zunächst zusammengefasst ausgewiesen unter den Ordnungs-

ziffern 3001–4990 als „Straftaten nach anderen Bundesgesetzen (außer StGB, WStG, 

StVG)“, sowie unter den Ordnungsziffern 8001-8990 als „Straftaten nach dem Straßenver-

kehrsgesetz (StVG)“ und schließlich unter den Ordnungsziffern 5000, 6000 als „Straftaten 

nach Landesgesetzen, ehemaligem DDR-Strafrecht“.  

Zudem erfolgt in vielen Tabellen auch ein separater Nachweis von Straftaten der einzelnen 

Nebenstrafgesetze. Außer dem bereits genannten Straßenverkehrsgesetz (StVG) und dem 

Wehrstrafgesetz (WStG) hat insbesondere das Betäubungsmittelgesetz (BtMG), gerade 

auch quantitativ gesehen, eine besondere praktische Bedeutung.  

Daneben können die für Steuer- und Zollstraftaten bedeutsame Abgabenordnung (AO), das 

für Verkehrsdelikte bedeutsame Pflichtversicherungsgesetz (PflVG) und schließlich das 

Waffengesetz (WaffG) hervorgehoben werden. Nachweise finden sich in den zusammenfas-

senden Tabellen 1.1 und 1.2, darüber hinaus in allen solchen Einzeltabellen, die Angaben zu einzel-

nen Straftaten oder zu Straftatengruppen enthalten. Siehe Weiteres bei  „Straftaten nach anderen 

Bundesgesetzen“.  

Nebenstrafen und Nebenfolgen werden nur in Verbindung mit Hauptstrafe (also 

einer Freiheitsstrafe, Geldstrafe und ggf. eingeschränkt einer Jugendstrafe) verhängt.  

Von diesen verschiedenen Rechtsfolgen im allgemeinen Strafrecht erfasst die StVerfStat 

im Einzelnen:  

* Die Nebenstrafe des Fahrverbots (§ 44 StGB; s. bei  „Fahrverbot“). 

* Von den Nebenfolgen  

a) die sog. Aberkennung von Bürgerrechten durch Entscheidung des Gerichts, d.h. rechtlich 

präzise formuliert den Verlust der Amtsfähigkeit, der Wählbarkeit und des Stimmrechts (nur 

§ 45 Abs. 2 und 5 StGB); und  

b) die Einziehung (s. Näheres dazu bei  „Maßnahmen nach allgemeinem Strafrecht“).  

[Ergänzender Hinweis: Nicht erfasst wird die Nebenfolge der „Bekanntgabe einer Verurteilung“ (s. 

dazu §§ 165, 200 StGB). Nicht erfasst werden ferner solche Fälle, in denen der Verlust von Rechten 

nach Verhängung einer besonders schweren Strafe sozusagen „automatisch“ eintritt (§ 45 Abs. 1 

StGB; solches ist bei der Anwendung von Jugendstrafrecht gemäß § 6 Abs. 2 JGG nicht der Fall). 

Nachweise zu den erfassten Nebenfolgen finden sich in den Tabellen 5.1 und 5.2.] 
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Nichtanzeige von Straftaten: Im Regelfall ist niemand verpflichtet, bei bezie-

hungsweise nach einer bekannt gewordenen Handlung, die den Tatbestand eines Strafge-

setzes erfüllen könnte, sich mit einer Strafanzeige an die  Strafverfolgungsbehörden zu 

wenden (näheres s. bei  Strafanzeige und Strafantrag). Jedoch gibt es davon eine recht 

beachtliche Zahl von Ausnahmen beim (möglichen) Vorliegen besonders schwerer Strafta-

ten, bei denen es sich kategorial um „Verbrechen“ handelt (§ 12 Abs. 1 u. 3 StGB). Das 

Gesetz unterscheidet gemäß dem einschlägigen § 138 StGB zwei Grundvarianten und eine 

besondere Variante eigenständiger Strafbarkeit von Nichtanzeigen.  

Bei der Variante 1 geht es gemäß § 138 Abs. 1 um die Nichtanzeige von „dem Vorhaben“ 

oder der „Ausführung“ einer Tat zu einer Zeit, zu der die Ausführung oder der Erfolg noch 

abgewendet werden kann. Strafbar macht sich, wer davon „glaubhaft erfährt“ und es den-

noch unterlässt, der Behörde oder dem Bedrohten (!) rechtzeitig Anzeige zu machen. Die 

Tat ist ein Vergehen und wird mit einer Geldstrafe oder mit einer Freiheitsstrafe von einem 

Monat bis zu fünf Jahren bestraft. Als Beispiele seien genannt: Mord (§ 211 StGB), Tot-

schlag (§ 212 StGB), Raub (§§ 249 bis 255 StGB), Erpresserischer Menschenraub (§ 239a 

StGB), Geiselnahme (§ 239b StGB), gemeingefährliche Straftaten wie Brandstiftung § 306 

StGB, Geld- oder Wertpapierfälschung (§ 146 StGB) und Landesverrat (§ 94 StGB). 

Bei der Variante 2 geht es gemäß § 138 Abs. 2 StGB darum, dass jemand von anderen 

Verbrechen zu einer Zeit glaubhaft erfährt, zu der die Ausführung oder der Erfolg noch 

abgewendet werden kann und es unterlässt, (in diesen Fällen nur) der Behörde unverzüg-

lich Anzeige zu erstatten. Hier geht es um die „Vorbereitung einer schweren staatsgefähr-

denden Gewalttat“ (§ 89a StGB) bzw. um die „Bildung terroristischer Vereinigungen“ 

(§ 129a mit § 129b StGB). 

Bei der Variante 3 geht es gemäß § 138 Abs. 3 StGB darum, dass jemand eine Anzeige 

bei rechtswidrigen Taten gemäß Varianten 1 oder 2 leichtfertig unterlässt, obwohl er von 

dem Vorhaben oder der Ausführung glaubhaft erfahren hat. Dies gilt als vergleichsweise 

leichteres Vergehen und kann zu Geldstrafe oder zu einer Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 

führen. 

In allen Varianten eröffnet § 139 StGB etliche Ausnahmen zu Fällen des § 138 im Sinne 

einer „Straflosigkeit der Nichtanzeige geplanter Straftaten“, so für Geistliche als Seelsorger, 

für Verteidiger, Rechtsanwälte, Psychotherapeuten u.a., sowie bei Angehörigen, schließlich 

in Fällen der sonstigen Abwendung des Erfolges oder Unterbleibens der Ausführung. De-

tails können hier nicht erörtert werden.  

Ordnungswidrigkeiten (OWi) wurden als eigenständige Deliktsart erstmals mit 

dem Wirtschaftsstrafgesetz vom 26. Juli 1949 in das deutsche Strafrecht eingeführt. Nicht 

nur qualitativ, sondern auch quantitativ bedeutsam wurde diese Rechtsmaterie freilich erst 

mit dem ausdrücklich schon im Titel so bezeichneten Ordnungswidrigkeitengesetz 

(OWiG) vom 34.5.1968 (BGBl. I, S.481). Die Ausarbeitung und der Erlass dieses Gesetzes 

standen in mehrfach engem Zusammenhang mit der Strafrechtsreformbewegung der 

1960er Jahre. Eines der vielen Anliegen dieser Reformbewegung war gewesen, die Kate-

gorie der sog.  Übertretungen, als die bis dahin 3. Kategorie von Kriminalstrafen neben 

den Verbrechen und den Vergehen, abzuschaffen. Dabei war unter anderem rechtspolitisch 

zu beraten und in der Gesetzgebung zu entscheiden, ob einerseits bestimmte Übertretun-

gen zu Vergehen „hochgestuft“ und andererseits bestimmte leichte Vergehen zu Übertre-

tungen „herabgestuft“ werden sollten. Auf die zum Teil sehr aufschlussreichen Resultate ist 

hier nicht einzugehen. Jedenfalls wurde die Kategorie der „Übertretungen“ gesetzlich als 
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solche aufgehoben mit der Verkündung des 2. Strafrechtsreformgesetzes vom 4.7.1969, im 

Zweiten Titel unter Nr. 30, nachdem das neue OWiG bereits am 24.5.1968 verkündet wor-

den war.  

Die herrschende Meinung in Lehre und Rechtsprechung ging danach zunächst davon aus, 

dass es einen klaren qualitativen Unterschied zwischen Straftaten (als sozialethisch ver-

werfliche Handlungen) und Ordnungswidrigkeiten (als sozialethisch neutrale Ordnungsver-

stöße gegen in sich durchaus staatlich und gesellschaftlich wichtige Regeln, bzw. als Ver-

waltungsunrecht) gebe. Inzwischen dominiert die Einschätzung, dass es nur einen wie im 

Einzelnen auch immer eng oder weit greifenden quantitativen Unterschied im Sinne einer 

Stufenfolge gibt.  

Der Gesetzgeber vermied eine inhaltliche Festlegung ganz bewusst: Was eine Ordnungs-

widrigkeit „ist“, wird formal einwandfrei allein durch die Rechtsfolge definiert! Gemäß § 1 

Abs. 1 OWiG handelt es sich um „eine rechtswidrige und vorwerfbare Handlung, die den 

Tatbestand eines Gesetzes verwirklicht, das die Ahndung (!) mit einer Geldbuße zulässt“. 

Erweiternd legt § 1 Abs. 2 OWiG fest, dass eine mit Geldbuße bedrohte Handlung auch 

dann eine rechtswidrige Handlung ist, wenn sie den Tatbestand eines Gesetze im Sinne 

des Absatzes 1 verwirklicht. In Österreich und in der Schweiz ist der gemeinsame histori-

sche kriminalrechtliche Ursprung der beiden Rechtsmaterien bis heute unter dem Begriff 

des „Verwaltungsstrafrechts“ ersichtlich geblieben. Geregelt ist die Materie dementspre-

chend in einem eigenen „Verwaltungsstrafgesetz“ (VStG).  

Die nach dem OWiG mögliche Höhe der Geldbuße sieht nach dem ersten Eindruck ge-

mäß § 17 Abs .1 OWiG eher bescheiden aus: Sie „beträgt mindestens fünf Euro und, wenn 

das Gesetz nichts anderes bestimmt, höchstens eintausend Euro“. Die mögliche Erweite-

rung deutet sich schon in Absatz 3 an: Dort wird in Satz 1 als Grundlage für die Zumessung 

der Geldbuße die Bedeutung der OWi und danach der Vorwurf bestimmt, der den Täter 

trifft. Satz 2 eröffnet schließlich einen formal unbestimmten, aber sachlich weit ausgreifen-

den Erweiterungsspielraum. Danach kommen auch die wirtschaftlichen Verhältnisse des 

Täters in Betracht; sie bleiben jedoch bei „geringfügigen“ OWi „in der Regel unbeachtet“. 

Gerade bei den über die Geringfügigkeit hinausreichenden OWi kehrt sich die Regel wohl 

regelmäßig um: Denn erstens „soll“ nach Abs. 4 Satz 1 die Geldbuße den wirtschaftli-

chen Vorteil übersteigen, und zweitens „kann“ folgerichtig nach Satz 2 das in Abs. 1 be-

stimmte gesetzliche Höchstmaß überschritten werden, wenn es für das anzustrebende 

Ziel nicht ausreicht.  

Inzwischen finden sich Ordnungswidrigkeiten-Tatbestände in zahlreichen Gesetzen11. Auch 

für den Staatshaushalt beachtlich werden vor diesem Hintergrund die Geldbußen, die nach 

anderen nebenstrafrechtlichen Gesetzen festgesetzt werden können. Als eindrückliche Bei-

spiele seien hier nur das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) und das 

Gesetz über das Kreditwesen (KWG) herausgegriffen.  

Nach den sehr umfangreichen Regelungen des § 81c GWB zur Höhe der Geldbuße sei 

vereinfachend nur das Folgende hervorgehoben: Bestimmte Verstöße gegen Einzelrege-

lungen des § 81 GWB können mit einer Geldbuße bis zu einer Million Euro geahndet wer-

den. 

                                                           
11  Nach Bickelhaupt 2020, S. 151 „existiert ein geradezu undurchdringliches Dickicht an Ahn-

dungstatbeständen gemäß § 3 OWiG in weit über 400 Gesetzen und Verordnungen des Ord-
nungswidrigkeiten- und des Nebenstrafrechts“. 
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Bestimmte besondere Verstöße durch Unternehmen oder Unternehmensvereinigungen 

können mit noch höheren Bußen geahndet werden, wobei die Obergrenze festgelegt ist mit 

10 Prozent des Gesamtumsatzes, der in dem der Behördenentscheidung vorangegange-

nen Geschäftsjahr erzielt wurde. 

Nach den ebenfalls sehr umfangreichen und außerordentlich weit streuenden Regelungen 

des § 56 Absätze 1 bis 5d KWG zur Bestimmung von Ordnungswidrigkeiten in verschie-

denen Rechtsmaterien sind bereits die Grundregelungen zur Höhe der Geldbuße in § 56 

Abs. 6 KWG beachtlich höher als im GWG: Sie bestimmen das Maximum mit fünf Millionen 

Euro. Gegenüber einer juristischen Person oder einer Personenvereinigung kann gemäß 

Absatz 6a sogar eine Geldbuße mit einem konkreten Maximum von zwanzig Millionen Euro 

oder, bei ganz großen Unternehmen sich weiterreichend auswirkend, 10 Prozent des Ge-

samtumsatzes verhängt werden, den die juristische Person oder die Personenvereinigung 

im der Behördenentscheidung vorangegangenen Geschäftsjahr erzielt hat. 

Polizei: Im Bereich der Kriminalitätskontrolle können sich die Institutionen des sog. Poli-

zeivollzugsdienstes der Länder (namentlich Kriminalpolizei, Schutzpolizei und Wasser-

schutzpolizei) auf die Polizeigesetze bzw. Polizei- und Ordnungsgesetze stützen. Für die 

Polizeien des Bundes gelten das BKA-Gesetz bzw. das Bundespolizeigesetz. Die Polizei-

gesetze sehen seit Jahren, und tendenziell immer noch zunehmend, polizeiliche Maßnah-

men vor, die sich inhaltlich mit Ermittlungsmaßnahmen nach der StPO überschneiden, wo-

rauf hier nur pauschal hinzuweisen ist. Besonders präventiv interessant sind polizeiliche 

Maßnahmen der sog. Straftatenvorsorge. In allen Fällen der Stützung von Maßnahmen / 

Grundrechtseingriffen auf die StPO handeln Polizeibeamte jedenfalls stets als  Strafver-

folgungsbehörden. 

Prozessuale Tat: Der Begriff der Prozessualen Tat kommt in der Strafverfolgungssta-

tistik nicht vor. Er muss dort auch nicht ausdrücklich vorkommen. Er spielt aber indirekt eine 

mit-entscheidende Rolle für die Frage bzw. für die Entscheidung, zu welcher von mehreren 

Straftaten, die ein Abgeurteilter (u.a.m.) begangen hat, er auch in den Tabellen nachgewie-

sen wird.   

Die wichtigste Vorschrift zum Begriff der Prozessualen Tat ist § 264 Abs. 1 StPO. Dort heißt 

es: „Gegenstand der Urteilsfindung ist die in der Anklage bezeichnete Tat, wie sie sich nach 

dem Ergebnis der Verhandlung darstellt“. Eine solche Tat kann eine einzige Straftat nach 

materiellem Strafrecht (s. Straftat) betreffen, aber auch mehrere oder sogar ganz viele sol-

cher Straftaten umfassen.  

In einem einzigen gerichtlichen Verfahren können zudem mehrere Prozessuale Taten dann 

verhandelt werden, wenn sie vor allem aufgrund einer sie zusammen nehmenden Anklage 

durch die Staatsanwaltschaft (§§ 170 Abs. 1; 199, 200 StPO) oder aufgrund einer zugelas-

senen Nachtragsanklage (§ 266 StPO) zum Prozessgegenstand geworden sind. Noch 

mehr Prozessuale Taten kommen gemeinsam zur Verhandlung, wenn beispielsweise ver-

schiedene Verfahren vor verschiedenen Gerichten nachträglich zur weiteren und endgülti-

gen Verhandlung bei einem einzigen Gericht miteinander „verbunden“ werden (z. B. nach 

§ 4 StPO).  

Es gibt keine Legaldefinition der Prozessualen Tat. In der Rechtsprechung und Literatur 

werden verschiedene Formeln verwendet, die sich jedenfalls im substanziellen Kern glei-

chen. Es geht stets um einen einheitlichen geschichtlichen Vorgang mit einem zeitlich klar 

abgrenzbaren Anfang und Ende, dessen Teile nicht voneinander getrennt werden können, 
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ohne dass der rechtliche Sinnzusammenhang verloren ginge, und im Verlauf dessen der 

Beschuldigte (mindestens) einen Tatbestand des materiellen Strafrechts begangen hat 

bzw. begangen haben soll.  

Für das Strafrecht und Strafverfahrensrecht ist dies namentlich mit entscheidend dafür, wie-

weit die Rechtskraft einer Entscheidung reicht bzw. umgekehrt betrachtet, ob und inwieweit 

der Strafanspruch des Staates verbraucht ist, wenn später neue Taten bekannt werden 

(sog. „Strafklageverbrauch“; s.a. bei  „Rechtskraft“).  

Psychiatrisches Krankenhaus: Die Unterbringung im Psychiatrischen Kranken-

haus (§§ 61 Nr. 1 und 63 StGB) ist eine stationäre  Maßregel der Besserung und Siche-

rung. Die Anordnung zu einer solchen Unterbringung eines nach allgemeinem Strafrecht 

Verurteilten, aber auch einer Person, die nicht verurteilt wird, weil deren Schuldunfähigkeit 

erwiesen oder nicht auszuschließen ist, trifft das Gericht, wenn die Gesamtwürdigung des 

Täters und seiner Tat ergibt, dass von ihm/ihr infolge seines/ihres Zustandes erhebliche 

rechtswidrige Taten zu erwarten sind und er/sie deshalb für die Allgemeinheit gefährlich ist.  

Eine solche Anordnung ist auch nach Jugendstrafrecht möglich, und zwar für Jugendliche 

sowie nach Jugendstrafrecht behandelte Heranwachsende (§ 7 Abs. 1, § 105 Abs. 1 JGG). 
Nachweise finden sich in Tabellen 5.1 sowie 5.5 bis 5.7. 

Rechtskraft: Zu unterscheiden voneinander sind die formelle Rechtskraft und die 

materielle Rechtskraft.  

Die formelle Rechtskraft bedeutet, dass die Prozessbeteiligten nach ihrem Eintritt kein  

Rechtsmittel mehr einlegen können (dies betrifft, im Einzelnen unterschiedlich geregelt, die 

Staatsanwaltschaft, den Nebenkläger, den Privatkläger, sowie den Verurteilten, ggf. vertre-

ten durch seinen Verteidiger).  

Ab dem Eintritt der materiellen Rechtskraft besteht ein sog. Doppelbestrafungsverbot. Die 

zentrale Regelung dazu findet sich in Artikel 103 Abs. 3 des Grundgesetzes: „Niemand darf 

wegen derselben Tat aufgrund der allgemeinen Strafgesetze mehrmals bestraft werden“.  

Darin liegt grundsätzlich zugleich ein sog. Strafklageverbrauch, welcher Begriff das Verbot 

bezeichnet, gegen den Verurteilten/Bestraften ein neues Strafverfahren einzuleiten (Kurz-

formel = “ne bis in idem“ bzw. „nicht zweimal in derselben Sache“).  

Genau umgrenzte Ausnahmen davon legen die Rechtsvorschriften zu eigenständigen Ver-

fahren (sog. Rechtsbehelf) der  Wiederaufnahme des Verfahrens fest, welches „zuguns-

ten des Verurteilten“ (§ 359 StPO), aber auch „zuungunsten des Angeklagten“ (§ 362 StPO) 

betrieben werden kann; andere Ausnahmen gelten bei Strafbefehlen und bei gerichtlichen 

Beschlüssen.  

[Ergänzender Hinweis: zu den Fällen von sog. eingeschränkter bzw. begrenzter Rechtskraft s. bei 

 „Bestandskraft gerichtlicher Entscheidungen“]. 
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Rechtsmittel im Sinne der Strafprozessordung (§§ 296 ff. StPO) sind die verschiede-

nen Formen der Beschwerde (§§ 304 ff. StPO), sowie die Berufung (§§ 312 ff. StPO) und 

die Revision (§§ 333 ff. StPO) gegen Entscheidungen der allgemeinen Strafgerichte und 

auch der Jugendgerichte (s. zu letzteren noch §§ 55, 56 JGG). Einzelheiten zu ihren Vo-

raussetzungen sind hier nicht erläuterungsbedürftig. Soweit es um die für Erfassung zur 

StVerfStat entscheidende Frage geht, ob gerichtliche Entscheidungen „endgültig“ gewor-

den sind, siehe die Erläuterungen bei  „Bestandskraft“ und bei  „Rechtskraft“. Im Fall 

von Beschlüssen der Strafgerichte kommen als Rechtsmittel mehrere Arten der Be-

schwerde in Betracht (Detailliert geregelt in §§ 304 bis 311a StPO). 

[Ergänzender Hinweis: Bei Entscheidungen nach Jugendstrafrecht sind mehrere Besonderheiten zu 

beachten. Einzelheiten dazu regelt § 55 JGG].  

Sanktionierung nach Jugendstrafrecht: Bei Anwendung des Jugendstraf-

rechts auf Jugendliche sowie auf Heranwachsende, die nach Jugendstrafrecht behandelt 

werden, gelten die Regeln des allgemeinen Strafrechts sowohl bei  Tateinheit als auch 

bei  Tatmehrheit nur für die Schuldfeststellung, die sich am Ende bei der Urteilsverkün-

dung in der vom Gericht festgelegten Urteilsformel (sog. Tenor, s. § 260 Abs. 4 StPO) wi-

derspiegelt.  

In Bezug auf die Rechtsfolgen gibt es jedoch weitreichende Unterschiede.  Geldstrafe 

und  Freiheitsstrafe entfallen in allen Varianten. An die Stelle der Freiheitsstrafe tritt die 

 Jugendstrafe. [Zur Zulässigkeit von Sanktionen bei Ordnungswidrigkeiten s. § 12 Abs. 1 

OWiG]. 

Die weiteren möglichen Folgen einer Jugendstraftat sind die  Erziehungsmaßregeln und 

die  Zuchtmittel. Ihre relative Gewichtung ergibt sich aus § 5 JGG. 

Bei der Jugendstrafe gelten die im Strafgesetzbuch oder in den zahlreichen Nebenstrafge-

setzen generell bzw. spezifisch für einzelne Straftatbestände festgelegten Strafrahmen 

ausnahmslos nicht (§ 18 Abs. 1 S. 3 JGG).  

In Verbindung mit einer Jugendstrafe kann jedoch die Nebenstrafe des  Fahrverbots ver-

hängt werden (§ 44 StGB i.V.m. § 2 Abs. 2, § 8 Abs. 3 JGG) verhängt werden. Die Neben-

folgen des sog. Verlusts der bürgerlichen Ehrenrechte (§ 45 StGB) und der Bekanntma-

chung der Verurteilung (§§ 165 und 200 StGB) entfallen vollständig (§§ 6, 105 Abs. 1 JGG) 

(s. a. bei  Nebenstrafen und Nebenfolgen).  

Von den  Maßnahmen nach allgemeinem Strafrecht gelten die Einziehung und die Un-

brauchbarmachung. Die  Maßregeln der Besserung und Sicherung dürfen mit Ausnahme 

des Berufsverbots angeordnet werden. Für die  Sicherungsverwahrung sind jedoch die 

Anordnungsvoraussetzungen im Vergleich zur Regelung für Erwachsene restriktiver.  

Schadenswiedergutmachung: siehe bei  „Täter-Opfer-Ausgleich“ und bei  

„Zuchtmittel“, s. a. bei  Bestandskraft, dort v. a. bei  Sanktionierende Einstellungsbe-

schlüsse nach allgemeinem Strafrecht sowie  Sanktionierende Einstellungsbeschlüsse 

nach dem Jugendstrafrecht. 

Schuldspruch (isoliert): Jedes Gericht muss sich bei jeder Entscheidung, die auf 

eine Sanktionierung hinauslaufen kann, darüber verbindlich klar werden, ob der Beschul-

digte die ihm vorgeworfene Tat als gesetzlich näher umschriebene Handlung begangen 
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hat, ob alle Elemente des objektiven Tatbestandes, des subjektiven Tatbestands, der 

Rechtwidrigkeit und der Schuld, in besonderen Fällen schließlich auch der sog. objektiven 

Bedingungen der Strafbarkeit sowie zudem (bei den sog. Antragsdelikten) ggf. auch der 

tatsächlichen Antragstellung vorliegen. Bei Entscheidungen, die nach mündlicher Verhand-

lung ergehen, gewinnt dies besonders sichtbares Gewicht wegen der anstehenden Urteils-

verkündung (§ 268 StPO).  

In Einzelrichtersachen (Strafrichter und Jugendrichter am Amtsgericht) geschieht dies als 
integrierter Teil der Fixierung des Urteilsspruchs (§ 260 StPO).  

Bei Entscheidungen durch einen Spruchkörper aus Berufsrichtern sowie bei Amtsgerichten 

und Landgerichten auch Laienrichtern (Schöffen) bedarf es einer ausdrücklichen Beratung 

zur Beweiswürdigung (§ 261 StPO) und schließlich einer förmlichen und genau geregelten 

Abstimmung betreffend die „Tat“ (Tatfrage gemäß § 264 StPO) und die Täterschaft genau 

des Angeklagten eben bei dieser Tat („Schuldfrage“ gemäß § 263 Abs. 1 Variante 1 mit 

Abs. 2 StPO) sowie ggf. anstehende Sanktionen („Rechtsfolgenfrage“ gemäß § 263 Abs. 1 

Variante 2 StPO). Der Ablauf der Abstimmungen sowie die erforderlichen Mehrheiten erge-

ben sich aus einer Zusammenschau von § 263 StPO und §§ 194–197 GVG.  

Für die StVerfStat hat der Schuldspruch insoweit eine eigenständige Bedeutung, als sie 

mehrere Arten von gerichtlichen Entscheidungen nachweist, in denen das Gericht vollstän-

dig oder jedenfalls vorerst von einer Sanktionierung absieht. Bei vollständigem  Absehen 

von Strafe kann man zur Verdeutlichung am besten von einem „isolierten“ Schuldspruch 

sprechen.  

Bei der  Aussetzung der Verhängung einer Jugendstrafe lässt der Jugendrichter sozusa-

gen offen, ob er am Ende der Probezeit solche schwerwiegenden „schädlichen Neigungen“ 

des schuldig gesprochenen jungen Täters feststellen kann, dass eine Jugendstrafe über-

haupt erforderlich erscheint, und verhängt diese bejahendenfalls in der Substanz rückwir-

kend auf den Zeitpunkt des Schuldspruchs.  

In Fällen von  Verwarnung mit Strafvorbehalt ist die Rechtslage etwas anders. Denn dort 

spricht das Gericht den Angeklagten nicht nur schuldig, sondern „bestimmt“ im Urteils-

spruch zugleich auch die für die Tat angemessene Geldstrafe (nach Tagessätzen und Ta-

gessatzhöhe), macht aber eben einen „Vorbehalt“ qua Bewährung oder Bewährungsversa-

gen des Betroffenen dahingehend, ob es diese Strafe nach Ablauf der Probezeit auch tat-

sächlich „verhängen“ wird.  

Schuldunfähigkeit beziehungsweise verminderte Schuldfähigkeit: 
 Kinder im Sinne des Strafrechts, also junge Personen, die eine Tat vor Vollendung des 

14. Lebensjahres begehen, gelten generell als schuldunfähig (§ 14 StGB), können mithin 

prinzipiell nicht strafrechtlich belangt werden.  

Bei  Heranwachsenden und  Erwachsenen, deren Tat jedenfalls rechtswidrig ist (§ 11 

Nr. 4 StGB), wird in der Praxis allgemein die Schuldfähigkeit als gegeben betrachtet, es sei 

denn, es lägen ausnahmsweise anhand von direkt merklichen Anzeichen oder Hinweisen 

in den Akten die Bedingungen von Schuldunfähigkeit oder verminderter Schuldfähigkeit 

deutlich vor oder deren Vorliegen wäre nicht mit Sicherheit auszuschließen. 
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Bei Jugendlichen kann es im Einzelfall vorkommen, dass neben Schuldunfähigkeit oder 

verminderter Schuldfähigkeit auch die in § 3 JGG geregelte bedingte Strafmündigkeit bzw. 

mangelnde Strafreife vorliegt. Wie damit dogmatisch umzugehen ist, wird in Rechtspre-

chung und Lehre unterschiedlich beurteilt (s. a. bei  „Strafmündigkeit von Jugendlichen“).  

Ganz ohne Schuld handelt, wer bei Begehung der Tat wegen einer krankhaften seelischen 

Störung, wegen einer tiefgreifenden Bewusstseinsstörung oder wegen Schwachsinns oder 

einer schweren anderen seelischen Abartigkeit unfähig ist, das Unrecht der Tat einzusehen 

oder nach dieser Einsicht zu handeln (§ 20 StGB). Ein dergestalt Schuldunfähiger kann 

nicht verurteilt werden (s. a. bei  „Freispruch mit Anordnung von Maßregeln“ sowie bei  

„Selbständige Anordnung von Maßregeln“).  

Als vermindert schuldfähig wird eine Person eingestuft, deren Handlungs- oder Einsichts-

fähigkeit aus einem der Gründe, die in § 20 StGB angeführt werden, bei Begehung der Tat 

„erheblich vermindert“ war. Ein dergestalt vermindert Schuldfähiger wird verurteilt; jedoch 

kann das Gericht die Strafe mildern (§§ 21, 49 Abs. 1 StGB). Bei weiter bestehender Ge-

fährlichkeit des Verurteilten für die Allgemeinheit erfolgt daneben auch die Anordnung der 

Unterbringung im psychiatrischen Krankenhaus (§ 63 StGB).  

Bei zur Tatzeit Jugendlichen oder nach Jugendstrafrecht zu behandelnden Heranwachsen-

den „kann“ die Maßregel nach § 63 StGB angeordnet werden (§§ 7, 105 Abs. 1 JGG); in 

solchen Fällen „wird“ dann von Zuchtmitteln oder Jugendstrafe abgesehen, wenn dies „die 

Ahndung durch den Richter entbehrlich macht“ (§§ 5 Abs. 3, 105 Abs. 1 JGG). Im Hinblick 

auf die mengenmäßige Bedeutung von Schuldunfähigkeit bzw. verminderter Schuldfähig-

keit sind auch diejenigen Personen zu beachten, die wegen sog.  Vollrausches abgeurteilt 

und ggf. auch verurteilt worden sind. Nachweise finden sich in der Tabelle 5.1, sowie implizit in 

Tabelle 2.2 mit Bezug zur „selbständigen Anordnung“. 

Schwerestufen von Strafandrohung: s. bei  Strafrahmen. 

Schwerestufen bei Bestrafung: s. bei  Strafzumessung. 

Schwergewichtslösung bei mehreren Straftaten in verschiedenen Altersstufen 

oder Reifestufen: Der Begriff der Schwergewichtslösung wird übergreifend für die Lösung 

in mehreren Fallkonstellationen verwendet. Gemeinsam ist diesen, dass ein Angeklagter 

wegen mehrerer selbständiger Straftaten, die er in verschiedenen Altersstufen bzw. in ver-

schiedenen Reifestufen begangen hat, gleichzeitig in demselben, ggf. mehrere Sachen ver-

bindenden, Verfahren abzuurteilen ist (§ 32 JGG, ggf. in Verbindung mit § 105 Abs. 1 JGG).  

Materiellrechtlich hätte hier das zuständige Gericht bei je getrennter Betrachtung teils Ju-

gendstrafrecht, teils allgemeines Strafrecht anzuwenden. Dies wäre im Ergebnis eine Sank-

tionierung, die dem als übergreifend wichtig betrachteten jugendstrafrechtlichen Prinzip der 

„Einheitsstrafe“ gemäß § 31 Abs. 2 JGG) widerspräche (s. Näheres bei  Tateinheit oder 

Tatmehrheit bei der Anwendung von Jugendstrafrecht).  

Um solches zu vermeiden, ordnet § 32 Satz 1 JGG an: Es „gilt einheitlich das Jugendstraf-

recht, wenn das Schwergewicht bei (denjenigen) Straftaten liegt, die nach Jugendstrafrecht 

zu beurteilen wären“. Wenn das Jugendgericht kein solches jugendstrafrechtliches Schwer-

gewicht feststellen kann, „ist einheitlich das allgemeine Strafrecht anzuwenden.“ (§ 32 Satz 

2 JGG). 
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Die theoretisch nicht auszuschließende, vermutlich aber in der Praxis nicht allzu häufige, 

„Maximalkombination“ wird bei zur Tatzeit der letzten mit einbezogenen Tat schon Voller-

wachsenen erreicht, wenn sie nachweisbar in jeder der nach JGG relevanten „Stufen“ sol-

che Straftaten begangen haben, die auch zum Aburteilungszeitpunkt noch verfolgbar sind, 

also weder verjährt sind noch sonst einem Verfahrenshindernis unterliegen. Dies wären 

insgesamt: Straftaten als Jugendliche, Straftaten als Heranwachsende nach Jugendstraf-

recht, Straftaten als Heranwachsende nach allgemeinem Strafrecht, Straftaten als Junger-

wachsene von 21 bis unter 24 Jahren, und schließlich Straftaten als Vollerwachsene ab 24 

Jahren (= für die Strafverbüßung wichtige Grenze gemäß § 89b S. 2 JGG). Je nach dem 

Ergebnis in allen Fällen gilt für die Erfassung der Aburteilung zur StVerfStat, dass der/die 

konkret betroffene Abgeurteilte ungeachtet seines Lebensalters zum Zeitpunkt der Rechts-

kraft der Entscheidung ausschließlich für ein „Jugendverfahren“ (Datenbank bzw. Erfas-

sungsbogen J/H) oder ausschließlich für ein „Erwachsenenverfahren“ (Datenbank bzw. Er-

fassungsbogen E/H) zu codieren ist.  

Die Diskrepanz zwischen Tatzeitalter und „Codier-Alter“ für die StVerfStat kann namentlich 

dann groß ausfallen, wenn frühere Taten erst nach vielen Jahren bekannt und noch später 

auch aufgeklärt werden konnten, speziell wegen der Auswirkung sehr langer Verjährungs-

fristen bei der sog. Verfolgungsverjährung von Verbrechen (§ 78 StGB). Weitere Folgefra-

gen ergeben sich wegen der möglichen Zuständigkeit von Gerichten, die „normalerweise“ 

keine Jurisdiktionskompetenz hätten. (Siehe dazu  „Jugendliche vor Erwachsenengerich-

ten“,  „Heranwachsende vor Erwachsenengerichten“ sowie  „Erwachsene vor Jugend-

gerichten, und zudem  „Verbindung mehrerer Strafsachen“). 

Auf zwei Sonderfragen kann hier nur ganz kursorisch hingewiesen werden:  

Die erste Sonderfrage betrifft Angeklagte späterer Alters- oder Reifestufen, von denen aus 

den Akten bekannt geworden ist, dass sie zudem schon als Kinder im Alter bis unter 14 

Jahren rechtswidrige Taten (§ 11 Abs. 1 Nr. 5 StGB) begangen hatten, wegen derer sie ggf. 

bereits zivilrechtlich belangt wurden oder vom Jugendamt (ggf. mit Unterstützung des Fa-

miliengerichts) nach Jugendhilferecht (SGB VIII) sog. Hilfen zur Erziehung bekamen (s. bei 

 „Kinder und deren potentielle Verantwortlichkeit für Handlungen, die Rechtsgüter von 

anderen beeinträchtigen“). Da sie nach allgemeinem Strafrecht schuldunfähig sind (§ 14 

StGB), sind sie zwingend auch strafunmündig, können also deswegen auch im aktuellen 

Verfahren insoweit nicht als Beschuldigte geführt werden. Ihr Verhalten kann jedoch ganz 

generell, und speziell in Fällen damit verbundener Vorbefassung von Zivilgerichten o-

der/und von Jugendbehörden/Familiengerichten, vom Jugendstrafgericht beispielsweise in 

Erwägungen zu der konkreten Ausgestaltung der erzieherisch günstigsten Rechtsfolgen mit 

einbezogen werden. 

Die zweite Sonderfrage betrifft Angeklagte späterer Alters- oder Reifestufen, von denen 

aus den Akten bekannt geworden ist, dass sie als Jugendliche im Alter ab 14 Jahren (§ 1 

Abs. 2, Alt. 1 JGG) wegen mangelnder Strafreife für einige rechtswidrige Taten (§ 11 Abs. 

1 Nr. 5 StGB) immerhin vom damals zuständigen Jugendgericht mit familiengerichtlichen 

Maßnahmen bedacht worden waren (§ 34 Abs. 2 mit Abs. 3 Nr. 2 i.V.m. §§ 1666, 1666a 

BGB). Hier gilt cum grano salis das Gleiche wie bei der ersten Sonderfrage. 
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Selbständige Anordnung von Maßregeln der Besserung und Si-
cherung: Die Maßregel der Unterbringung in einem  psychiatrischen Krankenhaus 

(§ 61 Nr. 1 mit § 63 StGB) und die Maßregel der Unterbringung in einer  Entziehungsan-

stalt (§ 61 Nr. 2 mit § 64 StGB) kann das Gericht am Ende einer Hauptverhandlung nach 

bzw. neben einem Freispruch selbständig anordnen, wenn es zu dem Schluss kommt, dass 

das Strafverfahren als solches wegen  Schuldunfähigkeit oder Verhandlungsunfähigkeit 

des Täters nicht (mehr) durchführbar ist (§ 71 StGB).  

Erweist sich ein Strafverfahren schon während der Ermittlungen der Staatsanwaltschaft aus 

den entsprechenden Gründen als undurchführbar, kommt bei fehlender Gefahr eine Ein-

stellungsverfügung nach § 170 Abs. 2 StPO in Betracht. Bei hinreichend ersichtlicher Ge-

fahr beantragt die Staatsanwaltschaft allerdings ein sog. Sicherungsverfahren (s. gleich 

nachstehend). Nachweise zu solchen Entscheidungen im Hauptverfahren finden sich in der Tabelle 

2.2, und zwar im Abschnitt „Nach allgemeinem Strafrecht Abgeurteilte (mit anderen Entscheidun-

gen)“. Die entsprechenden Maßregeln können selbständig auch bei Jugendlichen und bei nach Ju-

gendstrafrecht behandelten Heranwachsenden angeordnet werden (§§ 7 und 105 Abs. 1 JGG mit 

§ 71 StGB); sie werden in Tabelle 2.2 im Abschnitt „Jugendstrafrecht: Andere Entscheidungen“ nach-

gewiesen.  

Sicherungsverfahren: Führt die Staatsanwaltschaft wegen Schuldunfähigkeit oder 

auch wegen Verhandlungsunfähigkeit des Täters kein Strafverfahren durch, so kann sie bei 

dem Strafgericht den Antrag stellen, Maßregeln der Besserung und Sicherung selbständig 

anzuordnen. Dies setzt neben der gesetzlichen Zulässigkeit (§ 71 StGB) voraus, dass die 

Anordnung durch das Gericht im konkreten Fall nach dem Ergebnis der Ermittlungen „zu 

erwarten“ ist (§ 413 StPO). Für solche Sicherungsverfahren gelten die Vorschriften über 

das Strafverfahren sinngemäß, soweit in den speziellen Regelungen (§§ 414 ff. StPO) 

nichts anderes bestimmt ist. Entscheidungen nach Durchführung eines Sicherungsverfahrens 

werden bislang nicht für die StVerfStat erfasst.  

Sicherungsverwahrung als stationäre Maßregel der Besserung und Sicherung 

ordnet das Gericht bei einem zur Tatzeit erwachsenen Verurteilten neben einer Strafe an, 

wenn mindestens die Voraussetzungen von einer der in § 66 StGB näher geregelten Vari-

anten erfüllt sind.  

Außerdem sieht das Gesetz die Möglichkeit vor, dass sich das Gericht unter den in § 66a 

StGB genannten Voraussetzungen die Anordnung der Sicherheitsverwahrung „vorbehält“. 

Schließlich kann die Sicherungsverwahrung unter den Voraussetzungen des § 66b StGB 

auch nachträglich angeordnet werden.  

Bei nach allgemeinem Strafrecht verurteilten Heranwachsenden darf Sicherungsverwah-

rung neben einer Strafe nicht angeordnet werden (§106 Abs. 3 S. 1 JGG). Jedoch kann 

sich das Gericht im Urteil unter den in § 106 Abs. 3 S. 2, Abs. 4–5 JGG geregelten Ein-

schränkungen die Anordnung der Sicherungsverwahrung vorbehalten.  

Für nach Jugendstrafrecht behandelte Heranwachsende und für Jugendliche ist unter den 

vergleichsweise restriktiven Voraussetzungen des § 7 Abs. 2 (und § 105 Abs. 1) JGG der 

Vorbehalt der Anordnung der Sicherungsverwahrung zulässig. Regelungen für die den Vor-

behalt realisierende, tatsächliche Anordnung von Sicherungsverwahrung finden sich in § 7 

Abs. 2 und 3 JGG (mit § 105 Abs. 1 JGG) und in § 66 Abs. 3 StGB. Nachweise zur Anordnung 

von Sicherungsverwahrung im Urteil eines Strafgerichts finden sich in Tabellen 5.1 sowie 5.4 bis 5.7.  
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[Ergänzender Hinweis: Nicht nachgewiesen werden in der StVerfStat solche gerichtlichen Entschei-

dungen, in denen die Anordnung von Sicherungsverwahrung vorbehalten wird. Dasselbe gilt für spä-

tere Entscheidungen, d.h. solche, in denen die Sicherungsverwahrung aufgrund eines solchen Vor-

behaltes oder nachträglich angeordnet wird]. 

Staatsangehörigkeit: Die Staatsangehörigkeit wird nach einem spezifischen Schlüs-

selverzeichnis im Erfassungsschema (früher „Zählkarte“) sowohl für Entscheidungen nach 

allgemeinem Strafrecht als auch für Entscheidungen nach Jugendstrafrecht erfasst; weite-

res s. bei  Ausländer und bei  Deutsche. Nachweise erfolgen in den Tabellen 8.1 und 8.3 

für ausgewählte Staatsangehörigkeiten. N.B.: Aus den amtlichen Erläuterungen lässt sich nicht ent-

nehmen, wie die Registrierung bzw. dann der Nachweis in solchen Fällen erfolgt, bei denen Abge-

urteilte, ohne auch Deutsche zu sein, mehrere fremde Staatsangehörigkeiten besitzen. 

Stationierungsstreitkräfte: Begriffliche Erläuterungen zu den Stationierungsstreit-

kräften werden in der Strafverfolgungsstatistik nicht gegeben. Nachweise zu den Verurteilten 

unter den Angehörigen von Stationierungsstreitkräften finden sich pauschaliert in den Tabellen 8.1. 

und 8.3.  

Strafandrohung, siehe bei - Strafrahmen. 

Strafanzeige und Strafantrag: Die Strafanzeige ist ein Hinweis an die  Straf-

verfolgungsbehörden über den Verdacht oder sogar die subjektive Überzeugung eines Be-

troffenen oder Beobachters oder sonst eines Dritten, dass (mindestens) eine strafbare 

Handlung geschehen sei. Eine solche Anzeige bedarf keiner bestimmten Form und kann 

bei der Staatsanwaltschaft, bei den Behörden und Beamten des Polizeidienstes und bei 

den Amtsgerichten mündlich (auch telefonisch) oder schriftlich (auch elektronische) ange-

bracht werden (§ 158 Abs. 1 Variante 1 StPO). Die Strafverfolgungsbehörden dürfen auch 

anonyme Anzeigen nicht unbeachtet lassen, sondern müssen abwägen, ob sich jemand 

einen Scherz erlaubt hat oder ob „etwas dran sein“ kann, und im letzteren Fall der Sache 

näher nachgehen. 

Im Regelfall ist niemand verpflichtet, eine ihr/ihm direkt oder indirekt bekannt gewordene 

Handlung anzuzeigen, die nach erster Einschätzung einen Straftatbestand erfüllt haben 

könnte. Begrenzte Ausnahmen bestehen bei einigem vom Gesetzgeber als besonders 

schwer gewichteten Straftaten; s. dazu bei „Nichtanzeige von Straftaten“. 

Strafanzeigen, die einmal angebracht sind, können entgegen einem verbreiteten Missver-

ständnis nicht mehr wirksam „zurückgenommen“ werden. Falsche Strafanzeigen können 

zudem eine eigene Strafbarkeit der/des Anzeigenden begründen. Je nach den Umständen 

kommt ein Vergehen des „Vortäuschens einer Straftat“ (§ 145d StGB) oder ein Vergehen 

der „Falschen Verdächtigung“ einer anderen Person (§ 164 StGB) in Betracht.  

Wenn jemand eine andere Person öffentlich oder durch Verbreiten von Schriften bezichtigt 

hat, eine Straftat begangen zu haben, und deswegen bestraft wird, kann das Gericht auf 

Antrag des Verletzten (d. h. des Opfers der Bezichtigung) anordnen, dass die Bestrafung 

öffentlich bekannt gemacht wird (§ 165 mit § 200 Abs. 2 StGB).  
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Beim Anbringen eines Strafantrags gilt im Allgemeinen dasselbe wie bei Strafanzeigen. 

(§ 158 Abs. 1 Variante 2 StPO; s. zusätzliche Details bei §§ 77 bis 77d StGB). 

Bei solchen Straftaten jedoch, deren Verfolgung nur auf Antrag eintritt, muss dieser bei dem 

Gericht bzw. der Staatsanwaltschaft schriftlich oder zu Protokoll der Geschäftsstelle erfol-

gen, während bei anderen Behörden ein schriftliches Anbringen genügt. Dabei muss das 

Verlangen, dass der/die Angezeigte bestraft werden solle, aus dem Vorbringen des Anzei-

genden hervorgehen. Sofern dabei die Worte „Ich stelle einen Strafantrag“ nicht ausdrück-

lich geäußert werden, genügt es nach der vorherrschender Ansicht hilfsweise, wenn sich 

aus dem notierten sachlichen Vortrag eines Anzeigenden hinreichend klar herleiten lässt, 

dass er/sie die Tat nicht einfach nur anzeigen, sondern sie in einem Strafverfahren verfolgt 

wissen will. Im weiteren Verlauf muss dann zwischen sog. relativen Antragsdelikten und 

absoluten Antragsdelikten unterschieden werden.  

Bei relativen Antragsdelikten setzt das Gesetz an sich einen Strafantrag voraus; jedoch 

kann schlussendlich die Staatsanwaltschaft den Fall auch ohne Antrag verfolgen, entspre-

chend der üblichen Formel in den einschlägigen Paragraphen, „die Tat wird nur auf Antrag 

verfolgt, es sei denn, dass die Strafverfolgungsbehörde wegen des besonderen öffentlichen 

Interesses an der Strafverfolgung ein Einschreiten von Amts wegen für geboten hält“ (Bei-

spiel § 230 StGB mit Bezug zur vorsätzlichen einfachen sowie zur fahrlässigen Körperver-

letzung).  

Bei absoluten Antragsdelikten hat der Staat/Gesetzgeber dahingehend entschieden, dass 

die „Verletzten“ (Opfer) wegen bspw. enger persönlicher Bindungen zu dem Beschuldigten 

(Täter) die Verfügungsmacht darüber behalten dürfen, ob sie die Angelegenheit auf sich 

beruhen lassen, auf andere Hilfen zurückgreifen oder eben eine Verurteilung zu Strafe an-

streben möchten (Beispiel: Haus- und Familiendiebstahl nach § 247 StGB).  

Strafarrest kann nur gegen Soldaten und ausgewählte andere Angehörige der Bundes-

wehr wegen bestimmter Straftaten verhängt werden (§§ 1 und 9 WStG). Für Straftaten von 

Soldaten, die Jugendliche oder Heranwachsende sind, gelten besondere Vorschriften des 

Jugendgerichtsgesetzes (§ 3 Abs. 2 WStG in Verbindung mit §§ 112a-112e JGG). Nach-

weise finden sich in den Tabellen 2.3, 2.4 und 3.1. 

Strafausschließungs- und Strafaufhebungsgründe: Rechtsprechung 

und Lehre unterscheiden im Allgemeinen drei Kategorien von persönlichen Gründen: (1) 

Persönliche Strafausschließungsgründe, (2) persönliche Strafaufhebungsgründe, und (3) 

Strafeinschränkungsgründe. Hierzu werden im Anhang V weitere Einzelregelungen auf-

gelistet. 

Zu 1: Als persönliche Strafausschließungsgründe zählen 

a) Die Indemnität der Abgeordneten gemäß § 36 StGB. 

b) Das jugendliche Alter von Abkömmlingen und Geschwistern bei Inzest gemäß § 173 

Abs. 3 StGB. 

c) Das Angehörigenverhältnis im Fall einer Strafvereitelung gemäß § 258 Abs. 6 StGB. 

d) Die Beteiligung an der Vortat im Falle einer Strafvereitelung gemäß § 258 Abs. 5 StGB 

sowie bei der Begünstigung gemäß § 257 Abs. 3 StGB.  

e) Die Eigenschaft als Schwangere gemäß § 218 Abs. 4 Satz 2, § 218a Abs. 4, § 218b 

Abs. 1 Satz 3 und § 218c Abs. 2 StGB. 
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Zu 2: Als persönliche Strafaufhebungsgründe zählen  

a) Die Berichtigung falscher Aussagen gemäß § 161 Abs. 2 StGB. 

b) Der Rücktritt vom Versuch einer Tat bei einem Einzeltäter im Fall von unmittelbar bzw. 

mittelbarer Täterschaft (§ 25 Abs. 1 StGB): Gemäß § 24 Abs. 1 StGB wird sowohl bei Ver-

brechen generell als auch speziell bei solchen Vergehen, deren Versuch ausdrücklich für 

strafbar erklärt worden ist § 23 Abs. 1 StGB), von Gesetzes wegen nicht bestraft, wer frei-

willig die weitere Ausführung der Tat aufgibt oder deren Vollendung verhindert (§ 24 Abs. 1 

Satz 1 StGB). Wird die Tat ohne Zutun des Zurücktretenden nicht vollendet, so wird er 

straflos, wenn er sich freiwillig und ernsthaft bemüht, die Vollendung zu verhindern 

(§ 24Abs. 1 Satz 2 StGB). 

c) Der Rücktritt vom Versuch bei mehreren Tatbeteiligten in Mittäterschaft (§ 25 Abs. 2 

StGB) bzw. der gemeinsamen Verabredung zu einem Verbrechen (d. h. bei dem Versuch 

der Beteiligung nach § 30 Abs. 2 Variante 3 StGB), im Fall von Anstiftung zu einer Tat (§ 26 

StGB), im Fall von Beihilfe zu einer Tat (§ 27 StGB), auch im Fall von Anstiftung zur Beihilfe 

bzw. Beihilfe zur Anstiftung, und bei dem Versuch der Beteiligung (§ 30 Abs. 1 Satz 1 oder 

§ 30 Abs. 2 Varianten 1 oder 2 StGB) 

d) Der Rücktritt des Täters vom Versuch einer bestimmten Tat bei vollendeter anderer Tat: 

Beispiel eines Täters, der freiwillig die weitere Ausführung eines vorsätzlich begonnen Mor-

des aufgibt, aber zu diesem Zeitpunkt das Opfer bereits mit einer Waffe verletzt hat. Wegen 

des Rücktritts vom Mordversuch wird er straflos (§ 24 Abs. 1 Satz 1 StGB). Aufgrund des 

Waffeneinsatzes bleibt er strafbar wegen gefährlicher Körperverletzung gemäß § 224 Abs. 

1 Nr. 2 StGB.  

e) Die tätige Reue, beispielsweise in den durch § 306e, § 314a und § 320 StGB geregelten 

Konstellationen. 

f) Folgerungen für die Strafverfolgungsstatistik: Entscheidungen von Gerichten im Sinne 

dieser Einzelregelungen tauchen bei der Strafverfolgungsstatistik jedenfalls in den jährlich 

veröffentlichten Berichtsbänden nicht auf. Dies hängt mit einer Reihe von prozessualen 

Gründen zusammen. 

(f 1) Wenn bereits die Staatsanwaltschaft im Vorverfahren zu dem verbindlichen Schluss 

kommt, dass eine der vielen Varianten tatsächlich vorliegt, wird sie das Verfahren gemäß 

§ 170 Abs. 2 StPO einstellen; in der StAStat ist jedoch keine separate Kategorie für diese 

Einstellungsgründe vorgesehen.  

(f2) Wenn die StA in Zweifelsfällen die öffentliche Klage erhebt (durch Anklage oder durch 

Antrag auf Erlass eines Strafbefehls), und nun das Gericht im Zwischenverfahren zum ver-

bindlichen Schluss kommt, dass die entsprechende Variante vorliegt, wird es das Verfahren 

durch einen Nichteröffnungsbeschluss beenden (§ 204 StPO) einstellen. In der StG-Stat 

ist jedoch keine separate Kategorie für diese Grundlage des Beschlusses vorgesehen.  

(f3) Wenn das Gericht aber einen Eröffnungsbeschluss fasst (§ 203 StPO), wird in einer 

Hauptverhandlung über die strittige Frage zu beraten und zu entscheiden sein. Gleichwertig 

wäre die Situation, dass überhaupt erstmals im Verlauf der Hauptverhandlung der zur po-

tentiell zur Straflosigkeit bzw. Straffreiheit führende Umstand von Amts wegen entdeckt o-

der vonseiten des Angeklagten vorgetragen wird. 
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(f4) Je nach dem Ergebnis der gerichtlichen Beweiswürdigung und der materiell-strafrecht-

lichen Konstellationen führt dies am Ende im Urteil zu einer Verurteilung, zu einem (Teil-

)Freispruch oder zu einer (Teil-)Einstellung des Verfahrens.(f5) Falls das Urteil eine einzige 

Tathandlung und die Verwirklichung eines einzigen Straftatbestands betrifft,wird die Ent-

scheidung unter Verurteilung oder unter Freispruch oder unter Einstellung codiert, und der 

Fall in die Datenbank für den Jahresbericht der StVerfStat eingestellt, jedoch ohne dass die 

hier entscheidende Einzelheit sichtbar wird. 

(f6) Falls das Urteil mehrere Tathandlungen in Tateinheit oder in Tatmehrheit betrifft, taucht 

die hier entscheidende Einzelheit ebenfalls nicht auf; wenn der mit Straflosigkeit/Straffrei-

heit endende Straftatbestand der nach den abstrakten StVerfStat-Regeln „schwerste“ ist; 

er bleibt im Berichtsband unsichtbar. Denn dann verurteilt das Gericht den Angeklagten 

nach den verbleibenden Straftatbeständen, die in der Urteilsformel (dem sog. Rubrum) de-

tailliert aufgeschrieben werden müssen, und formuliert dann weiter ohne Nennung von Pa-

ragraphen: „im Übrigen wird der Angeklagte freigesprochen“. 

(f7) Zu diesem Rubrum bestimmt § 260 Abs. 5 StPO ganz detailliert, dass das Gericht „nach 

der Urteilsformel (…) die angewendeten Vorschriften nach Paragraph, Absatz, Nummer, 

Buchstabe und mit der Bezeichnung des Gesetzes (aufführen muss)“. Sämtliche Varianten 

von Straflosigkeit bzw. Strafbefreiung sind damit ebenfalls notierungspflichtig. Sie werden 

nach den Erfassungsregeln zur StVerfStat dann auch faktisch notiert, aber in den Berichts-

bänden nicht separat ausgewiesen.  

(f8) Es erscheint sicher, dass man über Sonderberechnungen dazu exemplarisch für ei-

nen ausgewählten Jahrgang eine aufschlussreiche, bislang nach Rechercheergebnissen 

noch nicht geschehene oder jedenfalls nicht veröffentlichte, Sonderauswertung von Amts 

wegen entweder am Statistischen Bundesamt oder an einem gut ausgestatteten Statisti-

schen Landesamt durchführen könnte. Für die Forschung böte sich eine entsprechende 

Studie im Wege der Nutzung von Datensätzen der Forschungsdatenzentren an. 

Zu 3: Als Strafeinschränkungsgründe zählen 

a) Nach pflichtgemäßem Ermessen des Gerichts eine Strafmilderung oder 

b) das Absehen von Strafe.  

Hierzu werden im Anhang V (S. 94–112) zahlreiche Einzelregelungen aufgelistet.  

4) Der systematischen Vollständigkeit halber sei noch auf die Kategorien der Strafverfol-

gungsvorrauaussetzungen (bspw. Strafantrag gemäß §§ 77 ff. StGB) und der Strafverfol-

gungshindernisse (bspw. Verjährung gemäß § 78 StGB) hingewiesen. 

Strafaussetzung zur Bewährung: (s. a. bei “Strafrestaussetzung zur Bewäh-

rung“ und bei „Bewährungshilfe“). Das Gericht setzt die Vollstreckung einer verhängten 

Freiheitsstrafe von nicht mehr als einem Jahr (§ 56 Abs. 1 StGB) zur Bewährung aus, wenn 

zu erwarten ist, dass der Verurteilte sich schon die Verurteilung zur Warnung dienen lassen 

und künftig auch ohne die Einwirkung des Strafvollzugs keine Straftaten mehr begehen 

wird.  

Das Gericht kann aufgrund einer Gesamtwürdigung verschiedener Umstände auch die Voll-

streckung einer höheren Freiheitsstrafe, die zwei Jahren nicht übersteigt, zur Bewährung 

aussetzen (§ 56 Abs. 2 StGB).  

Entsprechende Regelungen sieht das Jugendstrafrecht im Fall einer Verurteilung zu Ju-

gendstrafe vor (§ 21 Abs. und 2 JGG, bei Heranwachsenden in Verbindung mit § 105 Abs. 

1 JGG).  
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Nachweise finden sich zur Freiheitsstrafe in den Tabellen 2.3 und 2.4, zum Strafarrest in der Tabelle 

2.4, zur Jugendstrafe in den Tabellen 4.1 und 4.2.  

[Ergänzende Hinweise: (1) Zu dem “Vorbehalt der Entscheidung über die Aussetzung der Verhän-

gung einer Jugendstrafe zur Bewährung“ als Sonderfall im Jugendstrafrecht s. unten bei  „Vorbe-

währung“. (2) Bei Soldaten und auch militärischen Vorgesetzten ohne Soldatenstatus bestehen meh-

rere Sonderregelungen sowohl im Jugendgerichtsgesetz (§§ 112a–112e JGG) als auch im Wehr-

strafgesetz (§§ 14, 14a WStG)].  

[Zusatzvermerk: Bei wissenschaftlichen Erhebungen zum Jugendstrafvollzug hat sich ver-

schiedentlich gezeigt, dass in der Statistik trotz späterer Bewährungsentscheidung eine Jugend-

strafe ohne Bewährung erfasst und registriert wird, was mithin zu überhöhten Zahlen zur unbeding-

ten Jugendstrafe führt; vgl. zuletzt dazu unten, im Nachweis der weiterführenden Literatur, den Bei-

trag von Villmow/Savinsky 2019, dort auf S. 336.] 

Strafbefehl: s. bei „Bestandskraft gerichtlicher Entscheidungen“.  

Strafmündigkeit von Jugendlichen: Bei Jugendlichen ist die strafrechtliche 

Verantwortlichkeit nur dann gegeben, wenn vom Gericht, in schwierigen Fällen ggf. unter-

stützt durch ein Sachverständigengutachten, positiv festgestellt werden kann, dass sie zur 

Zeit der Tat nach ihrer sittlichen und geistigen Entwicklung reif genug waren, das Unrecht 

der Tat einzusehen und nach dieser Einsicht zu handeln (§ 3 Abs. 1 JGG). Diese Regelung 

wird als bedingte Strafmündigkeit oder auch als bedingte Strafreife bezeichnet.  

Wenn das Gericht mehrere Straftaten abzuurteilen hat, die alle im Jugendalter begangen 

wurden, muss es das Vorliegen von Einsichtsfähigkeit und Handlungsfähigkeit bei jeder 

einzelnen Tatbestandsverwirklichung deliktsspezifisch überprüfen, kann also im Einzelnen 

zu unterschiedlichen Ergebnissen kommen, mit entsprechenden materiell-rechtlichen und 

verfahrensrechtlichen Folgen, die hier nicht ausgebreitet werden können.  

Ab Einreichung einer Anklage kann der Richter das Verfahren im Fall von insgesamt feh-

lender Strafmündigkeit durch Beschluss einstellen (§ 47 Abs. 1 Nr. 4 JGG). Wenn sich al-

lerdings bis zum Zeitpunkt dieses Beschlusses ein akuter Erziehungsbedarf des Jugendli-

chen herausgestellt hat, kann der Richter im nächsten Schritt unmittelbar danach diejenigen 

familiengerichtlichen Erziehungsaufgaben wahrnehmen, die ansonsten in die Zuständigkeit 

des Familiengerichts fallen würden; dies setzt freilich voraus, dass ihm die entsprechende 

Befugnis bereits vorher allgemein förmlich übertragen worden ist (§ 3 Abs. 2 JGG i. V. m. 

den in § 34 Abs. 3 JGG aufgeführten Vorschriften des BGB). Solche Entscheidungen wer-

den in der StVerfStat nicht separat ausgewiesen. Wenn sich fehlende Strafmündigkeit erst 

im Verlauf oder gar gegen Ende einer Hauptverhandlung herausstellt, und die Sache ur-

teilsreif ist, entscheidet der Richter auf Freispruch durch förmliches Urteil. (Zum Zusam-

mentreffen fehlender Strafmündigkeit mit Schuldunfähigkeit bzw. verminderter Schuldfähig-

keit s. bei Schuldfähigkeit).  

[Ergänzender Hinweis: Zu dem Sonderfall von Jugendlichen, die der Richter als strafmündig und 

substanziell erziehungsbedürftig eingestuft hat, aber die genau geeignete(n) Erziehungsmaßre-

gel(n)dann einem in Jugendhilfe- und Familiensachen besonders erfahrenen Gericht überantworten 

möchte, s. bei  „Überweisung an das Familiengericht“] 

. 
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Strafrahmen: Im Strafgesetzbuch und in den Nebenstrafgesetzen sind für die nach 

allgemeinem Strafrecht generell bzw. abstrakt angedrohten Freiheitsstrafen nach der Min-

deststrafdrohung und nach der Höchststrafdrohung identisch kategorisiert. (s. ergänzend 

bei  Geldstrafe). 

Am unteren Ende der Kategorien dieser Strafandrohung steht die „Freiheitsstrafe von 1 

Monat bis zu 6 Monaten“. Am oberen Ende der so bezeichneten zeitigen Freiheitsstrafe 

beträgt die Strafandrohung 15 Jahre (§ 38 Abs. 2 StGB). Darüber steht noch die „Lebens-

lange Freiheitsstrafe“ (§ 38 Abs. 1 StGB). Diese Strafrahmen gelten im Jugendstrafrecht im 

Fall der Verhängung von  Jugendstrafe nicht in derselben Ausdifferenzierung (§ 18 Abs. 

1 S. 3 JGG). Jedoch sind die quasi als reduzierte Auswahl vorgesehenen Kategorien mit 

den entsprechenden Kategorien des Allgemeinen Strafrechts identisch: 6 Monate bis 5 

Jahre, 6 Monate bis 10 Jahre (§ 18 Abs. 1 Sätze 1 und 2 JGG), bei Heranwachsenden in 

besonderen Fällen weitergehend bis zu 15 Jahren (§ 105 Abs. 3 Satz 2 JGG). Das Statis-

tische Bundesamt hat daraus (objektiv unbedenklich) ein einheitliches Kategorienschema 

entwickelt, aufgrund dessen jedem Straftatbestand des StGB oder eines Nebenstrafgeset-

zes ein Kennwert zugeordnet ist, anhand dessen das elektronische System automatisch 

bei mehreren verwirklichten Straftatbeständen den „abstrakt schwersten“ heraussortieren 

kann, welcher für den Eintrag in die Dateien für die Jahresbände der StVerfStat (allein) 

entscheidend ist (siehe dazu die Detailhinweise in  Anhang II. 

Von der abstrakten Strafdrohung zu unterscheiden ist die konkrete Strafzumessung durch 

die Gerichte im Einzelfall. Bei der Anwendung des allgemeinen Strafrechts gibt es in § 39 

Abs. 1 StGB die folgende Regel zur Bemessung der Freiheitsstrafe: „Freiheitsstrafe unter 

einem Jahr wird nach vollen Wochen und Monaten, Freiheitsstrafe von längerer Dauer nach 

vollen Monaten und Jahren bemessen“. Das Jugendgerichtsgesetz setzt diese Regelung 

im Fall der Verhängung einer Jugendstrafe nicht außer Kraft (§ 2 Abs. 2 JGG), bestimmt 

aber modifizierend ein besonderes Strafziel (§ 2 Abs. 1 JGG mit entsprechender Bemes-

sungsregel in § 18 Abs. 2 JGG).  

Für die Jahresberichte der StVerfStat (vor allem Tabelle 3.1) werden vor allem zum Zweck 

der Erhaltung von Übersichtlichkeit breitere Kategorien gebildet: < 6 Monate, 6 Monate, > 6 

bis 9 Monate, > 9 Monate bis 1 Jahr, > 1 Jahr bis 2 Jahre, > 2 Jahre bis 3 Jahre, > 3 Jahre 

bis 5 Jahre, >5 Jahre bis 10 Jahre, > 10 Jahre bis 15 Jahre, lebenslange Freiheitsstrafe. 

Dieses Schema gilt auch für die Jugendstrafe, wobei von Gesetzes wegen die erste Kate-

gorie < 6 Monate (§ 18 Abs. 1 Satz 1 JGG) und die letzte Kategorie (lebenslang) ausge-

schlossen sind. Letzteres ist besonders wichtig für solche Heranwachsende, die nach All-

gemeinem Strafrecht behandelt und bestraft werden (§ 106 Abs. 1 gegenüber § 105 Abs. 

3 Satz 2 JGG im Fall von Anwendung des Jugendstrafrechts). 

Strafrechtliche Vermögensabschöpfung: siehe bei  Maßnahmen nach all-

gemeinem Strafrecht 

Strafrestaussetzung zur Bewährung: Die Aussetzung des Strafrestes einer 

rechtskräftig verhängten und teilverbüßten zeitigen Freiheitsstrafe (§ 57 StGB) bzw. einer 

lebenslangen Freiheitsstrafe (§§ 57a, 57b StGB) bzw. einer Jugendstrafe (§§ 88, 110 JGG) 

bzw. einer Freiheitsstrafe in Wehrstrafsachen (§ 14 WStG) oder eines militärischen Straf-

arrests (§ 14a WStG) wird folgerichtig nicht für die StVerfStat erfasst, weil es dabei um 

Strafvollstreckung geht, also um eine Angelegenheit der Verwirklichung einer rechtskräftig 

gewordenen Kriminalstrafe unter Leitung der Staatsanwaltschaft als „Vollstreckungsbe-

hörde“ (§ 451 StPO) bzw. unter Leitung des Jugendrichters als „Vollstreckungsleiter“ 
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(§§ 82–85 mit §§ 88–89a JGG, bzw. bei mit Jugendstrafe bedachten Heranwachsenden 

§ 110 Abs. 1 JGG). 

[Ergänzende Hinweise: (1) In der Staatsanwaltschafts-Statistik wird lediglich (in Tabelle 1) nachge-

wiesen, wie oft die Behörden mit Vollstreckungsangelegenheiten auch bei Freiheitsstrafen im Jah-

resverlauf befasst waren.  

(2) Zu Verurteilten, die nach Strafrestaussetzung zur Bewährung unter Bewährungsaufsicht gestellt 

worden sind, wurde auf Bundesebene letztmals in der Bewährungshilfestatistik 2011 berichtet (in 

Tab. 1.2.1 und 3.2), auch separat zu „Lebenslänglichen“. Zu denjenigen Ländern, welche die BewHi-

Statistik für ihren Bereich detailliert weiterführen, s. exemplarisch die Angaben in der „Bewährungs-

hilfestatistik in Bayern 2017“, erschienen 2018 (Tab. RB 2).  

(3) Übergreifende Analysen für frühere Jahre finden sind bei Kett-Straub 2011, und für jüngere Jahre 

in den besonderen Auswertungsberichten der Kriminologischen Zentralstelle, zuletzt bei Dessecker 

& Hoffmann 2019 für Fälle der Entlassung in den Jahren 2016 und 2017]. 

Straftat: Die Strafverfolgungsstatistik verwendet, vor allem in den Anfangsspalten der 

Tabellen, den Begriff der „Straftat“ oder der „Straftaten“. Damit sind strafbare „Handlungen“ 

im Sinne des materiellen Strafrechts gemeint, namentlich solche, die in den Paragraphen 

des Besonderen Teils des Strafgesetzbuchs aufgeführt sind.  

Die Straftaten werden als Vollendete Taten und Versuchte Taten (nur) in einer besonderen 

Tabelle getrennt ausgewiesen (s. dazu bei  „Versuch einer Straftat“ und  „Vollendete 

Straftaten“).  

Bei mehreren Taten kommt es strafrechtlich darauf an, ob sie in  Tateinheit oder in  

Tatmehrheit begangen wurden. Solches ist im Strafverfahren für die genaue Bestimmung 

des Schuldspruchs und der Rechtsfolgen der Tat zentral bedeutsam, noch mehr als bei 

Einzeltaten, aber auch entscheidend für den Nachweis in der StVerfStat gemäß den gülti-

gen Erfassungsregeln bzw. Zählregeln. (s. zudem bei  „Prozessuale Tat“).  

Weitere Bedeutung hat der Begriff der Straftat, auch verbreitet nur als „Tat“ bezeichnet, in 

allen vorstehend skizzierten Varianten für die Frage, welche Lebensvorgänge vom Gericht 

in v. a. der Hauptverhandlung ganz präzise (auch zeitlich) als Gegenstand der Beweiser-

hebung und Beweiswürdigung, schließlich des Schuldspruchs und des Rechtsfolgenaus-

spruchs, zugrunde gelegt worden waren.  

Denn danach richtet sich in der Folge namentlich, wie weit die Rechtskraft eines Urteils 

oder die Bestandskraft eines Strafbefehls reicht. Zudem bestimmt sich danach auch, ob 

und inwieweit ein Strafklageverbrauch eingetreten ist.Wenn nachträglich neue Straftaten 

eines Beschuldigten bekannt werden, die vor dem Urteil begangen wurden und vom Pro-

zessgegenstand mit umfasst waren, könnte die Staatsanwaltschaft keine neue eigenstän-

dige Anklage mehr erheben (Doppelbestrafungsverbot gemäß Artikel 103 Abs. 3 GG)12. 

                                                           
12  Ein sehr umfassender Anlauf zur systematischen Vereinheitlichung des strafrechtlichen Tatbe-

griffs nach materiellem sowie formellem Strafrecht, namentlich bei der Strafbegründung, bei der 
Strafzumessung und bei Rechtsmitteln und anderen strafprozessualen Fragen, findet sich bei 
Frauke Rostalski: Der Tatbegriff im Strafrecht. Entwurf eines im gesamten Strafrechtssystem 
einheitlichen normativ-funktionalen Begriffs der Tat. Tübingen: Mohr-Siebeck 2019. 



Straftaten gegen das Völkerrecht 55 

 

[Ergänzender Hinweis: Zu den Gesetzen des sog. Nebenstrafrechts s. oben bei  Nebenstrafrecht, 

und unten bei  „Straftaten nach anderen Bundesgesetzen“] 

[Auch sonst legt die StPO großen Wert darauf, dass von Anfang bis Schluss des Verfahrens allen 

Beteiligten, namentlich dem Beschuldigten, dann Angeschuldigten und schließlich Angeklagten 

(§ 157 StPO), zu jeder Zeit klar ist, „worum es genau geht“. Wenn sich bspw. der Prozessgegenstand 

während des Verfahrens ändert oder wenn neue Straftaten durch Beschluss in das laufende Verfah-

ren einbezogen werden sollen, muss das Gericht dies ausdrücklich mitteilen und entsprechend den 

je konkreten Umständen zu einer Modifikation kommen.]  

[Das kann hier nicht entfaltet werden. (Die „Kette“ der wichtigsten Paragraphen der StPO ist jeden-

falls: §§ 151, 152, 155, 156, 170 Abs. 1, 199, 200, 203, 206, 207, 265 und 266 StPO).]  

Straftaten an Kindern: siehe bei  „Kinder als Opfer“. 

Straftaten gegen das Völkerrecht: Die Bundesrepublik Deutschland hat schon 

bald nach der Ratifikation des sog. „Römischen Statuts“ der Vereinten Nationen, internati-

onal vorangehend, ein eigenes Völkerstrafgesetzbuch erlassen (VStGB vom 26. Juni 

2002). Bis dahin war nur ein einziges Verbrechen aus diesem Bereich direkt als solches 

nach nationalem Recht kriminalisiert, nämlich der „Völkermord“ gemäß dem dann gestri-

chenen § 220a StGB a.F.  

Seither gibt es die Straftaten der Gruppe „Völkermord und Verbrechen gegen die Mensch-

lichkeit“ (§§ 6 und 7 VStGB), der Gruppe „Kriegsverbrechen“ (§§ 8–12 VStGB), und seit 

2016 zudem das „Verbrechen der Aggression“ (§ 13 VStGB).  

Durch dieses Gesetz wurde die Geltung des deutschen materiellen Strafrechts über die in 

§§ 4 bis 7 StGB normierten Fälle mit „Auslandsbezug“ hinaus erweitert. In der Formulierung 

des § 1 VStGB: „Dieses Gesetz gilt für alle in ihm bezeichneten Straftaten gegen das Völ-

kerrecht, für Taten nach den §§ 6 bis 12 auch dann, wenn die Tat im Ausland begangen 

wurde und keinen Bezug zum Inland aufweist. Für Taten nach § 13, die im Ausland began-

gen wurden, gilt dieses Gesetz unabhängig vom Recht des Tatorts, wenn der Täter Deut-

scher ist oder die Tat sich gegen die Bundesrepublik Deutschland richtet“.  

Damit lag von Anfang an und liegt auch gegenwärtig auf der Hand, dass sich – von mögli-

chen heiklen diplomatischen Verwicklungen auch bei Vorfällen auf dem Gebiet bzw. durch 

Amtsträger „befreundeter Staaten“ einmal ganz abgesehen – der für die Verfolgung zustän-

dige Generalbundesanwalt (§ 142a mit § 120 Abs. 1 Nr. 8 GVG) schon bei der Aufnahme 

von Ermittlungen alsbald mit erheblichen Schwierigkeiten tatsächlicher Art und auch recht-

licher Art konfrontiert sehen kann, etwa im Blick auf die Anforderungen des Gesetzes über 

die „Internationale Rechtshilfe in Strafsachen“ (IRG).  

So überrascht es im Ergebnis nicht, dass die bis dato und auch weiterhin geltenden Oppor-

tunitätsentscheidungen (§§ 153 bis 154e StPO) spezifisch ergänzt wurden (s. § 153f StPO 

und die Neufassung des § 153e StPO). Der Generalbundesanwalt hat seither bereits eine 

ganze Reihe von Verfahren eingeleitet und auch Anklagen erhoben, worüber auch in den 

Medien teilweise ausführlich berichtet worden ist.  

Jedoch ist es erst in ganz wenigen Fällen gelungen, rechtskräftige Verurteilungen zu errei-

chen. Die StVerfStat für 2017 weist in Tabelle 2.1 unter der Abkürzung „Völker-StGB“ zwei 

Fälle aus.  
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[Ergänzender Hinweis auf Änderungen in Artikel 16 des Grundgesetzes: Das internationalen Gepflo-

genheiten entsprechende Verbot, einen deutschen Staatsbürger an das Ausland auszuliefern, ist 

grundsätzlich bestehen geblieben (Art. 16 Abs. 2 S. 1 GG). Jedoch wird eine abweichende Regelung 

durch Gesetz ermöglicht dahingehend, dass Auslieferungen von Deutschen an einen Mitgliedstaat 

der Europäischen Union oder an einen Internationalen Gerichtshof getroffen werden können, soweit 

rechtsstaatliche Grundsätze gewahrt bleiben (Art. 16 Abs. 2 S. 2 GG). Bei Anforderungen des Inter-

nationalen Strafgerichtshofs in Den Haag (IStGH), einen Deutschen für ein Verfahren auszuliefern, 

wird rechtstechnisch von einer „Überstellung“ gesprochen. Die Einzelheiten sind geregelt im „Gesetz 

über die Zusammenarbeit mit dem Internationalen Strafgerichtshof (IStGH-Gesetz - IStGHG). Im 

Englischen ist dieser Gerichtshof unter der Bezeichnung „International Criminal Court (ICC)“ geläu-

fig]. 

Straftaten mit Todesfolge: siehe bei  Tötungsdelikte. 

Straftaten nach anderen Bundesgesetzen sind solche, die nach juristischem 

Sprachgebrauch nicht im StGB als sog. „Kernstrafrecht“, sondern in anderen Gesetzen ge-

regelt sind, deren Gesamtheit das sog. „Nebenstrafrecht“ bildet.  

Insgesamt handelt es sich bei dem in der StVerfStat ausgewiesenen Nebenstrafrecht um 

ca. 150 Gesetze.  

Die nachstehende Tabelle vermittelt lediglich einen Überblick über die wichtigsten Sum-

menschlüssel. Im „Lexikon des Nebenstrafrechts“ sind über 400 einschlägige Gesetze bzw. 

Verordnungen verzeichnet, die in den 4 Bänden des Erbs / Kohlhaas näher erläutert bzw. 

kommentiert werden. (s.im Literaturverzeichnis unter Buddendiek / Rutkowski / Lenzen 

2019). 
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Ausführliches Straftatenverzeichnis für die Statistiken der Strafrechtspflege  

Summenschlüssel von Strafgesetzen (StGB und Nebenstrafgesetzen) 

Das aktuelle Verzeichnis sämtlicher für die Erfassung zur StVerfStat zu berücksichtigenden Gesetze 

findet sich im StVerfStat-Jahrbuch 2018, Destatis 2019, auf den Seiten 510-528.  

Tabellarische Zusammenfassung (HJ Kerner) für die StVerfStat zum Stand vom 1.1.2018: 

Summenschlüs-
sel 

Kurzbezeich-
nung 

Gesetzesname bzw. Be-
reichsname 

In den Summen-
schlüssel einbezo-
gene singuläre 
Schlüssel 

Haupt- Summen-
schlüssel 

+++ +++ ++ 

0990 VStGB Völkerstrafgesetzbuch 0001-0036 

1990 StGB Strafgesetzbuch 1012-1621 

2990 WStG Wehrstrafgesetzbuch 2001-2099 

3990 BtMG Betäubungsmittelgesetz 3001-3015 

4990 ./. Straftaten nach anderen Bun-
desgesetzen insgesamt, ohne 
VStGB, StGB, WStG, BtMG, 
StVG 

4001-4696 

5000 LandesG. Straftaten nach Landesgeset-
zen. 

n.b. 

6000 DRRG Straftaten nach dem ehemali-
gen DDR-Strafrecht 

n.b. 

6500 ARecht Straftaten nach ausländi-
schem Recht* 

,/. 

6990 ./. Straftaten ohne Straftaten im 
Straßenverkehr insgesamt 

./. 

7990 StGB Straftaten im Straßenverkehr 
nach dem StGB insgesamt 

7001-7031 

8990 StVG Straftaten nach dem StVG ins-
gesamt 

8000-8010 

Teil-Summen-
schlüssel 

+++ +++ +++ 

4001 AO Abgabenordnung insgesamt 4690-4696 

4025 AktG Aktiengesetz insgesamt 4010-4020 

4075 AufenthG Aufenthaltsgesetz insgesamt 4060-4070 

4315 GmbHG GmbH-Gesetz insgesamt 4313-4314 

4350 HGB Handelsgesetzbuch insge-
samt 

4330-4345 

4405 LFGB Lebensmittel- und Futtermit-
telgesetz ins. 

4404-4406 

4420 LuftVG Luftverkehrsgesetz insgesamt 4410-4417 

4555 TPG Transplantationsgesetz insge-
samt 

4556-4557 

* Vermerk von Destatis: „Nur möglich in Strafvollzugs- und Bewährungshilfestatistik  

Strafverfolgungsbehörden: Wie bereits in der Einleitung zur Bedeutung des Be-

griffsgehaltes dargelegt, fungieren die Strafgerichte (einschließlich der Jugendgerichte) als 

sozusagen im „Kernbereich“ rechtlich dominierende und zudem verfassungsrechtlich be-

sonders hervorgehobene Institutionen (Artikel 92–104 GG) als integrierter Teil des Systems 

der staatlichen Ermittlung und Behandlung sowie ggf. Sanktionierung von strafbaren Hand-

lungen und (potentiellen) Straftätern.  
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Sie sind von daher gesehen auch genuine „Strafverfolgungsbehörden“ Jedoch ist rechtlich 

wie praktisch wesentlich, dass Gerichte/Richter nur den relativ sehr seltenen Fällen von 

„richterlichen Nothandlungen“ (§ 165 StPO) unmittelbar auf eigene Initiative hin strafverfol-

gend tätig werden dürfen, wobei die weitere Bearbeitung dann der Staatsanwaltschaft „ge-

bührt“ (§ 167 StPO) (Zur besonderen Zuständigkeit der Strafsenate von Oberlandesgerich-

ten bei der Kontrolle von „Kontaktsperren“ durch Regierungen oder von diesen bestimmte 

oberste Behörden s. § 35 EGGVG). 

Generell gilt bei richterlichen Ermittlungshandlungen, insbesondere solchen, die mit Grund-

rechtseingriffen verbunden sind, dass ein „Antrag“ seitens anderer Strafverfolgungsbehör-

den vorliegen muss. Zu diesen gehört vor allem rechtlich betrachtet an wichtigster Stelle, 

als sog. „Herrin des Vorverfahrens“ bzw. der damit verbundenen Ermittlungsvorgänge 

(§§ 152, 160, 161 StPO, §§ 141 ff. GVG), die Staatsanwaltschaft und die bei ihr eingeglie-

derte Amtsanwaltschaft, wobei letztere in einigen Großstädten als eigenständige Behörde 

eingerichtet ist. 

Sodann gehören dazu die „Behörden und Beamten des Polizeidienstes“ (= Vollzugspolizei 

und speziell Kriminalpolizei), die in der Ermittlungspraxis jedenfalls in den anfänglichen Stu-

fen große Teile der Vorgänge eigenständig bearbeiten. Sie haben das Recht und die Pflicht 

zum sog. ersten Zugriff, in der Alltagssprache der Ermittler auch unter der Bezeichnung 

„erster Angriff“ geläufig. Sie sind in diesem Rahmen bei „Gefahr im Verzug“ auch zu „Er-

mittlungen jeder Art“ befugt (§ 163 Abs. 1 StPO). 

Besonderes gilt indes für strafprozessuale Grundrechtseingriffe. Zu diesen gehört beispiels-

weise eine sog. Hausdurchsuchung (§§ 102, 105 StPO). Entsprechende Maßnahmen dür-

fen nur solche Polizeibeamte anordnen, die die den Status von „Ermittlungspersonen der 

Staatsanwaltschaft“ besitzen (§ 152 Abs. 1 GVG). Bei nachhaltigen Grundrechtseingriffen, 

wie bspw. der Überwachung der Telekommunikation, steht das Handeln bei „Gefahr im 

Verzug“ allein der Staatsanwaltschaft zu (§§ 100a und b StPO). In ganz seltenen Fällen 

sieht das Gesetz sogar eine ausschließliche Zuständigkeit der Gerichte vor, namentlich bei 

der sog. „akustischen Wohnraumüberwachung“ nach § 100d StPO. 

Welche Beamte des Polizeidienstes, und welche Beamte in sonstigen Behörden als Ermitt-

lungspersonen tätig werden dürfen und ggf. dann auch müssen, wird durch die Landesre-

gierungen mit Hilfe von Rechtsverordnungen (RVO) geregelt, mit weiterer Übertragungs-

möglichkeit auf einzelne ministerielle Ressorts (§ 152 Abs. 2 GVG). In den Anlagen zu den 

RVO finden sich umfangreiche und aufschlussreiche Listen zu den Berufsgruppen bzw. 

Funktionstiteln. Der entsprechende Status steht auch Ermittlern des Bundeskriminalamtes 

(§ 19 BKAG) und der Bundespolizei (§ 12 BPolG) zu. 

Besondere Hervorhebung schließlich verdienen hier die weitreichenden Befugnisse, wel-

che die Abgabenordnung (AO) den Finanzbehörden mit ihren Ermittlungsbeamten verleiht, 

insbesondere den Steuer- und Zollfahndern (§ 399 Abs. 2 AO). Die Finanzbehörden sind in 

ihrem Zuständigkeitsbereich zu eigenständigen strafrechtlichen Ermittlungen befugt (§ 404 

AO). Bei Fällen, in denen es lediglich um einschlägige Straftaten geht, können sie sogar 

unabhängig von der Staatsanwaltschaft beim Amtsgericht eigene Anträge auf den Erlass 

eines Strafbefehls stellen (§§ 400, 406 AO; zu der gesamten Materie s. §§ 385-407 AO). 

Im Erfolgsfall werden die gerichtlichen Entscheidungen für die StVerfStat erfasst. 
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Strafzumessung: Gesetz vs. Nachweis in der StVerfStat vs. Erhebungen für die 

StVerfStat. Erläuterungen zu wesentlichen Fragen der Strafzumessung finden sich unter 

den folgenden Stichworten: Abgeurteilte Absehen von der (weiteren) Verfolgung  Ab-

sehen von Strafe Arbeitsleistungen  Auflagen und Weisungen bei Strafe  Aussetzung 

der Verhängung von Jugendstrafe  Bewährungshilfe in allgemeinen Strafsachen  Be-

währungshilfe in Jugendstrafsachen  Dauerarrest  Entschuldigung  Ermahnung  

Erziehungsmaßregeln  Fahrlässigkeitstaten  Freiheitsstrafe  Freizeitarrest  Geld-

strafe  Geldstrafe neben Freiheitsstrafe  Jugendarrest gem. § 16 JGG  Jugendarrest 

als Beugearrest  Jugendstrafe  Kurzarrest  Lebenslange Freiheitsstrafe  Maßnah-

men nach allgemeinem Strafrecht  Maßregeln der Besserung und Sicherung  Neben-

strafen und Nebenfolgen  Sanktionierung nach Jugendstrafrecht Schwergewichtslö-

sung  Strafarrest  Strafausschließungs- und Strafaufhebungsgründe  Strafausset-

zung zur Bewährung  Strafmündigkeit von Jugendlichen  Strafrahmen  Strafrestaus-

setzung zur Bewährung  Täterschaft und Teilnahme  Täter-Opfer-Ausgleich  Tatein-

heit bei der Anwendung des allgemeinen Strafrechts  Tatmehrheit bei der Anwendung 

des allgemeinen Strafrechts  Tateinheit oder Tatmehrheit bei der Anwendung von Ju-

gendstrafrecht Überweisung an das Familiengericht  Unterlassungsdelikte  Verbre-

chen und Vergehen  Versuch einer Straftat  Verwarnung mit Strafvorbehalt  Voll-

rausch  Vorbewährung  Vorsatztaten  Warnschussarrest  Zahlung eines Geldbe-

trages  Zuchtmittel. [Vertiefende Informationen finden sich in den Anhängen I bis VI]. 

Straßenverkehrstaten gemäß der StVerfStat sind solche nach §§ 222, 229 und 

323a StGB, soweit sie in Verbindung mit einem Verkehrsunfall standen, ferner Straftaten 

nach §§ 142, 315b, 315c und 316 StGB sowie nach §§ 21 Abs. 1 und 2 StVG. Nachweise 

finden sich in den zusammenfassenden Tabellen 1.1 und 1.2, darüber hinaus in allen solchen Ein-

zeltabellen, die Angaben zu einzelnen Straftaten oder zu Straftatengruppen enthalten.  

Täterschaft und Teilnahme: Nach § 25 Abs. 1 StGB wird als Täter bestraft, wer 

„die Straftat selbst oder durch einen anderen begeht“; die zweite Form wird dogmatisch als 

„mittelbare Täterschaft“ bezeichnet. Daneben gibt es die Mittäterschaft: Wenn mehrere Per-

sonen die Straftat gemeinschaftlich begehen, wird „jede als Täter“ bestraft (§ 25 Abs. 2 

StGB). Darüber hinaus kennt das Gesetz die Teilnahmeformen der Anstiftung und Beihilfe.  

Als Anstifter wird „gleich einem Täter“ bestraft, wer vorsätzlich einen anderen zu dessen 

vorsätzlich begangener rechtswidriger Tat bestimmt hat (§ 26 StGB).  

Als „Gehilfe wird bestraft“, wer vorsätzlich einem anderen zu dessen vorsätzlich begange-

ner rechtswidriger Tat Hilfe geleistet hat (§ 27 Abs. 1 StGB); die Strafe für den Gehilfen 

richtet sich nach der Strafdrohung für den Täter; sie ist jedoch nach § 49 Abs. 1 StGB zu 

mildern (§ 27 Abs. 2 StGB).  

[Ergänzender Hinweis: Im Erfassungsschema (früher „Zählkarte“) für nach allgemeinem Strafrecht 

und gleichermaßen nach Jugendstrafrecht behandelten Personen werden alle genannten Formen 

berücksichtigt. In den Tabellen der Berichtsbände für die StVerfStat findet jedoch eine Aufschlüsse-

lung durchweg nicht statt. Von den möglichen weiteren dogmatisch in Betracht kommenden Kombi-

nationen sei hier pauschal auf folgende hingewiesen: Anstiftung zur Beihilfe, Beihilfe zur Anstiftung, 

Versuch der Beteiligung im Fall von Verbrechen (§ 30 StGB)].  

Täter-Opfer-Ausgleich (TOA): In der Strafprozessordnung, im Strafgesetzbuch 

und im Jugendgerichtsgesetz wird an verschiedenen Stellen, meist im Zusammenhang mit 

der Nennung von Schadenswiedergutmachung, auf den TOA hingewiesen.  
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* Beispiele im allgemeinen Strafrecht sind:  

(a) Das Absehen von der Verfolgung durch den Staatsanwalt unter Erteilung von Auflagen 

bzw. Weisungen (§ 153a Abs. 1 S. 2 und 5 StPO), und  

(b) das Absehen von der Verfolgung nach Erhebung der öffentlichen Klage auch durch das 

Gericht in „jeder Lage des Verfahrens“ (§ 153a Abs. 2 StPO;  

(c) die übergreifende Regelung bei den „Grundsätzen der Strafzumessung“ (§ 46 Abs. 2 

StGB);  

(d) die besondere Regelung des § 46a StGB, wonach das Gericht bei einem Täter, der 

besondere Leistungen erbringt, die Strafe nach § 49 Abs. 1 mildern oder, sofern keine hö-

here Strafe als Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe bis zu dreihundertsechzig 

Tagessätzen verwirkt ist, von Strafe absehen kann (§ 46a StGB);  

(e) die Erteilung von Auflagen bei Strafaussetzung zur Bewährung (implizit bei § 56b Abs. 2 

Nr. 1 StGB) sowie  

(f) die Erteilung von Auflagen bei einer Verwarnung mit Strafvorbehalt (explizit bei § 59a 

Abs. 2 Nr. 1 StGB).  

Ergänzend regelt § 155a StPO, dass Staatsanwaltschaft und das Gericht in jeder Lage des 

Verfahrens die Möglichkeit prüfen sollen, einen Ausgleich zwischen Beschuldigtem in Ver-

letztem zu erreichen.  

In geeigneten Fällen sollen sie sogar (scil. von sich aus und aktiv) darauf hinwirken! Dabei 

dürfen die Opfer, deutlich ausgesprochen, weder für Zwecke der Justiz noch für Bedürf-

nisse des Täters, und seien letztere für sich genommen bspw. durchaus positiv für eine 

Resozialisierung zuträglich, instrumentalisiert werden; § 155 S. 3 StPO drückt dies etwas 

juristisch verklausuliert wie folgt aus: “Gegen den ausdrücklichen Willen des Verletzten darf 

die Eignung nicht angenommen werden“.  

In § 155 StPO sind Einzelheiten der Durchführung des TOA oder einer Schadenswieder-

gutmachung in Zusammenarbeit der Strafverfolgungsbehörden mit anderen Institutionen 

verschiedener Art geregelt, die pauschal als „mit der Durchführung beauftragten Stelle“ be-

zeichnet werden. 

Hinweispflichten der Strafverfolgungsbehörden sind vorgesehen in §§ 406i Abs. 1 Nr. 5, 

406j Nr. 5 in Verbindung mit § 406k StPO. 

* Beispiele im Jugendstrafrecht sind:  

(a) Das Absehen von der Verfolgung durch den Jugendstaatsanwalt (§ 45 Abs. 2 S. 2 JGG);  

(b) die Einstellung des Verfahrens durch den Jugendrichter (§ 47 Abs. 1 Nr. 2 JGG);  

(c) die Verhängung von Weisungen im Urteil (§ 10 Abs. 1 Satz 3 Nr. 7. JGG,  

(d) lediglich implizit auch in besonders gelagerten Fällen die Erteilung von Auflagen, wenn 

es um die Schadenswiedergutmachung im Verbund mit einer persönlichen Entschuldigung 

geht (§§ 9, 13 Abs. 2 Nr. 2 und 15 Abs. 1 Nr. 1 und 2 JGG); 
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(e) die Erteilung von Weisungen und Auflagen bei Aussetzung einer (Rest-)Jugendstrafe 

zur Bewährung (§§ 23, 88 Abs. 6 JGG).  

Die Hinweispflichten der Strafverfolgungsbehörden gemäß §§ 406i Abs. 1 Nr. 5, 406j Nr. 5 

in Verbindung mit § 406k StPO gelten nach § 2 Abs. 2 auch in Jugendstrafsachen. 

[Ergänzender Hinweis: Im Erfassungsschema (früher „Zählkarte“) für nach allgemeinem Strafrecht 

und gleichermaßen nach Jugendstrafrecht behandelte Personen ist die Eintragung eines TOA nur 

dann ausdrücklich vorgesehen, wenn mit einer Entscheidung „die Weisung verbunden war, sich um 

einen Täter-Opfer-Ausgleich zu bemühen“. Aufgrund dessen ist sicher, dass die in der Tabelle 10 

der StVerfStat nachgewiesenen Fälle nur einen Teilbereich abdecken, dessen anteilige Größe an 

allen „tatsächlich“ erfolgten TOA-Vorgängen nicht verlässlich geschätzt werden kann Zusätzlicher 

Vermerk: Eine eigene vorläufige Analyse der Geschäftsstatistiken für die Staatsanwaltschaften 

(Amtsanwaltschaften) sowie für alle diejenigen Strafgerichte, die sich mit Tatfragen befassen, (in der 

ersten Instanz AG, LG und OLG, in der zweiten Instanz als Berufungsgericht das LG), lieferte zwar 

nicht allenthalben genaue Details, jedoch in der Summe genügend einschlägig spezifizierte Daten, 

welche diese Feststellung belegen].[Weiterer Hinweis: Die Forschungsgruppe TOA führt, im Einzel-

nen mit unterschiedlicher Besetzung, seit dem Jahrgang 1993 im Auftrag und mit Unterstützung des 

Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz eine die amtlichen Statistiken ergänzende 

wissenschaftliche Erhebung durch. Die Ergebnisse werden dem BMJV übermittelt und von diesem 

regelmäßig in der Reihe „recht“ veröffentlicht. Der vorerst letzte und 2018 veröffentlichte Band dieser 

so bezeichneten „TOA-Statistik“ umfasst die Erhebungsjahrgänge 2015 und 2016 (s. dazu unten im 

Nachweis der „Weiterführenden Literatur“ die bibliographischen Angaben zu Hartmann, Schmidt, 

Kerner 2018 sowie zu Kerner, Belakouzova 2020)]. 

Tatbegriff: siehe bei  „Straftat“  

Tateinheit [Idealkonkurrenz] bei der Anwendung des allgemeinen 
Strafrechts (§ 52 StGB): Wenn eine Handlung ein einziges Strafgesetz einmalig 

verwirklicht, ergibt sich die Rechtsfolge aus dem gesetzlichen Straftatbestand, beispiels-

weise bei Beleidigung aus § 185 StGB (Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe).  

Verletzt dieselbe Handlung mehrere Strafgesetze bzw. dasselbe Strafgesetz mehrmals, so 

liegt ein Fall der Tateinheit vor, im juristischen Sprachgebrauch auch Idealkonkurrenz ge-

nannt. Rechtsprechung und Lehre haben dazu weitere Fallkonstellationen entwickelt, na-

mentlich die „natürliche Handlungseinheit“, die „Dauerstraftat“ und die „Bewertungseinheit“, 

früher inhaltlich vergleichbar als „Fortgesetze Tat“ (bzw. Fortsetzungszusammenhang) be-

zeichnet.   

Bei „mehrmaliger Verletzung desselben Strafgesetzes“, also der mehrfachen Begehung 

desselben Deliktes, erkennt das Gericht nur auf eine einzige Strafe (§ 52 Abs. 1 StGB).  

Auch bei der Variante von Tateinheit „Verletzung mehrerer Strafgesetze“ (ggf. auch mehr-

mals hintereinander) gilt diese Regel; sie wird jedoch genauer spezifiziert: Die Strafe wird 

zunächst nach demjenigen Gesetz bestimmt, das die schwerste Strafe androht. Die Strafe 

darf jedoch konkret am Ende nicht milder sein, als es die anderen anwendbaren Gesetze 

mit ggf. niedrigerem Strafrahmen, aber ggf. höherer Mindeststrafdrohung, zulassen. Außer-

dem muss oder kann, je nach den gesetzlichen Vorgaben, das Gericht auf Nebenstrafen, 

Nebenfolgen und Maßnahmen dann erkennen, wenn eines der (weiteren) anwendbaren 

Gesetze sie vorschreibt oder zulässt.  
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Mithin stimmen in Fällen von Tateinheit die Zählregeln der StVerfStat für die Erfassung des 

„schwersten Deliktes“, anders als in Fällen von  Tatmehrheit, mit den Regeln des Geset-

zes für das Gericht zur Auswahl desjenigen Tatbestands überein, der vom angedrohten 

Strafrahmen her als schwerster abstrakter Tatbestand auch die Basis für die Bildung der 

dann zu verhängenden konkreten Strafe bildet. Wegen der für die Strafzumessung hohen 

Bedeutung der „anderen“ mit verwirklichten Tatbestände kann es je nach den Umständen 

jedoch, insoweit wiederum vergleichbar mit Fällen von Tatmehrheit, unter Umständen vor-

kommen, dass für den statistisch ausschließlich nachgewiesenen (abstrakt schwersten) 

Straftatbestand Sanktionstypen oder Strafmaße eingetragen sind, die das Gesetz eben dort 

nicht vorsieht.  

[Ergänzender Hinweis: Im Erfassungsschema (früher „Zählkarte“) ist § 52 StGB ausdrücklich vorge-

geben. In den Tabellen der Jahresberichte der StVerfStat wird jedoch bislang von einem Nachweis 

abgesehen].  

[Zusätzlicher Vermerk: Auch für die Polizeiliche Kriminalstatistik wird bei tateinheitlich begangenen 

Handlungen grundsätzlich lediglich die nach der Strafdrohung abstrakt schwerste Straftat erfasst. 

Nachweise mit Hyperlinks zu den vom BKA veröffentlichten Richtlinien finden sich am Ende dieses 

Dokuments].   

Tatmehrheit [Realkonkurrenz] bei der Anwendung des allgemeinen 
Strafrechts (§§ 53, 54 StGB): Hat jemand mehrere rechtlich selbständige Strafta-

ten begangen, die gleichzeitig abgeurteilt werden, und dadurch mehrere Freiheitsstrafen 

oder mehrere Geldstrafen verwirkt, bildet das Gericht bei Anwendung des allgemeinen 

Strafrechts eine Gesamtstrafe, wobei deren Höhe die Summe der Einzelstrafen nicht errei-

chen darf.  

Unter besonderen Umständen kann eine Gesamtstrafe auch nachträglich mit noch nicht 

vollständig erledigten Strafen aus früheren Verurteilungen gebildet werden (§ 55 StGB), 

wenn nämlich der Täter die für das aktuelle Urteil entscheidende Straftat vor der früheren 

Verurteilung oder auch vor mehreren früheren Urteilen begangen hat.  

Die absolute Obergrenze einer Gesamtstrafe liegt im Fall der Verhängung von Freiheits-

strafen bei 15 Jahren, und im Fall der Verhängung von Geldstrafen bei 720 Tagessätzen 

(§ 54 Abs. 2 StGB).  

Auch für das Verständnis von Nachweisen in dieser Statistik ist daher folgendes bedeut-

sam: Von dem im Urteilstenor des Gerichts genannten Straftatbeständen wird gemäß den 

Erfassungs-regeln (nur) derjenige als statistisch führender Straftatbestand ausgewählt, der 

nach dem Gesetz abstrakt mit der schwersten Strafe bedroht ist.  

Daher kann es vorkommen, dass die für diesen ausgewählten Straftatbestand nachgewie-

sene Strafe oder Maßnahme scheinbar fehlerhaft ist, insofern sie mit dem Einzelstrafrah-

men des ausgewiesenen Delikts nicht übereinstimmt. Außerdem ist es möglich, dass 

scheinbar fehlerhaft Nebenstrafen, Nebenfolgen und Maßnahmen verzeichnet sind, die als 

Rechtsfolge auf eben diesen Straftatbestand nicht passen.  

[Ergänzender Hinweis: Im Erfassungsschema (früher „Zählkarte“) ist § 53 StGB ausdrücklich vorge-

geben In den Tabellen der Jahresberichte der StVerfStat wird jedoch bislang von einem Nachweis 

abgesehen] 

. 
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[Zusätzliche Vermerke: (1) Es kommt vergleichsweise häufig vor, dass ganz unterschiedliche Straf-

tatbestände oder Varianten innerhalb einzelner Straftatbestände im Vergleich zu weiteren eigenstän-

digen Qualifikations-Straftatbeständen mit exakt demselben Strafrahmen ausgestattet sind. In die-

sem Fall bedarf es einer ergänzenden Regelung. Die statistischen Ämter haben eine Lösung dahin-

gehend entwickelt, dass jeder einzelne (Teil-)Tatbestand mit einer bestimmten, aber eben mehrfach 

im Gesetz vorkommenden, Strafdrohungs-Variante durch Zuweisung einer sog. Schwereziffer ein-

eindeutig von anderen Tatbeständen bzw. Tatbestandsvarianten unterschieden werden kann.  

(2) Für die Polizeilichen Kriminalstatistiken des Bundes und der Länder ist eine andere Regelung 

getroffen. Hier wird jede einzelne der in Tatmehrheit begangenen strafbaren Handlungen separat 

erfasst und dann auch in den Tabellen der PKS ausgewiesen. Nachweise mit Hyperlinks zu den 

einschlägigen Richtlinien des BKA finden sich am Ende dieses Dokuments]. 

Tateinheit oder Tatmehrheit bei der Anwendung von Jugendstraf-
recht: Die grundlegende Besonderheit bei der Anwendung jugendstrafrechtlicher Sankti-

onen liegt darin, dass die Regeln des allgemeinen Strafrechts weder auf Fälle der Tateinheit 

(§ 52 StGB) noch auf Fälle der Tatmehrheit (§§ 53, 54 StGB) anzuwenden sind. Vielmehr 

schreibt § 31 Abs. 1 JGG das Folgende vor: „Auch wenn ein Jugendlicher [scil. oder ein 

nach Jugendstrafrecht zu behandelnder Heranwachsender, § 105 Abs. 1 JGG] mehrere 

Straftaten begangen hat, setzt das Gericht nur einheitlich Erziehungsmaßregeln, Zuchtmit-

tel oder eine Jugendstrafe fest.  

Hierzu hat sich im juristischen Sprachgebrauch der Begriff der „Einheitsstrafe“ oder alter-

nativ der Begriff der „Einheitsreaktion“ eingebürgert. Soweit es das Gesetz zulässt, können 

mehrere Erziehungsmaßregeln und Zuchtmittel nebeneinander angeordnet oder solche 

Maßnahmen mit Strafe verbunden werden (§ 8 Abs. 1 JGG). Die gesetzlichen Höchstgren-

zen des Jugendarrestes oder der Jugendstrafe dürfen dabei nicht überschritten werden. 

Ergänzend ist auch die Verhängung von ausgewählten Nebenfolgen und die Verhängung 

der Nebenstrafe des Fahrverbots (jedoch mit nicht mehr als dreimonatiger Dauer) zulässig 

(§ 8 Abs. 3 mit § 6 JGG und § 44 StGB).  

Gemäß der leitenden Idee eines individualisierten „Erziehungsstrafrechts“ erkennt das Ge-

richt auf die jeweils am besten auf den jungen Täter passende Sanktion, vom Grundansatz 

her gleichgültig, ob eine Einzeltat, mehrere Handlungen in Tateinheit oder mehrere Hand-

lungen in Tatmehrheit abzuurteilen sind.  

Je nachdem, was das Gericht für erforderlich aber zugleich hinreichend erachtet, kann es 

auch bei gesetzlich objektiv schweren Straftaten eines Jugendlichen oder Heranwachsen-

den nur eine einzige der in § 5 JGG genannten „Folgen der Jugendstraftat“ auswählen, also 

eine einzelne Erziehungsmaßregel (§§ 9–12 JGG) oder einzelnes Zuchtmittel (§§ 13–16a 

JGG) oder eine Jugendstrafe (§§ 17, 18 JGG).  

Häufig stellt sich jedoch mit Blick auf unterschiedliche Probleme eines jungen Beschuldig-

ten bzw. Angeklagten die Notwendigkeit heraus, gerade bei wiederholten Straftaten in un-

terschiedlichen Deliktsbereichen, verschiedene Sanktionen in einem einzigen Urteilsspruch 

miteinander zu verbinden. Hierfür sieht das Jugendstrafrecht in dem bereits erwähnten § 8 

JGG eine Reihe von sog. Kombinationsregeln vor.  

Gemäß den sog. positiven Kombinationsregeln können Erziehungsmaßregeln und Zucht-

mittel, ebenso mehrere Erziehungsmaßregeln oder mehrere Zuchtmittel nebeneinander an-

geordnet werden. Für die Verbindung mit Fahrverbot und Maßnahmen gilt dasselbe wie im 

Fall einer Jugendstrafe.  
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Gemäß den sog. negativen Kombinationsregeln darf zunächst mit der Anordnung von sog. 

Hilfe zur Erziehung (§ 12 Nr. 2 JGG i.V.m. KJHG bzw. SGB VIII) Jugendarrest (§ 16 JGG) 

nicht verbunden werden. Auch mit der Verhängung einer Jugendstrafe darf Jugendarrest 

im Regelfall nicht verbunden werden. Ausnahmsweise ist jedoch eine Kombination möglich, 

und zwar in Fällen des sog.  „Warnschussarrests“ bei der Aussetzung der Verhängung 

einer Jugendstrafe, sowie bei der Aussetzung der Vollstreckung einer verhängten Jugend-

strafe (§ 8 Abs. 2 S. 2 mit § 16a JGG).  

Ansonsten kommen neben der Verhängung einer Jugendstrafe nur die Erteilung von Wei-
sungen und Auflagen sowie die Anordnung der Erziehungsbeistandschaft in Betracht (§ 8 
Abs. 2 S. 1 JGG).  

[Ergänzender Hinweis: Art und Anzahl der tatsächlich von den Gerichten genutzten Kombinationen 

von Jugendstrafe, Zuchtmitteln (pauschal) und Erziehungsmaßregeln (ebenfalls pauschal) werden 

in der Tabelle 2.3 nachgewiesen. Für „Verurteilte mit Hauptstrafe nach Jugendstrafrecht“ finden sich 

in der Tabelle 4.3 („Verurteilte nach Art der Zuchtmittel und Erziehungsmaßregeln“) zwar Detailan-

gaben zu allen Zuchtmitteln, während bei den Erziehungsmaßregeln die für Theorie und Praxis be-

deutendsten „Weisungen“ gemäß § 10 Abs. 1 und Abs. 2 JGG wiederum nur pauschal nachgewiesen 

werden.] 

Ein ganz wichtiger Unterschied zur Gesamtstrafe des allgemeinen Strafrechts besteht bei 

der Einheitsreaktion darin, dass jedes frühere Urteil, dessen Sanktionen noch nicht voll-

ständig ausgeführt, verbüßt oder sonst erledigt sind, grundsätzlich in die Entscheidung des 

aktuell zuständigen Gerichts einbezogen werden muss, mit der Folge, dass nunmehr erneut 

„nur einheitlich auf Maßnahmen oder Jugendstrafe (erkannt wird)“ (§§ 31 Abs. 2, 105 Abs. 1 

JGG); ausnahmsweise kann das Gericht jedoch von einer Einbeziehung absehen, wenn 

dies „aus erzieherischen Gründen zweckmäßig“ ist; wenn es auf Jugendstrafe erkennt, 

kann es dabei vorher verhängte Erziehungsmaßregeln und Zuchtmittel für „erledigt“ erklä-

ren (§ 31 Abs. 3 JGG). 

Auch für das Verständnis von Nachweisen in dieser Statistik ist hierbei folgendes bedeut-
sam: Von dem im Urteilstenor des Gerichts genannten Straftatbeständen wird gemäß den 
Erfassungsregeln (nur) derjenige als statistisch führender Straftatbestand ausgewählt, der 
nach dem Gesetz abstrakt mit der schwersten Strafe bedroht ist. Unter besonderen Um-
ständen kann es daher vorkommen, dass die für diesen Straftatbestand nachgewiesene 
Jugendstrafe für das Gericht konkret nicht die sachlich entscheidende war. Außerdem ist 
es möglich, dass scheinbar fehlerhaft Nebenstrafen, Nebenfolgen und Maßnahmen ver-
zeichnet sind, die als Rechtsfolge gerade bei diesem Straftatbestand als solchem nicht vor-
gesehen sind bzw. konkret nicht angewendet werden können. 

[Ergänzender Hinweis: In den Tabellen sind lediglich die endlichen Ergebnisse, nicht jedoch die Hin-

tergründe (bei den anderen „versteckt“ verwirklichten Straftatbeständen) nachgewiesen] 

[Weiterer Hinweis: Die Besonderheiten bei der Einbeziehung früherer Entscheidungen haben be-

achtliche registerrechtliche Konsequenzen. Alle nach Jugendstrafrecht erfolgten und ins Zentralre-

gister eingetragenen Verurteilungen eines Jugendlichen oder Heranwachsenden, auch zu Jugend-

strafe, werden entfernt, wenn die neueste gerichtliche Entscheidung ausschließlich solche Inhalte 

hat, die lediglich ins Erziehungsregister einzutragen sind (§ 13 Abs. 3 mit § 60 BZRG)]. 
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Tatzeitpunkt bei Verurteilungen: siehe bei  „Jahr der Entscheidung“.  

Tötungsdelikte: Das Strafgesetzbuch und die einschlägigen Nebenstrafgesetze ent-

halten diesen Begriff nicht, er ist aber im Allgemeinen und im juristischen Sprachgebrauch 

gängig, unter anderem in der strafrechtlichen Lehre, sowie in kriminologischen Texten. Im 

StGB werden die vorsätzlichen und fahrlässigen Tötungsdelikte im „Sechzehnten Ab-

schnitt“ unter der Bezeichnung „Straftaten gegen das Leben“ (§§ 211–222 StGB) geführt, 

an der Spitze der Mord (§ 211 StGB) der Totschlag (§§ 212/213 StGB) und die Tötung auf 

Verlangen (§ 216 StGB). In diesem Abschnitt fand sich früher auch der „Völkermord“ gemäß 

§ 220a StGB. Diese Vorschrift entfiel mit Inkrafttreten des eigenständigen Völkerstrafge-

setzbuchs (VStGB) vom 26. Juni 2002, das seinerseits diverse Tatbestände solchen Völ-

kermords in § 6 als „Absichtsdelikte“ an die erste Stelle der in Teil 2 (§§ 6–13) geregelten 

„Straftaten gegen das Völkerrecht“ gesetzt hat. Entgegen dem Titel des § 6 ist allein Abs. 1 

Nr. 1 als direktes Tötungsdelikt ausgestaltet dergestalt, dass es sich um die sozusagen 

gezielte Tötung eines Menschen „als“ Mitglied von Gruppen handelt, die ganz oder in Teilen 

zu „zerstören“ sich die Täter vorgenommen haben. Tötungsdelikte finden sich darüber hin-

aus definiert bei den „Verbrechen gegen die Menschlichkeit“ (§ 7 Abs. 1 Nr. 1 VStGB) und 

bei den „Kriegsverbrechen gegen Personen“ (§ 8 Abs. 1 Nr. 1 VStGB). Weitere Einzelheiten 

siehe bei  Straftaten gegen das Völkerrecht. 

[Hinweis: In Tabelle 2.2 der StVerfStat 2018 wird für das „Völkerstrafgesetzbuch gesamt“ genau 1 

männlicher Abgeurteilter ausgewiesen, und zwar spezifisch für ein Kriegsverbrechen gemäß § 8].  

Auch die Strafverfolgungsstatistik (StVerfStat) und die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) 

verwenden den Begriff „Tötungsdelikte“ nicht. Die StVerfStat fasst die §§ 211–222 unter als 

Teilgruppe der „Straftaten gegen das Leben“ (ohne Verkehrsstraftaten) zusammen, die 

PKS behandelt die Trias im Wortlaut der §§ 211, 212, 216 als Teilgruppe 892500 der Ober-

kategorie „Gewaltkriminalität“ 892000.  

Bei einem breiteren Ansatz kann man „Delikte mit Todesfolge“, mithin solche eigenstän-

dig geregelten Straftaten, „durch“ die ein Täter den Tod von Menschen entweder „wenigs-

tens fahrlässig“ (allgemein § 18 StGB) oder in schwereren Konstellationen „wenigstens 

leichtfertig“ (bspw. §§ 251 StGB) „verursacht“ hat, zu den Tötungsdelikten hinzurechnen.  

[Hinweis: Im  Anhang IV findet sich eine Aufstellung, die ausgehend von (u.a.) der Vergewalti-

gung mit Todesfolge tabellarisch beispielhaft darlegt, nach welcher „hierarchischen Logik“ in der 

Aufbereitung von Tötungsdelikten i.w.S. einzelne Aburteilungen in der StVerfStat bei Konkurrenzen 

entweder andere Delikte verdrängen (also unsichtbar werden lassen) oder von anderen Delikten 

verdrängt (und damit ihrerseits unsichtbar) werden.]. 

Übertretungen: Das Reichsstrafgesetzbuch von 1871 (RStGB mit Neu-Bekanntma-

chung von 1876) enthielt außer den übergreifenden Kategorien der „Verbrechen“ und der 

„Vergehen“ mit den „Übertretungen“ eine dritte Straftatenkategorie kleineren Unrechtscha-

rakters (§§ 360–371 RStGB), wobei die Strafgerichte hier entweder eine kurze Freiheits-

strafe bis zu 6 Wochen oder eine Geldstrafe bis zu 500 Reichsmark verhängen konnten.  

In der Strafrechtslehre an den Universitäten und in der Bevölkerung allgemein erlangte da-

runter der sog. „Mundraub“ (§ 370 Abs. 1 Nr. 5 RStGB) besondere Aufmerksamkeit, um 

nicht zu sagen gelegentlich sogar Berühmtheit.  
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Bei der Neuverkündung des StGB am 25.8.1953 wurden die Übertretungs-Tatbestände des 

RStGB stark ausgedünnt. Jedoch blieb der „Mundraub“ in der Substanz ohne solche expli-

zite Benennung erhalten. Die Neufassung des § 370 Abs. 1 Nr. 5 StGB bedrohte, in der 

Substanz mit früheren Fassungen vergleichbar, jede(n) mit einer Geldstrafe bis zu 150 DM, 

der „Nahrungs- oder Genussmittel oder andere Gegenstände des hauswirtschaftlichen Ver-

brauchs in geringer Menge oder von unbedeutendem Werte zum alsbaldigen Verbrauch 

entwendet oder unterschlägt“. Dazu gab es wegen der Häufigkeit und der Vielfalt der Tat-

ausführungsvarianten eine reichhaltige Rechtsprechung13. 

Die gesamte Kategorie der Übertretungen wurde nach langen (und vor allem rechtspolitisch 

zum Teil sehr angeregten) Diskussionen und Debatten durch das 2. Strafrechtsreformge-

setz vom 4.7.1969 (2. Titel, Nr. 30) abgeschafft. Wie oben bei Ordnungswidrigkeiten 

schon angesprochen, ging es beim Gesetzgebungsverfahren jeweils im Einzelnen um die 

Entscheidung, ob eine Übertretung ins OWiG überführt (zur aktuellen Fassung s. §§ 111 –

130 OWiG) oder im StGB verbleiben könne bzw. solle, mit neuer Einstufung als Vergehen. 

Das Endergebnis war die Einführung des neuen § 248a StGB als „Diebstahl und Unter-

schlagung geringwertiger Sachen“ mit dem rechtspolitischen Kompromiss, zwar keine Mil-

derung der Strafandrohungen gegenüber den §§ 242 und 246 einzuführen, die Taten je-

doch als relative Antragsdelikte auszugestalten. 

[Hinweis für historische Studien: Aburteilungen wegen Übertretungen wurden in den Jahresberichten 

der StVerfStat regelmäßig seit 1871, und letztmals für 1969, ausgewiesen].  

Überweisung an das Familiengericht: Wenn der Richter auf Erziehungsmaß-

regeln nicht im Zusammenhang mit Jugendstrafe, sondern eigenständig erkennt, kann er 

sich damit begnügen, deren Notwendigkeit bei dem Verurteilten im Urteil über den Schuld-

spruch hinaus pauschal auszusprechen, und sodann die konkrete Auswahl und Anordnung 

der am besten geeigneten Varianten dem Familiengericht überantworten (§ 53 JGG). Bei 

heranwachsenden Angeklagten ist diese Lösung nicht zulässig (§ 109 Abs. 2 JGG). Nach-

weise zu den Überweisungsurteilen finden sich in der Tabelle 2.2. 

[Ergänzender Hinweis: Die gelegentlich in der Strafverfolgungsstatistik noch in der Kolumnenüber-

schrift verwendete Formel der „Überweisung an den Vormundschaftsrichter“ ist aufgrund § 151 Nr. 

8 FamFG schon seit etlichen Jahren obsolet geworden].  

Unbedingte Strafen: siehe bei  Freiheitsstrafe, bei  Jugendstrafe und bei  

Strafarrest. 

Unterbringung: siehe bei  „Maßregeln der Besserung und Sicherung“,  „Entzie-

hungsanstalt“, „Psychiatrisches Krankenhaus“, und  „Sicherungsverwahrung“.  

                                                           
13  Aus der eigenen Erinnerung als Student zu einer Vorlesung über „Strafrecht BT“ sei (aus der 

Erinnerung ohne verbliebene Quellenkenntnis) eine aus guten dogmatischen Gründen damals 
viel diskutiere Entscheidung erwähnt: Danach hatte wohl ein Amtsgericht einen „Mundraub“ im 
Fall von zwei jungen und nach eigener Aussage akut extrem hungrigen Burschen bejaht, die 
nach einer Feier des Nachts auf dem Nachhauseweg in ein abseits gelegenes Gehöft ohne Ge-
walt eingedrungen waren, zwei kräftige und wertvolle Zuchthasen(!) aus dem Käfig geholt, dann 
auf dem Feld getötet und schließlich deren Fleisch frisch gebraten vollständig verspeist hatten. 
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Unterlassungsdelikte: Im materiellen Strafrecht unterscheidet man zwei Arten von 

solchen Delikten, d. h. die „echten Unterlassungsdelikte“ einerseits und die „unechten Un-

terlassungsdelikte“ andererseits.  

Bei den echten Unterlassungsdelikten pönalisiert das Gesetz mit Hilfe eines eigenständigen 

Straftatbestands ein „Nichthandeln“ in Fallkonstellationen, bei denen ein „Handeln“ nach 

grundlegenden Rechtsüberzeugungen geboten gewesen wäre. Beispiele aus dem Kern-

strafrecht sind die „Nichtanzeige geplanter Straftaten“ (§ 138 StGB. s. a. bei Strafanzeige 

und Strafantrag) und die „Unterlassene Hilfeleistung“ (§ 323c StGB). Entscheidungen zu 

solchen Delikten sind ebenso wie Entscheidungen zu „Handlungsdelikten“ in der StVerfStat 

nachgewiesen. Bei den unechten Unterlassungsdelikten geht es nicht um eigenständige 

Straftatbestände, sondern sozusagen um vom Unrechtsgehalt und vom Schuldgehalt her 

gleichwertige Varianten von Handlungsdelikten. Die gesetzliche Grundregelung findet sich 

in § 13 StGB zum „Begehen durch Unterlassen“.Gemäß § 13 Abs. 1 StGB ist jemand stets 

aber auch nur dann strafbar, wenn er/sie es unterlässt, einen Erfolg abzuwenden, der zum 

Tatbestand eines Strafgesetzes gehört, und rechtlich dafür einzustehen hat, dass der Erfolg 

nicht eintritt, und wenn das Unterlassen der Verwirklichung des gesetzlichen Tatbestands 

durch ein Tun entspricht. Die Strafe kann gemäß §§ 13 Abs. 2 mit § 49 Abs. 1 StGB gemil-

dert werden.  

Für die StVerfStat wird stets erfasst, ob ein Gericht § 13 StGB in Verbindung mit einem 

Handlungs-Straftatbestand angewendet hat, jedoch werden solche Entscheidungen in den 

Berichtsbänden nicht nachgewiesen.  

Untersuchungshaft in Strafsachen gegen Erwachsene kann gegen Be-

schuldigte im Alter zur Tatzeit ab 21 Jahren angeordnet und vollstreckt werden, wenn sie 

einer Tat oder mehrerer Taten dringend verdächtig sind und ein Haftgrund besteht (§ 112 

Abs. 1 S. 1 StPO), erst recht, wenn gegen sie gleichzeitig mehrere Haftgründe bestehen. 

Die gesetzlich möglichen Haftgründe bei Vorliegen bestimmter Tatsachen sind, hier ver-

kürzt bzw. verdichtend dargestellt:  

(a) Fälle des § 112 Abs. 2 StPO: Der Beschuldigte ist flüchtig oder hält sich sonst verborgen 

(§ 112 Abs. 2 Nr. 1 StPO); es besteht bei Würdigung der Umstände des Einzelfalls eine 

Fluchtgefahr (§ 112 Abs. 2 Nr. 2 StPO); es besteht Verdunkelungsgefahr (§ 112 Abs. 2 Nr. 

3 StPO) in verschiedenen Varianten dahingehend, dass die Ermittlung der Wahrheit er-

schwert wird, unter anderem wegen des dringenden Verdachts, der Beschuldigte werde 

Beweismittel vernichten, verändern, beiseiteschaffen unterdrücken oder fälschen.  

(b) Fälle des § 112 Abs. 3 StPO, bei denen ein Haftgrund gemäß Abs. 1 nicht zwingend 

vorliegen/festgestellt werden muss. Es geht um eine Reihe von schweren Verbrechen, da-

von hier nur exemplarisch herausgegriffen um „Völkermord“ (Variante § 6 Abs. 1 Nr. 1 

VStGB), um die Bildung terroristischer Vereinigungen (§ 129a StGB), um Mord (§ 211 

StGB) oder Totschlag (§ 212 StGB), schließlich Brandstiftung mit Todesfolge (§ 306c 

StGB).  

(c) Fälle der Wiederholungsgefahr gemäß § 112a Abs. 1 Nr. 1 StPO. Hier genügt schon, 

dass der Beschuldigte dringend verdächtig ist, eine von mehreren genannten Straftaten 

gegen die sexuelle Selbstbestimmung begangen zu haben, beispielsweise sexuellen Miss-

brauch von Kindern (§ 176 StGB), und dass bestimmte Tatsachen die Gefahr begründen, 
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dass dieser Beschuldigte vor rechtskräftiger Aburteilung diese Straftat fortsetzen oder wei-

tere erhebliche Straftaten gleicher Art begehen werde, die Haft zur Abwendung der drohen-

den Gefahr erforderlich ist. 

(d) Fälle der Wiederholungsgefahr gemäß § 112a Abs. 1 Nr. 2 StPO. Hier muss der Be-

schuldigte dringend verdächtig sein, bestimmte Straftaten, welche die Rechtsordnung 

schwerwiegend beeinträchtigen, wiederholt oder fortgesetzt begangen zu haben, und es 

müssen cum grano salis die gleichen weiteren Voraussetzungen wie zu (c) vorliegen. Aus 

der Menge solcher Taten seien exemplarisch herausgegriffen: Besonders schwerer Land-

friedensbruch (§ 125a StGB), Raub oder räuberische Erpressung (§§ 249–255 StGB), Be-

trug (§ 263 StGB), vorsätzliche Brandstiftung (§§ 306–306c StGB) und ausgewählte Tatva-

rianten von Betäubungsmitteldelikten (§§ 29, 29a, 30, 30a BtMG).  

Ausnahmslose Voraussetzung für rechtmäßige Untersuchungshaft ist regelmäßig deren 

Anordnung durch schriftlichen richterlichen Haftbefehl (Artikel 104 Abs. 1 Satz 1 GG mit 

§§ 114 ff. StPO). Vorausgreifende Akutmaßnahmen sind jedoch für andere Personen er-

laubt. Dazu gehört zunächst das sog. Jedermannsrecht zum Eingreifen und Festhalten: 

Wird jemand auf frischer Tat betroffen oder verfolgt, so ist jedermann befugt, ihn auch ohne 

richterliche Anordnung vorläufig festzunehmen, wenn dieser „jemand“ zudem der Flucht 

verdächtig ist oder seine Identität nicht sofort festgestellt werden kann (§ 127 Abs. 1 Satz 

1 StPO).  

Dieses Jedermannsrecht steht auch Staatsanwälten und Beamten des Polizeidienstes zu 

(§ 127 Abs. 1 Satz 2 mit § 163b Abs. 1 StGB). Diese beiden Gruppen von Amtsträgern sind 

darüber hinaus bei Gefahr im Verzug auch dann zur vorläufigen Festnahme befugt, wenn 

die Voraussetzungen eines Haftbefehls oder eines Unterbringungsbefehls vorliegen (§ 127 

Abs. 2 StPO). Ergänzende Regelungen statuiert Artikel 104 des Grundgesetzes, darunter 

beispielsweise, dass die Polizei „aus eigener Machtvollkommenheit“ niemand länger als bis 

zum Ende des Tages nach dem Ergreifen „im eigenen Gewahrsam halten“ darf (Art. 104 

Abs. 2 S. 3 GG; s. a. § 115a StPO).  

In der StVerfStat wird die Untersuchungshaft nach der Dauer und nach den Gründen der 
Unterstellung ausgewiesen (§§ 112, 112a StPO). Nachweise finden sich in den Tabellen 
6.1 und 6.2.  

[Ergänzender Hinweis: Die Erfassung bezieht sich auf vollstreckte Haftanordnungen. Nicht erfasst 
werden mithin Fälle, in denen die Untersuchungshaft zwar angeordnet, aber vor Haftantritt wieder 
außer Vollzug gesetzt worden ist. Nicht erfasst werden darüber hinaus solche Fälle der an sich voll-
streckten Untersuchungshaft, wenn es nicht zur Eröffnung des Hauptverfahrens gekommen ist, bei-
spielsweise wegen Todes oder Schuldunfähigkeit oder Ausweisung oder Auslieferung des Beschul-
digten, wenn mithin keine „Aburteilung“ vorliegt]. [Zusätzlicher Vermerk: Weder erfasst noch nach-
gewiesen werden Fälle von Ungehorsamshaft wegen Nichterscheinens zur Hauptverhandlung ge-
mäß §§ 230 Abs. 2, 236, 329 Abs. 4 und 412 Satz 1 StPO)].  

Untersuchungshaft in Strafsachen gegen Heranwachsende im Alter 

zur Tatzeit von 18 bis unter 21 Jahren (§ 1 Abs. 2 Alt. 2 JGG) richtet sich in allen Fällen 

nach dem gerade geschilderten Erwachsenenstrafverfahrensrecht, mithin auch dann, wenn 

die dringend tatverdächtigen jungerwachsenen Beschuldigten nach materiellem Jugend-

strafrecht einem Jugendlichen gleichzustellen und vor den Jugendgerichten abzuurteilen 

wären (§ 105 Abs. 1 i.V.m. §§ 106-108, und arg. § 109 mit fehlender Nennung von § 72 

JGG). 
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(Zu weiteren Fragen s. u. bei  „Untersuchungshaft in Strafsachen gegen Jugendliche“). 

Bei der elektronischen Erfassung von Untersuchungshaft werden Heranwachsende sowohl für die 

Datenbank J/H als auch für die Datenbank E/H getrennt erfasst. In den Nachweisen zur Untersu-

chungshaft den Tabellen 6.1 und 6.2 der Jahresberichte wird jedoch keine Unterscheidung nach 

Alters- oder Reifegruppen getroffen.  

Untersuchungshaft in Strafsachen gegen Jugendliche im Alter zur Tat-

zeit von 14 bis unter 18 Jahren (§ 1 Abs. 2 Alt. 1 JGG) darf unter vergleichsweise restriktiven 

Bedingungen angeordnet und vollstreckt werden, nämlich gemäß § 72 Abs. 1 S. 1 JGG nur 

dann, wenn ihr Zweck nicht durch eine vorläufige Anordnung über die Erziehung (§ 71 Abs. 

1 JGG) oder durch andere Maßnahmen wie die einstweilige Unterbringung in einem Heim 

der Jugendhilfe (§ 71 Abs.2 JGG mit § 34 SGB VIII = Kinder- und Jugendhilfegesetz) er-

reicht werden kann, und wenn dies zudem geboten ist, um den jeweiligen Jugendlichen vor 

einer weiteren Gefährdung seiner Entwicklung zu bewahren, insbesondere vor der Bege-

hung neuer Straftaten. Bei Jugendlichen, die aktuell noch nicht 16 Jahre alt sind, bedarf es 

zusätzlicher Umstände für die Anordnung von Untersuchungshaft in Fällen von Fluchtge-

fahr (§ 72 Abs. 2 JGG).  

Die  Jugendgerichtshilfe (§ 38 JGG) muss schon über die vorläufige Festnahme eines 

Jugendlichen nach frischer Tat (§ 127 StPO) unterrichtet werden, wenn nach dem vorläufi-

gen Stand der Ermittlungen zu erwarten ist, dass er alsbald dem Haftrichter vorgeführt wer-

den wird (§ 72a Satz 2 JGG mit § 128 StPO). Ihr soll (scil. in anderen Fällen) bereits der 

Erlass eines Haftbefehls mitgeteilt werden (§ 72a S. 1 Halbs. 2 JGG). Sie muss auf jeden 

Fall unverzüglich über die Vollstreckung eines Haftbefehls unterrichtet werden (§ 72a S. 1 

Halbs. 1 JGG). Diese an die Justizbehörden adressierten Unterrichtungspflichten dienen 

dazu, der JGH im Rahmen ihrer durchgehenden Aufgaben in Jugendgerichtssachen (§ 52 

KJHG = SGB VIII mit § 38 Abs. 6 S. 1 und 2 JGG), auch fachliche Jugendhilfekonzepte 

bzw. -programme im Sinne der sog. „Haftentscheidungshilfe“ oder auch „Haftvermeidungs-

hilfe“ einzubringen bzw. zu verwirklichen. Die Jugendgerichtshelferinnen bzw. -helfer sind 

in diesen Fällen dann ihrerseits gehalten, beschleunigt über das Ergebnis ihrer Nachfor-

schungen zu berichten (§ 38 Abs. 3 S. 2 JGG). Dieses Verfahren gilt auch für Heranwach-

sende (§ 109 Abs. 1 JGG). Zum Zugangsrecht der Jugendgerichtshelferinnen bzw. Jugend-

gerichtshelfer zum jungen Beschuldigten in der Haftanstalt s. § 72b JGG (für Heranwach-

sende entsprechend geregelt in § 109 Abs. 1 JGG). 

Als quasi formalere Variante zu dem Vorgehen nach § 71 Abs. 2 JGG kann der Jugend-

richter als Haftrichter die einstweilige Unterbringung in einem Heim der Jugendhilfe anord-

nen, wenn an sich klar die Voraussetzungen für den Erlass eines Haftbefehls vorliegen 

(§ 72 Abs. 4 S. 1 JGG).  

Wenn es sich im Verlauf der Heimunterbringung als notwendig erweist, kann der Richter 

diesen Unterbringungsbefehl jedoch nachträglich durch einen regulären Haftbefehl erset-

zen (§ 72 Abs. 4 S. 2 JGG).  

Bei der elektronischen Erfassung von Untersuchungshaft werden Jugendliche für die Datenbank J/H 

getrennt erfasst. In den Nachweisen zur Untersuchungshaft den Tabellen 6.1 und 6.2 der Jahresbe-

richte wird jedoch, wie schon oben zu den Heranwachsenden gesagt, keine Unterscheidung nach 

Alters- oder Reifegruppen getroffen. [Eine detaillierte Auswertung zur vollstreckten Untersuchungs-

haft in Jugendsachen, nach Ländern unterschieden, für die Jahre 1992–2018 liefern Dünkel/Gerg/ 

Harrendorf in der ZJJ 2019; s. dazu Angaben unten im Nachweis weiterführender Literatur] 
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[Ergänzender Hinweis: Seit Inkrafttreten des „Gesetzes zur Stärkung der Verfahrensrechte von Be-

schuldigten im Jugendstrafverfahren“ vom 9. Dezember 2019 gelten umfangreiche Mitteilungspflich-

ten an amtliche Stellen (§ 70 JGG) und Unterrichtungspflichten gegenüber beschuldigten Jugendli-

chen und Heranwachsenden (§§ 70a und b, 109 Abs. 1 JGG)].  

Verbindung mehrerer Strafsachen. Gerichte können mehrere Strafsachen, die 

zunächst getrennt betrieben wurden, durch Beschluss der Berufsrichter nachträglich zu ge-

meinsamen Verhandlung verbinden. Dies gilt in Verfahren, welches dasselbe Gericht an-

fänglich getrennt geführt hat, sodann in zunächst getrennten Verfahren mehrerer Abteilun-

gen desselben Amtsgerichts oder mehrerer Kammern desselben Landgerichts. Auf dem 

nächst größerem Kreis können bei örtlich verschiedenen Gerichten laufende Verfahren bei 

einem Gericht eines bestimmten einzigen Ortes miteinander verbunden werden. Auch kön-

nen örtlich und überörtlich bereits vor Gerichten unterschiedlicher Ordnung laufende Ver-

fahren (AG   LG   OLG) nachträglich miteinander verbunden werden. In jeder Fall-

konstellation müssen dafür genau bestimmte Voraussetzungen gegeben sein, und es wird 

auch die Zuständigkeit für eine Anordnung eines solchen Vorgehend genau geregelt, was 

hier nicht im Einzelnen dargestellt zu werden braucht (wichtigste Normen sind §§ 24–26 

GVG, §§ 2–6a StPO, § 13–21 StPO, § 209a StPO, § 237 StPO).  

Gesondert hervorhebungsbedürftig erscheint jedoch § 103 JGG. Er regelt die Verbindung 

von Strafsachen gegen Jugendliche und Erwachsene, wobei dies auch für die Verbindung 

von Strafsachen gegen Heranwachsende und Erwachsene entsprechend gilt (§ 112 S. 1 

JGG). Mithin können auch Strafsachen nach den Vorschriften des allgemeinen Verfahrens-

rechts miteinander verbunden werden, in denen Jugendliche und Heranwachsende und 

Erwachsene gleichzeitig betroffen sind.  

Das entsprechende Vorgehen ist zulässig, wenn es zur Erforschung der Wahrheit oder aus 

anderen wichtigen Gründen geboten ist (§ 103 Abs. 1). Primär zuständig ist das Jugendge-

richt (§ 103 Abs. 2 S. 1 JGG). Ausnahmen davon sind zwingend, wenn es um Straftaten 

geht, für die eine ausschließliche Zuständigkeit des Bundesgerichtshofs und des Oberlan-

desgerichts gegeben ist (§ 102 JGG) oder aber um solche Straftaten, für welche die spezi-

elle Zuständigkeit von Wirtschaftsstrafkammern oder Staatschutzstrafkammern beim Land-

gericht begründet ist (§ 103 Abs. 2 S. 2 ff. JGG).  

Als typischer Anwendungsfall seien Gruppen- oder Bandendelikte knapp skizziert: Es 

kommt in der Praxis nicht selten vor, dass Verfahren gegen – vereinfacht gesagt – Perso-

nengemeinschaften zu führen sind, die entweder einmalig oder gelegentlich in Abständen 

oder im Extremfall über längere Zeiträume hinweg bei den konkreten Straftaten in gleicher 

Zusammensetzung oder in wechselnden Gruppierungen gehandelt haben. Bei den öffent-

lichrechtlich und zivilrechtlich Jungerwachsenen zwischen 18 und unter 21 Jahren ist von 

vorneherein die Zuständigkeit der Jugendgerichte begründet. Bei älteren, vollerwachsenen 

Angeklagten würde normalerweise die erstinstanzliche Zuständigkeit der „Erwachsenen-

strafgerichte“ begründet sein (Amtsgerichte, Landgerichte, bei „politischen“ Taten etc. auch 

die Oberlandesgerichte). Das würde in etlichen Konstellationen zu erheblichen organisato-

rischen und zudem für die Beweiserhebung kritischen Prozess-Situationen führen können, 

die hier nicht im Einzelnen erörtert zu werden brauchen. Es geht namentlich auch um Fälle, 

bei denen gerade weitere Mittäter oder in anderer Form beteiligte Gruppenmitglieder im 

strafrechtlichen Jugendalter zwischen 14 und unter 18 Jahren (§ 1 Abs. 2 JGG) eine be-

achtliche, im Extremfall sogar die im Kern antreibende, Rolle spielten. 
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Nehmen wir der Vereinfachung halber nur das eine mögliche Endergebnis an, dass das 

Jugendgericht alle Erwachsenen und alle Heranwachsenden und alle Jugendlichen schul-

dig spricht. Dann richten sich die „Rechtsfolgen“ für jede(n) schuldig Gesprochene(n) je 

nach den persönlichen Umständen gemäß der spezifischen festgestellten Alters- oder Rei-

festufe. 

Das heißt, dass bei Jugendlichen und nach Jugendstrafrecht zu behandelnde Heranwach-

sende nur Jugendstrafe oder jugendstrafrechtliche Maßnahmen und ggf. die Nebenstrafe 

des Fahrverbots sowie ausgewählte Nebenfolgen zulässig sind, während bei Heranwach-

senden nach allgemeinem Strafrecht und bei Erwachsen nur Hauptstrafen oder Nebenstra-

fen oder Nebenfolgen nach allgemeinem Strafrecht verhängt werden dürfen.  

Indes sind zusätzliche „Komplikationen“ angesagt, wenn einzelne Angeklagte Straftaten in 

verschiedenen Alters- und Reifestufen begangen haben (§ 104 Abs. 1 Nr. 1 und § 112 

Abs. 1 S. 2 JGG) (Hier gilt das bei  „Schwergewichtslösung“ Ausgeführte).  

[Ergänzender Hinweis: Für den Nachweis in den Jahresbänden der StVerfStat gilt, dass jede abge-

urteilte Person für die genau passende Alters- oder Reifegruppe zählt, dann auch mit demjenigen 

Straftatbestand aufgeführt wird, der in ihrem Fall mit der abstrakt schwersten Strafe bedroht war. 

Dies wird im Schema für die elektronische Erfassung der Aburteilungen auch präzise geregelt. Dies 

bedeutet unter anderem und nur exemplarisch: in den Tabellen der Jahresbände verzeichnete Frei-

heitsstrafen gegen Erwachsene können von einer Jugendkammer verhängt worden sein].  

Verbrechen und Vergehen: Verbrechen sind solche rechtswidrige Taten, die im 

Mindestmaß mit Freiheitsstrafe von einem Jahr oder darüber bedroht sind (§ 12 Abs. 1 mit 

§ 11 Abs. 1 Nr. 8 StGB). Vergehen sind rechtswidrige Taten, die im Mindestmaß mit einer 

Freiheitsstrafe von weniger als einem Jahr oder mit Geldstrafe bedroht sind (§ 12 Abs. 2 

mit § 11 Abs. 1 Nr. 8 StGB).  

[Ergänzender Hinweis: In den Tabellen der StVerfStat sind die Kategorien als solche nicht explizit 

nachgewiesen. Jedenfalls grundsätzlich lässt sich die Zugehörigkeit einer Tat zu einer der Katego-

rien jedoch dann durch den Rückgriff auf Gesetzestexte erschließen, wenn in einer Tabelle einzelne 

Paragraphen separat in der Anfangsspalte aufgeführt sind]. 

[Zusätzlicher Vermerk: Die Einstufung einer Tat als Verbrechen oder Vergehen richtet sich auch bei 

Jugendlichen bzw. bei nach Jugendstrafrecht behandelten Heranwachsenden gemäß § 4 mit § 105 

Abs. 1 JGG „nach den allgemeinen Vorschriften“]. 

Verfall: siehe bei  Maßnahmen nach allgemeinem Strafrecht 

Verminderte Schuldfähigkeit: siehe bei  „Schuldunfähigkeit“. 

Vermögensabschöpfung: siehe bei  Maßnahmen nach allgemeinem Strafrecht. 

Versuch einer Straftat: Eine Straftat versucht, wer nach seiner/ihrer Vorstellung von 

der Tat zur Verwirklichung des Tatbestandes unmittelbar ansetzt (§ 22 StGB). Der Versuch 

eines Verbrechens ist stets strafbar, der Versuch eines Vergehens nur dann, wenn das 

Gesetz es ausdrücklich bestimmt (§ 23 Abs. 1 StGB). Der Versuch kann milder bestraft 

werden (§ 23 Abs. 2 StGB). Hat der Täter aus grobem Unverstand verkannt, dass der Ver-

such nach der Art des Gegenstandes, an dem, oder des Mittels, mit dem die Tat begangen 

werden sollte, überhaupt nicht zu Vollendung führen konnte, so kann das Gericht von Strafe 
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absehen oder die Strafe nach seinem Ermessen mildern (§ 23 Abs. 3 mit § 49 Abs. 2 StGB). 
Nachweise zu den wegen versuchter Straftaten Verurteilten, und zugleich zu den wegen vollendeter 

Straftaten Verurteilten, finden sich in Tabelle 2.4. 

[Ergänzender Hinweis: §30 StGB regelt zu zwei Fallgestaltungen des Versuchs der Beteiligung an 

einem Verbrechen, dass diese nach den Vorschriften über den Versuch zu bestrafen, die Strafen 

jedoch gemäß§ 49 Abs. 1StGB zu mildern sind]. 

Verurteilte im Sinne der StVerfStat sind Angeklagte, gegen die entweder aufgrund einer 

mündlichen Verhandlung durch Urteil oder aufgrund eines im Standardfall vollständig 

schriftlichen Verfahrens durch Strafbefehl entweder eine Kriminalstrafe oder eine Jugend-

strafe oder eine Maßnahme nach Jugendstrafrecht verhängt worden ist. 

Nach allgemeinem Strafrecht geht es dabei um die Kriminalstrafen der  Freiheitsstrafe, 

des  Strafarrests oder der  Geldstrafe. Nach Jugendstrafrecht geht es um die Ju-

gendstrafe als Kriminalstrafe sowie um die  Erziehungsmaßregeln und die  Zuchtmittel 

als förmliche sanktionierende Maßnahmen ohne den rechtlichen Charakter einer Kriminal-

strafe. 

Verurteilt werden können nur solche Personen, die im Zeitpunkt der abgeurteilten Tat straf-

mündig, d. h. mindestens 14 Jahre alt waren. Bei Jugendlichen im Alter von 14 bis unter 18 

Jahren ist weitere Voraussetzung, dass sie nach ihrer sittlichen und geistigen Entwicklung 

nach verbindlicher Einschätzung des Gerichts reif genug waren, das Unrecht ihrer Tat ein-

zusehen und nach dieser Einsicht zu handeln (§§ 1 und 3 JGG) (s. auch bei  „Strafmün-

digkeit von Jugendlichen“). (s. zudem bei  „Andere Entscheidungen“). Nachweise finden 

sich in den Tabellen 1.1, 2.1 bis 2.4, 3.1, sowie 8.1 und 8.2. 

Verurteiltenziffern werden von den Statistischen Ämtern gebildet, indem die Zahl der 

in der Strafverfolgungsstatistik erfassten deutschen Staatsbürger bezogen wird auf je 

100.000 Einwohner der gleichen Personengruppen. Bei der Zahl der Einwohner handelt es 

sich um die „fortgeschriebene Wohnbevölkerung“ zu Beginn des Berichtsjahres, die in der 

Bevölkerungsstatistik als Stand am 31.12. des dem Berichtsjahr vorangehenden Jahres 

ausgewiesen ist. Entsprechende Angaben sind im Anhang der StVerfStat aufgeführt. Auf 

die Berechnung entsprechender Ziffern für die Gruppe der Nicht-Deutschen wird verzichtet, 

weil die Menge derjenigen Personen, die sich im Bezugsjahr in Deutschland aufgehalten 

haben, statistisch nicht abgegrenzt werden kann. Nachweise finden sich im Schaubild auf S. 12 

sowie in den Tabellen 1.1 bis 1.3. 

Verwarnung mit Strafvorbehalt nach allgemeinem Strafrecht: Diese 

besondere Art einer nach allgemeinem Strafrecht möglichen Entscheidung ist in §§ 59 ff. 

StGB geregelt. Sie entspricht in den Grundzügen der im österreichischen und im schwei-

zerischen Strafrecht geltenden „bedingten Geldstrafe“. Sie ist möglich, wenn jemand nach 

der Festlegung des Gerichts konkret eine  Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen verwirkt 

hat. Das Gericht verwarnt die betroffene Person, bestimmt die genaue Strafhöhe, behält 

sich dann aber die tatsächliche Verhängung dieser Geldstrafe vor. Nachweise gemäß § 59 

StGB finden sich in den Tabellen 2.2 und 3.4; Nachweise zur Verhängung der vorbehaltenen Strafe 

finden sich in den Tabellen 2.3 und 3.5. 
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[Ergänzender Hinweis: Der Nachweis von Entscheidungen nach § 59 StGB in der StVerfStat ist in-

sofern schlüssig, als die Probezeit, die gesetzlich als Bewährungszeit (§ 59a StGB) bezeichnet wird, 

erst mit Eintritt der Rechtskraft des Schuldspruchs beginnt; dies ist anders als bei Strafaussetzung 

zur Bewährung (§ 56a Abs. 2 StGB) oder bei der Aussetzung der Verhängung der Jugendstrafe 

(§ 28 Abs. 2 JGG) nicht ausdrücklich im Gesetzeswortlaut formuliert, wird aber in Rechtsprechung 

und Literatur als entsprechend gültig angenommen. Steht der Proband die Probezeit unbeanstandet 

durch, bestimmt das Gericht, dass es „bei der Verwarnung sein Bewenden hat“ (§ 59b Abs. 2 StGB)]. 

[Zusätzlicher Vermerk: Die Bestimmung des „Bewendens“ hat zur Folge, dass die Verwarnung ´ver-

schwindet´, d. h. der entsprechende Eintrag aus dem Zentralregister (ehemals „Strafregister“) ent-

fernt wird (§§ 4 Nr. 3, 7 Abs. 3., 12 Abs. 2 S. 2 1 BZRG). Die Verwarnung als solche gemäß § 59 

StGB wird von vorneherein nicht in ein Führungszeugnis aufgenommen (§ 32 Abs. 2 Nr. 1 BZRG), 

so dass sich auch Betroffene selbst von Rechts wegen bei Anfragen, etwa von potentiellen Arbeit-

gebern, als unbestraft bezeichnen dürfen (§ 53 BZRG)].  

Verwarnung nach Jugendstrafrecht: Die „Verwarnung“ gilt als das mildeste der 

 Zuchtmittel. Durch eine solche Verwarnung „soll dem Jugendlichen das Unrecht der Tat 

eindringlich vorgehalten werden“ (§ 14 JGG, auch für Heranwachsende möglich, die nach 

Jugendstrafrecht behandelt werden: § 105 Abs. 1 JGG). Nachweise finden sich in Tabelle 4.3. 

Völkermord: siehe bei Tötungsdelikten. 

Vollendete Straftaten: Nachweise zu den wegen vollendeter Straftaten Verurteilten finden 

sich in der Tabelle 2.4.  

Vollrausch: Wegen der besonderen Straftat des Vollrauschs wird verurteilt und ggf. be-

straft, wer sich vorsätzlich oder fahrlässig durch alkoholische Getränke oder andere berau-

schende Mittel (v.a. im BtMG geregelte illegale Drogen) in einen Rausch versetzt, wenn er 

in diesem Zustand eine rechtswidrige Tat (§ 11 Abs. 1 Nr. 5 StGB) begeht und ihretwegen 

nicht bestraft werden kann, weil er infolge des Rausches schuldunfähig war oder weil dies 

nicht auszuschließen ist (§ 323a Abs. 1 StGB). Es handelt sich dabei, rechtsdogmatisch 

gesehen, quasi um einen „Auffangtatbestand“ zu § 20 bzw. § 21 StGB. Die Strafe darf nicht 

schwerer sein als diejenige Strafe, welche für die im Rausch begangene Straftat angedroht 

ist (§ 323a Abs. 2 StGB). 

Neben der Strafe können Maßregeln der Besserung und Sicherung angeordnet werden, so 

die Entziehung der Fahrerlaubnis nach der Regelvermutung des § 69 Abs. 2 Nr. 4 StGB, 

die Unterbringung in einer Entziehungsanstalt (§ 64 StGB), die Unterbringung im Psychiat-

rischen Krankenhaus (§ 63 StGB) jedoch allenfalls bei einer vom Rausch unabhängigen 

psychischen Störung des Täters, die schon zur Tatzeit des „Sich-Berauschens“ vorgelegen 

hat. Nachweise finden sich in der Tabelle 2.1 und darüber hinaus in allen weiteren Tabellen, die 

detaillierte Angaben zu Straftaten oder Straftatengruppen enthalten. 

Vorbewährung: Das Gericht kann im Urteil die Entscheidung über die Aussetzung der 

Jugendstrafe zur Bewährung ausdrücklich einem nachträglichen Beschluss vorbehalten. 

Ein solcher „Vorbehalt der nachträglichen Entscheidung über die Aussetzung“ (§§ 61 bis 

61b JGG) ist in zwei Varianten möglich, die hier nicht im Detail behandelt werden können. 

Mit dem Urteilsspruch gilt die Regelung des § 16a JGG entsprechend (s. die Verweise bei 

 „Warnschussarrest“). 
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[Vermerk: Gemäß Befunden von wissenschaftlichen Auswertungen scheint es nicht ganz selten vor-

zukommen, dass trotz eines solchen nachträglichen Beschlusses für die StVerfStat eine unbedingte 

Jugendstrafe erfasst wird, womit bei den Nachweisen in den Berichtsbänden in unbestimmtem Um-

fang von einer zu hohen Zahl an unbedingten Jugendstrafen auszugehen wäre. Zuletzt s. dazu, für 

das Bundesland Hamburg, unten im Nachweis weiterführender Literatur, die Angaben bei Vill-

mow/Savinsky 2019, hier auf S. 336.] 

Vorsatztaten: Das materielle Strafrecht pönalisiert hauptsächlich solche strafbaren 

Handlungen, die vom Täter „vorsätzlich“ begangen worden sind. Nach einer rechtsdogma-

tisch gängigen, indes vereinfachend komprimierten, Formel bedeutet Vorsatz „das Wissen 

und Wollen der Tat“. In etlichen Straftatbeständen wird strafbegründend verlangt oder auch 

mit erhöhter Strafe bedroht, dass/wenn der Täter „absichtlich“ gehandelt hat.  

Aufgrund der gesetzlichen Vorschriften haben Rechtsprechung und Lehre (Wissenschaft) 

eine Trias von Vorsatzformen entwickelt: die Absicht als Vorsatz ersten Grades, den unbe-

dingten Vorsatz als Vorsatz zweiten Grades und schließlich den sog. bedingten Vorsatz in 

Fällen, bei denen der Täter, hier summarisch formuliert, bei sog. Erfolgsdelikten den Tater-

folg „eigentlich“ nicht will, aber als möglich erkennt und ihn dann „billigend in Kauf nimmt“.   

Ein anschauliches Musterbeispiel ist die „Körperverletzung mit Todesfolge“ (§ 227 StGB). 

Danach ist die angedrohte Strafe für einen Täter, der den Tod der verletzten Person „durch 

die Körperverletzung verursacht“ hat, Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren (bis zu maximal 

15 Jahren), in „minder schweren Fällen“ Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu sechs Jahren. 

Zu dieser Vorschrift und, ergänzend gesagt, auch zu den meisten anderen Straftatbestän-

den, in denen es um eine Todesfolge geht, ist die allgemeine Regelung des § 18 StGB zu 

beachten. Danach gilt: „Knüpft das Gesetz an eine besondere Folge der Tat eine schwerere 

Strafe, so trifft sie den Täter oder den Teilnehmer nur, wenn ihm hinsichtlich dieser Folge 

wenigstens Fahrlässigkeit zur Last fällt“ (eigene Hervorhebung). 

Ein Beispiel ist die in der Paragraphenüberschrift so bezeichnete „Schwere Körperverlet-

zung“ gemäß § 226 StGB. Für strafrechtlich nicht Versierte sei zum Verständnis vorange-

stellt: In der Substanz schwere Körperverletzungen sind auch sonst mit Strafe bedroht, so 

beispielsweise bei der sog. „Gefährlichen Körperverletzung“ gemäß § 224 StGB, wenn es 

etwa in einer der dort geregelten Varianten darum geht, dass der Täter die körperliche 

Misshandlung des Opfers oder dessen gesundheitliche Schädigung (gemäß dem Grund-

delikt des § 223 StGB) „mittels einer das Leben gefährdenden Behandlung“ vorsätzlich ver-

wirklicht hat (§ 224 Abs. 1 Nr. 5 StGB).  

In § 226 StGB geht es um exemplarisch besonders schwere und daher mit erhöhter Strafe 

bedrohte Folgen von Körperverletzungen, so beispielsweise um den Verlust des Sehver-

mögens oder der Fortpflanzungsfähigkeit, um den Verlust eines wichtigen Körpergliedes 

oder um eine dauernde Entstellung. Wenn einem Täter oder auch einem Teilnehmer be-

züglich solcher Folgen „wenigstens Fahrlässigkeit zur Last fällt“, lautet die Strafdrohung auf 

eine Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu 10 Jahren (§ 226 Abs. 1 mit § 18 StGB); in Fällen 

von „absichtlich“ oder zumindest „wissentlich“ verursachter Folgen lautet die Strafdrohung 

jedoch auf eine Freiheitsstrafe nicht unter 3 Jahren (§ 226 Abs. 2 StGB); in „minder schwe-

ren Fällen“ beider Konstellationen ist Strafmilderung vorgeschrieben (§ 226 Abs. 3 StGB). 
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[Ergänzender Hinweis: Zu den sog. „Vorsatz-Fahrlässigkeits-Kombinationen“ einerseits sowie zu 

den „leichtfertig verursachten“ Todesfolgen s. bei  Fahrlässigkeitstaten].  

Vorstrafen und andere vorangegangene Sanktionen: siehe bei  

„Frühere Verurteilungen“. 

Warnschussarrest: Diese Form des Jugendarrests ist seit 2013 neu im JGG gere-

gelt. Sie wurde in früheren Jahrzehnten verbreitet als „Einstiegsarrest“ bezeichnet, und 

zwar im Gefolge von wiederholten rechtspolitischen Bestrebungen mit dem Ziel, die ein-

schränkenden Koppelungsregeln bzw. in diesem Fall Kombinationsverbote bei der Verhän-

gung von Jugendstrafe in der damals geltenden Fassung des § 8 JGG zu ändern.  

In beiden Varianten handelt es sich nicht um explizite gesetzliche Begriffe. Vereinfacht ge-

sagt geht es vielmehr im Kern um solche Jugendliche oder nach Jugendstrafrecht behan-

delte Heranwachsende, die dergestalt als gefährdet gelten, dass sie im weiteren Verlauf 

einer sich bereits aktuell abzeichnenden kriminellen Karriere wegen schwererer Straftaten 

zu einer unbedingten Jugendstrafe verurteilt werden und damit in den Jugendstrafvollzug 

gelangen könnten.  

Die Leitidee für den ehemaligen Einstiegsarrest bzw. den nunmehrigen Warnschussarrest 

wird mit der ehemals auch in Erzieherkreisen geläufigen deutschen Redeweise vom 

„Schuss vor den Bug“ passend veranschaulicht. Im anglo-amerikanischen Jugendstrafrecht 

entspricht dem die Redewendung vom „short sharp shock“.  

Den Ausgangspunkt zur Anwendung des Warnschussarrests bildet § 8 Abs. 2 JGG n. F. 

Danach können neben Jugendstrafe grundsätzlich nur Weisungen und Auflagen erteilt und 

die Erziehungsbeistandschaft angeordnet werden (Abs. 2 S. 1). Das bedeutet insoweit den 

Ausschluss der Verhängung von Jugendarrest (§§ 13 mit 16 JGG). Ausnahmsweise kann 

Jugendarrest jedoch unter den Voraussetzungen des § 16a JGG neben der Verhängung 

einer zur Bewährung ausgesetzten Jugendstrafe (§§ 17, 21 JGG) oder im Falle der Aus-

setzung der Verhängung einer Jugendstrafe (§ 27 JGG) angeordnet werden (Abs. 2 S. 2). 

Auf die in § 16a JGG näher spezifizierten drei Voraussetzungen sowie eine Ausnahmeregel 

für entsprechende Entscheidungen kann hier nicht eingegangen werden.  

In demjenigen Unterabschnitt des Jugendgerichtsgesetzes, der das „Verfahren bei Ausset-

zung der Jugendstrafe zur Bewährung“ regelt (§§ 57 ff. JGG), wird dem Gericht auch die 

Möglichkeit eröffnet, die Entscheidung über eine  Aussetzung der Verhängung der Ju-

gendstrafe auf einen späteren Zeitpunkt zu verschieben. Es geht genau gesagt um den 

„Vorbehalt der nachträglichen Entscheidung über die Aussetzung“ (§§ 61–61b JGG), wobei 

das Gericht diese durch späteren Beschluss zu realisierende Entscheidung ausdrücklich im 

Urteil festlegen muss. Auch insoweit kann auf die weiteren, in diesen Paragraphen näher 

spezifizierten, Voraussetzungen und Folgeregelungen hier nicht eingegangen werden. 

Wenn das Gericht einen Vorbehalt im Urteil ausspricht, „gilt § 16a entsprechend“ (§ 61 

Abs. 3 S. 1 JGG). Nachweise finden sich in Tabelle 4.3. 

[Ergänzender Hinweis: Aus Tabelle 2.3 ergibt sich, wie häufig Zuchtmittel als schwerste Sanktion 

oder in Kombination mit Strafe oder anderen Sanktionen verhängt wurden. Da es sich um einen 

pauschalen Nachweis handelt, werden Freizeitarrest, Kurzarrest und Dauerarrest, aber auch Warn-

schussarrest, dort schon deswegen nicht separat ersichtlich. Ein separater Nachweis der verschie-

denen Arten erfolgt indes in Tabelle 4.3 zu „Verurteilten mit Hauptstrafe nach Jugendstrafrecht“. Zu 
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§ 16a JGG wird für das Berichtsjahr 2017 eine Zahl von 646 Verurteilungen von Personen zu Warn-

schussarrest für die oberste Zählkategorie „Straftaten insgesamt“ angegeben.  

Nach dem Buchstaben des Gesetzes kann aber ein Warnschussarrest formell nicht als „Hauptstrafe“ 

im engeren Sinne verhängt werden. Dies legt die Vermutung nahe, es handele sich hier ausschließ-

lich um Fälle einer Vorbehaltsentscheidung in einem Urteil nach §§ 61–61b JGG. Dem entspräche 

der Umstand, dass bei Fällen, in denen das Gericht einen Warnschussarrest in Kombination mit 

einer zur Bewährung ausgesetzten Jugendstrafe verhängt (§ 8 Abs. 2 S. 2 JGG mit §§ 17, 18 und 

21 JGG), diese Sanktion nach den allgemeinen Erfassungsregeln als die (schon) abstrakt schwerste 

Strafe allein zu erfassen wäre. Damit entfiele auch der Nachweis von Warnschussarresten in der 

StVerfStat insoweit ausnahmslos. Hier besteht ggf. Änderungsbedarf für künftige Berichtsjahre der 

StVerfStat.  

Weisungen als spezifische Sanktionen im Jugendstrafrecht: Siehe 

bei  „Erziehungsmaßregeln“.  

Wiederaufnahme des Verfahrens: Bei der Wiederaufnahme eines durch rechts-

kräftiges Urteil abgeschlossenen Verfahrens (zentrale Regelung in den §§ 359-373 StPO) 

handelt es sich prozessrechtlich nicht um ein  Rechtsmittel, sondern um einen sog. be-

sonderen „Rechtsbehelf“. Mit Modifikationen gilt das Gleiche für einen bestandskräftig ge-

wordenen Strafbefehl, der gesetzlich einem rechtskräftigen Urteil „gleichsteht“ (§ 410 

Abs. 3 i.V.m. § 373a StPO).  

Für die Wiederaufnahme des Verfahrens, das durch bestandskräftigen Einstellungsbe-

schluss beendet wurde, gelten die detaillieren Regelungen der §§ 359–373a StPO nicht. 

Vielmehr finden sich besondere Regelungen direkt bei den verschiedenen Arten von Ein-

stellungsbeschlüssen (oder durch Verweise), je nachdem mit engen oder geringeren Rest-

riktionen im Einzelnen.  

[Ergänzender Hinweis: Zu diesen Problemkreisen werden die Grundzüge unter den folgenden Be-

griffen erläutert „Bestandskraft von gerichtlichen Entscheidungen“ und  „Rechtskraft von gericht-

lichen Entscheidungen“. Dort finden sich auch Erläuterungen, wie sich dies auf die Erfassung und 

den Nachweis von Entscheidungen in der StVerfStat auswirkt]. 

Wiedergutmachung des Schadens: siehe bei  „Täter-Opfer-Ausgleich“ und 

bei  „Zuchtmittel“, s. a. bei  Bestandskraft, dort v. a. bei den Abschnitten   Sanktio-

nierende Einstellungsbeschlüsse nach allgemeinem Strafrecht sowie   Sanktionierende 

Einstellungsbeschlüsse nach dem Jugendstrafrecht.  

Zahlung eines Geldbetrags: Das Jugendgericht kann einem Jugendlichen bzw. 

einem nach Jugendstrafrecht behandelten Heranwachsenden die als „Ahndung“ gedachte 

Verpflichtung auferlegen, „einen Geldbetrag zugunsten einer gemeinnützigen Einrichtung 

zu zahlen“ (§ 15 Abs. 1 Nr. 4 JGG). Dabei dürfen an den Betroffenen keine „unzumutbaren 

Anforderungen“ gestellt werden. Nachweise finden sich in Tabelle 4.3. Siehe auch noch bei  

„Zuchtmittel“).  

Zuchtmittel: Zuchtmittel wendet der Richter bei Jugendlichen bzw. nach Jugendstraf-

recht abgeurteilten Heranwachsenden an, wenn gemäß dem Wortlaut des Gesetzes Ju-

gendstrafe nicht geboten ist, dem Betroffenen aber eindringlich zum Bewusstsein gebracht 

werden muss, dass er für das von ihm begangene Unrecht einzustehen hat (§§ 13 Abs. 1, 

105 Abs. 1, 109 Abs. 2 JGG). Solche Zuchtmittel haben durchweg nicht den Rechtscharak-

ter einer Strafe.  
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Art und Zahl der Zuchtmittel sind im Unterschied zu  Erziehungsmaßregeln gesetzlich 

abschließend bestimmt (§ 13 Abs. 2 JGG). Dies sind die  Verwarnung nach § 14 JGG), 

die Erteilung von  Auflagen nach § 15 JGG (als Wiedergutmachung des Schadens, Ent-

schuldigung bei dem Geschädigten, Erbringen von Arbeitsleistungen oder Zahlung eines 

Geldbetrags zugunsten einer gemeinnützigen Einrichtung), der  Jugendarrest nach § 16 

JGG, der als Freizeitarrest, Kurzarrest oder Dauerarrest verhängt werden kann, sowie der 

Jugendarrest gemäß § 16a JGG bzw. dessen Vorbehalt (s. dazu bei  „Warnschussar-

rest“).  

Der Richter sieht von Zuchtmitteln ab, wenn die Unterbringung in einem  psychiatrischen 

Krankenhaus oder in einer  Entziehungsanstalt (§ 7 Abs. 1 JGG) eine ansonsten erfor-

derliche „Ahndung“ des Unrechts entbehrlich macht (§ 5 Abs. 2 und 3 JGG). Nachweise zu 

den Zuchtmitteln finden sich in den Tabellen 2.3, 4.3 und 10. 

[Ergänzender Hinweis: Jugendarrest wegen schuldhafter Nichterfüllung von Weisungen (sog. Unge-

horsamsarrest bzw. Beugearrest gemäß § 11 Abs. 3 JGG) wird statistisch nicht erfasst. Dasselbe 

gilt für Ungehorsamsarrest bzw. Beugearrest wegen schuldhafter Nichterfüllung von Auflagen (§ 15 

Abs. 3 S. 2 mit § 11 Abs. 3 JGG)]; Einzelheiten zu diesen Maßnahmen s. bei  Beugearrest. 
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Anhang I  

Regeln zum Nachweis von Details der Entscheidungen 
von Strafgerichten im Urteil, und zur Erfassung bzw. zum 
Nachweis solcher Entscheidungen in der Strafverfol-
gungsstatistik  

(Nur Grundzüge mit ausgewählten Beispielen). 

I.1 Gerichtliche Urteilsfindung und Verkündung / Urteilsinhalte 

Hauptverhandlungen in Strafsachen schließen mit der auf die Beratung und Urteilsfin-

dung folgenden Verkündung des Urteils (§ 260 Abs. 1 StPO). Gegenstand der Urteilsfin-

dung ist die in der Anklage bezeichnete Tat, wie sie sich nach dem Ergebnis der Verhand-

lung darstellt (so § 264 Abs. 1 StPO).  

Das Gericht ist an die Beurteilung der Tat, die dem Beschluss über die Eröffnung des Haupt-

verfahrens zugrunde lag, nicht gebunden (§ 264 Abs. 2 StPO i.V.m. §§ 203 und 207 StPO).  

Über das Ergebnis der Beweisaufnahme entscheidet das Gericht nach seiner freien, aus 

dem Inbegriff der Verhandlung geschöpften, Überzeugung (§ 261 StPO). Der Kurzbegriff 

dazu lautet „freie Beweiswürdigung“ (Zum Strafbefehlsverfahren s. §§ 407 ff. StPO). 

Urteile lauten auf Verurteilung oder auf Freispruch oder auf Einstellung des Verfahrens. 

Sie werden im Namen des Volkes (§ 268 Abs. 1 StPO) und durch die Verlesung der Urteils-

formel sowie die Eröffnung der Urteilsgründe verkündet. Die mündliche Eröffnung der Ur-

teilsgründe geschieht durch vollständige Verlesung oder durch die mündliche Mitteilung ih-

res wesentlichen Inhalts (§ 268 Abs. 2 StPO). Im letzteren Fall bleiben die Details der spä-

teren schriftlichen „Absetzung“ zu den Akten vorbehalten (§ 275 StPO). 

Bei Verurteilung gibt die Urteilsformel, in der Rechtssprache als „Urteilstenor“ oder ein-

facher auch als „Tenor“ geläufig, die rechtliche Bezeichnung der Tat an, „deren der Ange-

klagte schuldig gesprochen wird“ (§ 260 Abs. 4 S. 1 StPO). 

Bei Freispruch durch Urteil wird in der Urteilsformel nur diese Entscheidung als solche 

ausgesprochen, die Tat ergibt sich neben anderen Angaben in verdichteter Form aus dem 

sog. Urteilskopf, ansonsten aus den Urteilsgründen (§ 267 Abs. 5 StPO). Dasselbe gilt für 

die Einstellung des Verfahrens durch Urteil (§ 260 Abs. 3 StPO).  

Bei Urteilen, die wegen mehrfacher Taten in Tatmehrheit (Realkonkurrenz) ergehen, und 

bei denen neben Verurteilung auch Freispruch (sog. Teilfreispruch) oder/und Einstellung 

(sog. Teileinstellung) erfolgt, lautet die Urteilsformel pauschal: „Im Übrigen wird der Ange-

klagte freigesprochen“ bzw. „Im Übrigen wird das Verfahren eingestellt“. Die dazu gehören-

den Taten müssen aus dem Urteilskopf bzw. aus der Begründung erschlossen werden. 

Ergänzender Hinweis: Der Urteilskopf wird traditionell auch Rubrum genannt, weil er in alten 

Zeiten mit roter Farbe geschrieben wurde. 

Vor allem aus den §§ 260 und 267 StPO ergeben sich zahlreiche Einzelheiten zu Ent-

scheidungsinhalten, die entweder schon im mündlichen Urteil oder auf jeden Fall in den 

später „abgesetzten“ schriftlichen Urteilsgründen mitgeteilt werden müssen.  



Strafverfolgungsstatistik für die Bundesrepublik Deutschland (StVerfStat)  80 

 

Mit Blick auch auf die genaue Auswertung des rechtskräftig/bestandskräftig gewordenen 

Urteils für die Strafverfolgungsstatistik ist besonders § 260 Abs. 4 zur Urteilsformel und zu 

der rechtlichen Bezeichnung der Tat(en) wichtig. Zusätzlich bestimmt § 260 Abs. 5 Satz 

1: „Nach der Urteilsformel werden die angewendeten Vorschriften nach Paragraph, Absatz, 

Nummer, Buchstabe und mit der Bezeichnung des Gesetzes aufgeführt“. 

In grundsätzlicher Übereinstimmung mit dieser gesetzlichen Pflicht für die Gerichte regeln 

die Erfassungsrichtlinien für die StVerfStat (früher „Zählkarten“) dazu das Folgende: „Es 

sind alle verletzten Strafvorschriften anzugeben. Im Falle ihrer Anwendung sind auch fol-

gende Vorschriften anzugeben: §§ 20, 21, 23, 25 Abs. 2, 26, 27, 44, 52, 53, 56, 59, 69, 69a, 

69b StGB, §§ 21, 57 JGG“. Dies gilt gleichermaßen für Personen, die nach allgemeinem 

Strafrecht und für Personen, die nach Jugendstrafrecht abgeurteilt wurden. 

„Verurteilte“ gemäß den Vorschriften der Strafprozessordnung sind alle diejenigen Ab-

geurteilten, die gemäß der Formel des § 260 Abs. 4 StPO „schuldig gesprochen“ werden, 

auch wenn das Gericht im Urteil keine „Rechtsfolgen“ ausspricht.  

Solche Schuldsprüche ohne Strafen oder Maßregeln oder Maßnahmen, die man auch poin-

tiert als „isolierte Schuldsprüche“ bezeichnen kann, gibt es in mehreren Formen sowohl 

nach Allgemeinem Strafrecht als auch nach Jugendstrafrecht (s. dazu oben im Haupttext 

unter den Begriffen „Andere Entscheidungen“, „Absehen von Strafe“, „Aussetzung der Ver-

hängung der Jugendstrafe“ und „Verwarnung mit Strafvorbehalt“).  

Das Bundeszentralregistergesetz regelt in § 4 unter der Überschrift „Verurteilungen“ fol-

gendes: „In das Register sind die rechtskräftigen Entscheidungen einzutragen, durch die 

ein deutsches Gericht im Geltungsbereich dieses Gesetzes wegen einer rechtswidrigen Tat  

1.  auf Strafe erkannt,  

2.  eine Maßregel der Besserung und Sicherung angeordnet,  

3.  jemanden nach § 59 des Strafgesetzbuches mit Strafvorbehalt verwarnt oder  

4.  nach § 27 des Jugendgerichtsgesetzes die Schuld eines Jugendlichen oder Her-

anwachsenden festgestellt hat“. 

Der in der StVerfStat verwendete Begriff „Verurteilte“ ist mithin enger gefasst als der 

in der StPO und im BZRG verwendete Begriff. Denn in Tabelle 2.1 werden Personen, bei 

denen entweder § 4 Nr. 2 oder Nr. 3 oder Nr. 4 BZRG zutrifft, als Personen mit „anderen 

Entscheidungen“ aufgeführt.  

Dies erklärt sich vermutlich dadurch, dass viele Kategorien der StVerfStat, was das Krite-

rium der „rechtskräftigen“ Entscheidungen betrifft, bei den Erfassungsregeln zwar in der 

Substanz an Regelungen des BZRG angelehnt sind, dass aber beim Nachweis in den ver-

öffentlichten Jahresberichten davon abgewichen wird. 

Diese Lösung ist vor allem für Verwarnte mit Strafvorbehalt insoweit gut nachvollziehbar, 

als es sich bei den in Tabelle 2.1 der StVerfStat separat aufgeführten Tätern um solche 

handelt, deren Verurteilung am Ende sozusagen „gut ausgegangen“ ist: Bei ihnen hat das 

Gericht wegen Erfüllung der beim Vorbehaltsurteil ausgesprochenen Erwartungen bzw. 

Auflagen und Weisungen förmlich erklärt, dass es „bei der Verwarnung sein Bewenden“ 

hat, weswegen die vorbehaltlich festgesetzte Geldstrafe nicht „verhängt“ wird (§ 59b Abs. 2 

StGB).  
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Bei den an späterer Stelle nachgewiesenen Tätern (Tabelle 3.4 der StVerfStat) handelt es 

sich demgegenüber um die sozusagen „missglückten“ Verläufe, die am Ende der Bewäh-

rungszeit zur förmlichen Verurteilung in Höhe der festgesetzten Geldstrafe geführt haben 

(§ 59b Abs. 1 mit § 56f StGB).  

Mithin sind bei Berechnungen zur Gesamtmenge von Verwarnten mit Strafvorbehalt bei der 

Straftatengesamtheit oder bei Straftatengruppen oder bei einzelnen Straftaten sowohl die 

Tabelle 2.1 als auch die Tabelle 3.4 zu berücksichtigen.  

Diese Lösung ist auch in Fällen der Aussetzung der Verhängung der Jugendstrafe (§ 27 

JGG) bei Jugendlichen oder nach Jugendstrafrecht behandelten Heranwachsenden gut 

nachvollziehbar. Hier geht es darum, dass das Gericht zwar dem Grunde nach davon über-

zeugt ist, dass im konkreten Fall „schädliche Neigungen“ (§ 17 Abs. 2 Variante 1 JGG) 

vorliegen, dass es jedoch jedenfalls aktuell nicht mit Sicherheit beurteilen kann, ob sie be-

reits in einem „Umfang hervorgetreten“ sind, „dass eine Jugendstrafe erforderlich“ ist.  

Das Gericht setzt unter solchen Umständen die Entscheidung über genau diese Frage des 

„Erfordernisses“ der Verhängung einer solchen Jugendstrafe in der Substanz betrachtet für 

eine bestimmte Probezeit aus, welche gesetzlich als Bewährungszeit bezeichnet wird (§ 27 

mit §§ 28 und 29 JGG).  

Bei den in Tabelle 2.1 der StVerfStat aufgeführten Tätern handelt es sich um solche, deren 

Verurteilung am Ende sozusagen „gut ausgegangen“ war. Hier stellt das Gericht nach Ana-

lyse und Gewichtung des Verhaltens der Probanden während der Probezeit verbindlich fest, 

dass schädliche Neigungen in hinreichendem Umfang zur Zeit der Tat nicht vorgelegen 

hatten, und ordnet an, dass der Schuldspruch (im Zentralregister) getilgt wird (§ 30 Abs. 2 

JGG); diese Anordnung wird mit Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung wirksam.  

Bei den an späterer Stelle nachgewiesenen Tätern (Tabelle 3.4 der StVerfStat) handelt es 

sich demgegenüber um die schlussendlich „missglückten“ Verläufe, vor allem solche mit 

„schlechter Führung“ des Probanden. Hier stellt das Gericht fest, dass die im Schuldspruch 

missbilligte Tat auf schädliche Neigungen in einem Umfang zurückzuführen ist, dass eine 

Jugendstrafe erforderlich ist; es erkennt sodann „auf diejenige Strafe, die es im Zeitpunkt 

des Schuldspruchs bei sicherer Beurteilung der schädlichen Neigungen des Jugendlichen 

ausgesprochen hätte“ (§ 30 Abs. 1 JGG).  

Mithin sind bei Berechnungen zur Gesamtmenge von jungen Tätern mit Aussetzung der 

Verhängung der Jugendstrafe bei der Straftatengesamtheit oder bei Straftatengruppen oder 

bei einzelnen Straftaten sowohl die Tabelle 2.1 als auch die Tabelle 3.4 zu berücksichtigen. 
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I.2  Unterschiedliche Inhalte in Paragraphen von Strafgesetzen: 
Einfache Straftaten mit einfachem Strafrahmen sowie mehr-
fach voneinander abgesetzte „Straftat-Varianten“ mit den-
selben oder auch mit unterschiedlichen Strafrahmen 

I. 2.1  Beispiele für „Einfache Straftaten“  

Solche gesetzlichen Regelungen/Paragraphen gibt es hauptsächlich im Bereich von Ver-

gehen im sog. Kernstrafrecht (StGB) und im Nebenstrafrecht. Ein Beispiel ist das Vergehen 

des (scil. einfachen) Diebstahls gemäß § 242 Abs. 1 StGB „Wer eine fremde bewegliche 

Sache einem anderen in der Absicht wegnimmt, die Sache sich oder einem Dritten zuzu-

eignen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft“. Ein anderes 

Beispiel ist das Vergehen der fahrlässigen Körperverletzung gemäß § 229 StGB: „Wer 

durch Fahrlässigkeit die Köperverletzung einer anderen Person verursacht, wird mit Frei-

heitstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft“.  

Eines der wenigen einschlägigen Beispiele für Verbrechen nach dem Strafgesetzbuch ist 

der Mord gemäß § 211 StGB: Absatz 1 regelt quasi lakonisch „Der Mörder wird mit lebens-

langer Freiheitsstrafe bestraft“. In Absatz 2 wird zwar der Begriff des Mörders mehrfach 

ausdifferenziert (unter anderem Mordlust, Befriedigung des Geschlechtstriebs und Hab-

gier), jedoch bleibt es von der angedrohten Strafe her dabei, dass „Mord gleich Mord“ ist.  

I.2.2  Beispiele für „Straftat-Varianten“ 

In solchen überaus zahlreichen Regelungen/Paragraphen gibt es unter einer einzigen 

Überschrift zunächst eine Art Grundtatbestand und dann je nachdem einen die Tat er-

schwerenden oder die Tat mildernden Tatbestand oder auch beides oder auch mehrere 

Abwandlungen nach oben oder nach unten.  

Zudem sehen die Gesetze an vielen Stellen sog. unbenannte minder schwere oder beson-

ders schwere Fälle, an anderen Stellen wiederum benannte minder schwere oder beson-

ders schwere Fälle vor, dazu an nochmals anderen Stellen sog. Regelbeispiele.  

Minder schwere oder besonders schwere Fallgestaltungen eines Deliktes werden schließ-

lich vielfach als eigene Straftatbestände festgelegt.  

Entsprechend gibt es dann auf der Rechtsfolgenseite sowohl Straf(rahmen)milderungen als 

auch Straf(rahmen)erhöhungen. Das kann hier unmöglich im Detail dargestellt werden. Zur 

Veranschaulichung seien jedoch wenigstens ein paar ausgewählte Beispiele knapp skiz-

ziert:  

Beispiel 1: Bei der Misshandlung von Schutzbefohlenen (§ 225 StGB) regelt Abs. 1 

Varianten des Grundtatbestandes als Vergehen, die mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten 

bis zu zehn Jahren bedroht sind. In Absatz 3 finden sich Varianten eines Verbrechens, die 

mit Freiheitsstrafe „nicht unter einem Jahr“ bedroht sind. Absatz 4 regelt dann „minder 

schwere Fälle“ sowohl des Absatzes 1 als auch des Absatzes 3. Bezüglich Abs. 1 gilt dann 

ein Strafrahmen von drei Monaten bis zu 5 Jahren Freiheitsstrafe (= Vergehen), bezüglich 

Abs. 3 gilt demgegenüber ein Strafrahmen von sechs Monaten bis zu zehn Jahren (= ei-

gentlich ein Strafrahmen für Vergehen, wobei die Tat jedoch gemäß der Regelung des § 12 

Abs. 3 StGB ein Verbrechen bleibt). 
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Beispiel 2: Bei Tathandlungen des sexuellen Übergriffs bzw. der sexuellen Nötigung / 

Vergewaltigung (§ 177 StGB; s. vollständigen Text auf S. 73) geht es teils um Vergehen 

(Absätze 1, 2, 3 und 9 erste Variante), aber überwiegend um Verbrechen (Absätze 4 bis 8 

und 9 zweite und dritte Variante). Abs. 2 regelt verschiedene spezielle Varianten schon des 

Grundtatbestandes der sexuellen Nötigung (etwa Ausnutzung eines Überraschungsmo-

ments) die mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren bedroht sind.  

Für noch erheblichere Fälle der sexuellen Nötigung als Verbrechen wird in § 177 Abs. 4 

bzw. Abs. 5 Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr angedroht, wobei als Beispiele u.a. die 

Anwendung von Gewalt oder das Ausnutzen einer Lage, in der das Opfer der Einwirkung 

des Täters schutzlos ausgeliefert ist, genannt werden. 

Absatz 6 definiert „besonders schwere Fälle“ mit der Androhung von Freiheitsstrafe nicht 

unter zwei Jahren. Dazu zählen als „Regelfälle“ das Begehen der Tat von mehreren ge-

meinschaftlich, sowie die bis vor wenigen Jahren noch als eigenständiger Straftatbestand 

geregelte Vergewaltigung.  

Ohne separate Teil-Überschrift definiert Abs. 7 dann (auch für die Vergewaltigung gültig) 

sozusagen besonders qualifiziert schwere Fälle, die mit Freiheitsstrafe nicht unter drei Jah-

ren bedroht sind. Hier werden dann nicht „Regelbeispiele“, sondern genau begrenzte ein-

zelne Varianten formuliert, wie das Beisichführen einer Waffe oder ein Verhalten, welches 

das Opfer in die Gefahr einer schweren Gesundheitsbeschädigung bringt. 

Ebenfalls ohne separate Teil-Überschrift definiert dann Abs. 8 (auch für die Vergewaltigung 

gültig) sozusagen besonders erhöht qualifiziert schwere Fälle, die mit Freiheitsstrafe nicht 

unter fünf Jahren bedroht sind, ebenfalls als genau begrenzte einzelne Varianten, wie die 

körperlich schwere Misshandlung des Opfers durch den Täter oder ein Verhalten, welches 

das Opfer in die Gefahr des Todes bringt. 

Schließlich führt Abs. 9 (auch für die Vergewaltigung gültig) zwei verschiedene unbenannte 

„minder schwere Fälle“ von Verbrechen ein. Zunächst sind dies minder schwere Fälle be-

züglich der Absätze 4 und 5 mit angedrohter Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 

Jahren (an sich ein Strafrahmen bei Vergehen, jedoch trotzdem Verbrechen wegen der 

Regel des § 12 Abs. 3 StGB). Sodann sind dies minder schwere Fälle bezüglich der Ab-

sätze 7 und 8 mit angedrohter Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren. 

Beispiel 3: Bei dem Verbrechen des Raubes gibt es zunächst als sozusagen Grund- oder 

Bezugstatbestand den (scil. einfachen) Raub (§ 249 StGB), der in Abs. 1 mit einer Frei-

heitsstrafe nicht unter einem Jahr bedroht ist.  

Für unbenannt minder schwere Fälle gilt in Abs. 2 eine Strafdrohung mit Freiheitsstrafe von 

sechs Monaten bis zu fünf Jahren (s. auch hier § 12 Abs. 3 StGB).  

Einen eigenen qualifizierten Straftatbestand bildet sodann der Schwere Raub (§ 250 

StGB). Nach dessen Abs. 1 sind verschiedene Tatvarianten mit Freiheitsstrafe nicht unter 

drei Jahren bedroht, wie das Mitführen eines Werkzeugs, um den Widerstand einer anderen 

Person durch Gewalt oder Drohung mit Gewalt zu verhindern oder zu überwinden.  

Abs. 2 formuliert sodann straferhöhende Varianten mit angedrohter Freiheitsstrafe nicht 

unter fünf Jahren, wie die schwere körperliche Misshandlung einer anderen Person.  
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Für die Absätze 1 und 2 führt schließlich Abs. 3 unbenannte minder schwere Fälle ein, mit 

einer Strafdrohung der Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren.  

Wegen Raub mit Todesfolge wird in einem eigenen Erfolgs-Qualifikationstatbestand 

(§ 251 StGB) mit lebenslanger Freiheitsstrafe oder Freiheitsstrafe nicht unter zehn Jahren 

bedroht, wer „durch“ den Raub (§§ 249 und 250 StGB) „wenigstens leichtfertig“ den Tod 

eines anderen Menschen verursacht.  

Beispiel 4: Wer schließlich einen Räuberischen Diebstahl begeht (§ 252 StGB), wird 

„gleich einem Räuber“ mit Strafe bedroht, was sämtliche Varianten der §§ 249 bis 251 StGB 

umfasst. 

I.2.3  Aufbereitung strafgerichtlicher Entscheidungen für die Strafverfol-
gungsstatistik durch die Statistischen Ämter des Bundes und der Län-
der  

I. 2.3.1  Präzise Erfassung jeder einzelnen Straftat und ggf. jeder einzelnen Unter-
Variante einer solchen Straftat, die in einer gerichtlichen Entscheidung auf-
taucht 

Die Erfassung erfolgt nach Eintritt der Rechtskraft bzw. der Bestandskraft jeder strafgericht-

lichen Entscheidung nach allgemeinem Strafrecht und nach Jugendstrafrecht.  

Die Erfassungsregeln (früher auch „Zählkarten“ genannt) sehen jeweils unter dem Punkt 

5.1 vor, dass von den entsprechend geschulten Bediensteten der Geschäftsstellen der 

„Strafvollstreckungsbehörden“ „alle verletzten Strafvorschriften“ anzugeben bzw. in die 

PC-Maske einzutragen sind.  

Ergänzend wird dann geregelt, dass „im Falle ihrer Anwendung“ auch noch weitere Vor-

schriften explizit anzugeben sind. Es geht namentlich um 

 Schuldunfähigkeit (§ 20 StGB) 

 Verminderte Schuldfähigkeit (§ 21 StGB) 

 Versuch einer Straftat (§ 23 StGB) 

 Mittäterschaft beim Begehen einer Straftat (§ 25 Abs. 2 StGB) 

 Anstiftung eines anderen zu einer rechtswidrigen Tat (§ 26 StGB) 

 Beihilfe zur Begehung einer rechtswidrigen Tat durch einen anderen (§ 27 StGB) 

 Anordnung eines Fahrverbots (§ 44 StGB) 

 Tateinheit (§ 52 StGB) 

 Tatmehrheit (§ 53 StGB) 

 Strafaussetzung (einer Freiheitsstrafe) zur Bewährung (§ 56 StGB) 

 Verwarnung mit Strafvorbehalt (§ 59 StGB) 

 Entziehung der Fahrerlaubnis (§ 69 StGB) 

 Sperre für die Erteilung einer (neuen) Fahrerlaubnis (§ 69a StGB) 

 Wirkung der Entziehung bei einer ausländischen Fahrerlaubnis (§ 69b StGB) 

 Strafaussetzung (einer Jugendstrafe) zur Bewährung (§ 21 JGG) 

 Entscheidung über die Aussetzung (einer Jugendstrafe) zur Bewährung (§ 57 JGG). 

Weiter ergänzend sei nur ganz pauschal darauf hingewiesen, dass gemäß den Erfassungs-

regeln unter Punkten 5.2, 5.3 und 5.4 bestimmte Sonderfälle oder besondere Tatkonstel-

lationen separat mit vorgegebener Codierung zu erfassen sind.  
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Ebenfalls werden mit entsprechender Codierung unter Punkten 6.1 bis 6.9 separat erfasst: 

Die von den Gerichten konkret verhängten Hauptstrafen sowie ggf. die Nebenstrafen 

und Nebenfolgen, sodann die konkret angeordneten Maßregeln der Besserung und Si-

cherung, sodann etwaige Strafaussetzungen zur Bewährung und „Sonstige Entschei-

dungen“, sodann Fälle der Weisung zum Täter-Opfer-Ausgleich.  

Unter Punkten 7.1 und 7.2 der Erfassungsregeln werden die Dauer und die Gründe für 

etwaige Untersuchungshaft und schließlich unter Punkten 8.1 bis 8.5, in detaillierter Co-

dierung, frühere Verurteilungen, Maßregeln und Maßnahmen erfasst.  

I. 2.3.2  Reduzierter Nachweis der erfassten Entscheidungsinhalte in den Jahres-
berichten der Strafverfolgungsstatistik  

An dieser Stelle mag es genügen, für die Gegenwart und für mindestens noch einige wei-

tere Geschäftsjahre pauschal auf folgendes hinzuweisen: Nur ein Teil der erfassten Ent-

scheidungsinhalte wird in die (seit längerem nur noch elektronisch zur Verfügung gestellten) 

Jahresberichte bzw. Jahrgangsbände aufgenommen. Oben in Teil I ist bei den dort erläu-

terten Begriffen jeweils angegeben, ob und ggf. inwieweit sich in den Jahrgangsbänden 

genaue oder pauschalierte Angaben/Belege finden lassen.  

Für die Zukunft erscheint namentlich folgender Gesichtspunkt bedeutsam: Die Statistischen 

Ämter könnten dem Beispiel des Bundeskriminalamts und ggf. einzelner Landeskriminal-

ämter dahingehend folgen, dass (mit den Jahren reichlicher werdend) die zentralen Be-

funde der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) in einem Hauptband verdichtet mit Text, Ta-

bellen und Schaubildern regelmäßig für die Öffentlichkeit dargestellt werden, während die 

für alle an sich zugänglichen, aber doch meist eher für besonders Interessierte in Praxis, 

Politik und Wissenschaft relevanten Einzelbefunde zu Taten, Tatverdächtigen und Opfern 

auf dem Weg von Sondertabellen elektronisch verfügbar bleiben sowie frei heruntergeladen 

werden können.  

[Ergänzender Hinweis: Für eigenständige (wissenschaftliche) Berechnungen sind die sog. 

Verbundtabellen (in Nachfolge der früheren Maschinentabellen) auch derzeit schon von 

hoher Bedeutung. Die Statistischen Landesämter liefern aufgrund einer Bund-Länder-Ver-

einbarung dem Statistischen Bundesamt genormte Tabellen, aus denen dieses die StVer-

fStat Bund erstellt. Diese Verbundtabellen mit Aggregatdaten können vom Statistischen 

Bundesamt unter bestimmten Voraussetzungen im Wege einer CD für Interessenten zur 

Verfügung gestellt werden. Davon zu unterscheiden sind die Einzeldatensätze der StVer-

fStat. Diese sind unter bestimmten Voraussetzungen, ebenso wie die Einzeldatensätze der 

Strafvollzugsstatistik und der (seit 2011 allerdings nicht mehr voll bedienten) Bewährungs-

hilfestatistik, über die Forschungsdatenzentren der Statistischen Ämter erhältlich.14 

Viele Angaben/Belege in den Erhebungen zur StVerfStat eignen sich zudem schon jetzt für 

die in der Substanz problemlose Aufnahme in eine hoffentlich irgendwann doch durch Bund 

und Länder sowie die diversen Ressorts (vor allem Justiz und Inneres) verbindlich verein-

barte und bspw. von den Statistischen Ämtern technisch und administrativ zu realisierende 

Verlaufsdatenbank, aus der sich unterschiedliche Verläufe (als sog. „Verlaufsstatistiken“) 

                                                           
14  Eine umfassende Analyse siehe bei Wolfgang Heinz: 57 Jahre Bewährungshilfe im Spiegel der 

Bewährungshilfestatistik. Ein Überblick über die Entwicklung von 1963 bis 2019 im früheren Bun-
desgebiet. Stand = Berichtsjahr 2019; Version = 1/2021. Originalpublikation im Konstanzer In-
ventar Sanktionsforschung 2021 (KIS). http://www.ki.uni-konstanz.de/kis/  

http://www.ki.uni-konstanz.de/kis/
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im Entwicklungsgang von einer Tat bis zu deren rechtskräftiger Aburteilung bei Bedarf be-

rechnen und spezifisch Berechtigten bzw. soweit wie möglich auch der Öffentlichkeit zur 

Verfügung stellen ließen.  

Dies setzt allerdings voraus, dass entsprechend der Regelung für die Bundesweite Rück-

fallstatistik zugleich eine Fallkennung und eine Personenkennung eingefügt werden. Nur 

dadurch ließe sich über die verschiedenen Instanzen hinweg ein Fall bzw., als „Anhängsel“ 

des Falls, eine Person identifizieren und damit der Verlauf rekonstruieren. Dass solches im 

Prinzip gelingen kann, belegt beispielsweise die Hochschulstatistik auf der Grundlage des 

Hochschulstatistikgesetzes (HochschulstatistikG).  

I. 2.3.3. Regeln zur Berechnung/ Aufbereitung von Fällen, in denen Abgeurteilte 
bzw. Verurteilte (etc.) wegen einfacher oder mehrfacher Tatbestandsver-
wirklichung in den unterschiedlichsten Kombinationen sanktioniert wer-
den  

Wie schon oben in Teil I erläutert, richten sich das Statistische Bundesamt und die Statisti-

schen Ämter der Länder gleichermaßen bei der Entscheidung, wegen welcher Tat(en) die 

betroffene Person zur jeweiligen Entscheidung, ggf. also auch mehrfach im Verlauf eines 

Geschäftsjahrs, für den Nachweis erfasst werden soll, nach dem Abstraktionsgrundsatz, 

während für die Frage nach den ggf. verhängten Sanktionen die tatsächlich konkret durch 

die Gerichte verhängten oder angeordneten Sanktionen entscheidend sind.  

Über einige der Implikationen, die solches für das Verstehen der Sanktionen für die ausge-

wiesenen Straftatbestände mit sich bringt, finden sich Hinweise im Teil I. Hier sei ergänzend 

das Folgende hervorgehoben:  

(1) Die Statistischen Ämter haben alle Paragraphen in allen Gesetzen, die für die Strafver-

folgungsstatistik berücksichtigt werden, minutiös nach einem schlüssig gegliederten 

Schema aufbereitet (s. dazu unten im Abschnitt 2.3.4, S. 96). Die „abstrakte Schwere“ 

einer zu einem erfassten „Täter“ abgeurteilten Straftat spielt je nach den konkreten Um-

ständen der Aburteilung eine bedeutsam unterschiedliche Rolle.  

(2) Bezieht sich eine konkrete Verurteilung nur auf eine einzige Tat oder aber auch auf 

mehrere Taten exakt derselben Art in Idealkonkurrenz, dann gilt folgendes: Die in der StVer-

fStat ausgewiesene Aburteilung ist identisch mit der durch das Gericht erfolgten Aburtei-

lung. Aber die in den besonderen Tabellen konkret nach Art und Höhe ausgewiesenen 

Strafen oder anderen Sanktionen lassen nicht erkennen, ob sie die Folgen einer Einzeltat 

oder mehrerer Tathandlungen sind. Verdeutlicht am leicht nachvollziehbaren Beispiel des 

einfachen Diebstahls gemäß § 242 StGB.  

 Ein solcher Diebstahl wird vom Gesetz mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 

mit Geldstrafe bedroht. Nehmen wir an, das Gericht habe, unter Anwendung der 

Strafzumessungsvorgaben von § 46 StGB, eine Freiheitsstrafe von exakt 5 Jahren 

verhängt.  

 Eine solche Strafe lässt nun, auf die Oberfläche der StVerfStat blickend, keines-

falls eine auch nur einigermaßen verbindliche Einschätzung zu, was sich genau 

dahinter verbirgt.  

 Um nur ein paar wenige Alternativen zu nennen: Es kann sich um die maximal 

schwerste Strafe für einen einzigen Diebstahl mit besonders exorbitant hoher 

Beute handeln, aber auch um eine Strafe für in Tateinheit begangene mehrere 
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gewichtige Handlungen, oder schließlich um eine Strafe für die Tat oder mehrere 

Tathandlungen eines schon mehrfach vorbestraften Menschen, also eines sog. 

Rückfalltäters.  

 Vereinfachend zusammengefasst: Auf jeden Fall ist eindeutig der Abgeurteilte für 

die StVerfStat einzig und allein „ein Dieb“ gewesen.  

(3) Bezieht sich eine konkrete Verurteilung auf mehrere Taten, die zueinander im Verhältnis 

der Realkonkurrenz stehen, vielleicht ihrerseits auch noch in Teilen mit idealkonkurrierend 

verwirklichten Tatbeständen verbunden, dann gilt folgendes: Schon auf der Tatbestands-

ebene wird nur ein einziger Straftatbestand ausgewiesen, eben derjenige, der vom Gesetz 

generell (also „abstrakt“) mit der nach Art und Höhe schwersten Strafe (oder ggf. schwers-

ten anderen Sanktion) bedroht wird.  

(4) Dazu ein Beispiel in sachlicher Übereinstimmung mit den Ausführungen in der StVerfS-

tat für Bayern 2017, bearbeitet und herausgegeben vom Bayerischen Landesamt für Sta-

tistik 2018, auf Seite 7, jedoch in den Formulierungen durch mich abgewandelt:  

 Ein angetrunkener Verkehrsteilnehmer hat durch zu schnelles Fahren mit seinem 

Auto einen Unfall verursacht, bei dem mehrere Menschen getötet und verletzt wor-

den sind, und hat anschließend „Verkehrsunfallflucht“ begangen. Er ist dafür vom 

Strafgericht rechtskräftig wegen Fahrlässiger Tötung (§ 222 StGB) in Idealkonkur-

renz mit Fahrlässiger Körperverletzung (§ 229 mit § 52 StGB) sowie wegen in Re-

alkonkurrenz begangenen unerlaubten Entfernens vom Unfallort (§ 142 Abs. 1 mit 

§ 53 StGB) verurteilt worden.  

 

 Der Verurteilte wird bei dieser Konstellation für die Statistik nur bei § 222 StGB 

gezählt. Die §§ 229 und 241 StGB, die tatsächlich mit in die Verurteilung einbezo-

gen worden sind, treten dahinter zurück bzw. – anders ausgedrückt – „verschwin-

den virtuell“ im statistischen Nirwana, auch wenn sie konkret eine beachtliche Rolle 

für die konkrete Strafzumessung gespielt haben sollten. Die Lösung ist auf den 

ersten Blick zunächst eindeutig: Strafrahmenschwere im Gesetz: für § 222 = Frei-

heitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe; für § 229 = Freiheitsstrafe bis zu 

drei Jahren oder Geldstrafe; für § 142 = Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 

Geldstrafe. 

 

 In dem vom Bayerischen Landesamt abgewandelten Beispiel sind durch die Un-

fallverursachung bei sonst gleichen Umständen die Opfer nur verletzt worden. In 

dieser Konstellation wird der Verurteilte nur bei § 229 StGB gezählt. Die Verkehrs-

unfallflucht gemäß § 142 StGB tritt auch diesmal dahinter zurück, selbst wenn sie 

konkret für das Gericht entscheidend gewesen sein möchte bei der Frage, wie 

lange bei der ggf. neben der Strafe angeordneten Entziehung der Fahrerlaubnis (§ 

69 StGB) die sog. Sperre für die Wiedererteilung einer neuen Fahrerlaubnis (§ 69a 

StGB) dauern muss. Auch hier geht es um ein lediglich virtuelles Verschwinden 

auf der Oberfläche der StVerfStat.  

 

 Im zweiten Blick auf diese Variante fällt nun hier stärker als oben auf, dass § 229 

und § 142 Abs. 1 vom Strafrahmen her mit derselben Strafe bedroht sind. Solche 

identischen Strafrahmen kommen, was u.a. in der Wissenschaft mit Blick auf die 

statistische Erfassung bislang so gut wie nicht thematisiert wird, bei den unter-

schiedlichsten Deliktskombinationen nach StGB oder/und den Nebenstrafgeset-

zen sehr häufig vor.  
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Die Lösung der Statistischen Ämter geht in sich schlüssig dahin, dass bei Delikten, 

die gesetzlich exakt mit einer Strafe desselben Strafrahmens bedroht sind, sog. 

Schwereziffern vergeben werden. Im Ergebnis sind diese Schwereziffern so be-

stimmt, dass „Duplikate“, also gleich gewichtete Straftatverwirklichungen verschie-

dener bis höchst unterschiedlicher Art, statistisch nicht vorkommen können. 

 

 Der Verurteilte taucht im gegebenen Beispielsfall mithin eben deswegen nicht als 

Täter von § 142 StGB auf, weil die Verkehrsunfallflucht im Vergleich zur Fahrläs-

sigen Köperverletzung nach § 229 StGB eine geringer gewichtete Schwereziffer 

zugewiesen bekommen hat. Details können hier nicht ausgebreitet werden. Nur so 

viel sei erläutert: Die Schwereziffer ist in den für jede Paragraphenvariante genau 

bestimmten, und zudem mehrstelligen, sog. Maschinenschlüssel eingebaut. Dies 

hat die für Arbeitsaufwand und Fehlerfreiheit der Erfassung angenehme sowie 

nützliche Folge, dass in jeder beliebig denkbaren und unterschiedlich komplizier-

ten Deliktskombination das „richtige“ Delikt vom Computer (im Rechenzentrum der 

Landesämter) automatisch herausgefiltert und zum Nachweis in der Statistik mar-

kiert wird.  

 

 Die Folge des ganzen Verfahrens, das – wie ausdrücklich nochmal hervorgehoben 

sei – in sich völlig schlüssig konstruiert sowie in etlichen Dimensionen auch sach-

lich gut vertretbar ist, erlangt freilich für die „richtige“ Interpretation der Zahlen von 

Abgeurteilten, Verurteilten, Bestraften etc. in der StVerfStat eine ganz erhebliche 

Bedeutung. 

 

 Um zunächst beim Beispiel zu bleiben:  

Ganz offensichtlich werden in Deutschland von den Strafgerichten jedes Jahr viel 

mehr Personen (die konkrete Strafzumessung mit beeinflussend) wegen Ver-

kehrsunfallflucht verurteilt, als dies in der StVerfStat ausgewiesen wird. Und 

ebenso offensichtlich würden, wenn man dies für Fragen der Rechtspolitik bzw. 

der Strafverfolgungspraxis bzw. der Strafrechtswissenschaft bzw. der Kriminologie 

oder der Pönologie für erheblich hielte, auch heute schon mithilfe der Rechenzen-

tren der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder exakte Sonderberech-

nungen dazu erstellt werden können, wie oft Täter wegen Verkehrsunfallflucht „tat-

sächlich“ allein verurteilt oder im Hintergrund mitverurteilt worden sind, und bei 

mehr Aufwand sogar, um welche Verurteilungs- oder Sanktionsarten und Kombi-

nationen es ebenso „tatsächlich“ gegangen ist.  

 

 Aber es kann in etlichen Kombinationen durchaus geschehen, dass ein Verurteil-

ter, der neben Verkehrsunfallflucht noch wegen anderer Delikte sanktioniert wor-

den ist, in der Statistik dominant, also einzig und allein zu § 142 StGB gezählt wird. 

Dies ist beispielsweise der Fall, wenn der Täter im Zusammenhang mit Verkehrs-

unfallflucht ein ihm gehörendes Kraftfahrzeug ohne gültige Fahrerlaubnis im öf-

fentlichen Straßenverkehr führt. Denn: Strafdrohung bei § 142 StGB = Freiheits-

strafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe; bei § 21 StVG = Freiheitsstrafe bis zu 

einem Jahr oder Geldstrafe. 

 

 Wie sich unter anderem bei einem von Prof. Dr. Wolfgang Heinz und mir durchge-

führten empirischen Projekt vor nun schon vielen Jahren quasi als Nebenergebnis 

herausgestellt hatte, spielt § 21 StVG gerade bei männlichen Jugendlichen bzw. 

noch deutlicher bei nach Jugendstrafrecht behandelten männlichen Heranwach-
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senden eine ganz beachtliche Rolle. Dies ist etwa der Fall bei der sog. Ge-

brauchsentwendung von Fahrrädern oder Kraftfahrzeugen aller Art, also dem „Un-

befugten Gebrauch eines Fahrzeuges“ gemäß § 248b StGB. Kriminologisch geht 

es oft um sog. Spritztouren.  

In buchstäblich tausenden von Fällen (von Tätern) erfolgt hier ein ganz erhebliches virtuel-

les Verschwinden von § 21 StVG in der StVerfStat. Denn der Strafrahmen von § 248b StGB 

liegt bei Freiheitstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe, und „schlägt“ von der Zählung 

des Täters her mithin den geringeren Strafrahmen von § 21 StVG mit einer Freiheitsstrafe 

bis zu einem Jahr oder Geldstrafe.  

Dass die jungen Täter im Falle von Heranwachsenden ggf. nicht nach allgemeinem Straf-

recht, sondern nach Jugendstrafrecht verurteilt werden, entweder mit einer Jugendstrafe 

oder mit milderen Sanktionen, spielt auf dieser Ebene keine Rolle.  

Denn: gemäß § 4 JGG (implizit in Verbindung mit § 12 StGB) richtet sich die rechtliche 

Einordnung der nach Jugendstrafrecht behandelten Verurteilten „nach den Vorschriften des 

allgemeinen Strafrechts“. Bei der konkreten Strafzumessung dagegen hebt, um das Bei-

spiel zu vervollständigen, § 18 Abs. 1 S. 3 JGG zur Jugendstrafe aber hervor, dass die 

Strafrahmen des allgemeinen Strafrechts nicht gelten.  

[Ergänzender Hinweis: Leider stehen (jedenfalls) derzeit die genauen Daten/Zahlen zu 

Rolle von Taten nach § 21 StVG aus dem genannten Projekt nicht (mehr) zur Verfügung].  

(5) Das „Verschwinden“ von vielen verschiedenen rechtkräftig abgeurteilten Taten von der 

„Oberfläche“ des Nachweises in den Jahresbänden der StVerfStat kann ergänzend und 

exemplarisch auch anhand eines aktuellen, am 11. Juli 2019 gefassten und am selben Tag 

rechtskräftig gewordenen, daher in die StVerfStat 2019 eingehenden, BGH-Beschlusses 

verdeutlicht werden15.  

Der 1. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hatte über die hier nicht weiter interessierende 

Frage zu entscheiden, inwieweit die Neuregelungen zur Einziehung von Taterträgen (§ 73 

StGB n.F.) auch bei Anwendung des Jugendstrafrechts, hier auf einen Heranwachsende, 

gelten.  

Der junge Angeklagte war erstinstanzlich vom Landgericht wegen einer beachtlichen 

Menge von Straftaten, unter Einbeziehung einer vorherigen anderweitigen Verurteilung, zu 

einer Einheitsjugendstrafe von 4 Jahren verurteilt worden.  

Die Entscheidung bezog sich auf folgende Konstellation: 

 Besonders schwere räuberische Erpressung in 1 Fall [Ke: § 255 i. V. m. § 250 

Abs. 2 StGB, Strafandrohung = Freiheitsstrafe nicht unter 5 Jahren bis zu 15 Jah-

ren]; 

 Diebstahl in Tateinheit mit Sachbeschädigung in 1 Fall [Ke: §§ 242, 52, 303 StGB, 

Strafandrohung = Freiheitsstrafe von 1 Monat bis zu 5 Jahren oder Geldstrafe]; 

                                                           
15  BGH, Beschluss vom 11. Juli 2019, 1 StR 467/18. Details dazu sind elektronisch verfügbar und 

kostenlos zugänglich bei www.hrr-strafrecht.de unter der Nummer HRRS 2019, Nr. 773. Erneute 
Befassung mit diesem Fall im Beschluss vom 8. Juli 2020, abgedruckt auch in der Zeitschrift für 
Jugendkriminalrecht und Jugendhilfe 2020, Heft 3, S. 306–311 mit einem kritischen Aufsatz von 
Philipp Eckel auf S. 265–272. 
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 Betrug in 49 Fällen, davon in 12 Fällen in Tateinheit mit Urkundenfälschung [Ke: 

§§ 263, 52, 267 StGB, Strafandrohung für jede Tat = Freiheitsstrafe von 1 Monat 

bis zu 5 Jahren oder Geldstrafe]; 

 Versuchter Betrug in 13 Fällen, davon in 11 Fällen in Tateinheit mit Urkundenfäl-

schung [Ke: §§ 263, 22, 23, 52, 267 StGB, Strafandrohung für jede Tat = Freiheits-

strafe von 1 Monat bis zu 5 Jahren, mit Milderungsmöglichkeit nach §§ 23 Abs. 2 

mit § 49 Abs. 1 Nr. 2 StGB = höchstens drei Viertel des angedrohten Höchstmaßes 

der Freiheitsstrafe bzw. der Höchstzahl der Tagessätze einer Geldstrafe]. 

Aus diesen 64 „Fällen“, also selbständigen realkonkurrierenden, Straftaten, hätte das Ge-

richt bei Anwendung des allgemeinen Strafrechts eine „Gesamtstrafe“ nach §§ 54, 55 StGB 

bilden müssen [s, dazu bei  Tatmehrheit [Realkonkurrenz] bei der Anwendung des allge-

meinen Strafrechts (§ 52 StGB)].  

Wie oben ausgeführt, gelten diese Regeln aber bei Anwendung von Jugendstrafrecht nicht 

(§ 18 Abs. 2 mit § 31 Abs. 1 JGG, hier auch mit § 31 Abs. 2 JGG wegen des einbezogenen 

früheren Urteils; s. dazu bei  Tateinheit oder Tatmehrheit bei der Anwendung von Ju-

gendstrafrecht). Der Grund-Strafrahmen für die Jugendstrafe beträgt 6 Monate bis 5 Jahre 

(§ 18 Abs. 1 S. 1 JGG). Da hier jedoch ein Verbrechen festgestellt wurde, für das nach 

allgemeinem Strafrecht ein Strafrahmen von nicht unter 5 Jahren, und d. h. in schwersten 

Fällen auch bis zu 15 Jahren, festgelegt ist, steigt das Höchstmaß der möglichen Jugend-

strafe auf 10 Jahre (§ 18 Abs. 1 S. 2, wegen des Status des Angeklagten als Heranwach-

sender i. V. m. § 105 Abs. 3 S. 1 JGG). 

Nach den Erfassungsregeln für die Datenbank zur StVerfStat würden alle angewendeten 

Paragraphen notiert werden, mithin §§ 22, 23, 242, 250, 253, 255, 263, 267, 303 StGB, und 

§§ 18, 30, 31, 105 JGG. Gemäß den Zählregeln für den Nachweis der abgeurteilten Straf-

taten würde für den zu veröffentlichenden Jahresband der StVerfStat 2019 daraus, wegen 

der höchsten abstrakten Strafandrohung von „nicht unter 5 Jahren“ bei der besonders 

schweren räuberischen Erpressung nur diese eine Straftat ausgewählt werden, die zur 

zweithöchsten „Kategorie b“ der Strafandrohungsrangordnung zählt (s. dazu die Skala un-

ten bei  Abschnitt 2.3.4, S. 96).  

Für die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) wären, wenn alle Taten in einem einzigen Jahr 

als „aufgeklärte Taten“ erfasst worden wären, was nicht notwenderweise der Fall gewesen 

sein muss (!), im sozusagen extrem unterschiedlichen Ansatz 49 + 13 = 62 Betrugstaten, 1 

Diebstahlstat, und 1 Tat der besonders schweren Erpressung für die Landes-PKS und dann 

die Bundes-PKS erfasst und ausgewiesen worden.  

Der junge Beschuldigte wäre als „Tatverdächtiger“ mehrfach erfasst worden: (a) bereits auf 

der untersten Ebene der Zählung je nach dem „Straftatenschlüssel“ bei einer ggf. besonde-

ren Form des Diebstahls, bei einer ggf. besonderen Form des Betrugs, bei einer ggf. be-

sonderen Fall der räuberischen Erpressung; (b) dann je einmal bei der Oberkategorie 

210000 (Raubdelikte) und ****00 (Diebstahlsdelikte) und 510000 (Betrugsdelikte); und 

schließlich gemäß der die Individuen nachweisenden „Echttäterzählung“ genau 1mal als 

Täter auf der obersten Ebene „Tatverdächtige bei Straftaten insgesamt“.  

(7) Ein nicht nur, aber aktuell auch, rechtspolitisch bedeutsames abschließendes Beispiel 

soll die potentielle Brisanz der Verdrängungsregelungen bei Sexualtätern (bzw. deren 

Verurteilung wegen Sexualdelikten) aufzeigen. 
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 Trifft ein Mord tateinheitlich oder tatmehrheitlich mit Vergewaltigung zusammen, 

zählt der Verurteilte stets nur bei Mord. Denn der Strafrahmen bei § 211 ist die 

sog. absolute lebenslange Freiheitsstrafe, und diese Regelung „schlägt“ eindeutig 

den Strafrahmen für eine Vergewaltigung gemäß § 177 Abs. 6, Regelfall Nr. 1 

StGB = Freiheitsstrafe nicht unter 2 Jahren. Er schlägt aber auch eine besonders 

schwere Variante der Vergewaltigung, wenn nämlich der Täter sein Opfer gemäß 

§ 177 Abs. 7 Nr. 3 StGB in die Gefahr einer schweren Gesundheitsschädigung 

gebracht hat = Freiheitsstrafe nicht unter 3 Jahren. Im Fall einer noch schwereren 

Variante der Vergewaltigung, nämlich wenn der Täter sein Opfer gemäß § 177 

Abs. 8 Nr. 2b StGB in die Gefahr des Todes gebracht hat = Freiheitsstrafe nicht 

unter 5 Jahren. Und er schlägt schließlich sogar eine Tat nach dem eigenständigen 

Tatbestand der „Sexuellen Nötigung / Vergewaltigung mit Todesfolge (§ 178 

StGB), ggf. aufgrund der Festlegung einer weniger gewichtigen Schwereziffer = 

lebenslange Freiheitsstrafe oder Freiheitsstrafe nicht unter 10 Jahren.  

 

 Beachtlich ist auch das Beispiel von Zusammentreffen einer Verurteilung wegen 

Raubes mit Todesfolge in Tateinheit mit Vergewaltigung mit Todesfolge (§§ 251, 

52, 178 StGB). Beide Tatbestände sind mit demselben Strafrahmen bedroht, eben 

mit lebenslanger Freiheitsstrafe oder Freiheitsstrafe nicht unter 10 Jahren. Hier 

zählt nun allein die Vergewaltigung mit Todesfolge für die StVerfStat, weil ihr die 

gewichtigere Schwereziffer zugeordnet ist.  

 

 Wenn Raub mit Todesfolge jedoch „nur“ mit einer besonders qualifizierten Form 

der besonders schweren Vergewaltigung gemäß § 177 Abs. 8 StGB (bspw. 

schwere körperliche Misshandlung des Opfers) zusammentrifft, welche mit Frei-

heitsstrafe nicht unter fünf Jahren bedroht ist, zählt für die StVerfStat wiederum 

nur die erstere Tatbestandsverwirklichung.  

 

 Beachtlich ist schließlich das hier als vorletzte Kombination aufgeführte Beispiel 

von Zusammentreffen einer Verurteilung wegen (einfachen) Raubes gemäß § 249 

Abs. 1 StGB und wegen Vergewaltigung gemäß § 177 Abs. 6 Nr. 1 StGB. Hier 

zählt für die StVerfStat nur die Vergewaltigung. Denn sie trägt eine Strafdrohung 

von mindestens zwei Jahren, während der Raub in dieser Variante nur mit einer 

Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr niedriger eingestuft ist.  

 

 Umdrehen würde sich die Zählung, wenn eine solche Vergewaltigung gemäß 

Buchstabe d mit Schwerem Raub gemäß § 250 Abs. 1 StGB zusammenträfe. 

Denn hier droht das Gesetz zum letzteren Tatbestand eine schwerere Freiheits-

strafe nicht unter drei Jahren an.  

 

 Erneut umdrehen würde sich die Zählweise, wenn eine qualifizierte besonders 

schwere Vergewaltigung gemäß § 177 Abs. 8 StGB mit Schwerem Raub gemäß 

eben diesem § 250 Abs. 1 zusammenträfe. Denn hier würde die Vergewaltigung 

gezählt werden, weil der entsprechend angedrohte Strafrahmen „nicht unter fünf 

Jahren“ beträgt. 

 

 Würde ein Täter schließlich, um ein letztes Beispiel zu § 177 zusammen mit Raub 

nach § 249 Abs. 1 herauszugreifen, wegen einer sexuellen Nötigung gemäß § 177 

Abs. 1 Nr. 2 StGB (durch Drohung gegenüber dem Opfer mit gegenwärtiger Gefahr 

für Leib oder Leben) verurteilt, würde eine Art von Pattsituation entstehen. Denn 

hier wird in beiden Fällen eine Freiheitsstrafe „nicht unter einem Jahr“ angedroht.  
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 Hier würde die für die sexuelle Nötigung vergebene gewichtigere Schwereziffer 

entscheiden Und daher würde der Täter nur mit dieser Straftat als Verurteilter für 

die StVerfStat zählen. 

 

Fazit zu den Beispielsfällen, die von der Gesamtlage her gesehen nur einen minimalen 

Ausschnitt von Delikten bzw. Deliktskombinationen in der Strafrechtsrealität beleuchten:  

Es ist auf der Basis derjenigen Ergebnisse, die für die Jahrgangsbände der StVerfStat dar-

gestellt werden, objektiv unmöglich, auch nur einigermaßen präzise etwa zum Berichtsjahr 

2017 zu ermitteln, wie viele Täter insgesamt rechtskräftig (sei es allein oder sei es eben 

auch „hinter“ schwereren Delikten statistisch verborgen) wegen einer Vergewaltigung nach 

§ 177 Abs. 6 StGB, wegen einer besonders schweren Vergewaltigung nach § 177 Abs.7 

oder wegen einer qualifiziert besonders schweren Vergewaltigung nach § 177 Abs. 8 ver-

urteilt wurden. Grundsätzlich das Gleiche gilt für die Vergewaltigung mit Todesfolge nach 

§ 178 StGB.   

[Ergänzende Hinweise zu den Punkten f. bis h.: (1) Für die Bundesweite Rückfallstatistik, 

die vom MPICC Freiburg und von der Universität Göttingen aufbereitet wird, ist die Ent-

scheidung getroffen worden, dass aus den vom BZR zugelieferten Datensätzen die 5 

schwersten Straftatbestände einer jeden einschlägig relevanten Eintragung übernommen 

werden.  

(2) Daraus werden Urteilsdatensätze gebildet, mit denen künftig, sofern und sobald diese 

Rückfallstatistik für Forschungen allgemein zugänglich gemacht sein wird, die wesentlichen 

Fragen, auch zu anderen Deliktskombinationen, vergleichsweise einfach durch weitere Pro-

jekte u.a.m. geklärt werden könnten]  

 

Quellen zur Rückfallstatistik als Projekt:  

https://www.uni-goettingen.de/de/51354.html  

https://www.mpicc.de/de/forschung/projekte/legalbewaehrung-nach-strafrechtlichen-sanktionen/   

 

Beispiel für eine Veröffentlichung zur Rückfallstatistik auf der Homepage des BMJV:  

https://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/Service/StudienUntersuchungenFachbuecher/Legalbewaeh-

rung_nach_strafrechtlichen_Sanktionen_2010_2013.pdf?__blob=publicationFile&v=1] 

 

 

 

https://www.uni-goettingen.de/de/51354.html
https://www.mpicc.de/de/forschung/projekte/legalbewaehrung-nach-strafrechtlichen-sanktionen/
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/Service/StudienUntersuchungenFachbuecher/Legalbewaehrung_nach_strafrechtlichen_Sanktionen_2010_2013.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/Service/StudienUntersuchungenFachbuecher/Legalbewaehrung_nach_strafrechtlichen_Sanktionen_2010_2013.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Nachstehend sind die originalen Gesetzestexte der in den obigen Kombinationsbei-

spielen verwendeten StGB-Paragraphen eingefügt.  

 

Dies soll es besonders interessierten Leserinnen/Lesern ermöglichen, die Details ge-

nauer nachzuvollziehen, aber auch die Möglichkeit bieten, sich einen eigenen voll-

ständigen Eindruck über die aktuelle Gesetzgebungstechnik zu verschaffen.  

 

Die Gesetzestexte geben den amtlichen Stand vom 25.07.2019 wieder (abgerufen von 

der allgemein zugänglichen Website „Gesetze im Internet“) 

§ 177 StGB 

Sexueller Übergriff; sexuelle Nötigung; Vergewaltigung 

(1) Wer gegen den erkennbaren Willen einer anderen Person sexuelle Handlungen an die-

ser Person vornimmt oder von ihr vornehmen lässt oder diese Person zur Vornahme oder 

Duldung sexueller Handlungen an oder von einem Dritten bestimmt, wird mit Freiheitsstrafe 

von sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer sexuelle Handlungen an einer anderen Person vornimmt oder 

von ihr vornehmen lässt oder diese Person zur Vornahme oder Duldung sexueller Hand-

lungen an oder von einem Dritten bestimmt, wenn 

1.   der Täter ausnutzt, dass die Person nicht in der Lage ist, einen entgegenstehen-

den Willen zu bilden oder zu äußern, 

2.   der Täter ausnutzt, dass die Person auf Grund ihres körperlichen oder psychischen 

Zustands in der Bildung oder Äußerung des Willens erheblich eingeschränkt ist, 

es sei denn, er hat sich der Zustimmung dieser Person versichert, 

3.   der Täter ein Überraschungsmoment ausnutzt, 

4.   der Täter eine Lage ausnutzt, in der dem Opfer bei Widerstand ein empfindliches 

Übel droht,  

  oder 

5.  der Täter die Person zur Vornahme oder Duldung der sexuellen Handlung durch 

Drohung mit einem empfindlichen Übel genötigt hat. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

(4) Auf Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr ist zu erkennen, wenn die Unfähigkeit, einen 

Willen zu bilden oder zu äußern, auf einer Krankheit oder Behinderung des Opfers beruht. 

(5) Auf Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr ist zu erkennen, wenn der Täter 

1.  gegenüber dem Opfer Gewalt anwendet, 

2.  dem Opfer mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben droht oder 
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3.  eine Lage ausnutzt, in der das Opfer der Einwirkung des Täters schutzlos ausge-

liefert ist. 

(6) In besonders schweren Fällen ist auf Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren zu erken-

nen. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn 

1.  der Täter mit dem Opfer den Beischlaf vollzieht oder vollziehen lässt oder ähnliche 

sexuelle Handlungen an dem Opfer vornimmt oder von ihm vornehmen lässt, die 

dieses besonders erniedrigen, insbesonders wenn sie mit einem Eindringen in den 

Körper verbunden sind (Vergewaltigung), oder 

2.  die Tat von mehreren gemeinschaftlich begangen wird. 

(7) Auf Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren ist zu erkennen, wenn der Täter 

1.  eine Waffe oder ein anderes gefährliches Werkzeug bei sich führt, 

2.  sonst ein Werkzeug oder Mittel bei sich führt, um den Widerstand einer anderen 

Person durch Gewalt oder Drohung mit Gewalt zu verhindern oder zu überwinden, 

oder 

3. das Opfer in die Gefahr einer schweren Gesundheitsschädigung bringt. 

(8) Auf Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren ist zu erkennen, wenn der Täter 

1.  bei der Tat eine Waffe oder ein anderes gefährliches Werkzeug verwendet oder 

2.  das Opfer 

 a) bei der Tat körperlich schwer misshandelt oder 

 b) durch die Tat in die Gefahr des Todes bringt. 

(9) In minder schweren Fällen der Absätze 1 und 2 ist auf Freiheitsstrafe von drei Monaten 

bis zu drei Jahren, in minder schweren Fällen der Absätze 4 und 5 ist auf Freiheitsstrafe 

von sechs Monaten bis zu zehn Jahren, in minder schweren Fällen der Absätze 7 und 8 ist 

auf Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren zu erkennen. 

§ 178 StGB 

Sexueller Übergriff, sexuelle Nötigung und Vergewaltigung mit To-
desfolge 

Verursacht der Täter durch den sexuellen Übergriff, die sexuelle Nötigung oder Vergewal-

tigung (§ 177) wenigstens leichtfertig den Tod des Opfers, so ist die Strafe lebenslange 

Freiheitsstrafe oder Freiheitsstrafe nicht unter zehn Jahren. 
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§ 249 StGB 

Raub 

(1) Wer mit Gewalt gegen eine Person oder unter Anwendung von Drohungen mit gegen-

wärtiger Gefahr für Leib oder Leben eine fremde bewegliche Sache einem anderen in der 

Absicht wegnimmt, die Sache sich oder einem Dritten rechtswidrig zuzueignen, wird mit 

Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr bestraft. 

(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 

Jahren. 

§ 250 StGB 

Schwerer Raub 

(1) Auf Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren ist zu erkennen, wenn 

1.  der Täter oder ein anderer Beteiligter am Raub 

a) eine Waffe oder ein anderes gefährliches Werkzeug bei sich führt, 

b) sonst ein Werkzeug oder Mittel bei sich führt, um den Widerstand einer anderen 

Person durch Gewalt oder Drohung mit Gewalt zu verhindern oder zu überwinden, 

c) eine andere Person durch die Tat in die Gefahr einer schweren Gesundheits-

schädigung bringt oder 

2.  der Täter den Raub als Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten Begehung 

von Raub oder Diebstahl verbunden hat, unter Mitwirkung eines anderen Banden-

mitglieds begeht. 

(2) Auf Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren ist zu erkennen, wenn der Täter oder ein 

anderer Beteiligter am Raub 

1.  bei der Tat eine Waffe oder ein anderes gefährliches Werkzeug verwendet, 

2.  in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 eine Waffe bei sich führt oder 

3.  eine andere Person 

 a) bei der Tat körperlich schwer misshandelt oder 

 b) durch die Tat in die Gefahr des Todes bringt. 

(3) In minder schweren Fällen der Absätze 1 und 2 ist die Strafe Freiheitsstrafe von einem 

Jahr bis zu zehn Jahren. 
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§ 251 StGB 

Raub mit Todesfolge 

Verursacht der Täter durch den Raub (§§ 249 und 250) wenigstens leichtfertig den Tod 

eines anderen Menschen, so ist die Strafe lebenslange Freiheitsstrafe oder Freiheitsstrafe 

nicht unter zehn Jahren. 

§ 252 StGB 

Räuberischer Diebstahl 

Wer, bei einem Diebstahl auf frischer Tat betroffen, gegen eine Person Gewalt verübt oder 

Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben anwendet, um sich im Besitz des 

gestohlenen Gutes zu erhalten, ist gleich einem Räuber zu bestrafen. 

1.2.3  Hierarchisch geordneter Katalog der gesetzlich angedrohten Strafrah-
men, zur automatischen Bestimmung genau derjenigen abstrakt schwersten 
angedrohten Strafe, welche bestimmt, mit welchem verwirklichten Straftatbe-
stand Abgeurteilte bzw. Verurteile zur StVerfStat im Fall von Freiheitsstrafen 
gezählt werden.  

Die angedrohte Freiheitsstrafe wird differenziert nach 16 Strafrahmengruppen in der Rei-

henfolge der Buchstaben, in der Gewichtsreihenfolge von a) als der höchsten und von q) 

als der geringsten Strafdrohung. 

a) lebenslange Freiheitsstrafe 

b) Freiheitsstrafe nicht unter 5 Jahren 

c) Freiheitsstrafe nicht unter 3 Jahren 

d) Freiheitsstrafe nicht unter 2 Jahren 

e) Freiheitsstrafe nicht unter 1 Jahr 

f) Freiheitsstrafe von 1 Jahr bis zu 10 Jahren 

g) Freiheitsstrafe von 6 Monaten bis zu 10 Jahren 

h) Freiheitsstrafe von 3 Monaten bis zu 10 Jahren 

i) Freiheitsstrafe von 1 Jahr bis zu 5 Jahren 

k) Freiheitsstrafe von 6 Monaten bis zu 5 Jahren 

l) Freiheitsstrafe von 3 Monaten bis zu 5 Jahren 

m) Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren 

n) Freiheitsstrafe bis zu 3 Jahren 

o) Freiheitsstrafe bis zu 2 Jahren 

p) Freiheitsstrafe bis zu 1 Jahr 

q) Freiheitsstrafe bis zu 6 Monaten 

 

Siehe zusätzliche Details bzw. Erläuterungen in Anhang II 
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Anhang II 

Schwere-Einstufung von Straftaten für die Strafverfol-
gungsstatistik  

Hierarchisch geordneter Katalog der gesetzlich angedrohten Stra-
fen anhand der unterschiedlichen Strafrahmen. 

Zweck: Ermöglichung einer automatischen maschinellen „Sortierung“ von 
Tatbeständen bei rechtskräftig gewordenen Strafurteilen, durch die mehrere 
Taten verschiedener Straftatbestände in Fällen von Tateinheit (Idealkonkur-
renz) bzw. in Fällen von Tatmehrheit (Realkonkurrenz) abgeurteilt wurden. 

Differenzierung, Stufe 1: 16 Strafrahmengruppen 

a) Lebenslange Freiheitsstrafe. 

b) Freiheitsstrafe nicht unter 5 Jahren [bis maximal 15 Jahre]. 

c) Freiheitsstrafe nicht unter 3 Jahren [bis maximal 15 Jahre]. 

d) Freiheitsstrafe nicht unter 2 Jahren [bis maximal 15 Jahre]. 

e) Freiheitsstrafe nicht unter 1 Jahr [bis maximal 15 Jahre]. 

f) Freiheitsstrafe von 1 Jahr bis zu 10 Jahren. 

g) Freiheitsstrafe von 6 Monaten bis zu 10 Jahren. 

h) Freiheitsstrafe 3 Monaten bis zu 10 Jahren. 

i) Freiheitsstrafe von 1 Jahr bis zu 5 Jahren [[= Verbrechen]]. 

k) Freiheitsstrafe von 6 Monaten bis zu 5 Jahren. 

l) Freiheitsstrafe von 3 Monaten bis zu 5 Jahren. 

m) Freiheitsstrafe [von 1 Monat] bis zu 5 Jahren. 

n) Freiheitsstrafe [von 1 Monat] bis zu 3 Jahren. 

o) Freiheitsstrafe [von 1 Monat] bis zu 2 Jahren. 

p) Freiheitsstrafe [von 1 Monat] bis zu 1 Jahr. 

q) Freiheitsstrafe [von 1 Monat] bis zu 6 Monaten. 

[Quelle: Statistisches Bundesamt H205 – 3243100 – 4 – 21.1.1. Stand = 22.03.2018.] 

Erläuterung: In dieser Aufstellung wird von den (für sich genommen völlig stimmigen) Be-

zeichnungen der Liste von DESTATIS abgewichen, mit dem Ziel einer auch für strafrechtli-

che Laien präzise Erkennbarkeit der gesetzlichen Untergrenze von Strafrahmen. Dafür wer-

den die in § 38 StGB festgelegten generellen Mindestmaße und Höchstmaße von Freiheits-

strafen verwendet.  

Verbrechen im Sinne von § 12 Abs. 1 StGB sind rechtswidrige Taten, die im Mindestmaß 

mit Freiheitsstrafe von einem Jahr oder darüber bedroht sind. Vergehen im Sinne von § 12 

Abs. 2 StGB sind rechtswidrige Taten, die im Mindestmaß mit einer geringeren Freiheits-

strafe (scil. als 1 Jahr) oder mit Geldstrafe bedroht sind. 



Strafverfolgungsstatistik für die Bundesrepublik Deutschland (StVerfStat)  98 

 

* Differenzierung, Stufe 2: Berücksichtigung von 6 ergänzenden Strafvorschrif-

ten innerhalb jeder einzelnen Strafrahmengruppe, mit Blick auch auf  

* Strafverschärfungen,  

* Regelbeispiele, 

* Strafmilderungen 

Untergruppe 1) Straftatbestände mit benannten Strafverschärfungen. [Beispiel zu Nr. 

1: Wohnungseinbruchsdiebstahl, § 244 Abs.1 Nr. 3 mit Abs. 4 StGB]. 

Untergruppe 2) Straftatbestände mit Regelbeispielen. [Beispiel zu Nr. 2: Besonders 

schwerer Diebstahl, § 224 Abs. 1 S.1, Nrn. 1–7 StGB]. 

Untergruppe 3) Straftatbestände mit unbenannten Strafverschärfungen. [Beispiel zu 

Nr. 3: Totschlag, § 212 Abs. 1 mit Abs. 2 StGB]. 

Untergruppe 4) Straftatbestände ohne Strafverschärfungen bzw. Strafmilderungen. 

[Beispiel zu Nr. 4: (sog. einfacher) Diebstahl nach § 242 StGB]. 

Untergruppe 5) Straftatbestände mit benannten Strafmilderungen. [Beispiel zu Nr. 5: 

Ausbeutung der Arbeitskraft, § 233 Abs. 1 Nr. 1 mit Abs. 5 Nr. 2 StGB]. 

Untergruppe 6) Straftatbestände mit unbenannten Strafmilderungen. [Beispiel zu Nr. 

6: Schwerer Bandendiebstahl, § 244a Abs. 1 mit Abs. 2 StGB]. 

Hinweise zur Konkretisierung des Begriffs „Straftatbestände“ in der bzw. für die 

StVerfStat: 

* Auch innerhalb eines einzigen Paragraphen können mehrere Absätze mit in sich als ei-

genständig behandelten Tatbeständen mit je unterschiedlichen „Grund“-Strafdrohungen 

vorkommen.  

* Zudem kommt es häufiger vor, dass entweder zu allen Unter-Tatbeständen gleiche Straf-

verschärfungen bzw. Strafmilderungen geregelt sind. 

*Außerdem komm es vor, dass zu ausgewählten Unter-Tatbeständen entweder Strafschär-

fungen oder Strafmilderungen vorgesehen sind. 

Die Androhung einer Geldstrafe ist bei Vergehen immer an die Benennung einer Frei-

heitsstrafe „angebunden“, so dass hier kein eigener Katalog gebildet zu werden braucht, 

sondern nur bei der Registrierung der konkret verhängten Strafe ein Eintrag in die entspre-

chenden Tabellen der StVerfStat erfolgt. Die Strafrahmen für Geldstrafen (Anzahl und 

Höhe der Tagessätze) sind näher geregelt in §§ 40 bis 43 und §§ 53 bis 55 StGB. 

Im Jugendstrafrecht gelten bezüglich der Androhung einer Kriminalstrafe die vom allge-

meinen Strafrecht abweichenden Kategorien der Jugendstrafe (abgeleitet aus den §§ 5, 18 

und 105 Absatz 1 JGG, gegebenenfalls auch unter Beachtung von § 30 oder § 31 JGG). 

Für die Schwereeinstufung der einzelnen Vergehen und Verbrechen nach dem StGB und 

etwaigen Nebenstrafgesetzen ist dies nicht von Belang, eben weil es dort um die „abstrak-

ten“ bzw. generellen gesetzlichen Strafandrohungen geht. In denjenigen Tabellen der 

StVerfStat, in denen es um die „verwirkten“ (also von den Gerichten konkret verhängten) 

Hauptstrafen geht, wird die Jugendstrafe getrennt von der Freiheitsstrafe ausgewiesen.
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Anhang III 

Schweregruppen gemäß der Schematischen Hilfe 2 für die 
StVerfStat. Anwendungsbeispiel: § 177 StGB = Sexueller 
Übergriff; sexuelle Nötigung; Vergewaltigung 

Tabelle1 [Varianten in absteigender Reihenfolge der abstrakten gesetzlichen Strafdrohungen] 

Absatz und ggf. dessen weitere 
Untergliederung 

Strafrahmen der je-
weils angedrohten 

Freiheitsstrafe 

Gruppen-
Kürzel der 
Strafan-
drohung 

Tabellie-
rungs-

schlüssel 
(letzte 4  
Ziffern) 

§ 177 Abs. 8 Nr. 1 = Verbrechen Nicht unter 5 Jahren 
[bis zu 15 Jahren] 

b) 4 1188 

§ 177 Abs. 8 Nr. 2a = Verbrechen Nicht unter 5 Jahren 
[bis zu 15 Jahren] 

b) 4 1188 

§ 177 Abs. 8 Nr. 2b = Verbrechen Nicht unter 5 Jahren 
[bis zu 15 Jahren] 

b) 4 1188 

§ 177 Abs. 8 mit Abs. 9 = Verbrechen, 
minder schwere Fälle 

1 Jahr 
bis zu 10 Jahren 

b) 6 1188 

§ 177 Abs. 7 Nr. 1= Verbrechen Nicht unter 3 Jahren 
[bis zu 15 Jahren] 

c) 4 1188 

§ 177 Abs. 7 Nr. 2 = Verbrechen Nicht unter 3 Jahren 
[bis zu 15 Jahren] 

c) 4 1188 

§ 177 Abs. 7 Nr. 3 = Verbrechen Nicht unter 3 Jahren 
[bis zu 15 Jahren] 

c) 4 1188 

§ 177 Abs. 7 mit Abs. 9 = Verbrechen, 
minder schwere Fälle 

1 Jahr 
bis zu 10 Jahren 

c) 6 1188 

§ 177 Abs. 6 = Regelbeispiel 1 = Ver-
brechen, bes. schwere Fälle von Ta-
ten nach Abs. 5 

Nicht unter 2 Jahren 
[bis zu 15 Jahren] 

d) 2 
 
 

1187 
 
 

§ 177 Abs. 6 = Regelbeispiel 2 = Ver-
brechen, bes. schwere Fälle von Ta-
ten nach Abs. 5 

Nicht unter 2 Jahren 
[bis zu 15 Jahren] 

 
d) 2 

 
1188 

§ 177 Abs. 4 = Verbrechen Nicht unter 1 Jahr 
[bis zu 15 Jahren] 

e) 4 1530 

§ 177 Abs. 5 Nrn. 1, 2, 3 = Verbre-
chen 

Nicht unter 1 Jahr 
[bis zu 15 Jahren] 

e) 4 1532 

§ 177 Abs. 4 mit Abs. 9 = Verbrechen 
gemäß § 12 Abs. 3 

6 Monate 
bis zu 10 Jahren 

e) 6 1530 

§ 177 Abs. 5 mit Abs. 9 = Verbrechen 
gemäß § 12 Abs. 3 

6 Monate 
bis zu 10 Jahren 

e) 6 1532 

§ 177 Abs. 2 Nrn. 1 bis 5 (auch Ver-
such nach Abs. 3) = Vergehen 

6 Monate 
bis zu 5 Jahren 

k 4 1186 

§ 177 Abs. 1 (auch Versuch nach 
Abs. 3, auch in Verbindung mit Abs. 
9) = Vergehen 

6 Monate 
bis zu 5 Jahren 

k 4 1186 

§ 177 Abs. 2 Nr. 1 mit Abs. 9 = minder 
schwerer Fall = Vergehen 

3 Monate 
bis zu 3 Jahren 

k 6 1530 
 

§ 177 Abs. 2 Nr. 2 bis 5, auch mit Abs. 
9 = minder schwerer Fall = Vergehen 

3 Monate 
bis zu 3 Jahren 

k 6 1531 
 

Eigene Darstellung. Grundlage = DESTATIS: Schematische Hilfe 2 zur Ermittlung der im StGB mit 

der schwersten Strafe bedrohten Tat aufgrund der selbständigen Strafvorschriften. 

Die verschiedenen Varianten einer Tat nach § 177 StGB sind 9 Schwere-Gruppen von „b) 
4“ bis „k) 6“ zugeordnet. Für den Fall, dass durch ein und dieselbe rechtskräftig gewordene 
Gerichtsentscheidung außer der Straftat nach § 177 StGB  
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* eine oder mehrere Straftaten verschiedener Straftatbestände des StGB  

* oder / und von Nebenstrafgesetzen 

abgeurteilt worden sind, entscheiden die letzten 4 Ziffern des siebenstelligen Tabellierungs-

schlüssels der jeweiligen Variante über den relativen Vorrang oder den relativen Nachrang. 

Erste Konsequenz: In Fällen des § 177 mit gleichzeitig in Ideal- oder in Realkonkurrenz 

abgeurteilten anderen Straftatbeständen führt dies dazu, dass diese [gemäß ihrem gesetz-

lichen Haupttitel] auf der sprachlichen Oberfläche „gleiche“ Straftat gegen die sexuelle 

Selbstbestimmung * entweder eine der anderen oder ggf. auch alle anderen Straftaten „do-

miniert“ [und daher im Ergebnis statt dieser/diesen in der StVerfStat sichtbar wird] * oder 

eben umgekehrt von mindestens einer anderen Straftat „verdrängt wird“ [und daher im Er-

gebnis nicht (mehr) in der StVerfStat aufscheint].  

Zweite Konsequenz: In denjenigen Tabellen der StVerfStat, die Informationen zu den 

durch die Gerichte konkret verhängten Sanktionen (also Strafen bzw. Maßnahmen oder 

Maßregeln) liefern, kann dies daher in unterschiedlichen Konstellationen dazu führen, dass 

in den Zeilen für § 177 StGB Ergebnisse auftauchen, die gesetzlich so nicht vorgesehen 

sind. 
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Anhang IV 

Anwendungsbeispiel § 178 StGB = Sexueller Übergriff, sexuelle Nötigung 
und Vergewaltigung mit Todesfolge, mithin die wenigstens leichtfertige Verursa-

chung [also ggf. auch (bedingt) vorsätzliche Herbeiführung] des Todes des Opfers 

„durch“ eine oder auch mehrere der genannten Handlungsvarianten. 

Tabelle 

Vergleich von § 178 StGB mit anderen Straftatbeständen, welche 
Tötungsdelikte oder Delikte mit Todesfolge betreffen,  

* zunächst mit allen solchen, die ebenfalls direkt im Gesetzestext ausdrücklich als 

„wenigstens leichtfertig“ [also auch ggf. (bedingt) vorsätzlich] gekennzeichnet sind, 

und dann  

* und dann mit allen solchen, bei denen der Gesetzestext bei der Todesverursachung 

eine Art der „einfachen“ Fahrlässigkeit (bewusste oder unbewusste) genügen lässt. 

Tabelle: 

Straftatbestand 
Reihung primär = aufsteigend nach 
den Buchstaben/Zahlen in Spalte 4, 
und sekundär =  aufsteigend nach 
den Schwereziffern in Spalte 5 

(2) 
Rang 

(3) 
Strafrahmen der  

angedrohten  
Freiheitsstrafe 

(4) 
Kürzel der 
Strafan-
drohung 

(5) 
Schwere-

ziffer 

Tatbestände, die voraussetzen, dass der Täter „wenigstens leichtfertig“ gehandelt hat 
 

§ 81 Abs. 1 Nr. 1 -2 StGB, Hochverrat 
gegen den Bund 

 Lebenslang 
oder nicht < 10 Jahre 

a) 6 1012 

§ 176 b StGB, Sexueller Missbrauch 
von Kindern mit Todesfolge 

 Lebenslang 
oder nicht < 10 Jahre 

a) 6 1185 

§ 178 (mit § 177) StGB, Sexueller 
Übergriff, sexuelle Nötigung und  
Vergewaltigung mit Todesfolge 

 Lebenslang 
oder nicht < 10 Jahre 

a) 6 1189 

§ 211 Abs. 1 StGB, Mord  Lebenslang  
(sog. absolute Strafe) 

a) 4 1230 

§ 212 Abs. 2 StGB, Totschlag in bes. 
schweren Fällen 

 Lebenslang a) 1 1232 

§ 239a Abs. 3 StGB, Erpresserischer 
Menschenraub mit Todesfolge 

 Zehn bis 15 Jahre a) 6 1277 

§ 239 b Abs. 2 (mit § 239 a Abs. 3) 
StGB, Geiselnahme mit Todesfolge 

 Zehn bis 15 Jahre a) 6 1278 

§ 251 (mit § 249 StGB), Raub mit  
Todesfolge 

 Lebenslang 
oder nicht < 10 Jahre 

a) 6 1313 

§ 251 (mit § 250) StGB, Schwerer 
Raub mit Todesfolge 

 Lebenslang 
oder nicht < 10 Jahre 

a) 6 1313 

§ 251 (mit § 252) StGB, Räuberischer 
Diebstahl mit Todesfolge 

 Lebenslang 
oder nicht < 10 Jahre 

a) 6 1313 

§ 251 (mit § 255) StGB, Räuberische 
Erpressung mit Todesfolge 

 Lebenslang 
oder nicht < 10 Jahre 

a) 6 1313 
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Straftatbestand 
(Reihung wie oben dargelegt) 

(2) 
Rang 

(3) 
Strafrahmen der  

angedrohten  
Freiheitsstrafe 

(4) 
Kürzel der Straf-

androhung 

(5) 
Schwere-

ziffer 

§ 306c (mit § 306) StGB, Brandstif-
tung mit Todesfolge- 

 Lebenslang 
oder nicht < 10 Jahre 

a) 6 1383 

§ 306c (mit § 306b) StGB, Besonders 
schwere Brandstiftung mit Todes-
folge 

 Lebenslang 
oder nicht < 10 Jahre 

a) 6 1383 

§ 307 Abs. 1 mit Abs. 3 Nr. 1 StGB, 
Herbeiführung einer Explosion durch 
Kernenergie mit Todesfolge 

 Lebenslang 
oder nicht < 10 Jahre 

a) 6 1386 

§ 308 Abs. 1 mit Abs. 3 Nr. 1 StGB, 
Herbeiführung einer Sprengstoffex-
plosion mit Todesfolge 

 Lebenslang 
oder nicht < 10 Jahre 

a) 6 1386 

§ 316a Abs. 1 mit Abs. 3 StGB, Räu-
berischer Angriff auf Kraftfahrer mit 
Todesfolge 

 Lebenslang 
oder nicht < 10 Jahre 

a) 6 1393 

§ 316c Abs. 1 mit Abs. 3 StGB, An-
griffe auf den Luft- und Seeverkehr 
mit Todesfolge 

 Lebenslang 
oder nicht < 10 Jahre 

 1395 

§ 309 Abs. 1 mit Abs. 4 StGB, Miss-
brauch ionisierender Strahlen mit To-
desfolge 

 Lebenslang 
oder nicht < 10 Jahre 

a) 6 1399 

§ 212 Abs. 1 StGB Tötung eines Men-
schen, ohne Mörder zu sein 

 Freiheitsstrafe 
nicht < 5 Jahren 

b) 6 1232 

§ 307 Abs. 1 mit Abs. 3 Nr. 2 StGB, 
Fahrlässige Herbeiführung einer Ex-
plosion 

 Freiheitsstrafe 
nicht < 5 Jahren 

b) 6 1386 

Tatbestände, die voraussetzen, dass der Täter die Tatfolgen „wenigstens fahrlässig“ verursacht 
hat 

§ 211 Abs. 1 (mit §§ 22,23, 49 Abs. 1 
Nr. 1 ) StGB, Versuchter Mord( 

 Freiheitsstrafe 
nicht < 3 Jahre 

c) 6 1231 

§ 221 Abs. 1 mit Abs. 3 StGB, Aus-
setzung eines Menschen mit Todes-
folge 

 Freiheitsstrafe 
nicht < 3 Jahre 

c) 6 1239 

§ 223 Abs. 1 (mit § 227 Abs. 1) StGB, 
Köperverletzung mit Todesfolge 

 Freiheitsstrafe 
nicht < 3 Jahre 

c) 6 1257 

§ 224 Abs. 1 (mit § 227 Abs. 1) StGB, 
Gefährliche Köperverletzung mit To-
desfolge 

 Freiheitsstrafe 
nicht < 3 Jahre 

c) 6 1257 

§ 225 Abs. 1 (mit § 227 Abs. 1) StGB, 
Misshandlung von Schutzbefohlenen 
mit Todesfolge 

 Freiheitsstrafe 
nicht < 3 Jahre 

c) 6 1257 

§ 226 Abs. 1 (mit § 227 Abs. 1) StGB, 
Schwere Körperverletzung mit  
Todesfolge 

 Freiheitsstrafe 
nicht < 3 Jahre 

c) 6 1257 

§ 226a Abs. 1 (mit § 227 Abs. 1) 
StGB, Verstümmelung weiblicher Ge-
nitalien 

 Freiheitsstrafe 
nicht < 3 Jahre 

c) 6 1257 
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Straftatbestand 
Reihung wie oben dargelegt 

(2) 
Rang 

(3) 
Strafrahmen der  

angedrohten  
Freiheitsstrafe 

(4) 
Kürzel der Straf-

androhung 

(5) 
Schwere-

ziffer 

§ 235 Abs. 5 StGB, Entziehung Min-
derjähriger mit Todesfolge 

 Freiheitsstrafe 
nicht < 3 Jahre 

c) 6 1273 

§ 239 Abs. 4 StGB, Freiheitsberau-
bung mit Todesfolge 

 Freiheitsstrafe 
nicht < 3 Jahre 

c) 6 1276 

§ 312 Abs. 4 StGB, Fehlerhafte Her-
stellung einer kerntechnischen An-
lage mit Todesfolge 

 Freiheitsstrafe 
nicht < 3 Jahre 

c) 6 1389 

§ 318 Abs. 4 StGB, Beschädigung 
wichtiger Anlagen mit Todesfolge 

 Freiheitsstrafe 
nicht < 3 Jahre 

c) 6 1399 

§ 324 Abs. 1 (mit § 330 Abs. 2 Nr. 2) 
StGB, vorsätzliche Gewässerverun-
reinigung mit Todesfolge 

 Freiheitsstrafe 
nicht < 3 Jahre 

c) 6 1425 

§ 324 a Abs. 1 (mit § 330 Abs. 2 Nr. 
2) StGB, vorsätzliche Bodenverunrei-
nigung mit Todesfolge 

 Freiheitsstrafe 
nicht < 3 Jahre 

c) 6 1425 

§ 324 a Abs. 1 (mit § 330 Abs. 2 Nr. 
2) StGB, vorsätzliche Bodenverunrei-
nigung mit Todesfolge 

 Freiheitsstrafe 
nicht < 3 Jahre 

c) 6 1425 

§ 325 Abs. 1, 2, 3 (mit § 330 Abs. 2 
Nr. 2) StGB, vorsätzliche Luftverun-
reinigung mit Todesfolge 

 Freiheitsstrafe 
nicht < 3 Jahre 

c) 6 1425 

§ 326 Abs. 1, 2 (mit § 330 Abs. 2 Nr. 
2) StGB, unerlaubter Umgang mit Ab-
fällen mit Todesfolge 

 Freiheitsstrafe 
nicht < 3 Jahre 

c) 6 1425 

§ 327 Abs. 1, 2 (mit § 330 Abs. 2 Nr. 
2) StGB, unerlaubtes Betreiben von 
Anlagen mit Todesfolge 

 Freiheitsstrafe 
nicht < 3 Jahre 

c) 6 1425 

§ 328 Abs. 1, 2, 3, 4 (mit § 330 Abs. 
2 Nr. 2) StGB, unerlaubter Umgang 
mit radioaktiven Stoffen und anderen 
gefährlichen Stoffen und Gütern mit 
Todesfolge 

 Freiheitsstrafe 
nicht < 3 Jahre 

c) 6 1425 

§ 329 Abs. 1, 2, 3, 4, 5 (mit § 330 Abs. 
2 Nr. 2) StGB, Gefährdung schutzbe-
dürftiger Gebiete mit Todesfolge 

 Freiheitsstrafe 
nicht < 3 Jahre 

c) 6 1425 

§ 330a Abs. 2 StGB, Schwere Ge-
fährdung durch Freisetzten von Gif-
ten mit Todesfolge 

 Freiheitsstrafe 
Nicht < 3 Jahre 

c) 6 1426 

~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~ ~~~ ~~~~~~~~~~~~~~
~~ 

~~~~~~~ ~~~~~~~ 

§ 238 Abs. 3 StGB, Nachstellung mit 
Todesfolge 

 Freiheitsstrafe 
1 Jahr bis 10 

Jahre 

f) 6 1275 

§ 315d Abs. 5 StGB, Verbotenes 
Kraftfahrzeugrennen mit Todesfolge 

 Freiheitsstrafe 
1 Jahr bis 10 

Jahre 

f) 6 7031 

§ 231 StGB, Beteiligung an einer 
Schlägerei mit Todesfolge 

 Freiheitstrafe 
1 Monat bis 3 

Jahre 

n) 4 1259 

Eigene Darstellung. Grundlage = DESTATIS: Schematische Hilfe 2 zur Ermittlung der im StGB mit 

der schwersten Strafe bedrohten Tat aufgrund der selbständigen Strafvorschriften.  

Erläuterung zu Spalte 5: Die Schwereziffer setzt sich aus den letzten 4 Zahlen des Tabellierungs-

schlüssels zusammen, und wird automatisch maschinell ausgewertet.  
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Gesetzeswortlaut § 15 (StGB): Vorsätzliches und fahrlässiges Handeln. „Strafbar ist nur vorsätzli-

ches Handeln, wenn nicht das Gesetz fahrlässiges Handeln ausdrücklich mit Strafe bedroht“.  

Gesetzeswortlaut § 18 (StGB): Schwerere Strafe bei besonderen Tatfolgen. „Knüpft das Gesetz an 

eine besondere Folge der Tat eine schwerere Strafe, so trifft sie den Täter oder Teilnehmer nur, 

wenn ihm hinsichtlich dieser Folge wenigstens Fahrlässigkeit zur Last fällt“. 
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Anhang V  

Fallgestaltungen der Straflosigkeit bzw. der Strafbefreiung 

Auflistung von Paragraphen im Strafgesetzbuch (StGB) und in weiteren Gesetzen, nach 

denen, auch in Varianten, unter bestimmten Voraussetzungen von vorneherein eine Straf-

losigkeit besteht bzw. erst aufgrund bestimmter Umstände / Verhaltensweisen während der 

Tatbegehung oder auch danach eine Befreiung von Strafe eintritt. 

Hinweis 1:  Vollständigkeit der „Fundstellen“ ist angestrebt, kann aber nicht garantiert wer-

den. 

Hinweis 2: Die gesetzlichen Formulierungen lauten unterschiedlich, jedenfalls, soweit bis-

lang gefunden: a) „Straflosigkeit“, oder b) „wird straflos“ oder c) „wird nicht bestraft“ oder d) 

„ist nicht strafbar“ oder e) eingeschränkt: „ist nach dieser Vorschrift nicht strafbar“. 

Hinweis 3: Von Belang sind außer Täterschaft oder mittelbarer Täterschaft auch Fälle von 

Mittäterschaft (§ 25 Abs. 2 StGB), Anstiftung (§ 26 StGB), Beihilfe (§ 27 StGB), besonderen 

persönlichen Merkmalen (§ 28 StGB) und die Regelung zur Selbständigen Strafbarkeit je-

des Beteiligten (§ 29 STGB). 

Hinweis 4: Von Belang sind schließlich Fälle von Versuch gemäß § 23 Absatz 1 StGB, die 

bei Verbrechen stets, bei Vergehen jedoch nur dann strafbar sind, wenn das Gesetz aus-

drücklich die Strafbarkeit bestimmt). 

Hinweis 5: In Fällen, die in einer Hauptverhandlung (§§ 226 ff. StPO) abgeurteilt werden, 

sind im Gefolge der Schließung der Hauptverhandlung durch die Vorsitzende bzw. den Vor-

sitzenden alle einschlägigen Umstände in die Beratungen und in die Abstimmung (§§ 192 ff. 

GVG) mit einzubeziehen.  

Ergänzend bestimmt § 263 StPO zur „Abstimmung“ im Spruchkörper folgendes: „(1) Zu 

jeder dem Angeklagten nachteiligen Entscheidung über die Schuldfrage und die Rechtsfol-

gen der Tat ist eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen erforderlich“; „(2) Die Schuld-

frage umfasst auch solche vom Strafgesetz besonders vorgesehenen Umstände, welche 

die Strafbarkeit ausschließen, vermindern oder erhöhen“.  

I.  Straflosigkeit bzw. Strafbefreiung im Nebenstrafrecht 

I.1 Nebenstrafgesetze mit eigenständiger Regelung 

1) Abgabenordnung (AO):  Gemäß § 371 AO führt eine Selbstanzeige in Fällen von 

Steuerhinterziehung bei genau definierten Umständen zu Straffreiheit.  

2) Jugendgerichtsgesetz (JGG):  Gemäß § 2 Abs. 2 JGG gelten die „allgemeinen Vor-

schriften“, also auch die Regelungen des StGB über Straflosigkeit bzw. Strafbefreiung, für 

alle jungen Menschen im Tatalter von 14 bis unter 21 Jahren (nur aber immerhin stets 

dann) „soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist“. Bei Jugendlichen im Tatal-

ter von 14 bis unter 18 Jahren (§ 1 Abs. 2 erster Halbsatz) ordnet im Übrigen § 5 Absatz 

2 JGG zu den „Folgen der Jugendstraftat“ eine zur Straffreiheit i. w. S. führende Pflicht 

für die Gerichte an: „Von Zuchtmitteln und Jugendstrafe wird abgesehen, wenn die Un-
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terbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus oder einer Entziehungsanstalt die Ahn-

dung durch den Richter entbehrlich macht“.  Bei Heranwachsenden im Tatalter von 18 

bis unter 21 Jahren (§ 1 Abs. 2 zweiter Halbsatz) gilt § 5 Absatz 2 JGG entsprechend, 

wenn auf sie gemäß § 105 Absatz 1 JGG die für einen Jugendlichen geltenden Vorschriften 

entsprechend anzuwenden sind. 

3) Gesetz zur Regelung des öffentlichen Vereinsrechts (Vereinsgesetz): § 20, Im Fall 

von Zuwiderhandlungen gegen Verbote [Detailregelungen in Abs. 1 Nrn. 1–5] wird ein 

Täter gemäß Abs. 2 Nr. 2 Halbsatz 2 nicht bestraft, wenn er sich freiwillig und ernsthaft 

bemüht, das Fortbestehen der Partei oder des Vereins zu verhindern, und entweder dieses 

Ziel erreicht oder wenn es ohne sein Bemühen [anderweitig] erreicht wird. 

I.2  Nebenstrafgesetze mit Regelungen von Straflosigkeit bzw. Strafbefrei-
ung im Zusammenhang mit Geldwäsche [Zu Neuerungen, die ab den Jahrgang 
2021 der StVerfStat relevant werden, s. den Hinweis im Stichwort  Geldwäsche 
(S. 25)]. 

1) § 29 Abs. 1 Nr. 1 des Betäubungsmittelgesetzes (BtMG) in Verbindung mit 261 

Abs. 1 Nr. 2b StGB: Betrifft Fälle des unerlaubten Anbaus von Betäubungsmitteln und wei-

tere neu Varianten. Weiter betrifft es Fälle der Verbindung mit § 12 Abs. 1 des Gesetzes 

zur Durchführung der gemeinsamen Marktorganisationen und der Direktzahlungen. Von 

der Beschreibung weiterer Details wird hier abgesehen. 

2) § 19 des Gesetzes zur Überwachung des Verkehrs mit Grundstoffen, die für die 

unerlaubte Herstellung von Betäubungsmitteln missbraucht werden können (Grund-

stoffüberwachungsgesetz - GÜG), in Verbindung mit 261 Abs. 1 Nr. 2b StGB. Von der 

Beschreibung etwaiger weiterer Details wird hier abgesehen. 

* Die folgenden gesetzlichen Regelungen gelten für besondere Vergehen im Zusammen-

hang mit Geldwäsche (§ 261 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 StGB) 

3) § 373 der Abgabenordnung (AO), Gewerbsmäßiger, gewaltsamer und bandenmä-

ßiger Schmuggel. 

4) § 373 AO in Verbindung mit 12 Abs. 1 des Gesetzes zur Durchführung der gemein-

samen Marktorganisation. 

5) § 374 Abs. 2 AO, Gewerbsmäßige Steuerhehlerei, auch Steuerhehlerei als Mitglied 

einer Bande, die sich zur fortgesetzten Begehung von Straftaten nach Abs. 1 verbun-

den hat. 

6) § 374 Abs. 2 AO in Verbindung mit § 12 Abs.1 des Gesetzes zur Durchführung der 

gemeinsamen Marktorganisation. 

* Die folgenden gesetzlichen Regelungen gelten nur für solche Vergehen im Zusammen-

hang mit Geldwäsche, die im je konkreten Fall gewerbsmäßig oder von einem Mitglied einer 

Bande, die sich zur fortgesetzten Begehung solcher Taten verbunden hat, begangen wor-

den sind (§ 261 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 b StGB).  

7) § 370 der Abgabenordnung (AO): Steuerhinterziehung. 
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8) § 84 des Asylgesetzes (AsylG): Verleitung zur missbräuchlichen Asylantragstellung. 

9) § 96 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG): Einschleusen von Ausländern. 

10) § 51 des Designgesetzes (DesignG): Benutzung eines eingetragenes Designs, ob-

wohl der Rechtsinhaber nicht zugestimmt hat. 

11) § 65 des Designgesetzes (DesignG): Strafbare Verletzung eines Gemeinschaftsge-

schmacksmusters. 

12) § 25 des Gebrauchsmustergesetzes (GebrMG): Ein Erzeugnis, das Gegenstand des 

Gebrauchsmuster ist (§ 11 Abs. 1 S. 2) herstellen, anbieten, in den Verkehr bringen, ge-

brauchen oder zu einem der genannten Zwecke einführen oder besitzen. 

13) §10 des Halbleiterschutzgesetzes (HalblSchG): 1. Nachbilden einer Topographie 

entgegen § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 oder 2. Anbieten (auch in Verkehr bringen, verbreiten oder 

zu den genannten Zwecken einführen) der Topographie oder des die Topographie enthal-

tenden Halbleiterzeugnisses. 

14) § 143 des Markengesetzes (MarkenG): Strafbare Kennzeichenverletzung 

15) § 143a MarkenG: Strafbare Verletzung der Unionsmarke. 

16) § 144 MarkenG: Strafbare Benutzung geographischer Herkunftsangaben.  

17) § 142 des Patentgesetzes (PatG): Herstellen (auch anbieten oder in den Verkehr brin-

gen, gebrauchen oder zu einem der genannten Zwecke einführen etc.) eines Patentes ohne 

die erforderliche Zustimmung des Patentinhabers oder des Inhabers eines ergänzenden 

Schutzzertifikats (§§ 16a, 49a) etc. 

18) § 39 des Sortenschutzgesetzes (SortSchG): Entgegen § 10 Abs. 1, auch in Verbin-

dung mit Abs. 2, Vermehrungsmaterial einer nach diesem Gesetz geschützten Sorte, eine 

Pflanze, ein Pflanzenteil oder ein Erzeugnis erzeugen, für Vermehrungszwecke aufberei-

ten, in den Verkehr bringen, einführen, ausführen oder aufbewahren (und weitere Varian-

ten) 

19) § 106 des Urheberrechtsgesetzes (UrhG): Unerlaubtes Verwerten urheberrechtlich 

geschützter Werke.  

20) § 107 UrhG: Unzulässiges Anbringen der Urheberbezeichnung. 

21) § 108 UrhG: Unerlaubte Eingriffe in verwandte Schutzrechte. 

22) § 108a UrhG: Gewerbsmäßig unerlaubtes Verwerten. 

23) § 108b UrhG: Unerlaubte Eingriffe in technische Schutzmaßnahmen und zur Rechte-

wahrnehmung erforderliche Informationen. 

24) § 119 Abs. 1 bis 4 des Wertpapierhandelsgesetzes (WpHG): Strafvorschriften in 13 

verschiedenen Varianten. 
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Auf die auch hier anwendbaren Hinweise für Vergehen nach dem StGB (unten in den 

Vorbemerkungen vor Nr. 58) wird pauschal verwiesen. Von der Beschreibung etwaiger 

weiterer Details wird hier abgesehen. 

II.  Regelungen von Straflosigkeit bzw. Strafbefreiung im AT und 
im BT des Strafgesetzbuches (StGB) 

1) § 16 Abs. 1 Satz 1 StGB, Tatumstandsirrtum: Vorsatzmangel aufgrund fehlender 

Kenntnis eines Beschuldigten von Umständen, die zum „gesetzlichen Tatbestand“ gehören 

[Nach S. 2 bleibt die Strafbarkeit wegen fahrlässiger Begehung allerdings „unberührt“]. 

2) § 17 Satz 1 StGB, Verbotsirrtum: Mangelnde Unrechtseinsicht bei Begehung einer Tat 

bei Unvermeidbarkeit eines dem zugrundeliegenden Irrtums. [Nach S. 2 kommt bei Ver-

meidbarkeit eine Strafmilderung in Betracht]. 

3) § 20 StGB (auch in Verbindung mit § 2 Abs. 2 JGG für Jugendliche und Heranwach-

sende), Schuldunfähigkeit wegen seelischer Störungen: Nach einer Hauptverhandlung 

= Freispruch, aber ggf. Verhängung einer in Betracht kommenden „Maßregel der Besse-

rung und Sicherung“ (§ 71 StGB). Anstelle eines Strafverfahrens kann ein Sicherungsver-

fahren (§§ 413 ff. StPO) durchgeführt werden.  

4) § 24 Abs. 1 Satz 1 Variante 1 StGB: Rücktritt vom Versuch durch freiwilliges Aufgeben 

der weiteren Ausführung der Tat.  

5) § 24 Abs. 1 Satz 1 Variante 2 StGB: Rücktritt vom Versuch einer Tat durch freiwillige 

Verhinderung der Tatvollendung.  

6) § 24 Abs. 1 Satz 2 StGB: Freiwilliges und ernsthaftes Bemühen, die Vollendung zu 

verhindern, wenn die Tat ohne Zutun des Zurücktretenden nicht vollendet wird. 

7) § 24 Abs. 2 Satz 1 StGB: Freiwillige Verhinderung einer Tat, an der mehrere Perso-

nen beteiligt sind, durch eine(n) der Beteiligte(n). 

8) § 24 Abs. 2 Satz 2 StGB: Freiwilliges und ernsthaftes Bemühen durch eine(n) Be-

teiligte(n), ggf. auch mehrere unabhängig voneinander oder zusammen, die Vollendung 

der Tat zu verhindern, wenn diese ohne sein (ihr) Zutun nicht vollendet wird oder unabhän-

gig von seinem (ihrem) früheren Tatbeitrag begangen wird. 

9) § 31 Abs. 1 Nr. 1 StGB, Rücktritt vom Versuch der Beteiligung, Variante 1: Aufgeben 

des Versuchs, einen anderen zu einem Verbrechen zu bestimmen, und darüber hinaus 

Abwendung einer etwa bestehenden Gefahr, dass der andere die Tat begeht. 

10) § 31 Abs. 1 Nr. 2 StGB, Rücktritt vom Versuch der Beteiligung, Variante 2: Aufge-

ben des Vorhabens, sich an einem Verbrechen zu beteiligen, nach vorheriger Bereiterklä-

rung zu einer solchen Beteiligung. 

11) § 31 Abs. 1 Nr. 3 StGB, Rücktritt vom Versuch der Beteiligung, Variante 3: Verhin-

derung der Tat, nachdem man sich zu einem Verbrechen verabredet oder das Erbieten 

eines anderen angenommen hatte. 
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12) § 31 Abs. 2 StGB, Rücktritt vom Versuch der Beteiligung, Variante 4: Freiwilliges 

und ernsthaftes Bemühen, die Tat zu verhindern, wenn die Tat ohne Zutun des (der) Zu-

rücktretenden unterbleibt oder unabhängig von seinem (ihrem) früheren Zutun begangen 

wird. 

13) § 33 StGB, Überschreitung der Grenzen der Notwehr aus Verwirrung, Furcht oder 

Schrecken. 

14) § 35 Abs. 2 StGB, Entschuldigender Notstand: Nicht vermeidbare irrige Annahme 

des Täters von Umständen bei Begehung einer rechtswidrigen Tat zur Abwendung einer 

gegenwärtigen, nicht anders abwendbaren Gefahr für sich, für Angehörige oder einer an-

deren nahestehenden Person, die im tatsächlich vorliegenden Fall einen Entschuldigen 

Notstand nach § 35 Abs. 1 begründet hätten. 

15) § 36 StGB, Straflosigkeit parlamentarischer Abstimmungen oder Äußerungen von 

Mitgliedern des Bundestages, der Bundesversammlung oder eines Gesetzgebungsorgans 

eines Landes (abgesehen von verleumderischen Beleidigungen). 

16) § 37 StGB, Wahrheitsgetreue Berichte über die in öffentlichen Sitzungen von Körper-

schaften nach § 36 StGB oder deren Ausschüsse. 

17) § 84 Abs. 5 Halbs. 2 StGB, Fortführung einer für verfassungswidrig erklärten Par-

tei: Freiwilliges und ernsthaftes sowie erfolgreiches Bemühen, das Fortbestehen der Partei 

zu verhindern, bzw. Leerlaufen solchen Bemühens dadurch, dass das Ziel anderweitig er-

reicht wird.  

18) § 85 Abs. 3 i. V. m. § § 84 Abs. 5 StGB, Verstoß gegen ein Vereinigungsverbot: 

Freiwilliges und ernsthaftes sowie erfolgreiches Bemühen, das Fortbestehen der Partei 

(Aufrechterhaltung des organisatorischen Zusammenhalts) zu verhindern, bzw. Leerlaufen 

solchen Bemühens dadurch, dass das Ziel anderweitig erreicht wird.  

* § 89a StGB, Vorbereitung einer schweren staatsgefährdenden Gewalttat im Zusammen-

hang mit Geldwäsche: siehe bei  Nr.59 

* § 89c StGB, Terrorismusfinanzierung im Zusammenhang mit Geldwäsche: siehe bei  

Nr. 60 

* § 108e StGB, Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern im Zusammenhang 

mit Geldwäsche: siehe bei  Nr. 61 

* § 108e i.V.m. § 335a StGB, Besonders schwere Fälle der Bestechlichkeit und Bestechung 

im Zusammenhang mit Geldwäsche: siehe bei  Nr. 62 

19) § 113 Abs. 3 Satz 1 StGB, Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte (d. h. Amtsträ-

ger oder Soldaten der Bundeswehr) bei deren tatsächlich nicht rechtmäßigen Diensthand-

lungen zur Vollstreckung von Gesetzen etc. [Widerstandshandlungen = mit Gewalt oder 

durch Drohung mit Gewalt]. 

20) § 113 Abs. 3 Satz 2 StGB, Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte (wie vorste-

hend) bei irriger Annahme des Täters von der Rechtmäßigkeit einer tatsächlich rechtswid-

rigen Diensthandlung. 
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21) § 113 Abs. 4 Satz 2 StGB, Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte (wie vorste-

hend) bei nicht vermeidbarer irriger Annahme, die Diensthandlung sei rechtswidrig. 

22) § 114 Abs. 3 StGB, Tätlicher Angriff auf Vollstreckungsbeamte im Sinne des § 113 

StGB, wenn deren Diensthandlung eine Vollstreckungshandlung im Sinne des § 113 Abs. 

1 ist. 

23) § 129 Abs. 7 Nr. 1 und letzter Halbsatz. StGB, Bildung krimineller Vereinigungen: 

Erreichen des Ziels nach freiwilligem und ernsthaftem Bemühen, das Fortbestehen der Ver-

einigung oder das Begehen einer ihren Zielen entsprechenden Straftat zu verhindern. 

* § 129, ggf. auch mit § 129b StGB, in Zusammenhang mit Geldwäsche: siehe bei 

Nummern 63, 64, 67 und 68. 

24) § 129a Abs. 7 StGB am Ende i. V. m. § 129 Abs. 7 StGB, Bildung terroristischer 

Vereinigungen: Erreichen des Ziels nach freiwilligem und ernsthaftem Bemühen, das Fort-

bestehen der Vereinigung oder das Begehen einer ihren Zielen entsprechenden Straftat zu 

verhindern. 

* § 129a, ggf. auch mit 129b StGB, in Zusammenhang mit Geldwäsche: siehe bei Num-

mern 65, 66, 69 und 70. 

25) § 129b Abs. 1 Satz 1 StGB, i. V. m. § 129 oder § 129a StGB, Kriminelle und terro-

ristische Vereinigungen im Ausland: Erreichen des Ziels nach freiwilligem und ernsthaf-

tem Bemühen, das Fortbestehen der Vereinigung oder das Begehen einer ihren Zielen ent-

sprechenden Straftat zu verhindern. 

26) § 131 Abs. 2 StGB, Gewaltdarstellungen: die Strafbarkeit nach Abs. 1 „gilt nicht, wenn 

die Handlung der Berichterstattung über Vorgänge des Zeitgeschehens oder der Ge-

schichte dient“. 

27) § 131 Abs. 3 StGB, Gewaltdarstellungen: Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b [das 

Anbieten, Überlassen oder Zugänglichmachen einer gewalthaltigen „Schrift“ im Sinne von 

§ 11 Abs. 3 StGB an eine Person unter 18 Jahren] „ist nicht anzuwenden“, wenn der zur 

Sorge für die Person Berechtigte handelt; diese Ausnahme gilt allerdings nicht, „wenn der 

Sorgeberechtigte „durch das Anbieten, Überlassen oder Zugänglichmachen seine Erzie-

hungspflicht gröblich verletzt.“ 

28) § 136 Abs. 3 StGB: Verstrickungsbruch bei gepfändeten oder sonst dienstlich in 

Beschlag genommenen Sachen (Abs. 1); Siegelbruch bei zu verschiedenen Zwecken 

an Sachen etc. angebrachten dienstlichen Siegeln (Absatz 2):  Die jeweilig genau be-

schriebenen Taten sind nicht strafbar, wenn die Pfändung, die Beschlagnahme oder die 

Anlegung des Siegels nicht durch eine rechtmäßige Diensthandlung vorgenommen ist. Dies 

gilt auch dann, wenn der Täter irrig annimmt, die Diensthandlung sei rechtmäßig.  

29) § 136 Abs. 4 StGB: Verstrickungsbruch bei gepfändeten oder sonst dienstlich in 

Beschlag genommenen Sachen (Abs. 1); Siegelbruch bei zu verschiedenen Zwecken 

an Sachen etc. angebrachten dienstlichen Siegeln (Absatz 2): Nicht nach dieser Vor-

schrift strafbar ist eine Tat, die den Voraussetzungen des § 113 Abs. 4 Satz 2 erster Halb-

satz StGB entspricht. 
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30) § 139 Abs. 2 StGB, Straflosigkeit der Nichtanzeige geplanter Straftaten (in Fällen 

von deren grundsätzlich gemäß § 138 StGB angeordneter Strafbarkeit):  Keine Anzeige-

pflicht eines Geistlichen von Vorfällen etc., die ihm „in seiner Eigenschaft als Seelsorger“ 

anvertraut worden sind. 

31) § 139 Abs. 3 Satz 1 StGB, Straflosigkeit der Nichtanzeige (….) bei Unterlassen 

einer Anzeige gegen eine(n) Angehörige(n) durch jemanden, der/die sich ernsthaft um 

eine Abhaltung von der Tat oder um die Abwendung des Erfolges bemüht hat [mit etlichen 

Ausnahmen bei näher benannten Schwerstdelikten]. 

32) § 139 Abs. 3 Satz 2 StGB, Straflosigkeit der Nichtanzeige (…) durch Vertreter be-

stimmter Berufsgruppen:  Keine Anzeigepflicht (unter denselben Voraussetzungen wie 

bei Nr. 23) von Rechtsanwälten, Verteidigern, Ärzten, Psychologischen Psychotherapeuten 

oder Kinder- und Jugendpsychotherapeuten über Vorfälle etc., die ihnen „in dieser Eigen-

schaft“ anvertraut worden sind. 

33) § 139 Abs. 3 Satz 3 StGB, Straflosigkeit der Nichtanzeige (…) durch berufsmäßige 

Gehilfen der in Nr. 28 genannten Vertreter bestimmter Berufsgruppen und auch Personen, 

die bei diesen zur Vorbereitung auf den Beruf tätig sind. 

34) § 139 Abs. 4 Satz 1 StGB, Straffreiheit für das Abwenden (der Ausführung oder 

des Erfolgs) der geplanten Tat anders als durch eine Anzeige. 

35) § 139 Abs. 4 Satz 2 StGB, Straffreiheit für das ernsthafte Bemühen um das Ab-

wenden der Ausführung oder des Erfolgs der geplanten Tat, wenn solches ohne Zutun 

des zur Anzeige Verpflichteten unterbleibt. 

36) § 149 Abs. 2 Nr. 1 StGB, Vorbereitung der Fälschung von Geld und Wertzeichen: 

Aufgeben der Ausführung der Tat und ggf. Abwendung oder Verhinderung einer von ihm 

verursachten Gefahr, dass andere die Tat weiter vorbereiten oder ausführen. 

37) § 149 Abs. 2 Nr. 2 StGB bei Fälschungsmitteln, soweit solche noch vorhanden und 

zur Fälschung brauchbar sind: Vernichtung, Unbrauchbarmachen, ihr Vorhandensein einer 

Behörde anzeigen oder sie bei der Behörde abliefern. 

38) § 149 Abs. 3 StGB, Freiwilliges und ernsthaftes Bemühen des Täters zur Errei-

chung des Ziels, die Gefahr abzuwenden, dass andere die Tat weiter vorbereiten, oder 

ernsthaftes Bemühen zur Verhinderung der Vollendung der Tat, wenn schon ohne Zutun 

des Täters die Gefahr abgewendet bzw. die Tat nicht vollendet worden ist. 

* § 152a StGB, Fälschung von Zahlungskarten, Schecks und Wechseln, in Zusammenhang 

mit Geldwäsche: siehe bei Nummer 71. 

39) § 161 Abs. 2 StGB, Fahrlässiger Falscheid; fahrlässige Versicherung an Eides 

statt: Straflosigkeit des Täters bei rechtzeitiger Berichtigung der falschen Angabe(n); die 

Berichtigung muss nach den Vorgaben von § 158 Abs. 2 und Abs. 3 StGB erfolgen. 

40) § 162 Abs. 1 StGB, Falsche Angaben in einem Verfahren vor einem internationa-

len Gericht, das durch einen für die Bundesrepublik Deutschland verbindlichen Rechtsakt 

errichtet worden ist: Rechtzeitige Berichtigung der falschen Angaben analog § 161 Abs. 2 

StGB. 
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41) § 173 Abs. 3 StGB, Beischlaf zwischen Verwandten: Abkömmlinge und Geschwister 

werden nicht wegen „Vollziehung des Beischlafs“ (§ 173 Abs. 1 StGB) bestraft, wenn sie 

zur Zeit der Tat noch nicht 18 Jahre alt waren. 

* § 181a StGB, Zuhälterei, in Zusammenhang mit Geldwäsche: siehe bei Nummer 72. 

42) § 185 StGB i. V. m. § 190 StGB, Beleidigung:  Wahrheitsbeweis durch Strafurteil, 

Variante 1 = Straffreiheit für den Beschuldigten, sofern es sich bei beleidigenden Äuße-

rungen um eine Tatsachenbehauptung des Begehens einer Straftat seitens der/des 

Beleidigten gehandelt hat, und dieser wegen dieser vorgeworfenen Tat rechtskräftig verur-

teilt worden ist. 

43) § 186 StGB i. V. m. § 190 StGB, Üble Nachrede: Wahrheitsbeweis durch Strafurteil, 

Variante 2 = Straffreiheit für den Beschuldigten, sofern es sich bei der Behauptung oder 

Verbreitung von Tatsachen um eine Straftat handelt, welche die betroffene Person ver-

ächtlich zu machen oder in der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen geeignet ist, wenn 

diese wegen der vorgeworfenen Tat rechtskräftig verurteilt worden ist [s. aber Ausnahmen 

in § 192 StGB]. 

44) § 187 StGB i. V. m. § 190 StGB, Verleumdung: Wahrheitsbeweis durch Strafurteil, 

Variante 3 = Straffreiheit für den Beschuldigten, sofern es sich bei dem wider besseres 

Wissen erfolgenden Behaupten oder Verbreiten einer unwahren Tatsache um eine 

Straftat handelt, welche die betroffene Person verächtlich zu machen oder in der öffentli-

chen Meinung herabzuwürdigen oder deren Kredit zu gefährden geeignet ist, wenn diese 

wegen der vorgeworfenen Tat rechtskräftig verurteilt worden ist [s. aber Ausnahmen in 

§ 192 StGB]. 

45) § 188 Abs. 1 StGB i. V. m. § 190 StGB, Üble Nachrede gegen Personen des öffent-

lichen Lebens: Wahrheitsbeweis durch Strafurteil, Variante 4 = Straffreiheit für den Be-

schuldigten, sofern es sich  bei der Behauptung oder Verbreitung von Tatsachen bezüglich 

einer Straftat  geht, und zwar öffentlich, in einer Versammlung oder durch Verbreiten von 

Schriften (§ 11 Abs. 3 StGB) aus Beweggründen, die mit der Stellung des Beleidigten im 

öffentlichen Leben zusammenhängen und dies auch geeignet ist, sein/ihr öffentliches Wir-

ken erheblich zu erschweren, wenn diese Person wegen der vorgeworfenen Tat rechtskräf-

tig verurteilt worden ist [s. aber Ausnahmen in § 192 StGB]. 

46) § 188 Abs. 2 StGB i. V. m. § 190 SGB, Verleumdung gegen Personen des öffentli-

chen Lebens: Wahrheitsbeweis durch Strafurteil, Variante 5 = Voraussetzungen und 

Ausnahmen wie bei Nr. 40. 

47) § 189 StGB i. V. m. § 190 StGB, Verunglimpfung des Andenkens eines/einer Ver-

storbenen: Wahrheitsbeweis durch Strafurteil, Variante 6 = Behauptung, diese Person 

habe vor dem Tod eine Straftat begangen, wenn sie deswegen auch rechtskräftig verurteilt 

worden war. 

48) § 193 StGB, Wahrnehmung berechtigter Interessen: Keine Strafbarkeit dann, wenn 

bei einer solchen Interessens-Wahrnehmung keine Beleidigung aus der Form einer Äuße-

rung oder aus den Umständen hervorgeht, unter welchen sie geschah.   

Es geht um unterschiedliche Varianten: 

 Tadelnde Urteile über wissenschaftliche Leistungen. 
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 Tadelnde Urteile über künstlerische Leistungen. 

 Tadelnde Urteile über gewerbliche Leistungen. 

 Äußerungen zur Ausführung von Rechten. 

 Äußerungen zur Verteidigung von Rechten. 

 Äußerungen zur Wahrnehmung berechtigter Interessen. 

 Vorhaltungen von Vorgesetzten gegen ihre Untergebenen. 

 Rügen von Vorgesetzten gegen ihre Untergebenen. 

 Dienstliche Anzeigen vonseiten eines Beamten. 

 Urteile vonseiten eines Beamten. 

 Ähnliche Fälle, bspw. öffentliche Äußerungen in der politischen Auseinanderset-

zung oder sonst im Bereich der öffentlichen Meinungsbildung. 

49) § 199 StGB, Wechselseitig begangene Beleidigungen: Wenn eine Beleidigung auf 

der Stelle erwidert wird, kann der Richter beide Beleidiger oder einen derselben für straffrei 

erklären 

50) § 218a Abs. 4 Satz 1 StGB, Straflosigkeit des Schwangerschaftsabbruchs für eine 

Schwangere nach vorheriger Beratung (§ 219 StGB), ihrer Vornahme durch einen Arzt und 

zeitlich vor dem Verstreichen der zweiundzwanzigsten Woche seit der Empfängnis. 

51) § 218b Abs. 1 Satz 3 StGB, Straflosigkeit einer Schwangeren bei Schwanger-

schaftsabbruch ohne ärztliche Feststellung bzw. bei unrichtiger ärztlicher Feststellung. 

52) § 218c Abs. 2 StGB, Ärztliche Pflichtverletzung bei einem Schwangerschaftsab-

bruch: Eine Schwangere ist bei solchen Pflichtverletzungen (Abs. 1) nicht strafbar. 

53) § 219b Abs. 2 StGB, Inverkehrbringen von Mitteln zum Abbruch: Die Teilnahme 

einer Frau, die den Abbruch ihrer Schwangerschaft vorbereitet, ist nicht (nach Abs. 1) straf-

bar. 

* § 232 Absätze 1, 2, 3 Satz 1 und 4 StGB, Zahlungskarten, Schecks und Wechseln, in 

Zusammenhang mit Geldwäsche: siehe bei Nummer 81. 

54) § 232a Abs. 6 Satz 2 StGB, Zwangsprostitution: Nicht bestraft wird, wer eine an einer 

geschützten Person begangenen Taten, die näher in Abs. 6 Satz 1 umschrieben sind, frei-

willig bei der zuständigen Behörde anzeigt oder freiwillig eine solche Anzeige veranlasst, 

wenn nicht diese Tat zu diesem Zeitpunkt ganz oder zum Teil entdeckt war und der Täter 

dies wusste oder bei verständiger Würdigung der Sachlage damit rechnen musste. 

* § 232a Abs. 1 und Abs. 2 StGB, Zuhälterei, in Zusammenhang mit Geldwäsche: siehe 

bei Nummer 82. 

* § 232b Abs. 1 und Abs. 2 StGB, Zuhälterei, in Zusammenhang mit Geldwäsche: siehe 

bei Nummer 83. 

* § 233 Abs. 1, Abs. 2, Abs. 3 StGB, Zuhälterei, in Zusammenhang mit Geldwäsche: 

siehe bei Nummer 84. 

* § 233a Abs. 1, Abs. 2 StGB, Zuhälterei, in Zusammenhang mit Geldwäsche: siehe bei 

Nummer 85. 
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* § 242 StGB, Diebstahl, in Zusammenhang mit Geldwäsche: siehe bei Nummer 86. 

* § 246 StGB, Unterschlagung, in Zusammenhang mit Geldwäsche: siehe bei Nummer 87. 

* § 253 StGB, Erpressung, in Zusammenhang mit Geldwäsche: siehe bei Nummer 88. 

55) § 257 Abs. 3 StGB, Begünstigung: Wegen Begünstigung wird nicht bestraft, wer we-

gen Beteiligung an der Vortat strafbar ist. Dies gilt nicht für denjenigen, der einen an der 

Vortat Unbeteiligten zur Begünstigung anstiftet. 

56) § 258 Abs. 5 StGB, Strafvereitelung: Wegen Strafvereitelung nicht bestraft, wer durch 

die Tat zugleich ganz oder zum Teil verhindern will, dass er selbst bestraft oder einer Maß-

nahme unterworfen wird oder dass eine gegen ihn verhängte Strafe oder Maßnahme voll-

streckt wird. 

57) § 258 Abs. 6 StGB, Strafvereitelung: Wer die Tat zugunsten eines Angehörigen 

begeht, ist straffrei. 

* § 259 StGB, Hehlerei, in Zusammenhang mit Geldwäsche: siehe bei Nummer 89. 

Hinweise vor Nummern 58 ff. zu übergreifenden Regelungen bei § 261 StGB, 
Geldwäsche bzw. Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte 

* Hinweis 1 (Strafbarkeit von Geldwäsche etc. bei Verbrechen): Vorsätzliche voll-

endete sowie versuchte Geldwäsche etc. ist gemäß § 261 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 StGB bei 

der rechtswidrigen Verwirklichung von Verbrechen jeder Art ausnahmslos strafbar (§ 261 

Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 StGB).  

Verbrechen sind nach der Legaldefinition in § 12 Abs. 1 StGB „rechtswidrige Taten, die 

im Mindestmaß mit Freiheitsstrafe von einem Jahr oder darüber hinaus bedroht sind“.   

Das Höchstmaß der angedrohten „zeitigen“ Freiheitsstrafe für Verbrechen ist fünfzehn 

Jahre (§ 38 Abs. 1 u. 2 StGB); die angedrohte lebenslange Freiheitsstrafe (§ 38 Abs. 1 

StGB) wird vom zuständigen Gericht nach einer Mindestverbüßungszeit von 15 und bei 

Erfüllung weiterer Voraussetzungen zur Bewährung ausgesetzt (§ 57 a StGB). 

Hinweis 2 (Strafbarkeit von Geldwäsche etc. bei Vergehen): Vorsätzliche vollen-

dete Geldwäsche etc. ist nur für eine bestimmte Auswahl von Vergehen gemäß § 261 

Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 StGB, dies dann aber nach Absatz 4 auch bei einem Versuch, strafbar.  

Vergehen sind nach der Legaldefinition in § 12 Abs. 2 StGB „rechtswidrige Taten, die im 

Mindestmaß mit einer geringeren Freiheitsstrafe oder die mit Geldstrafe bedroht sind“.  Die 

geringstmögliche Freiheitsstrafe für Vergehen beträgt einen Monat (§ 38 Abs. 2 StGB), die 

übliche Höchststrafe beträgt 10 Jahre (als Beispiel die „Misshandlung von Schutzbefohle-

nen“ nach § 225 Abs. 1 StGB). 

* Hinweis 3 (Strafbare Tathandlungen sowohl bei Verbrechen als auch bei Ver-
gehen):  

Es geht im Einzelnen gemäß Abs. 1 Satz 1 darum, dass jemand einen Gegenstand, 
der aus einer der in Abs. 1 Satz 2 genannten rechtswidrigen Taten herrührt,  
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 verbirgt,  

 dessen Herkunft verschleiert  

 oder die Ermittlung der Herkunft vereitelt oder gefährdet,  

 das Auffinden vereitelt oder gefährdet,  

 die Einziehung vereitelt oder gefährdet oder  

 die Sicherstellung vereitelt oder gefährdet. 

* Hinweis 4 (Erweiterung strafbarer Handlungen durch § 261 Abs. 2 StGB):  

 Grundsätzlich gilt, dass ebenso wie nach Absatz 1 bestraft wird, wer einen in Absatz bezeichneten 

Gegenstand (1) sich oder einem Dritten beschafft oder (2) verwahrt oder für sich oder einen 

Dritten verwendet, wenn er die Herkunft des Gegenstandes zu einem Zeitpunkt gekannt 

hat, zu dem er ihn erlangt hat.  

* Hinweis 5 (Handlungen eines Täters, welche die Strafbarkeit entfallen las-

sen): Gemäß § 261 Absatz 9 Satz 1  Nr. 1 „wird nicht bestraft, wer (1)  in Fällen von 

Absätzen 1 bis 5 die Tat freiwillig bei der zuständigen Behörde anzeigt oder freiwillig eine 

solche Anzeige veranlasst, wenn nicht die Tat zu diesem Zeitpunkt bereits ganz oder zum 

Teil entdeckt war und der Täter dies wusste oder bei verständiger Würdigung der Sachlage 

damit rechnen musste und (Nr. 2) in den Fällen des Absatzes 1 oder des Absatzes 2 unter 

den in Nummer 1 genannten Voraussetzungen die Sicherstellung des Gegenstandes be-

wirkt, auf den sich die Straftat bezieht“. 

* Hinweis 6 (Weitere Umstände, welche die Strafbarkeit entfallen lassen):  

Tathandlungen nach Absatz 2 (s. Hinweis 4) sind gemäß Abs. 6 ausnahmsweise „nicht 

strafbar, wenn zuvor ein Dritter den Gegenstand erlangt hat, ohne hierdurch eine Straftat 

zu begehen“.  

Gemäß Absatz 9 Satz 1 Nr. 2 „wird außerdem nicht bestraft, wer in Fällen von Absätzen 

1 bis 5 wegen Beteiligung an der Vortat strafbar ist. Eine solche Straflosigkeit nach die-

sem Satz 2 ist jedoch ausgeschlossen, wenn der Täter oder Teilnehmer einen Gegenstand, 

der aus einer in Absatz 1 Satz 2 genannten rechtswidrigen Tat herrührt, in den Verkehr 

bringt und dabei die rechtswidrige Herkunft des Gegenstandes verschleiert. 

58) Verbrechen im Zusammenhang mit einer Geldwäsche etc. nach § 261 Abs. 1 Satz 

2 Nr. 1 StGB:  

Straffreiheit bzw. Straflosigkeit ergeben sich für Verbrechen aller Art gemäß Nr. 5 und 

Nr. 6 der obigen Hinweise 

[Ab Nr. 59 handelt es sich stets um Vergehen im Zusammenhang mit einer Geld-

wäsche.]  

* Hinweis 7 (Zur Darstellung der nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nummern 2 bis 5 
für Geldwäsche in Betracht kommenden Vergehen): Diese Straftatbestände sind 

vom Gesetzgeber nach hier nicht erörterungsbedürftigen Erwägungen in sechs Kategorien 

zusammengefasst worden. Nachstehend wird um der leichteren Nachvollziehbarkeit willen 

davon abgewichen: Die erste Reihung erfolgt alphabetisch nach der amtlichen Bezeich-

nung der Gesetze; innerhalb der Gesetze erfolgt die zweite Reihung, sofern es mehrere 

Tatbestände gibt, aufsteigend nummerisch. 
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59) § 89a StGB, Vorbereitung einer schweren staatsgefährdenden Gewalttat, im Zu-

sammenhang mit vollendeter oder auch versuchter Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 

Satz 2 Nr. 5 in Verbindung mit den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit 

gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

60) § 89c StGB, Terrorismusfinanzierung, im Zusammenhang mit vollendeter oder 

auch versuchter Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 5 in Verbindung mit den 

Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 

58. 

61) § 108e StGB, Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern, im Zusam-

menhang mit vollendeter oder auch versuchter Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 

2 Nr. 2a in Verbindung mit den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit ge-

mäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

62) § 108e i.V.m. § 335a StGB, Besonders schwere Fälle der Bestechlichkeit und Be-

stechung, im Zusammenhang mit vollendeter oder auch versuchter Geldwäsche nach 

§ 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 2a in Verbindung mit den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit 

bzw. Straflosigkeit gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

63) § 129 StGB, Bildung krimineller Vereinigungen, im Zusammenhang mit vollendeter 

oder auch versuchter Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 5 in Verbindung mit 

den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit gemäß Hinweisen 5 und 6 vor 

Nr. 58. 

64) § 129 mit § 129b Abs. 1 StGB, Bildung krimineller Vereinigungen im Ausland, im 

Zusammenhang mit vollendeter oder auch versuchter Geldwäsche nach § 261 Absatz 

1 Satz 2 Nr. 5 in Verbindung mit den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit 

gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

65) § 129a Abs. 3 und 5 StGB, Bildung terroristischer Vereinigungen, im Zusammen-

hang mit vollendeter oder auch versuchter Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 

Nr. 5 in Verbindung mit den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit gemäß 

Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

66) § 129 a Abs. 3 und 5 mit § 129b Abs. 1 StGB, Bildung terroristischer Vereinigun-

gen im Ausland, im Zusammenhang mit vollendeter oder auch versuchter Geldwäsche 

nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 5 in Verbindung mit den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit 

bzw. Straflosigkeit gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

67) § 129 bei Vergehen [beliebiger Art], die von einem Mitglied einer kriminellen Ver-

einigung begangen werden, im Zusammenhang mit vollendeter oder auch versuchter 

Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 5 in Verbindung mit den Absätzen 3 bis 5 

StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

68) § 129 mit § 129b StGB bei Vergehen [beliebiger Art], die von einem Mitglied einer 

kriminellen Vereinigung im Ausland begangen werden, im Zusammenhang mit vollen-

deter oder auch versuchter Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 5 in Verbindung 

mit den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit gemäß Hinweisen 5 und 6 

vor Nr. 58. 
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69) § 129a StGB bei Vergehen [beliebiger Art], die von einem Mitglied einer Terroris-

tischen Vereinigung begangen werden, im Zusammenhang mit vollendeter oder auch 

versuchter Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 5 in Verbindung mit den Absätzen 

3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

70) § 129a mit 129b StGB bei Vergehen [beliebiger Art], die von einem Mitglied einer 

kriminellen Vereinigung im Ausland begangen werden, im Zusammenhang mit vollen-

deter oder auch versuchter Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 5 in Verbindung 

mit den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit gemäß Hinweisen 5 und 6 

vor Nr. 58. 

71) § 152a StGB, Fälschung von Zahlungskarten, Schecks und Wechseln, im Zusam-

menhang mit vollendeter oder auch versuchter Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 

2 Nr. 4a (gewerbsmäßig, von Bandenmitgliedern u.a.), in Verbindung mit den Absätzen 3 

bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

72) § 181a StGB, Zuhälterei, im Zusammenhang mit vollendeter oder auch versuchter 

Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 4a (gewerbsmäßig, von Bandenmitgliedern 

u.a.), in Verbindung mit den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit gemäß 

Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

73) § 222 StGB, Fahrlässige Tötung: Eine ausdrückliche Regelung ist gesetzlich nicht 

getroffen. Nach ganz herrschender Meinung in Rechtsprechung und Literatur ist eine Tat 

jedoch dann nicht rechtswidrig und damit straffrei, wenn der Getötete in einer nicht sitten-

widrigen Weise in ein den Tod nicht ausschließendes fremdgefährdendes Risiko wirksam 

eingewilligt hat. 

74) § 223 StGB, Körperverletzung: Gemäß § 228 ist eine solche Tat dann nicht rechts-

widrig und damit straffrei, wenn der Verletzte darin in einer nicht sittenwidrigen Weise wirk-

sam eingewilligt hat. 

75) § 224 StGB, Gefährliche Körperverletzung: Straffreiheit wie bei Nr. 74. 

76) § 226 StGB in Verbindung mit § 18 StGB: Schwere Körperverletzung, wenn die 

Folgen durch Fahrlässigkeit verursacht worden sind: Straffreiheit wie bei Nr. 74. 

77) § 227 StGB in Verbindung mit § 18 StGB, Körperverletzung mit Todesfolge: Straf-

freiheit wie bei Nr. 74 (Sofern eine wirksame Einwilligung nur in Bezug auf nichttödliche 

Folgen vorlag, verbleibt die Strafbarkeit nach § 222 StGB). 

78) § 229 StGB, Fahrlässige Körperverletzung: Eine ausdrückliche Regelung ist gesetz-

lich nicht getroffen. Nach ganz herrschender Meinung in Rechtsprechung und Literatur ist 

eine Tat jedoch dann nicht rechtswidrig und damit straffrei, wenn der Verletzte in einer nicht 

sittenwidrigen Weise in ein die Folgen nicht ausschließendes fremdgefährdendes Risiko 

wirksam eingewilligt hat. 

79) § 231 Abs. 1 StGB, Beteiligung an einer Schlägerei oder an einem von mehreren 

verübten Angriff mit dadurch verursachter Todesfolge: Nach Abs. 1 ist nicht strafbar, wer 

an der Tat beteiligt war, ohne dass ihm dies vorzuwerfen ist. 
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80) § 231 Abs. 1 StGB, Beteiligung an einer Schlägerei oder an einem von mehreren 

verübten Angriff mit dadurch verursachter schwerer Körperverletzung (§ 226 StGB): Nach 

Abs. 1 ist nicht strafbar, wer an der Tat beteiligt war, ohne dass ihm dies vorzuwerfen ist.  

81) § 232 Abs. 1 bis 3 und Abs. 4 StGB, Menschenhandel, im Zusammenhang mit voll-

endeter oder auch versuchter Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 4a (gewerbs-

mäßig, von Bandenmitgliedern u.a.), in Verbindung mit den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straf-

freiheit bzw. Straflosigkeit gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

82) § 232 a Abs. 1 und 2 StGB, Zwangsprostitution, im Zusammenhang mit vollendeter 

oder auch versuchter Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 4a (gewerbsmäßig, 

von Bandenmitgliedern u.a.), in Verbindung mit den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit 

bzw. Straflosigkeit gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

83) § 232b Abs. 1 und 2 StGB, Zwangsarbeit, im Zusammenhang mit vollendeter oder 

auch versuchter Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 4a (gewerbsmäßig, von 

Bandenmitgliedern u.a.), in Verbindung mit den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. 

Straflosigkeit gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

84) § 233 Abs. 1 und 2 StGB, Ausbeutung der Arbeitskraft, im Zusammenhang mit voll-

endeter oder auch versuchter Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 4a (gewerbs-

mäßig, von Bandenmitgliedern u.a.), in Verbindung mit den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straf-

freiheit bzw. Straflosigkeit gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

85) § 233a Abs. 1 und 2 StGB, Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheitsberau-

bung, im Zusammenhang mit vollendeter oder auch versuchter Geldwäsche nach § 261 

Absatz 1 Satz 2 Nr. 4a (gewerbsmäßig, von Bandenmitgliedern u.a.), in Verbindung mit den 

Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

86) § 242 StGB, Diebstahl, im Zusammenhang mit vollendeter oder auch versuchter 

Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 4a (gewerbsmäßig, von Bandenmitgliedern 

u.a.), in Verbindung mit den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit gemäß 

Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

87) § 246 StGB, Unterschlagung, im Zusammenhang mit vollendeter oder auch ver-

suchter Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 4a (gewerbsmäßig, von Bandenmit-

gliedern u.a.), in Verbindung mit den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit 

gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

88) § 253 StGB, Erpressung, im Zusammenhang mit vollendeter oder auch versuchter 

Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 4a (gewerbsmäßig, von Bandenmitgliedern 

u.a.), in Verbindung mit den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit gemäß 

Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

89) § 259 StGB, Hehlerei, im Zusammenhang mit vollendeter oder auch versuchter 

Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 4a (gewerbsmäßig, von Bandenmitgliedern 

u.a.), in Verbindung mit den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit gemäß 

Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

90) § 263 StGB, Betrug, im Zusammenhang mit vollendeter oder auch versuchter Geld-

wäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 4a (gewerbsmäßig, von Bandenmitgliedern u.a.), 
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in Verbindung mit den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit gemäß Hin-

weisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

91) § 263a StGB, Computerbetrug, im Zusammenhang mit vollendeter oder auch ver-

suchter Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 4a (gewerbsmäßig, von Bandenmit-

gliedern u.a.), in Verbindung mit den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit 

gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

92) § 264 Abs. 6 Satz 1 und Satz 2 StGB, Subventionsbetrug: Straffreiheit tritt ein bei 

Absätzen 1 und 5 bei freiwilliger Verhinderung, dass die Subvention aufgrund auf Grund 

der Tat gewährt wird. Straflosigkeit tritt im Fall, dass die Subvention nicht gewährt wird, 

dann ein, wenn der Täter sich freiwillig und ernsthaft bemüht, die Gewährung der Subven-

tion zu verhindern. 

93) § 264 StGB, Subventionsbetrug, im Zusammenhang mit vollendeter oder auch ver-

suchter Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 4a (gewerbsmäßig, von Bandenmit-

gliedern u.a.), in Verbindung mit den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit 

gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

94) §264a Abs. 3 StGB, Kapitalanlagebetrug: Nach den Absätzen 1 und 2 wird gemäß 

Satz 1 nicht bestraft, wer freiwillig verhindert, dass auf Grund der Tat die durch den Erwerb 

oder die Erhöhung bedingte Leistung erbracht wird. Gemäß Satz 2 wird straflos, wenn die 

Leistung ohne Zutun des Täters nicht erbracht wird, er sich aber freiwillig und ernsthaft 

bemüht hat, das Erbringen der Leistung zu verhindern. 

95) § 265b Abs. 2 Satz 1 StGB, Kreditbetrug: Nach Absatz 1 nicht bestraft, wer freiwillig 

verhindert, dass der Kreditgeber auf Grund der Tat die beantragte Leistung erbringt. Straf-

losigkeit tritt im Fall, dass die Leistung ohne Zutun des Täters nicht erbracht wird, nach S. 

2 dann ein, wenn er sich freiwillig und ernsthaft bemüht, das Erbringen der Leistung zu 

verhindern. 

96) § 265c StGB, Sportwettbetrug, im Zusammenhang mit vollendeter oder auch ver-

suchter Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 4a (gewerbsmäßig, von Bandenmit-

gliedern u.a.), in Verbindung mit den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit 

gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

97) § 266 StGB, Untreue, im Zusammenhang mit vollendeter oder auch versuchter 

Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 4a (gewerbsmäßig, von Bandenmitgliedern 

u.a.), in Verbindung mit den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit gemäß 

Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

98) § 266a Abs. 6 Satz 2 StGB, Vorenthalten und Veruntreuen von Arbeitsentgelt: Der 

Täter wird nicht bestraft, wenn er die Beiträge zur Sozialversicherung des Arbeitnehmers 

einschließlich der Arbeitsförderung nachträglich innerhalb der von der Einzugsstelle be-

stimmten angemessenen Frist entrichtet. 

99) § 267 StGB, Urkundenfälschung, im Zusammenhang mit vollendeter oder auch ver-

suchter Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 4a (gewerbsmäßig, von Bandenmit-

gliedern u.a.), in Verbindung mit den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit 

gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 
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100) § 269 StGB, Fälschung beweiserheblicher Daten, im Zusammenhang mit vollen-

deter oder auch versuchter Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 4a (gewerbs-

mäßig, von Bandenmitgliedern u.a.), in Verbindung mit den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straf-

freiheit bzw. Straflosigkeit gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

101) § 271 StGB, Mittelbare Falschbeurkundung, im Zusammenhang mit vollendeter 

oder auch versuchter Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 4a (gewerbsmäßig, 

von Bandenmitgliedern u.a.), in Verbindung mit den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit 

bzw. Straflosigkeit gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

102) § 283 StGB, Bankrott: Die 14 verschiedenen Tatvarianten der Absätze 1 bis 5 sind 

gemäß Abs. 6 nur dann strafbar, wenn der Täter seine Zahlungen eingestellt hat oder über 

sein Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet oder der Eröffnungsantrag mangels Masse 

abgelehnt worden ist. Mithin besteht bis vor diesen Ereignissen noch Straffreiheit. 

103) § 283b StGB, Verletzung der Buchführungspflicht: Gemäß Abs. 3 gilt § 283 Abs. 6 

entsprechend. 

104) § 263c StGB, Gläubigerbegünstigung: Gemäß Abs. 3 gilt § 283 Abs. 6 entspre-

chend. 

105) § 283d StGB, Schuldnerbegünstigung: Gemäß Abs. 4 ist die Tat nur strafbar, wenn 

der andere seine Zahlungen eingestellt hat oder über sein Vermögen das Insolvenzverfah-

ren eröffnet oder der Eröffnungsantrag mangels Masse abgewiesen worden ist. Mithin be-

steht bis vor diesen Ereignissen noch Straffreiheit. 

106) § 284 StGB, Unerlaubte Veranstaltung eines Glücksspiels, im Zusammenhang mit 

vollendeter oder auch versuchter Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 4a (ge-

werbsmäßig, von Bandenmitgliedern u.a.), in Verbindung mit den Absätzen 3 bis 5 StGB: 

Straffreiheit bzw. Straflosigkeit gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

107) § 298 Abs. 3 StGB: Wettbewerbsbeschränkende Absprachen bei Ausschreibun-

gen: Gemäß Satz 1 wird nicht bestraft, wer freiwillig verhindert, dass der Veranstalter das 

Angebot annimmt oder seine Leistung erbringt. Gemäß Satz 1 wird der Täter straflos, wenn 

das Angebot ohne sein Zutun nicht angenommen bzw. die Leistung nicht erbracht wir, er 

sich aber freiwillig und ernsthaft bemüht hat, die Annahme des Angebots oder das Erbrin-

gen der Leistung zu verhindern. 

108) § 299 StGB, Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr, im Zu-

sammenhang mit vollendeter oder auch versuchter Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 

Satz 2 Nr. 4a (gewerbsmäßig, von Bandenmitgliedern u.a.), in Verbindung mit den Absät-

zen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

109) § 306d StGB, fahrlässige Brandstiftung, in Verbindung mit tätiger Reue nach 

§ 306e Abs. 2 und Abs. 3 StGB: Nach dieser Vorschrift nicht bestraft wird, wer freiwillig 

den Brand löscht, bevor ein erheblicher Schaden entsteht; wird der Brand ohne Zutun des 

Täters gelöscht, bevor ein erheblicher Schaden eingetreten ist, so genügt sein freiwilliges 

und ernsthaftes Bemühen, dieses Ziel zu erreichen.  

110) § 307 Abs. 4 StGB, fahrlässiges Handeln und fahrlässiges Verursachen der Ge-

fahr bei Herbeiführen einer Explosion durch Kernenergie, in Verbindung mit tätiger 
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Reue nach § 314 StGB: Nach § 307 Abs. 4 StGB wird gemäß § 314 Abs. 3 Nr. 1a nicht 

bestraft, wer freiwillig die Gefahr abwendet, bevor ein erheblicher Schaden entsteht. Wenn 

die Gefahr ohne Zutun des Täters abgewendet wird, genügt gemäß § 314 Abs. 4 StGB sein 

freiwilliges und ernsthaftes Bemühen, dieses Ziel zu erreichen. 

111) § 308 Abs. 6 StGB, fahrlässiges Handeln und fahrlässiges Verursachen der Ge-

fahr bei Herbeiführen einer Sprengstoffexplosion, in Verbindung mit tätiger Reue 

nach § 314 StGB: Nach § 308 Abs. 6 StGB wird gemäß § 314 Abs. 3 Nr. 1b nicht bestraft, 

wer freiwillig die Gefahr abwendet, bevor ein erheblicher Schaden entsteht. Wenn die Ge-

fahr ohne Zutun des Täters abgewendet wird, genügt gemäß § 314 Abs. 4 StGB sein frei-

williges und ernsthaftes Bemühen, dieses Ziel zu erreichen. 

112) § 310 StGB, Vorbereitung eines Explosions- oder Strahlungsverbrechens, in 

Verbindung mit tätiger Reue nach § 314 Abs. 3 Nr. 2 StGB: Nach § 310 StGB wird nicht 

bestraft, wer freiwillig die weitere Ausführung der Tat aufgibt oder sonst die Gefahr abwen-

det. 

113) § 311 Abs. 3 StGB, fahrlässiges Handeln und fahrlässiges Verursachen der Ge-

fahr bei der Freisetzung ionisierender Strahlen, in Verbindung mit tätiger Reue nach 

§ 314 StGB: Nach § 311 Abs. 3 StGB wird gemäß § 314 Abs. 3 Nr. 1c nicht bestraft, wer 

freiwillig die Gefahr abwendet, bevor ein erheblicher Schaden entsteht. Wenn die Gefahr 

ohne Zutun des Täters abgewendet wird, genügt gemäß § 314 Abs. 4 StGB sein freiwilliges 

und ernsthaftes Bemühen, dieses Ziel zu erreichen. 

114) § 312 Abs. 6 Nr. 2 StGB, fahrlässiges Handeln und fahrlässiges Verursachen der 

Gefahr bei der fehlerhaften Herstellung einer kerntechnischen Anlage, in Verbindung 

mit tätiger Reue nach § 314 StGB: Nach § 312 Abs. 6 Nr. 2 StGB wird gemäß § 314 Abs. 

3 Nr. 1d nicht bestraft, wer freiwillig die Gefahr abwendet, bevor ein erheblicher Schaden 

entsteht; gemäß § 314 Abs. 4 wird der Täter straflos. Wenn die Gefahr ohne Zutun des 

Täters abgewendet wird, genügt gemäß § 314 Abs. 4 StGB sein freiwilliges und ernsthaftes 

Bemühen, dieses Ziel zu erreichen 

115) § 313 Abs. 2 StGB in Verbindung mit § 308 Abs. StGB, fahrlässiges Handeln und 

fahrlässiges Verursachen der Gefahr bei der fehlerhaften Herstellung einer kerntech-

nischen Anlage, in Verbindung mit tätiger Reue nach § 314 StGB: Nach §§ 313/308 

StGB wird gemäß § 314 Abs. 3 Nr. 1e nicht bestraft, wer freiwillig die Gefahr abwendet, 

bevor ein erheblicher Schaden entsteht. Wenn die Gefahr ohne Zutun des Täters abgewen-

det wird, genügt gemäß § 314 Abs. 4 StGB sein freiwilliges und ernsthaftes Bemühen, die-

ses Ziel zu erreichen. 

116) § 315 Abs.6 StGB, fahrlässiges Handeln und fahrlässiges Verursachen der Ge-

fahr bei gefährlichen Eingriffen in den Bahn-, Schiffs- und Luftverkehr, in Verbindung 

mit tätiger Reue nach § 320 Abs. 2 Nr. 1a StGB: Nach § 315 Abs. 6 wird gemäß § 320 

Abs. 3 Nr. 1a StGB nicht bestraft, wer freiwillig die Gefahr abwendet, bevor ein erheblicher 

Schaden entsteht. Wenn die Gefahr ohne Zutun des Täters abgewendet wird, genügt ge-

mäß § 320 Abs. 4 StGB sein freiwilliges und ernsthaftes Bemühen, dieses Ziel zu erreichen. 

117) § 315b Abs. 5 StGB, fahrlässiges Handeln und fahrlässiges Verursachen der 

Gefahr bei gefährliche Eingriffen in den Straßenverkehr, in Verbindung mit tätiger 

Reue nach § 320 Abs. 2 Nr. 1b StGB: Nach § 315 b Abs. 5 wird gemäß § 320 Abs. 3 Nr. 

1b StGB nicht bestraft, wer freiwillig die Gefahr abwendet, bevor ein erheblicher Schaden 
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entsteht. Wenn die Gefahr ohne Zutun des Täters abgewendet wird, genügt gemäß § 320 

Abs. 4 StGB sein freiwilliges und ernsthaftes Bemühen, dieses Ziel zu erreichen. 

118) § 316 c Abs. 4 StGB, Vorbereitung von Angriffen auf den Luft- und Seeverkehr 

[20 Varianten], in Verbindung mit tätiger Reue nach § 320 StGB: Nach § 316c Abs. 4 

wird gemäß § 320 Abs. 3 Nr. 2 StGB nicht bestraft, wer freiwillig die Gefahr abwendet, bevor 

ein erheblicher Schaden entsteht. Wenn die Gefahr ohne Zutun des Täters abgewendet 

wird, genügt gemäß § 320 Abs. 4 StGB sein freiwilliges und ernsthaftes Bemühen, dieses 

Ziel zu erreichen. 

119) § 318 Abs. 2 mit Abs. 6 Nr. 2 StGB, fahrlässiges Handeln und fahrlässige Herbei-

führung der Gefahr bei Beschädigung wichtiger Anlagen, in Verbindung mit tätiger 

Reue nach § 320 StGB: Nach § 318 Abs. 2 wird gemäß § 320 Abs. 3 Nr. 1c StGB nicht 

bestraft, wer freiwillig die Gefahr abwendet, bevor ein erheblicher Schaden entsteht. Wenn 

die Gefahr ohne Zutun des Täters abgewendet wird, genügt gemäß § 320 Abs. 4 StGB sein 

freiwilliges und ernsthaftes Bemühen, dieses Ziel zu erreichen. 

120) § 319 Absätze 1 und 2 mit Abs. 4 StGB, fahrlässiges Handeln und fahrlässiges 

Verursachen der Gefahr bei Baugefährdung, in Verbindung mit tätiger Reue nach 

§ 320 StGB: Nach § 319 Abs. 1 oder Abs. 2 wird gemäß § 320 Abs. 3 Nr. 1d StGB nicht 

bestraft, wer freiwillig die Gefahr abwendet, bevor ein erheblicher Schaden entsteht. Wenn 

die Gefahr ohne Zutun des Täters abgewendet wird, genügt gemäß § 320 Abs. 4 StGB sein 

freiwilliges und ernsthaftes Bemühen, dieses Ziel zu erreichen. 

121) § 325a Abs. 3 Nr. 2 StGB, fahrlässiges Handeln bei Verursachen von Lärm, Er-

schütterungen und nichtionisierenden Strahlen, in Verbindung mit tätiger Reue nach 

§ 330b StGB: Nach § 325a Abs. 3 Nr. 2 wird gemäß § 330b Abs. 1 Satz 2 nicht bestraft, 

wer freiwillig die Gefahr abwendet oder den von ihm verursachten Zustand beseitigt, bevor 

ein erheblicher Sachschaden entsteht. Wenn die Gefahr ohne Zutun des Täters abgewen-

det oder der rechtswidrig verursachte Zustand beseitigt wird, genügt gemäß § 330b Abs. 2 

StGB sein freiwilliges und ernsthaftes Bemühen, dieses Ziel zu erreichen. 

122) § 326 Absätze 1 bis 5, unerlaubter Umgang mit Abfällen: Taten nach diesen Ab-

sätzen sind gemäß Abs. 6 nicht strafbar, wenn schädliche Einwirkungen auf die Umwelt, 

insbesondere auf Menschen, Gewässer, die Luft, den Boden, Nutztiere oder Nutzpflanzen, 

wegen der geringen Menge der Abfälle offensichtlich ausgeschlossen sind. 

123) § 326 Absätze 1 bis 3, unerlaubter Umgang mit Abfällen, in Verbindung mit täti-

ger Reue nach § 330b StGB: Nach § 326 Absätze 1 bis 3 wird gemäß § 330b Abs. 1 Satz 

2 nicht bestraft, wer freiwillig die Gefahr abwendet oder den von ihm verursachten Zustand 

beseitigt, bevor ein erheblicher Sachschaden entsteht. Wenn die Gefahr ohne Zutun des 

Täters abgewendet oder der rechtswidrig verursachte Zustand beseitigt wird, genügt ge-

mäß § 330b Abs. 2 StGB sein freiwilliges und ernsthaftes Bemühen, dieses Ziel zu errei-

chen. 

124) § 326 Absätze 1, 2 und 4 StGB, unerlaubter Umgang mit Abfällen, im Zusammen-

hang mit vollendeter oder auch versuchter Geldwäsche nach § 261 Abs. 9 und Abs. 1 

Satz 2 Nr. 4a StGB (gewerbsmäßig, von Bandenmitgliedern u.a.), in Verbindung mit den 

Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 

58. 
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125) § 326 Abs. 5 StGB, fahrlässiges Verhalten bei unerlaubten Umgang mit Abfällen, 

in Verbindung mit tätiger Reue nach § 330b StGB: Nach § 326 Abs. 5 wird gemäß § 330b 

Abs. 1 Satz 2 StGB nicht bestraft, wer freiwillig die Gefahr abwendet oder den von ihm 

verursachten Zustand beseitigt, bevor ein erheblicher Sachschaden entsteht. Wenn die Ge-

fahr ohne Zutun des Täters abgewendet oder der rechtswidrig verursachte Zustand besei-

tigt wird, genügt gemäß § 330b Abs. 2 StGB sein freiwilliges und ernsthaftes Bemühen, 

dieses Ziel zu erreichen. 

126) § 328 Abs. 1, 2 und 4 StGB, unerlaubter Umgang mit radioaktiven Stoffen und 

anderen gefährlichen Stoffen und Gütern, im Zusammenhang mit vollendeter oder 

auch versuchter Geldwäsche nach § 261 Abs. 9 und Abs. 1 Satz 2 Nr. 4a StGB (gewerbs-

mäßig, von Bandenmitgliedern u.a.), in Verbindung mit den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straf-

freiheit bzw. Straflosigkeit gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

127) § 328 Abs. 5 StGB, fahrlässiger unerlaubter Umgang mit radioaktiven Stoffen 

etc.: Nach § 328 Abs. 5 wird gemäß § 330b Abs. 1 Satz 2 nicht bestraft, wer freiwillig die 

Gefahr abwendet oder den von ihm verursachten Zustand beseitigt, bevor ein erheblicher 

Sachschaden entsteht. Wenn die Gefahr ohne Zutun des Täters abgewendet oder der 

rechtswidrig verursachte Zustand beseitigt wird, genügt gemäß § 330b Abs. 2 StGB sein 

freiwilliges und ernsthaftes Bemühen, dieses Ziel zu erreichen. 

128) § 330a Abs. 5 StGB, schwere Gefährdung durch Freisetzung von Giften: Nach 

§ 330a Abs. 5 wird gemäß § 330b Abs. 1 Satz 2 nicht bestraft, wer freiwillig die Gefahr 

abwendet oder den von ihm verursachten Zustand beseitigt, bevor ein erheblicher Sach-

schaden entsteht. Wenn die Gefahr ohne Zutun des Täters abgewendet oder der rechts-

widrig verursachte Zustand beseitigt wird, genügt gemäß § 330b Abs. 2 StGB sein freiwilli-

ges und ernsthaftes Bemühen, dieses Ziel zu erreichen 

129) § 330 a Abs. 5 StGB, schwere Gefährdung durch Freisetzung von Giften, im Zu-

sammenhang mit vollendeter oder auch versuchter Geldwäsche nach § 261 Abs. 9 und 

Abs. 1 Satz 2 Nr. 4a StGB in Verbindung mit den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. 

Straflosigkeit gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. 

130) § 331 Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 1 StGB, Vorteilsannahme durch einen Amts-

träger (§ 11 Abs. 1 Nr. 2a, Nr. 2b oder Nr. 2c StGB), durch einen Europäischen Amts-

träger (§ 11 Abs. 2a Variante a) oder b) oder c) StGB) oder durch einen für den öffent-

lichen Dienst besonders Verpflichteten (§ 11 Abs. 4 Variante a) oder b StGB) durch 

Fordern, durch das sich Versprechen-Lassen oder durch das Annehmen eines Vor-

teils für sich oder einen Dritten: Gemäß § 331 Abs. 3 StGB ist eine Tat nach Abs. 1 nicht 

strafbar, wenn der Täter einen nicht von ihm geforderten Vorteils sich versprechen lässt 

oder annimmt und die zuständige Behörde ihm Rahmen ihrer Befugnisse entweder die An-

nahme vorher genehmigt hat oder der Täter unverzüglich bei ihr Anzeige erstattet und sie 

die Annahme gestattet. Gemäß § 336 StGB steht das Unterlassen einer Dienstleistung ihrer 

Vornahme gleich. 

131) § 332 Abs. 1 und 3 StGB, Bestechlichkeit, im Zusammenhang mit vollendeter oder 

auch versuchter Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 2a in Verbindung mit den 

Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 

58. Gemäß § 336 StGB steht das Unterlassen einer Dienstleistung ihrer Vornahme gleich. 
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132) § 332 StGB in Verbindung mit § 335a StGB, Bestechlichkeit bei ausländischen 

und internationalen Bediensteten: im Zusammenhang mit vollendeter oder auch ver-

suchter Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 2a in Verbindung mit den Absätzen 

3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. Gemäß 

§ 336 StGB steht das Unterlassen einer Dienstleistung ihrer Vornahme gleich. 

133) § 333 Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 1 StGB, Vorteilsgewährung für eine Dienst-

ausübung durch einen Amtsträger (§ 11 Abs. 1 Nr. 2a, Nr. 2b oder Nr. 2c StGB), durch 

einen Europäischen Amtsträger (§ 11 Abs. 2a Variante a) oder b) oder c) StGB), durch 

einen für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten (§ 11 Abs. 4 Variante a) 

oder b StGB),oder durch einen Soldaten der Bundeswehr: Gemäß §333 Abs. 3 StGB 

ist das Anbieten oder Versprechen oder Gewähren eines Vorteils für diese Personen oder 

einen Dritten als Gegenleistung für die Dienstausübung nach § 333 Abs. 1 StGB nicht straf-

bar, wenn die zuständige Behörde im Rahmen ihrer Befugnisse entweder die Annahme des 

Vorteils durch den Empfänger vorher genehmigt hat oder sie auf unverzügliche Anzeige 

des Empfängers genehmigt. Gemäß § 336 StGB steht das Unterlassen einer Dienstleistung 

ihrer Vornahme gleich. 

134) § 334 StGB, Bestechung von Amtsträgern etc., im Zusammenhang mit vollendeter 

oder auch versuchter Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 2a in Verbindung mit 

den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit gemäß Hinweisen 5 und 6 vor 

Nr. 58. Gemäß § 336 StGB steht das Unterlassen einer Dienstleistung ihrer Vornahme 

gleich. 

135) § 334 StGB in Verbindung mit § 335a StGB, Bestechung von ausländischen und 

internationalen Bediensteten, im Zusammenhang mit vollendeter oder auch versuch-

ter Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 2a in Verbindung mit den Absätzen 3 bis 

5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 58. Gemäß § 336 

StGB steht das Unterlassen einer Dienstleistung ihrer Vornahme gleich. 

136) § 335a Abs. 1 StGB in Verbindung mit § 331 Abs. 2 StGB, Vorteilsannahme durch 

ausländische und internationale Bedienstete, im Zusammenhang mit vollendeter oder 

auch versuchter Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 2a in Verbindung mit den 

Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 

58. Gemäß § 336 StGB steht das Unterlassen einer Dienstleistung ihrer Vornahme gleich. 

137) § 335a Abs. 1 StGB in Verbindung mit § 333 Abs. 2 StGB, Vorteilsgewährung an 

ausländische und internationale Bedienstete, im Zusammenhang mit vollendeter oder 

auch versuchter Geldwäsche nach § 261 Absatz 1 Satz 2 Nr. 4a in Verbindung mit den 

Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit gemäß Hinweisen 5 und 6 vor Nr. 

58. Gemäß § 336 StGB steht das Unterlassen einer Dienstleistung ihrer Vornahme gleich. 

138) § 337 StGB in Verbindung mit § 331 Abs. 2 StGB, Vorteilsannahme durch einen 

Schiedsrichter. Die Vergütung eines Schiedsrichters ist nur dann ein Vorteil, wenn der 

Schiedsrichter sie von einer Person hinter dem Rücken eines anderen fordert, sich verspre-

chen lässt oder annimmt. 

139) § 337 StGB in Verbindung mit § 333 Abs. 1 StGB, Vorteilsgewährung an einen 

Schiedsrichter: Analog zu Nr. 116 ist die Vergütung eines Schiedsrichters hier nur dann 

ein Vorteil, wenn sie ihm eine Partei hinter dem Rücken der anderen anbietet, verspricht 

oder gewährt. 
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140) § 348 StGB, Falschbeurkundung im Amt, im Zusammenhang mit vollendeter oder 

auch versuchter Geldwäsche nach § 261 Abs. 9 und Abs. 1 Satz 2 Nr. 4a StGB in Ver-

bindung mit den Absätzen 3 bis 5 StGB: Straffreiheit bzw. Straflosigkeit gemäß Hinweisen 

5 und 6 vor Nr. 58. 
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Anhang VI  

Fallgestaltungen des Absehens von Strafe 

Auflistung von Paragraphen im Strafgesetzbuch (StGB) und in weiteren Ge-
setzen, nach denen, auch in Varianten, das Gericht unter bestimmten Voraus-
setzungen von einer Bestrafung des Angeklagten absehen muss oder nach 
seinem Ermessen absehen kann. 

[Vollständigkeit ist erstrebt, kann aber nicht garantiert werden] 

01) § 60 StGB: Absehen von Strafe als übergreifende und einzige strafrechtliche 

„Muss-Vorschrift“ für alle Verurteilungen, die mit einer Freiheitsstrafe bis zu einem 

Jahr verbunden sind: „Das Gericht sieht von Strafe ab, wenn die Folgen der Tat, die den 

Täter getroffen haben, so schwer sind, dass die Verhängung einer Strafe offensichtlich ver-

fehlt sind. Dies gilt nicht, wenn der Täter für die Tat eine Freiheitsstrafe von mehr als einem 

Jahr verwirkt hat“.  

02) § 23 Abs. 3 StGB, Untauglicher Versuch einer Straftat: „Hat der Täter aus grobem 

Unverstand verkannt, dass der Versuch nach der Art des Gegenstandes, an dem, oder des 

Mittels, mit dem die Tat begangen werden sollte, überhaupt nicht zur Vollendung führen 

konnte, so kann das Gericht von Strafe absehen (….)“.[N.B.: Betrifft grundsätzlich alle Ver-

gehen und Verbrechen nach dem StGB und den Nebenstrafgesetzen]. 

03) § 46a Nr. 1 oder Nr. 2 StGB, Täter-Opfer-Ausgleich, Schadenswiedergutmachung: 

Das Gericht kann unter den dort genannten Voraussetzung (nur) dann von einer an sich 

verwirkten Strafe absehen, wenn es sich um eine Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder um 

eine Geldstrafe bis zu dreihundertsechzig Tagessätzen handelt. 

04) § 46b StGB, Hilfe zur Aufklärung oder Verhinderung von schweren Straftaten: Das 

Gericht kann nach Abs. 1 unter sehr detailliert genannten Voraussetzung im Sinne einer 

verbreitet so bezeichneten „Kronzeugenregelung“ (nur) dann anstelle von Strafe absehen, 

wenn die Straftat ausschließlich mit zeitiger Freiheitsstrafe bedroht ist und der Täter keine 

Freiheitsstrafe von mehr als drei Jahren verwirkt hat. Nach Abs. 3 gilt dies jedoch nicht, 

wenn der Täter sein Wissen erst offenbart, nachdem die Eröffnung des Hauptverfahrens 

(§ 207 StPO) gegen ihn beschlossen worden ist. 

05) § 81 StGB, Hochverrat gegen den Bund als Unternehmensdelikt in Fällen von tätiger 

Reue gemäß § 83a Abs. 1 oder Abs. 3 StGB: Das Gericht kann von einer „Bestrafung 

nach dieser Vorschrift“ absehen, wenn der Täter freiwillig die weitere Ausführung der Tat 

aufgibt und eine von ihm erkannte Gefahr, dass andere das Unternehmen weiter ausführen, 

abwendet oder wesentlich mindert oder wenn er freiwillig die Vollendung der Tat mindert. 

Wird ohne Zutun des Täters die bezeichnete Gefahr abgewendet oder wesentlich gemin-

dert oder die Vollendung der Tat verhindert, so genügt sein freiwilliges und ernsthaftes Be-

mühen, dieses Ziel zu erreichen16. 

                                                           
16  Hinweis: Die Regelungen für Fallgestaltungen der tätigen Reue sind in den folgenden Paragra-

phen, in denen der Text zu Beginn der entsprechenden Nummer ausdrücklich auf „tätige Reue“ 
verweist, entweder dem Wortlaut oder mindestens der Struktur nach identisch mit dieser Rege-
lung. Daher wird auf eine Wiederholung im Einzelnen verzichtet, vor allem um des Platzsparens 
willen. 
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06) § 82 StGB, Hochverrat gegen ein Land als Unternehmensdelikt, hier in Fällen von 

tätiger Reue gemäß § 83a Abs. 1 oder Abs. 3 StGB. 

07) § 83 Abs. 1 und 2 StGB, Vorbereitung eines hochverräterischen Unternehmen, 

hier in Fällen von tätiger Reue gemäß § 83a Abs. 2 StGB. 

08) § 84 Abs. 1 Satz 2 StGB, Versuch der Aufrechterhaltung des organisatorischen 

Zusammenhalts einer für verfassungswidrig erklärten Partei, hier in Fällen von gerin-

ger Schuld und Mitwirkung von untergeordneter Bedeutung gemäß Abs. 4. 

09) § 84 Abs. 2 StGB, Tätigkeit als Mitglied oder Unterstützung des organisatorischen 

Zusammenhalts oder der weiteren Betätigung einer für verfassungswidrig erklärten 

Partei, hier in Fällen von geringer Schuld und Mitwirkung von untergeordneter Bedeutung 

gemäß Abs. 4. 

10) § 84 Abs. 3 Satz 1 StGB, [andere Zuwiderhandlungen gegen gerichtliche Entschei-

dungen des BVerfG oder gegen vollziehbare Maßnahmen], hier in Fällen von geringer 

Schuld und Mitwirkung von untergeordneter Bedeutung gemäß Abs. 4. 

11) § 84 Abs. 5 StGB, tätige Reue des Täters in Fällen der vorigen Nummern 08, 09, 10. 

12) § 85 Abs. 3 StGB, Verstoß gegen ein Vereinigungsverbot, mit § 84 Abs. 4 und 5 

StGB, tätige Reue des Täters entsprechend den vorigen Nummern 08, 09, 10. 

13) § 86 Abs. 1 bis 3 StGB, Verbreiten von Propagandamitteln verfassungswidriger 

Organisationen, hier in Fällen von geringer Schuld gemäß § 86 Abs. 4 StGB. 

14) § 86 a Abs. 1 StGB, Verwenden von Kennzeichen verfassungswidriger Organisa-

tionen, in Fällen von geringer Schuld gemäß Abs. 4. 

15) § 87 Abs. 1 und 2 Nr. 1 mit § 109 e StGB, Agententätigkeit zu Sabotagezwecken 

an Verteidigungsmitteln, hier in Fällen von tätiger Reue gemäß Abs.3. 

16) § 87 Abs. 1 und 2 Nr. 1 mit § 305 StGB, Agententätigkeit zu Sabotagezwecken an 

Bauwerken, hier in Fällen von tätiger Reue gemäß Abs. 3. 

17) § 87 Abs. 1 und 2 Nr. 1 mit § 306 StGB, Agententätigkeit zu Sabotagezwecken der 

Brandstiftung, hier in Fällen von tätiger Reue gemäß Abs. 3. 

18) § 87 Abs. 1 und 2 Nr. 1 mit § 306a StGB, Agententätigkeit zu Sabotagezwecken 

der schweren Brandstiftung, hier in Fällen von tätiger Reue gemäß Abs. 3. 

19) § 87 Abs. 1 und 2 Nr. 1 mit § 306b StGB, Agententätigkeit zu Sabotagezwecken 

der besonders schweren Brandstiftung, hier in Fällen von tätiger Reue gemäß Abs. 3. 

20) 19) § 87 Abs. 1 und 2 Nr. 1 mit § 306b StGB, Agententätigkeit zu Sabotagezwecken 

der besonders schweren Brandstiftung, hier in Fällen von tätiger Reue gemäß Abs. 3. 

21) § 87 Abs. 1 und 2 Nr. 1 mit § 306b StGB, Agententätigkeit zu Sabotagezwecken 

der Brandstiftung mit Todesfolge, hier in Fällen von tätiger Reue gemäß Abs. 3. 
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22) § 87 Abs. 1 und 2 Nr. 1 mit § 307 StGB, Agententätigkeit zu Sabotagezwecken der 

Herbeiführung einer Explosion durch Kernenergie, hier in Fällen von tätiger Reue ge-

mäß Abs. 3. 

23) § 87 Abs. 1 und 2 Nr. 1 mit § 308 StGB, Agententätigkeit zu Sabotagezwecken der 

Herbeiführung einer Sprengstoffexplosion, hier in Fällen von tätiger Reue gemäß Abs. 

3. 

24) § 87 Abs. 1 und 2 Nr. 1 mit § 309 StGB, Agententätigkeit zu Sabotagezwecken 

Missbrauchs ionisierender Strahlen, hier in Fällen von tätiger Reue gemäß Abs. 3. 

25) § 87 Abs. 1 und 2 Nr. 1 mit § 313 StGB, Agententätigkeit zu Sabotagezwecken des 

Herbeiführens einer Überschwemmung, hier in Fällen von tätiger Reue gemäß Abs. 3. 

26) § 87 Abs. 1 und 2 Nr. 1 mit § 315 StGB, Agententätigkeit zu Sabotagezwecken des 

gefährlichen Eingriffs in den Bahn-, Schiffs- und Luftverkehrs, hier in Fällen von tätiger 

Reue gemäß Abs. 3. 

27) § 87 Abs. 1 und 2 mit § 315b StGB, Agententätigkeit zu Sabotagezwecken des 

gefährlichen Eingriffs in den Straßenverkehr, hier in Fällen von tätiger Reue gemäß Abs. 

3. 

28) § 87 Abs. 1 und 2 Nr. 1 mit § 316b StGB, Agententätigkeit zu Sabotagezwecken 

der Störung öffentlicher Betriebe, hier in Fällen von tätiger Reue gemäß Abs. 3. 

29) § 87 Abs. 1 und 2 Nr. 1 mit § 316c Abs. 1 Nr. 1 und 2 sowie Abs. 2 StGB, Agenten-

tätigkeit zu Sabotagezwecken des Angriffs auf den Luft- und Seeverkehr, hier in Fällen 

von tätiger Reue gemäß Abs. 3. 

30) § 87 Abs. 1 und 2 Nr. 1 mit § 317 StGB, Agententätigkeit zu Sabotagezwecken der 

Störung von Telekommunikationsanlagen, hier in Fällen von tätiger Reue gemäß Abs. 

3. 

31) § 87 Abs. 1 und 2 Nr. 1 mit § 318 StGB, Agententätigkeit zu Sabotagezwecken der 

Beschädigung wichtiger Anlagen, hier in Fällen von tätiger Reue gemäß Abs. 3. 

32) § 87 Abs. 1 und 2 Nr. 2 StGB, Agententätigkeit zu Sabotagezwecken durch „an-

dere Handlungen“ [nach Aufzählung], hier in Fällen von tätiger Reue gemäß Abs. 3. 

33) § 89 Abs. 1 und 2 StGB, Verfassungsfeindliche Einwirkung auf Bundeswehr und 

öffentliche Sicherheitsorgane, hier in Fällen von geringer Schuld gemäß Abs. 3 und § 86 

Abs. 4 StGB. 

34) § 89 a Abs. 1-6 StGB, Vorbereitung einer schweren staatsgefährdenden Gewalttat, 

hier in Fällen von tätiger Reue gemäß Abs. 7. 

35) § 89b Abs. 1-4 StGB, Aufnahme von Beziehungen zur Begehung einer schweren 

staatsgefährdenden Straftat, hier in Fällen von geringer Schuld gemäß Abs. 5. 

36) § 89c Abs. 1 Nummern 1–8 und Abs. 2–5, Terrorismusfinanzierung, hier in Fällen 

von geringer Schuld gemäß Abs. 6. 
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37) § 89c Abs. 1 Nummern 1–8 und Abs. 2–5, Terrorismusfinanzierung, hier in Fällen 

von tätiger Reue gemäß Abs. 7. 

38) § 91 Abs. 1 und 2 StGB, Anleitung zur Begehung einer schweren staatsgefähr-

denden Gewalttat, hier in Fällen von geringer Schuld gemäß Abs. 3. 

39) § 98 Abs. 1 StGB, Landesverräterische Agententätigkeit, hier in Fällen von tätiger 

Reue gemäß Abs. 2. 

40) § 99 Abs. 1 und 2 StGB, Geheimdienstliche Agententätigkeit, hier in Fällen von 

tätiger Reue nach Abs. 3 mit § 98 Abs. 2 StGB. 

41) § 113 Abs. 1 und 2 StGB, Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte, hier in Fällen 

von geringer Schuld bei einem vermeidbaren Irrtum, dass die Diensthandlung nicht recht-

mäßig sei, gemäß § 113 Abs. 4 Satz 1 StGB. 

42) § 113 Abs. 1 und 2 StGB, Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte, hier in Fällen, 

bei denen der Täter den Irrtum (wie Nr. 41) zwar nicht vermeiden konnte, es ihm aber zu-

zumuten war, sich mit Rechtsbehelfen gegen die vermeintlich rechtswidrige Diensthand-

lung zu wehren, gemäß Abs. 4 Satz 2 StGB. 

43) § 114 Abs. 1 und 2, Tätlicher Angriff auf Vollstreckungsbeamte, hier in Fällen [wie 

oben Nrn. 41 und 42], bei denen die Diensthandlung gemäß § 114 Abs. 3 eine Vollstre-

ckungshandlung ist. 

44) § 115 Abs. 1 und 2 mit §§ 113 und 114 StGB, Widerstand gegen oder tätlicher 

Angriff auf Personen, die Vollstreckungsbeamten gleichstehen, hier in Fällen wie oben 

Nrn. 41, 42 und 43. 

45) § 115 Abs. 3 mit §§ 11 und 114 StGB, Behinderung von Rettungsdiensten etc. bei 

Unglücksfällen bzw. Gemeiner Gefahr oder Not, durch Gewalt oder Drohung mit Ge-

walt bzw. durch tätlichen Angriff, hier in Fällen wie oben Nrn. 41, 42 und 43. 

46) § 129 Abs. 1–4 StGB, Bildung krimineller Vereinigungen, hier in Fällen von geringer 

Schuld und zudem einer untergeordneten Bedeutung der Mitwirkung des Täters gemäß 

Abs. 6. 

47) § 129 Abs. 1–4 StGB, Bildung krimineller Vereinigungen, hier in Fällen von tätiger 

Reue gemäß Abs. 7. 

48) § 129a Abs. 1–5 StGB, Bildung terroristischer Vereinigungen, hier in Fällen von 

tätiger Reue gemäß Abs. 7 mit § 129 Abs. 7 StGB. 

49) § 136 Abs. 1–2 StGB, Verstrickungsbruch; Siegelbruch, hier in Fällen von Abs. 4 

mit den Fallgestaltungen des § 113 Abs. 4 StGB [oben Nrn. 41 und 42]. 

50) § 142 Abs. 1–3 StGB, Unerlaubtes Entfernen vom Unfallort, hier in Fällen gemäß 

Abs. 4, bei denen der Täter [unter näher beschriebenen Umständen] den Unfall nachmel-

det. 
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51) § 157 Abs. 1 StGB, Aussagenotstand bei Zeugen oder Sachverständigen, die sich 

eines Meineids oder einer uneidlichen falschen Aussage schuldig gemacht haben, in sol-

chen Fällen, bei denen die Unwahrheit gesagt wurde, um von einem Angehörigen oder von 

sich selbst die Gefahr abzuwenden, bestraft oder einer freiheitsentziehenden Maßregel der 

Besserung oder Sicherung unterworfen zu werden. 

52) § 157 Abs. 2 StGB, Aussagennotstand, hier in Fällen, bei denen ein noch nicht Ei-

desmündiger falsch ausgesagt hat. 

53) § 158 Abs. 1 und 2 mit §§ 153–156 StGB, Berichtigung einer falschen Aussage, 

hier in Fällen von rechtzeitiger Berichtigung. 

54) § 162 Abs. 1 mit §§ 153 ff. StGB, hier in Fällen von falschen Aussagen vor interna-

tionalen Gerichten. 

55) § 162 Abs. 2 mit §§ 153 ff. StGB, hier in Fällen von falschen Aussagen vor einem 

Untersuchungsausschuss eines Gesetzgebungsorgans des Bundes oder eines Landes. 

56) § 174 StGB, Sexueller Missbrauch von Schutzbefohlenen gemäß Abs. 1 Nr. 1 [Per-

son unter 16 Jahren], bzw. Abs. 2 Nr. 1 [ebenfalls Person unter 16 Jahren] bzw. Abs. 3 

[Sexuelle Handlungen „vornehmen“ an einer Person oder von der Person unter 16 Jahren 

„vornehmen lassen“], hier in Fällen, bei denen gemäß Abs. 5 das Unrecht der Tat gering 

ist. 

57) § 182 Abs. 1–3 StGB, Sexueller Missbrauch von Jugendlichen, hier in Fällen, bei 

denen gemäß Abs. 5 das Unrecht der Tat gering ist, unter Berücksichtigung des Verhaltens 

der Person, gegen die sich die Tat richtet. 

58) § 218a Abs. 1–3 StGB, Straflosigkeit des Schwangerschaftsabbruchs, hier in Fäl-

len des Absehens von Strafe nach Abs. 4 Satz 2 in Verbindung mit § 218 StGB. 

59) § 236 Abs. 1–3 StGB, Kinderhandel, hier in Fällen gemäß Abs. 4 bei Teilnehmern, 

deren Schuld unter Berücksichtigung des körperlichen oder seelischen Wohls des Kindes 

oder der vermittelten Person gering ist. 

60) § 266a Abs. 1 und 2 StGB, Vorenthalten und Veruntreuen von Arbeitsentgelt, hier 

in Fällen gemäß Abs. 6, bei denen der Arbeitgeber spätestens im Zeitpunkt der Fälligkeit 

oder unverzüglich danach [näher bestimmte Mitteilungen macht]. 

61) § 306 Abs. 1 und 2 StGB, Brandstiftung, hier in Fällen von tätiger Reue gemäß § 306e 

Abs. 1 StGB. 

62) § 306a Abs. 1–3 StGB, Schwere Brandstiftung, hier in Fällen von tätiger Reue gemäß 

§ 306e Abs. 1 StGB. 

63) § 306b Abs. 1 und 2 StGB, Besonders schwere Brandstiftung, hier in Fällen von 

tätiger Reue gemäß § 306e Abs. 1 StGB. 

64) § 307 Abs. 2 StGB, Freisetzen von Kernenergie unter fahrlässiger Gefährdung 

von Leib oder Leben eines anderen Menschen oder fremder Sachen von bedeuten-

dem Wert, hier in Fällen von tätiger Reue gemäß § 314a Abs. 2 Nr. 2a StGB. 
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65) § 308 Abs. 1 und 5 StGB, Herbeiführen einer Sprengstoffexplosion unter fahrläs-

siger Gefährdung von Leib oder Leben eines anderen Menschen oder fremder Sa-

chen von bedeutendem Wert, hier in Fällen von tätiger Reue gemäß § 314a Abs. 2 Nr. 2b 

StGB. 

66) § 309 Abs. 1 StGB, Missbrauch ionisierender Strahlen in Fällen, bei denen der Täter 

gemäß § 314a Abs. 2 Nr. 1 freiwillig die weitere Tat aufgibt oder sonst die Gefahr abwendet. 

67) § 309 Abs. 6 StGB, Missbrauch ionisierender Strahlen [in bestimmter Absicht] 

gegen fremde Sachen, Gewässer etc. oder Tiere oder Pflanzen von bedeutendem Wert 

dergestalt, dass das Vorgehen geeignet ist, solche beabsichtigten Beeinträchtigungen, Ver-

änderungen oder Schäden hervorzurufen, hier in Fällen von tätiger Reue gemäß § 314a 

Abs. 2 Nr. 2c StGB. 

68) § 311 Abs. 1 StGB, Freisetzung ionisierender Strahlen, hier in Fällen von tätiger 

Reue gemäß § 314a Abs. 2 Nr. 2d StGB. 

69) § 312 Abs. 1 und 6 Nr. 1 StGB, Fehlerhafte Herstellung einer kerntechnischen 

Anlage, hier in Fällen von tätiger Reue gemäß § 314a Abs. 2 Nr. 2e StGB. 

70) § 313 StGB, Herbeiführen einer Überschwemmung, hier in Fällen von tätiger Reue 

gemäß § 314a Abs. 2 Nr. 2f, auch in Verbindung mit § 308 Abs. 5 StGB. 

71) § 315 Abs. 1, Abs. 3 Nr. 5 oder Abs. 5 StGB, Gefährliche Eingriffe in den Bahn-, 

Schiffs- und Luftverkehr, hier in Fällen von tätiger Reue gemäß § 220 Abs. 2 Nr. 1 StGB. 

72) § 315b Abs. 1, Abs. 3 Nr. 1 oder Abs. 4 in Verbindung mit § 315 Abs. 3 Nr. 1 StGB, 

Gefährliche Eingriffe in den Straßenverkehr, hier in Fällen von tätiger Reue gemäß § 220 

Abs. 2 Nr. 2 StGB. 

73) § 318 Abs. 1 oder Abs. 6 Nr. 1, Beschädigung wichtiger Anlagen, hier in Fällen von 

tätiger Reue gemäß § 220 Abs. 2 Nr. 3 StGB. 

74) § 319 Abs. 1–3 StGB, Baugefährdung, hier in Fällen von tätiger Reue gemäß § 220 

Abs. 2 Nr. 4 StGB. 

75) § 325a Abs. 2 Verursachen von Lärm, Erschütterungen und nichtionisierenden 

Strahlen mit [näher beschriebenen] Gefährdungen, hier in Fällen von tätiger Reue gemäß 

§ 330b Abs. 1 Satz 1 StGB. 

76) § 326 Abs. 1–3 StGB, Unerlaubter Umgang mit Abfällen, hier in Fällen von tätiger 

Reue gemäß § 330b Abs. 1 Satz 1 StGB. 

77) § 328 Abs. 1–3 StGB, Unerlaubter Umgang mit radioaktiven Stoffen und anderen 

gefährlichen Stoffen und Gütern, hier in Fällen von tätiger Reue gemäß § 330b Abs. 1 

Satz 1 StGB. 

78) § 330a Abs. 1, 3 und 4 StGB, Schwere Gefährdung durch Freisetzen von Giften, 

hier in Fällen von tätiger Reue gemäß § 330b Abs. 1 Satz 1 StGB. 
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79) § 29 Abs. 1, 2 und 4 BtMG, Straftaten [als Vergehen in etlichen Varianten], hier in 

Fällen gemäß Abs. 5, bei denen der Täter die Betäubungsmittel lediglich zum Eigenver-

brauch in geringer Menge anbaut, herstellt, einführt, ausführt, durchführt, erwirbt, sich in 

sonstiger Weise beschafft oder besitzt. 

80) § 29 Abs. 1 bis 4 und 6 BtMG, Straftaten [mehrheitlich als Vergehen, aber auch als 

Verbrechen], hier in Fällen gemäß § 31 Abs. 1 Nr. 1 StGB, in denen der Täter keine Frei-

heitsstrafe von mehr als drei Jahren verwirkt hat, und zudem durch freiwilliges Offenbaren 

seines Wissens wesentlich dazu beigetragen hat, dass eine Straftat nach den §§ 29 bis 

30a, die mit seiner Tat im Zusammenhang steht, aufgedeckt werden konnte. [sog. Kleine 

Kronzeugenregelung, Variante 1, als Pendant zu § 46b StGB, oben Nr. 04]. 

81) § 29 Abs. 3 BtMG, Straftaten [Verbrechen], hier in Fällen gemäß § 31 Abs. 1 Nr. 2 

StGB, bei denen der Täter sein Wissen so rechtzeitig einer Dienststelle offenbart, dass eine 

Straftat nach den § 29 Abs. 3, bis 30a bzw. § 29a Abs. 1 bzw. § 30 Abs. 1 bzw. § 30a Abs. 

1, die mit seiner Tat im Zusammenhang steht und von deren Planung er weiß, noch verhin-

dert werden kann [Kleine Kronzeugenregelung, Variante 2]. 

82) § 30 Abs. 1 und 2 BtMG, Straftaten [Verbrechen], hier in Fällen wie bei Nr. 80 [Kleine 

Kronzeugenregelung, Variante 3]. 

83) § 30 Abs. 1 BtMG, Straftaten [Verbrechen] hier in Fällen wie bei Nr. 81 [Kleine Kron-

zeugenregelung, Variante 4]. 

84) § 30a Abs. 1–3 BtMG, Straftaten [Verbrechen], hier in Fällen wie bei Nr. 80 [Kleine 

Kronzeugenregelung, Variante 5]. 

85) § 30a Abs. 1 BtMG, Straftaten [Verbrechen], hier in Fällen wie bei Nr. 81 [Kleine Kron-

zeugenregelung, Variante 6]. 

86) § 20 Abs. 1 Nrn. 1–5 des Gesetzes zur Regelung des öffentlichen Vereinsrechts 

(Vereinsgesetz), Zuwiderhandlungen gegen Verbote etc. [verschiedener erheblicher 

Art], hier in Fällen von Abs. 2 Nr. 1, bei denen die Schuld von Beteiligten gering oder deren 

Mitwirkung von untergeordneter Bedeutung ist. 

87) § 20 Abs. 1 Nrn. 1–5 des Gesetzes zur Regelung des öffentlichen Vereinsrechts 

(Vereinsgesetz), Zuwiderhandlungen gegen Verbote etc. [verschiedener erheblicher 

Art], hier in Fällen von Abs. 2 Nr. 2 Halbsatz 1, bei denen der Täter sich freiwillig und ernst-

haft bemüht, das Fortbestehen der Partei oder des Vereins zu verhindern. 
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Anhang VII 

Quellenhinweise zu den verschiedenen Kriminalstatisti-
ken bzw. Strafrechtspflegestatistiken. Auswertungsstand: 
Mai 2021 

Statistisches Bundesamt Wiesbaden (DESTATIS) 

Informationen zu „Justiz und Rechtspflege“ im Überblick:  

https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/_inhalt.html 

Jahresberichte zur Fachserie 10 = Rechtspflege (Strafverfolgung, Staatsanwaltschaf-

ten, Strafgerichte, Strafvollzug, Maßregelvollzug) 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/_inhalt.html#sprg235918 

Strafverfolgung: Strafverfolgung – Fachserie 10 Reihe 3 – 2019 (PDF, 3MB, Datei ist 

nicht barrierefrei) Nachweis zu den Jahresberichten von 2002 bis 2018: https://www.statistische-

bibliothek.de/mir/receive/DESerie_mods_00000107?list=all 

 

* Qualitätsbericht für 2019:  

https://www.destatis.de/DE/Methoden/Qualitaet/Qualitaetsberichte/Justiz-Rechtspflege/strafverfol-

gung.pdf?__blob=publicationFile&v=1 

 

* Sogenannte „Lange Reihen“ von Informationen über verschiedene Aspekte der Aburtei-

lungen, teilweise ab 1995, lassen sich auf folgender Website finden: https://www.desta-

tis.de/DE/Methoden/Qualitaet/Qualitaetsberichte/Justiz-Rechtspflege/strafverfolgung.pdf?__blob=publication-

File 

Staatsanwaltschaften (auch Amtsanwaltschaften) (hier exemplarisch = Berichtsjahr-

gang 2019)  

https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Gerichte/staatsan-

waltschaften-2100260197004.pdf?__blob=publicationFile 

Detaillierte Erläuterungen zur Datenerfassung und Dateneingabe für die StaStat in den Ge-

schäftsstellen finden sich in folgendem Werk: Manfred Stamm /Yvonne Stamm: Justizsta-

tistik. 18. Auflage. Rechtsstand: Januar 2020. Pegnitz: Juristischer Verlag Pegnitz 2020, 

Kapitel 5, S. 228-278. 

Strafgerichte (hier exemplarisch = Berichtsjahrgang 2019) 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Gerichte/staatsan-

waltschaften-2100260177004.pdf?_blob=publicationFile 

Detaillierte Erläuterungen zur Datenerfassung und Dateneingabe für die StGStat in den 

Geschäftsstellen finden sich in folgendem Werk: Manfred Stamm /Yvonne Stamm: Justiz-

statistik. 18. Auflage. Rechtsstand: Januar 2020. Pegnitz: Juristischer Verlag Pegnitz 2020, 

Kapitel 6, S. 279-335. 

Bewährungshilfe (Nachweise der Hefte 1998–2011) 

https://www.destatis.de/GPStatistik/receive/DESerie_serie_00000109 

* Qualitätsbericht für den letzten veröffentlichten Jahrgang 2011:  

https://www.destatis.de/GPStatistik/servlets/MCRFileNodeServlet/DEMonografie_derivate_00000871/Quali-

taetsbericht.Bewaehrungshilfe.2011.pdf;jsessionid=E9BBD1B09B02A65A2DE231DDC0D1F056 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/_inhalt.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/_inhalt.html#sprg235918
https://www.statistischebibliothek.de/mir/receive/DESerie_mods_00000107?list=all
https://www.statistischebibliothek.de/mir/receive/DESerie_mods_00000107?list=all
https://www.destatis.de/DE/Methoden/Qualitaet/Qualitaetsberichte/Justiz-Rechtspflege/strafverfolgung.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.destatis.de/DE/Methoden/Qualitaet/Qualitaetsberichte/Justiz-Rechtspflege/strafverfolgung.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.destatis.de/DE/Methoden/Qualitaet/Qualitaetsberichte/Justiz-Rechtspflege/strafverfolgung.pdf?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/Methoden/Qualitaet/Qualitaetsberichte/Justiz-Rechtspflege/strafverfolgung.pdf?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/Methoden/Qualitaet/Qualitaetsberichte/Justiz-Rechtspflege/strafverfolgung.pdf?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Gerichte/staatsanwaltschaften-2100260197004.pdf?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Gerichte/staatsanwaltschaften-2100260197004.pdf?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Gerichte/staatsanwaltschaften-2100260177004.pdf?_blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Gerichte/staatsanwaltschaften-2100260177004.pdf?_blob=publicationFile
https://www.destatis.de/GPStatistik/receive/DESerie_serie_00000109
https://www.destatis.de/GPStatistik/servlets/MCRFileNodeServlet/DEMonografie_derivate_00000871/Qualitaetsbericht.Bewaehrungshilfe.2011.pdf;jsessionid=E9BBD1B09B02A65A2DE231DDC0D1F056
https://www.destatis.de/GPStatistik/servlets/MCRFileNodeServlet/DEMonografie_derivate_00000871/Qualitaetsbericht.Bewaehrungshilfe.2011.pdf;jsessionid=E9BBD1B09B02A65A2DE231DDC0D1F056
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* Verdichteter Gesamtüberblick für die Jahrgänge 1963–2011:  

https://www.destatis.de/GPStatistik/servlets/MCRFileNodeServlet/DEHeft_deri-

vate_00010116/2100500117004.pdf;jsessionid=8927CD736F73191D470E8D48D7E5BF8D 

* Ergänzende Quelle = Aktuelle Zusammenstellung von Daten zur BewHi für die Bundes-

länder, die diese Statistik fortführen, bis teilweise 2020: 

https://www.dbh-online.de/informationen-materialien/bewaehrungshilfestatistik.  

* Ergänzendes aktuelles Beispiel = Statistisches Landesamt Baden-Württemberg: Be-

währungshilfe in Baden-Württemberg 2019. Statistische Berichte Baden-Württemberg, 

Rechtspflege, Artikel-Nr. 352 19001 (B VI 7 j/17) vom 24.6.2020. 

https://www.statistik-bw.de/Service/Veroeff/Statistische_Berichte/325219001.pdf 

* Zu einer umfassenden Längsschnitt- und Querschnittsanalyse siehe: Wolfgang 

Heinz: 57 Jahre Bewährungshilfe im Spiegel der Bewährungshilfestatistik. Ein Überblick 

über die Entwicklung von 1963 bis 2019 im früheren Bundesgebiet. Konstanz: Konstanzer 

Inventar Sanktionsforschung 2021, 89 Seiten (Stand: Berichtsjahr 2019; Version: 1/2021. 

Fundstelle im Internet: http://www.ki.uni-konstanz.de/kis/ ) 

Führungsaufsicht: Ergänzende Quellen: 

Bericht von Bert Götting, Bundesamt für Justiz, über den Stand zum Jahrgang 2015 

https://www.dbh-online.de/sites/default/files/doku/vortraege/fa-statistik-stand_nov.17.pdf 

Bericht von Peter Reckling, DBH: Führungsaufsicht in den Bundesländern: Zahlen für die 

Jahre 2008-2014: https://www.dbh-online.de/sites/default/files/doku/vortraege/fa-zahlen-bundeslaender-

2014.pdf 

Bericht von Peter Reckling, DBH: Aktuelles in der Führungsaufsicht: Übersicht über die 

Zahlen in den Bundesländern für den Jahrgang 2015: 

 https://www.dbh-online.de/sites/default/files/doku/vortraege/fa-zahlen-bundeslaender-2015_0.pdf 

Bericht von Daniel Wolter, DBH: Führungsaufsicht für 2010-2018  

https://www.dbh-online.de/sites/default/files/doku/vortraege/zahlen_fuehrungsaufsicht_2018_0.pdf 

Jugendarrestvollzug: Im Gefolge der Föderalismusreform ist ab 2006 die Zuständigkeit 

für die gesetzliche Regelung des Jugendarrests auf die Bundesländer übergegangen. So-

weit die Länder noch keine entsprechenden Gesetze erlassen haben, gilt das Bundesrecht 

partikulär weiter, in diesem Fall die Verordnung über den Vollzug des Jugendarrestes. 

Jugendarrestvollzugsordnung, JAVollzO vom 30.11.1976, gültig ab 1.1.1977, zuletzt ge-

ändert am 8.12.2010. https://www.gesetze-im-internet.de/javollzo/BJNR005050966.html 

* Gesetz über die Gestaltung und Durchführung des Jugendarrestes in Baden-Würt-

temberg (Jugendarrestgesetz – JArrG) Vom 25. November 2014 https://www.landesrecht-

bw.de/jportal/?max=true&psml=bsbawueprod.psml&quelle=jlink&query=JAVollzG+ 

BW+Inhaltsverzeichnis 

* Gesetz über den Vollzug des Jugendarrestes (Bayerisches Jugendarrestvollzugs-

gesetz – BayJAVollzG) vom 26. Juni 2018 (GVBl. S. 438) BayRS 312-2-4-J, geändert 

durch § 8 des Gesetzes vom 8. Juli 2020 (GVBl. D. 330)  

https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayJAVollzG 

https://www.destatis.de/GPStatistik/servlets/MCRFileNodeServlet/DEHeft_derivate_00010116/2100500117004.pdf;jsessionid=8927CD736F73191D470E8D48D7E5BF8D
https://www.destatis.de/GPStatistik/servlets/MCRFileNodeServlet/DEHeft_derivate_00010116/2100500117004.pdf;jsessionid=8927CD736F73191D470E8D48D7E5BF8D
https://www.dbh-online.de/informationen-materialien/bewaehrungshilfestatistik
https://www.statistik-bw.de/Service/Veroeff/Statistische_Berichte/325219001.pdf
http://www.ki.uni-konstanz.de/kis/
https://www.dbh-online.de/sites/default/files/doku/vortraege/fa-statistik-stand_nov.17.pdf
https://www.dbh-online.de/sites/default/files/doku/vortraege/fa-zahlen-bundeslaender-2014.pdf
https://www.dbh-online.de/sites/default/files/doku/vortraege/fa-zahlen-bundeslaender-2014.pdf
https://www.dbh-online.de/sites/default/files/doku/vortraege/fa-zahlen-bundeslaender-2015_0.pdf
https://www.dbh-online.de/sites/default/files/doku/vortraege/zahlen_fuehrungsaufsicht_2018_0.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/javollzo/BJNR005050966.html
https://www.landesrecht-bw.de/jportal/?max=true&psml=bsbawueprod.psml&quelle=jlink&query=JAVollzG+BW+Inhaltsverzeichnis
https://www.landesrecht-bw.de/jportal/?max=true&psml=bsbawueprod.psml&quelle=jlink&query=JAVollzG+BW+Inhaltsverzeichnis
https://www.landesrecht-bw.de/jportal/?max=true&psml=bsbawueprod.psml&quelle=jlink&query=JAVollzG+BW+Inhaltsverzeichnis
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayJAVollzG
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* Gesetz über den Vollzug des Jugendarrests in Berlin. Letzter Stand: Gesetzentwurf, 

Senatsvorlage vom 4.5.2021 an das Abgeordnetenhaus:  

https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2021/pressemitteilung.1081941.php 

* Gesetz über den Vollzug des Jugendarrestes im Land Brandenburg (Brandenburgi-

sches Jugendarrestvollzugsgesetz – BbgJAVollzG) vom 10. Juli 2014 (GVBl.I/14, [Nr. 

34]) https://bravors.brandenburg.de/de/gesetze-212959 

* Im Bundesland Bremen rechtskräftig verhängter Jugendarrest wird in Niedersach-

sen nach dort gültigem Recht vollstreckt. 

* Gesetz über den Vollzug des Jugendarrestes (Hamburgisches Jugendarrestvoll-

zugsgesetz – HmbJAVollzG) vom 29. Dezember 2014. Fundstelle: HmbGVBl. 2014, 

S. 542. http://www.landesrecht-hamburg.de/jportal/portal/page/bshaprod.psml?showdoccase=1&doc.id=jlr-

JAVollzGHArahmen&st=lr 

* Hessisches Jugendarrestvollzugsgesetz (HessJAVollzG) vom 27. Mai 2015 

https://www.rv.hessenrecht.hessen.de/bshe/document/jlr-JAVollzGHEV2IVZ 

* Gesetz über den Vollzug des Jugendarrestes in Mecklenburg-Vorpommern (Ju-

gendarrestvollzugsgesetz Mecklenburg-Vorpommern – JAVollzG M-V) vom 27. Mai 

2016* https://www.landesrecht-mv.de/bsmv/document/jlr-JAVollzGMVV1IVZ 

* Gesetz über den Vollzug des Jugendarrestes in Niedersachsen (Niedersächsisches 

Jugendarrestvollzugsgesetz – NJAVollzG) vom 17. Februar 2016* http://www.nds-vo-

ris.de/jportal/?quelle=jlink&psml=bsvorisprod.psml&feed=bsvoris-lr&docid=jlr-JAVollzGNDrahmen 

* Gesetz zur Regelung des Jugendarrestvollzuges in Nordrhein-Westfalen (Jugend-

arrestvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen – JAVollzG NRW) Stand: 20.12.2019 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_text_anzeigen?v_id=2920130516131847909 

* Kurzinformation über Jugendarrestvollzug in Rheinland-Pfalz und die Jugendar-

restanstalt Worms https://jaawo.justiz.rlp.de/de/wir-ueber-uns/ 

* Gesetz über den Vollzug des Jugendarrests (Saarländisches Jugendarrestvollzugs-

gesetz – SJAVollzG) vom 20. Januar 2016 (Amtsbl. I S. 132) (Gesetz Nr. 1883) 

https://www.gesetze-soziale-arbeit.nomos.de/fileadmin/gfdsa/doc/100l-b-SaarJAVollzG.pdf 

* Sächsisches Jugendarrestvollzugsgesetz vom 5. März 2019 (SächsGVBl. S. 158), 

das durch Artikel 6 des Gesetzes vom 22. August 2019 (SächsGVBl. S. 663) geändert wor-

den ist https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/18049-Saechsisches-Jugendarrestvollzugsgesetz 

* Entwurf für ein Drittes Buch Justizvollzugsgesetzbuch Sachsen-Anhalt – Vollzug 

des Jugendarrests – (Drittes Buch Justizvollzugsgesetzbuch Sachsen-Anhalt – 

JVollzGB III LSA) vom 21.1.2019  

https://www.landtag.sachsen-anhalt.de/fileadmin/files/drs/wp7/drs/d3859lge.pdf 

* Gesetz über den Vollzug des Jugendarrestes in Schleswig-Holstein – Jugendarrest-

vollzugsgesetz- (JAVollzG) vom 2. Dezember 2014  

https://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/jportal/portal/page/bsshoprod?feed=bssho-lr&showdoccase=1 

&paramfromHL=true&doc.id=jlr-JAVollzGSHrahmen 

https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2021/pressemitteilung.1081941.php
https://bravors.brandenburg.de/de/gesetze-212959
http://www.landesrecht-hamburg.de/jportal/portal/page/bshaprod.psml?showdoccase=1&doc.id=jlr-JAVollzGHArahmen&st=lr
http://www.landesrecht-hamburg.de/jportal/portal/page/bshaprod.psml?showdoccase=1&doc.id=jlr-JAVollzGHArahmen&st=lr
https://www.rv.hessenrecht.hessen.de/bshe/document/jlr-JAVollzGHEV2IVZ
https://www.landesrecht-mv.de/bsmv/document/jlr-JAVollzGMVV1IVZ
file://///sn00.zdv.uni-tuebingen.de/JF11/allgemein/Ablage/Pessiu/*
http://www.nds-voris.de/jportal/?quelle=jlink&psml=bsvorisprod.psml&feed=bsvoris-lr&docid=jlr-JAVollzGNDrahmen
http://www.nds-voris.de/jportal/?quelle=jlink&psml=bsvorisprod.psml&feed=bsvoris-lr&docid=jlr-JAVollzGNDrahmen
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_text_anzeigen?v_id=2920130516131847909
https://jaawo.justiz.rlp.de/de/wir-ueber-uns/
https://www.gesetze-soziale-arbeit.nomos.de/fileadmin/gfdsa/doc/100l-b-SaarJAVollzG.pdf
https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/18049-Saechsisches-Jugendarrestvollzugsgesetz
https://www.landtag.sachsen-anhalt.de/fileadmin/files/drs/wp7/drs/d3859lge.pdf
https://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/jportal/portal/page/bsshoprod?feed=bssho-lr&showdoccase=1&paramfromHL=true&doc.id=jlr-JAVollzGSHrahmen
https://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/jportal/portal/page/bsshoprod?feed=bssho-lr&showdoccase=1&paramfromHL=true&doc.id=jlr-JAVollzGSHrahmen
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* Thüringer Jugendarrestvollzugsgesetz (ThürJAVollzG) vom 19. März 2019. http://parl-

dok.thueringen.de/ParlDok/dokument/70512/gesetz_und_verordnungsblatt_nr_2_2019.pdf 

Maßregelvollzug (außerhalb der Strafjustiz):  Im psychiatrischen Krankenhaus und in 

der Entziehungsanstalt aufgrund strafrichterlicher Anordnung Untergebrachte 

(Nachweis der Hefte 2007-2013/14. Seither gibt es keine eigenständige Veröffentlichung 

mehr) https://www.destatis.de/GPStatistik/receive/DESerie_serie_00002494 

Maßregelvollzug (innerhalb der Strafjustiz): Sicherungsverwahrung = Im Strafvollzug 

aufgrund strafrichterlicher Anordnung Untergebrachte: Informationen zu den Merkma-

len der Untergebrachten werden dreimal pro Jahr erhoben bzw. mitgeteilt. Hier: Sach-

standsbericht zum 31. März 2020, Tabelle 5) 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Strafverfolgung-

Strafvollzug/strafvollzug-2100410207004.pdf?__blob=publicationFile#:~:text=Nach%20Antritt%20einer%20 

Freiheits%2D%2C%20Jugendstrafe,dem%20Gefangenen%20weiter%20gegeben%20wird 

Strafvollzug: Demographische und kriminologische Merkmale der Strafgefangenen. 

(Hier: Berichtsjahrgang 2019, veröffentlicht 2020) 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Strafverfolgung-

Strafvollzug/strafvollzug-2100410207004.pdf?__blob=publicationFile#:~:text=Nach%20Antritt%20einer%20 

Freiheits%2D%2C%20Jugendstrafe,dem%20Gefangenen%20weiter%20gegeben%20wird 

Strafvollzugsstatistik, fortlaufende Stichtagsberichte: Bestand der Gefangenen und 

Verwahrten in den deutschen Justizvollzugsanstalten nach ihrer Unterbringung auf 

Haftplätzen des geschlossenen und offenen Vollzugs jeweils zu den Stichtagen 

31. März, 31. August und 30. November eines Jahres (Nachweis der Hefte 2003-02 bis 

2018-11) https://www.destatis.de/GPStatistik/receive/DESerie_serie_00002496 

 

 

http://parldok.thueringen.de/ParlDok/dokument/70512/gesetz_und_verordnungsblatt_nr_2_2019.pdf
http://parldok.thueringen.de/ParlDok/dokument/70512/gesetz_und_verordnungsblatt_nr_2_2019.pdf
https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Strafverfolgung-Strafvollzug/strafvollzug-2100410207004.pdf?__blob=publicationFile#:~:text=Nach%20Antritt%20einer%20Freiheits%2D%2C%20Jugendstrafe,dem%20Gefangenen%20weiter%20gegeben%20wird
https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Strafverfolgung-Strafvollzug/strafvollzug-2100410207004.pdf?__blob=publicationFile#:~:text=Nach%20Antritt%20einer%20Freiheits%2D%2C%20Jugendstrafe,dem%20Gefangenen%20weiter%20gegeben%20wird
https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Strafverfolgung-Strafvollzug/strafvollzug-2100410207004.pdf?__blob=publicationFile#:~:text=Nach%20Antritt%20einer%20Freiheits%2D%2C%20Jugendstrafe,dem%20Gefangenen%20weiter%20gegeben%20wird
https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Strafverfolgung-Strafvollzug/strafvollzug-2100410207004.pdf?__blob=publicationFile#:~:text=Nach%20Antritt%20einer%20Freiheits%2D%2C%20Jugendstrafe,dem%20Gefangenen%20weiter%20gegeben%20wird
https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Strafverfolgung-Strafvollzug/strafvollzug-2100410207004.pdf?__blob=publicationFile#:~:text=Nach%20Antritt%20einer%20Freiheits%2D%2C%20Jugendstrafe,dem%20Gefangenen%20weiter%20gegeben%20wird
https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Strafverfolgung-Strafvollzug/strafvollzug-2100410207004.pdf?__blob=publicationFile#:~:text=Nach%20Antritt%20einer%20Freiheits%2D%2C%20Jugendstrafe,dem%20Gefangenen%20weiter%20gegeben%20wird
https://www.destatis.de/GPStatistik/receive/DESerie_serie_00002496
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Bundeskriminalamt Wiesbaden 

Polizeiliche Kriminalstatistik, Bundesrepublik Deutschland (PKS) 

PKS 2019 Jahrbuch [2020] 

Die vier Bände des PKS-Jahrbuchs informieren Sie über die Kriminalität insgesamt 

in Deutschland. Sie erhalten einen Überblick über die Entwicklung bei Fällen, Tatver-

dächtigen und Opfern bei ausgewählten Delikten. 

PKS 2019 – Jahrbuch Band 1 Fälle – Aufklärung – Schaden (V1.0) 

PKS 2019 – Jahrbuch Band 2 Opfer (V2.0) 

PKS 2019 – Jahrbuch Band 3 Tatverdächtige (V3.0) 

PKS 2019 – Jahrbuch Band 4 Einzelne Straftaten/-gruppen und ausgewählte Formen 

der Kriminalität (V2.0) 

https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatis-

tik/PKS2019/PKSJahrbuch/pksJahrbuch_node.html 

Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 

Politisch motivierte Kriminalität im Jahr 2020 Bundesweite Fallzahlen 

https://www.bmi.bund.de/DE/themen/sicherheit/kriminalitaetsbekaempfung-und-gefahrenabwehr/politisch-mo-

tivierte-kriminalitaet/politisch-motivierte-kriminalitaet-node.html 

[Ergänzend aus übergreifender Perspektive] 

RatSWD 

Rat für Sozial- und Wirtschaftsdaten. Arbeitsgruppe 

Weiterentwicklung der Kriminal- und Strafrechtspflegestatistik  

https://www.ratswd.de/arbeitsgruppen/weiterentwicklung-kriminalstatistik 

Stellungnahme des Rats für Sozial- und Wirtschaftsdaten (RatSWD) zu einem Vikti-

misierungssurvey 

https://www.ratswd.de/dl/RatSWD_Output2.6_Kriminalstatistik.pdf 

Stellungnahme des Rats für Sozial- und Wirtschaftsdaten (RatSWD) zu: Weiterent-

wicklung der Kriminal- und Strafrechtspflegestatistik in Deutschland. RatSWD Output 

7 (6). Berlin 02-2020. https://doi.org/10.17620/02671.46. 

[Weiterführend zur PKS /Kriminalitätsopfer] 

Bundeskriminalamt: Deutscher Viktimisierungssurvey 
https://www.bka.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Servicesuche_Footer_Formular.html?nn=27696&re-

sourceId=4200&input_=27696&pageLocale=de&templateQueryString=viktimisierungssurvey&sub-

mit.x=0&submit.y=0 

  

https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/PKS2019/PKSJahrbuch/pksJahrbuch_node.html
https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/PKS2019/PKSJahrbuch/pksJahrbuch_node.html
https://www.bmi.bund.de/DE/themen/sicherheit/kriminalitaetsbekaempfung-und-gefahrenabwehr/politisch-motivierte-kriminalitaet/politisch-motivierte-kriminalitaet-node.html
https://www.bmi.bund.de/DE/themen/sicherheit/kriminalitaetsbekaempfung-und-gefahrenabwehr/politisch-motivierte-kriminalitaet/politisch-motivierte-kriminalitaet-node.html
https://www.ratswd.de/arbeitsgruppen/weiterentwicklung-kriminalstatistik
https://www.ratswd.de/dl/RatSWD_Output2.6_Kriminalstatistik.pdf
https://doi.org/10.17620/02671.46
https://www.bka.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Servicesuche_Footer_Formular.html?nn=27696&resourceId=4200&input_=27696&pageLocale=de&templateQueryString=viktimisierungssurvey&submit.x=0&submit.y=0
https://www.bka.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Servicesuche_Footer_Formular.html?nn=27696&resourceId=4200&input_=27696&pageLocale=de&templateQueryString=viktimisierungssurvey&submit.x=0&submit.y=0
https://www.bka.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Servicesuche_Footer_Formular.html?nn=27696&resourceId=4200&input_=27696&pageLocale=de&templateQueryString=viktimisierungssurvey&submit.x=0&submit.y=0
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Österreich 

Statistik Austria: Gerichtliche Kriminalstatistik – Verurteilungsstatistik und Wiederver-
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